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230. Sitzung 


Bonn, den 18. März 1976 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak- 
tionellen Vereinbarung soll die heutige Tagesord- 
nung ergänzt werden um den 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Bericht Tindemans über 
die Schaffung der Europäischen Union 
— Drucksache 7/4757 — 

Ebenfalls nach einer interfraktionellen Vereinba- 
rung sollen die Punkte 11 — vereinfachte Abände- 
rung von Unterhaltsrenten — , 12 — Änderung scha- 
densersatzrechtlicher Vorschriften — , 13 ^ — • Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes — und 24 — Antrag 
betr. Deutsche Bundesbahn — von der Tagesord- 
(B) nung abgesetzt werden. — Das Haus ist damit ein- 
verstanden; es ist so beschlossen. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll das 
Äbfallwirtschaftsprogramm 1975 der Bundesregie- 
rung — Drucksache 7/4826 — gemäß § 76 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung dem Innenausschuß — federfüh- 
rend — , dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit sowie 
dem Haushaltsausschuß — • mitberatend — überwie- 
sen werden. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer (Mitbestimmungsgesetz — MitbestG) 
— Drucksache 7/2172 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksachen 7/4787, 7/4845 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Sund 
Abgeordneter Franke (Osnabrück) 
Abgeordneter Schmidt (Kempten) 

(Erste Sitzung 110. Sitzung) 

Das Wort in der allgemeinen Aussprache hat der 
Herr Abgeordnete Sund. 


Sund (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen! 
Meine Herren! Ohne überzogenes Pathos: dies ist 
ein wichtiger Tag. Der Deutsche Bundestag wird nach 
fast zweijährigen Beratungen das Gesetz über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer verabschieden. 

Die Beratung war nicht einfach. Da gab es in der 
Koalition erhebliche Unterschiede in den Ausgangs- 
positionen. Es gab und es gibt die unterschiedlichen 
Interessenlagen der Arbeitnehmer und der Anteils- 
eigner. Es gab und es gibt das breite Spektrum wis- 
senschaftlicher Positionen mit konstruktiver Kritik 
über Bedenklichkeiten bis hin zur Ablehnung. Da 
war die Ungeduld derjenigen, die wissen, welche 
entscheidende Bedeutung der Ausbau paritätischer 
Mitbestimmung für die Sicherung und weitere Ge- 
staltung einer freiheitlich-demokratischen Ordnung 
hat. Und da war der Widerstand all derer, die nur 
für die Befestigung alter gesellschaftlicher Macht- 
positionen kämpfen und die jede Veränderung de- 
nunzieren. Wir sind während der Beratungen vori 
einer interessierten und engagierten öffentlichen 
Diskussion und Kritik begleitet worden, manchmal 
auch bloß hämisch und bösartig. Da waren auch die 
Besserwisser, da waren die Rechthaber, und da 
waren die Verzagten. 

Natürlich hat dieser schwierige Gestaltungsprozeß 
seine Spuren im Entwurf des Gesetzes hinterlassen. 
Mancher Abstrich wird bitter registriert, manche 
praktische Klarstellung wird begrüßt* werden. Das ist 
im Gesetzgebungsverfahren nun einmal so und muß 
nicht Anlaß sein, über den Kompromiß als Problem 
der Gesellschaftsethik zu philosophieren. Entschei- 
dend aber ist dies: Die Koalition hat allen Wider- 
ständen zum Trotz eine gemeinsame Lösung gefun- 
den, und diese Lösung bringt die Mitbestimmung 
entscheidend voran. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Anfang 1972 wurde die betriebliche Mitbestimmung 
im Betriebsverfassungsgesetz umfassend neu gere- 
gelt. 1973 ist das Personal Vertretungsgesetz hinzu- 
gekommen. 

Mit dem Gesetz über die Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer werden mehr als 600 Unternehmen er- 
faßt. Seine Grundpfeiler sind: 
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(A) Erstens. Die Mitbestimmung gilt für Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, die mehr als 2 000 
Arbeitnehmer beschäftigen. 

Zweitens. Auch Konzerne und Teilkonzerne unter- 
liegen der Mitbestimmung, wenn die Konzernunter- 
nehmen insgesamt eine Arbeitnehmerzahl von mehr 
als 2 000 erreichen. 

Drittens. Die Aufsichtsräte der Unternehmen sind 
mit der gleichen Zahl von Vertretern der Arbeitneh- 
mer und der Anteilseigner zu besetzen. 

Viertens. Die gewerkschaftlichen Organisationen 
werden in die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
einbezogen. 

Fünftens. Die Arbeitnehmer wählen ihre Vertre- 
ter im Aufsichtsrat durch Urwahl oder durch Wahl- 
männer, wobei in Unternehmen mit mehr als 8 000 
Arbeitnehmern die Wahl durch Wahlmänner die Re- 
gel sein wird. 

Sechstens. Die Mitglieder des Unternehmensvor- 
standes werden vom Aufsichtsrat bestellt. 

Siebentens. Ein Arbeitsdirektor vertritt als gleich- 
berechtigtes Vorstandsmitglied die sozialen Belange 
der Belegschaft. 

Achtens. Die bewährte Montan-Mitbestimmung 
bleibt ebenso erhalten wie für kleinere Unterneh- 
men die Ein-Drittel-Beteiligung nach dem Betriebs- 
verfassungsgesetz. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, am 
Beispiel eines Facharbeiters in der chemischen Indu- 
strie dartun, was sich für ihn durch die Einführung 
der neuen Mitbestimmung ändern wird. Das Unter- 
nehmen — und davon wollen wir ausgehen — , das 
den Facharbeiter beschäftigt, wird in der Rechts- 
form einer Aktiengesellschaft geführt. Die Beleg- 
schaft soll etwa 5 000 Arbeitnehmer umfassen. Der 
Aufsichtsrat der Gesellschaft, der die Aufgabe hat, 
den Vorstand zu berufen, dessen Geschäftsführung 
zu kontrollieren und wichtige unternehmenspoliti- 
sche Entscheidungen zu fällen, besteht aus zwölf 
Mitgliedern. Gegenwärtig werden zwei Drittel da- 
von, also acht Mitglieder, von den Aktionären in der 
Hauptversammlung des Unternehmens gewählt. Das 
restliche Drittel der Aufsichtsratsmitglieder, die vier 
Arbeitnehmervertreter — Arbeiter und Angestell- 
te — , wählen die Betriebsangehörigen. Hierbei hat 
der Facharbeiter Stimmrecht. Er kann auch nomi- 
niert und selbst in den Aufsichtsrat gewählt werden. 
So sieht es das Betriebsverfassungsgesetz vor. 

Das neue Mitbestimmungsgesetz verlangt, daß der 
Aufsichtsrat dieses Chemiewerks künftig mit der 
gleichen Zahl von Anteilseignern und Arbeitneh- 
mervertretern zu besetzen ist. Auf die Arbeitneh- 
merseite entfallen also sechs Sitze. Davon müssen 
vier Vertreter — Arbeiter, Angestellte und leitende 
Angestellte — aus dem Unternehmen selbst stam- 
men und zwei von den Gewerkschaften vorgeschla- 
gen werden, die im Unternehmen vertreten sind. 
Der Facharbeiter kann bei der Wahl der Vertreter 
der Arbeiter im Aufsichtsrat und bei der Wahl der 
Vertreter, die die Gewerkschaften nominiert haben, 
seine Stimme in die Waagschale werfen. Darüber 


hinaus kann er auch selbst in den Aufsichtsrat ge- ^ ' 
wählt werden, wenn ihn seine Kollegen aufstellen. 

Im Unternehmensvorstand wird ein Arbeitsdirektor 
tätig sein. Der Facharbeiter kann darauf vertrauen, 
daß im Aufsichtsrat die Arbeitnehmervertreter seine 
Belange wahrnehmen, daß sie über mehr Mitbe- 
stimmung verfügen, wenn es darum geht, den Kurs 
festzulegen, den das Unternehmen steuert. Dabei 
geht es um Entscheidungen, die sich auf die Sicher- 
heit seines Arbeitsplatzes ebenso auswirken wie auf 
seine Arbeitsbedingungen. 

In seiner Regierungserklärung vom 18. Januar 
1973 hat Willy Brandt das Mitbestimmungsgesetz 
für die sozialliberale Koalition angekündigt. Ich zi- 
tiere: 

Den Ausbau der Mitbestimmung sehen wir als 
eine unserer Hauptaufgaben. Mitbestimmung 
gehört zur Substanz des Demokratisierungspro- 
zesses unserer Gesellschaft. In ihr erkennen wir 
die geschichtliche Voraussetzung für jene Re- 
formen, die in ihrer Summe den freiheitlichen 
Sozialstaat möglich machen. Mitbestimmung — 
als Ordnungselement im Arbeitsleben, aber 
nicht nur dort — heißt natürlich auch: Mitver- 
antwortung tragen; beides gehört zusammen. 

Wir werden das Unternehmensrecht im Sinne 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in dieser 
Legislaturperiode weiterentwickeln. 

Bundeskanzler Helmut Schmidt hat diese Position 
in seiner Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 
nachdrücklich unterstrichen. Er erklärte, daß in der 
Ausweitung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
einer der wesentlichen gesellschaftspolitischen Ak- 
tivposten der sozialliberalen Koalition zu sehen sei. 

Der Bundeskanzler führte aus: 

Eine Gesellschaft, die sich wirtschaftlich und 
sozial nach vorne bewegen will, ist ohne Mit- 
bestimmung und ohne die dazu gehörige Mit- 
verantwortung nicht zu denken. 

Daß es zwischen den Regierungsparteien in der 
Mitbestimmungsfrage unterschiedliche Auffassungen 
gab und gibt, haben wir nie verhehlt. Aber von 
Anfang an waren die Koalitionspartner gewillt, trotz 
ihrer unterschiedlichen Positionen einen Kompromiß 
zu finden und diesen Kompromiß gemeinsam zu 
tragen. Praktische Politik ist ohne den Kompromiß 
nicht möglich. Demokratie ist ohne den Kompro- 
miß undenkbar. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist 
der Meinung, daß mit dem Mitbestimmungsgesetz 
der Schritt getan wird, der jetzt möglich ist, um den 
Arbeitnehmern mehr Rechte zu sichern. Wir Sozial- 
demokraten haben zur Mitbestimmung stets eine 
klare Position bezogen, die unverändert gilt. Im 
„Orientierungsrahmen '85", der im November 1975 
auf unserem Parteitag in Mannheim mit überwälti- 
gender Mehrheit verabschiedet wurde, ist unmiß- 
verständlich klargestellt: 

Die SPD tritt für eine Verwirklichung der pari- 
tätischen Mitbestimmung ein. 

(Beifall bei der SPD) 
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(Aj Weiter heißt es dann: 

Die Unternehmensverfassung durch Gesetze 
umzugestalten ist unser Ziel. Dabei geht es 
darum, in der Unternehmensordnung die Ar- 
beitnehmer neben den Anteilseignern gleich- 
berechtigt zu beteiligen. Zu diesem Zwech sind 
die Aufsichtsräte, durch die die Unternehmens- 
leitungen eingesetzt, kontrolliert und abberufen 
werden, paritätisch mit Vertretern der Arbeit- 
nehmer und Anteilseigner zu besetzen. 

Soweit der in Mannheim beschlossene und für un- 
sere Partei gültige Orientierungsrahmen. 

Zu diesem Ziel bekennen wir uns. Wir lassen 
damit aber nicht zugleich den erreichten Kompromiß 
ab werten; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

denn das neue Mitbestimmungsgesetz bringt jetzt 
unzweifelhaft wesentliche Fortschritte im Interesse 
der Arbeitnehmer. Wir wollen, daß überall dort, wo 
Herrschaft über Menschen ausgeübt wird, die Be- 
troffenen in sinnvoller Weise an der Ausübung und 
Kontrolle beteiligt werden. Bei der Mitbestimmung 
geht es also um die Legitimation von Macht und um 
die Kontrolle von Macht. Dieser Auftrag schließt 
ein, daß Mitbestimmung nicht gewissermaßen ver- 
ordnet werden kann. Sie wäre dann eine Einrich- 
tung, die verstauben und bürokratisieren müßte. 

Die Mitbestimmung ist ein Angebot, und dieses 
Angebot ist von den Arbeitnehmern in der Bundes- 
republik überall dort, wo es gemacht wurde, mehr 
® und mehr genutzt worden: sachverständig, verant- 
wortungsbewußt und mit Sinn für das richtige Maß. 
Wo immer in der Wirtschaft Mitbestimmung prak- 
tiziert wird, da ist dies kein blutleerer Begriff. Er 
ist im betrieblichen Alltag Schritt für Schritt aus- 
gefüllt worden und fester Bestandteil im Leben der 
Beteiligten geworden. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau hier stoßen wir zum Kern der Mitbestim- 
mung. 

Es geht um die Würde des Menschen, Da ist nicht 
die feiertägliche Würde gemeint. Es geht um die 
Würde im Alltag, um das Sich-nicht-ducken-Müssen. 
Aus dem Wirtschaftsuntertan zum Wirtschaftsbürger 
werden — so heißt das im Godesberger Programm 
unserer Partei. Und so ist auch das Recht des Men- 
schen auf Selbstbestimmung zu verstehen. 

Wir haben nicht ein Bild vom Menschen, der als 
Arbeitnehmer im Produktionsprozeß verwertet wird, 
der eingepaßt wird. Darin gründet auch das lange 
und zähe Ringen um Mitbestimmung, das über das 
erste Betriebsrätegesetz der Weimarer Republik 
und über zahlreiche Etappen zum jetzigen Gesetz 
führt und weiter in die Zukunft weist. Dieses Rin- 
gen konnte nur erfolgreich sein, weil die Arbeitneh- 
mer und ihre Gewerkschaften dabei unsere Weg- 
gefährten waren und sind. Das alles hat mit Selbst- 
bestimmung zu tun. Das ist eben etwas anderes als 
die Verballhornung eines Begriffs durch die Oppo- 
sition, den sie nur strapaziert, um damit ganz anders 
motivierte Wünsche zur Veränderung des Gesetz- 


entwurfs — etwa beim Wahlverfahren — zu recht- 
fertigen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, die 
Frage des geeigneten Wahlverfahrens ist auch in 
einem Mitbestimmungsgesetz keine Wertfrage. Sie 
ist eine Frage der reinen Zweckmäßigkeit. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]; Aber 
nein!) 

— Wir haben die Diskussion darüber, Herr Kollege 
Franke, stets offen geführt. Ob die Vertreter der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat in Urwahlen oder 
nach dem Wahlmännerverfahren gewählt werden 
sollen, kann man ohne Berücksichtigung der Wir- 
kung überhaupt nicht entscheiden. Niemand wird 
sich gegen die Prinzipien der Urwahl aussprechen. 
Niemand wird aber auch die Wirkungen der Urwahl 
in großen Unternehmen übersehen können. Wir wa- 
ren von Anfang an der Meinung — dies kann man 
in der Begründung des Regierungsentwurfs nach- 
lesen — , daß die Urwahl in großen Unternehmen 
in ihrer Wirkung weniger demokratisch ist. Dies 
kann man an Hand zahlreicher Beispiele — wir 
haben das im Ausschuß miteinander diskutiert — 
auch durchaus plausibel machen. In einer Unterneh- 
mung, deren einzelne Betriebe sich an verschiedenen 
Orten der gesamten Bundesrepublik befinden, hätte 
eine Wahl gemäß den Prinzipien der Urwahl fatale 
und seltsame Folgen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Franke (Osnabrück)? 

Sund (SPD): Aber gern! 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Sund, wenn das richtig wäre, was Sie hier gerade 
sagen, würden Sie dann in der Konsequenz Ihrer 
eigenen Überlegung auch dazu übergehen, die Wahl 
eines Bundestagsabgeordneten mittels Wahlmänner 
durchzuführen, oder halten Sie da die Urwahl für 
das geeignetere Instrument? 

Sund (SPD): Herr Kollege Franke, ich glaube. Sie 
übersehen hier einige Fakten, die man durchaus in 
diesen Zusammenhang einbeziehen muß. Die Frage 
der Zweckmäßigkeit von Urwahlen oder Wahlen 
über ein Wahlmännergremium hat ja damit zu tun, 
daß es eine Reihe von Unternehmen gibt, deren Be- 
triebe über das gesamte Gebiet der Bundesrepublik 
verstreut sind. Da ist es überhaupt nicht möglich, daß 
die Beschäftigten zueinander in Beziehung treten, 
sich austauschen und untereinander kommunizieren. 

Bei uns gibt es — einen solchen Vergleich wollen 
Sie ja in die Diskussion einführen — aus gutem 
Grund auch das Prinzip des Wahlkreises, der einen 
regional überschaubaren Bereich abgrenzt, in dem 
auf Grund der darin vorhandenen politischen Orga- 
nisation der Parteien Möglichkeiten der Kommuni- 
kation bestehen. Von daher ist eine völlig andere 
Ausgangslage gegeben als in Großunternehmen, in 
denen die Einzelbetriebe verstreut sind und die 
Kommunikation ihrer Beschäftigten untereinander 
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tA) gehemmt ist. Denn sonst würde es doch dazu führen, 
daß die Beschäftigten in einem Teilbetrieb eines 
Unternehmens, die Zusammenhalten — das müßte 
gar nicht einmal der größte Teilbetrieb sein — , mög- 
licherweise alle Aufsichtsratsmitglieder stellen. 

Diese Dinge haben wir aber miteinander gründ- 
lich ausdiskutiert Mir kommt es nur darauf an, 
darzutun, daß es sich hier nicht um eine Wertfrage 
handelt, bei der man noch den Begriff der Selbst- 
bestimmung strapazieren kann, sondern um reine 
Zweckmäßigkeitsentscheidungen. 

Um Ihnen entgegenzukommen: Es steht außer 
Zweifel, daß die Urwahl auch in Unternehmen mit 
mehr als 2 000 Beschäftigten richtig sein kann, und 
zwar dann, wenn sich die Arbeitnehmer nicht auf 
viele Betriebe verteilen. Ich meine, wir haben mit 
dem Mitbestimmungsgesetz hier eine vernünftige 
Grenze gezogen; In Unternehmen mit weniger als 
8 000 Beschäftigten wird die Urwahl die Regel sein; 
in Unternehmen mit mehr als 8 000 Beschäftigten 
wird auf das bewährte Wahlmännerverfahren zu- 
rückgegriffen, das ja auch seit 20 Jahren praktiziert 
wird. 

über das Institut des Arbeitsdirektors hat es 
manche Spekulationen gegeben. Die Vertreter der 
Opposition waren sich bei ihrer sonst praktizierten 
Vielfachstrategie in dieser Frage sogar einmal dar- 
über einig, wie und was verhindert werden sollte. 
Daß ihnen dies nicht gelingt, dürfte jedermann ein- 
leuchten, denn in dem vorliegenden Gesetz ist der 
Arbeitsdirektor ein gleichberechtigtes Mitglied im 
(B) Vorstand. Es braucht nicht besonders betont zu wer- 
den, daß dieser Vorstand nach deutschem Unterneh- 
mensrecht ein Kollektivorgan darstellt. 

Es ist auch jedermann klar, daß der Arbeitsdirek- 
tor dieses Mitbestimmungsgesetzes rechtlich nicht 
völlig die gleiche Stellung einnimmt wie der Ar- 
beitsdirektor nach dem Montan-Mitbestimmungsge- 
setz. Das Institut „Arbeitsdirektor" ist vielmehr nach 
dem Vorbild des Mitbestimmungsergänzungsgeset- 
zes konzipiert. Dabei können wir uns auf Erfah- 
rungswerte aus diesem Bereich stützen. Wir sind 
der festen Überzeugung, daß der Arbeitsdirektor 
für seine Arbeit das besondere Vertrauen der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat braucht und ohne ihre 
dauerhafte Unterstützung auch gar nicht sinnvoll 
und wirksam arbeiten kann; denn es ist ja gerade 
seine Aufgabe, die sozialen Belange der Belegschaft 
zu vertreten. 

Mit diesem Gesetz, meine Damen und meine Her- 
ren, verwirklichen wir nicht die Parität von Kapital 
und Arbeit. Wir meinen, daß die vollständige 
Gleichgewichtigkeit beider Faktoren die Notwendig- 
keit der Zusammenarbeit in den Betrieben noch wei- 
ter verstärkt hätte. „Parität" heißt ja gerade, daß 
keine Seite ohne die andere auskommen kann, sei 
es der Faktor Arbeit, sei es der Faktor Kapital. 

Aber — das weiß jeder in diesem Hause — : Für 
eine solche Lösung gibt es keine parlamentarische 
Mehrheit. Das ist nun der Punkt, an dem es notwen- 
dig ist, sich mit der Stellung der Opposition zur Mit- 
bestimmung zu befassen. 

(Mancher [CDU/CSU]: Warum gerade hier?) 


Sie hat zum Zustandekommen dieses Gesetzes nichts (Q 
beigetragen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU — Nordlohne [CDU/CSU]: Wem wol- 
len Sie das weismachen? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Zeichnen wir die wichtigsten Stationen einmal nach! 

(Mancher [CDU/CSU]: Herr Kollege Sund, 

Sie sind nicht intelligent genug!) 

Es begann mit Ihrer Qual, sich innerhalb der CDU 
auf eine gemeinsame Linie in der Mitbestimmungs- 
frage einigen zu müssen. 

(Mancher [CDU/CSU]: Wer ist denn in der 
Regierung?) 

— Herr Mancher, Ihre Zwischenfragen können mich 
wirklich nicht irritieren, muß ich sagen. Auf eine 
solche Zwischenfrage war ich nun überhaupt nicht 
gefaßt. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Das war 
keine Zwischenfrage, sondern ein Zwi- 
schenruf!) 

Sie hatten doch die Qual, sich innerhalb Ihrer Par- 
tei auf eine gemeinsame Linie in der Mitbestim- 
mungsfrage einigen zu müssen. Unter dem verhee- 
renden Eindruck, den die Öffentlichkeit vom Mit- 
bestimmungsbeschluß des Düsseldorfer Parteitages 
von 1971 und nicht zuletzt auch vom Abstimmungs- 
verhalten des Ministerpräsidenten Kohl dort ge- 
winen mußte, kam es dann zum Hamburger Beschluß 
von 1973. Dieser Beschluß blieb jedoch Papier. Franz 
Josef Strauß wußte, warum. ‘ (D) 

(Stücklen [CDU/CSU] : Was wußte er?) 

— Lassen Sie ihn selber sprechen! 

(Stücklen [CDU/CSU]: Da bin ich aber neu- 
gierig!) 

„Die Sozialausschüsse haben ja ihren Widerspruch 
gegen die Hamburger Beschlüsse erklärt und haben 
mit der Fraktion doch den Burgfrieden damit er- 
kauft, daß die Fraktion verzichtet hat, ihren Entwurf 
einzubringen, und dafür haben sie darauf verzich- 
tet, einen Entwurf der Sozialausschüsse einzubrin- 
gen." So in der inzwischen nochmals autorisierten 
Rede von Franz Josef Strauß in Sonthofen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na und!) 

Die CDU war also nicht fähig, aus ihrem Beschluß 
einen Gesetzentwurf mit allen seinen Konsequenzen, 
manchmal — das will ich einräumen — grausamen 
Konsequenzen, zu machen. Bis heute liegt ein sol- 
cher Entwurf nicht vor. 

Nun, die Opposition ist nicht gehindert, bei unse- 
rem Gesetz zuzusteigen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie würde sonst nie wieder Anschluß an die Ent- 
wicklung gewinnen. 

(Stücklen [CDU/CSU]; Ohne Fahrkarte!) 

Für eine anspruchsvolle Oppositionspartei, meine 
Damen und Herren, ist dies aber kein überzeugen- 
des Bild. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16001 


Sund 

Aber das kann in Wirklichkeit 

(Stücklen [CDU/CSU]: Was sagt Sonthofen 
dazu?) 

- — Aber verehrtester Herr Kollege, das kann doch in 
Wirklichkeit überhaupt niemanden wundern. Da 
war der Entwurf der Regierungskoalition 

(Seiters [CDU/CSU]: Da gab es mehrere!) 

für den CDU-Vorsitzenden Kohl nach einer dpa- 
Meldung vom 23. Juni 1974 „ein Anschlag gegen ein 
Stück Freiheit in unserem Lande". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ei, ei, ei! ■ — Mül- 
ler [Berlin] [CDU/CSU] : Damals sah er noch 
anders aus!) 

— Natürlich, Sie werden sagen, da habe sich etwas 
geändert. Davon war ja eingangs die Rede. Aber 
wer dagegenhält, daß der Entwurf verändert wor- 
den sei, der muß nun auf etwas anderes hingewie- 
sen werden. Er muß nämlich hingewiesen werden 
auf das Schreiben 1/76 des Wirtschaftsrates der CDU 
e.V., dem Herr von Bismarck vorsitzt. Darin, meine 
Damen und Herren — und dies hier so zu bewerten, 
fällt mir schwer — , ist die niederträchtige Wertung 
zu lesen, daß der Koalitionskompromiß „nahezu 
einem Ermächtigungsgesetz für die Fremdbestim- 
mung gleichkomme". 

(Unruhe bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Bismarck!) 

Dann gibt es die andere Seite der Union, die 
(B) mit Norbert Blüm diese Äußerung des bedeutenden 
Meinungsmultiplikators zu Recht als eine „politische 
Geschmacklosigkeit" qualifizierte. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU] ; Vielleicht meint er 
dasselbe!) 

— Herr Kollege Blüm, wenn ich den Zwischenruf 
richtig verstanden habe, dann haben Sie eben ge- 
sagt, Sie meinten dasselbe. 

(Dr. Blüm [CDU/CSUj: Nein! Ich habe ge- 
sagt: Vielleicht meint er dasselbe!) 

— Ich finde, das hätten Sie nun wirklich, anstatt 
immer nur mit der papierenen Fahne Ihres Hambur- 
ger Programms durch die Lande zu ziehen, inzwi- 
schen einmal miteinander abklären und vielleicht 
auch seinen Niederschlag in einem Gesetzentwurf 
finden lassen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun kommen die Drei-Mann-Anträge im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung, in dem die 
Opposition dem Gesetzentwurf schließlich zu- 
stimmte, nachdem sie vorher den gleichen Text 
im Wirtschaftsausschuß und im Rechts ausschuß ab- 
gelehnt hatte. Wahrlich ein seltsames Schauspiel, 
Doch das ist noch nicht alles. Die Drei-Mann-Anträge 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung sollten 
den Eindruck erwecken, als ginge es darum, For- 
derungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
durchzusetzen, 

(Katzer [CDU/CSUj: Wo waren Sie? Wo 
waren Sie denn?) 


— Ich war im Ausschuß, Herr Kollege. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und?) 

Es zeugt schon von einer gehörigen Portion Naivität, 
anzunehmen, diese Anträge von drei Abgeordneten 
könnten uns in Verlegenheit bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 

Dr. Blüm [CDU/CSUj: Sie hätten der vierte 
sein können!) 

— Herr Kollege Blüm, die Arbeitnehmer wissen 
ganz genau, daß auch in der Mitbestimmungsfrage 
ihre Interessen nur mit der Mehrheit der sozial- 
liberalen Koalition durchgesetzt und abgesichert 
werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die gesamte sozialpolitische Gesetzgebung der ver- 
gangenen Jahre liefert dafür den Beweis. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Nun aber langsam!) 

Nun kann sich der CSU-Abgeordnete Graf Stauf- 
fenberg rühmen, die Variantenvielfalt in der CDU/ 
CSU in der letzten Phase der Ausschußberatung 
noch einmal angereichert zu haben. Mit einem An- 
trag, den er kurz vor der Schlußabstimmung im 
federführenden Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung für die dort vertretenen CSU-Abgeordneten 
eingebracht hat, wollte er die Beteiligung der von 
den Arbeitnehmern gewählten Gewerkschafter an 
der Aufsichtsratsarbeit verhindern. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Aus isolierter Position wurde da, Herr Kollege Graf 
Stauffenberg, gewiß nicht argumentiert. 

Dies sind nur einige der Torstangen, die den 
Mitbestimmungsslalom der CDU/CSU abstecken. 
Eines jedoch ist gemeinsames Merkmal des so ab- 
gesteckten Kurses, den die Union von Biedenkopf 
bis Schleyer fährt. Unter dem Stichwort einer „neuen 
Verbandspolitik" will man nämlich Gewerkschaften 
gängeln,, Aus dem Lager der Opposition gibt es 
zahlreiche Versuche, die Arbeitnehmer und ihre 
Gewerkschaften auseinanderzudividieren. Dies hier 
ist ein solcher Versuch, nur wird er nicht immer 
in dieser Schlichtheit vorgenommen. 

(Wehner [SPD]: Das ist die neue soziale 
Frage! — Heiterkeit und Beifall bei der 
SPD und bei Abgeordneten der FDP) 

Darauf kann ich nur nicht sehr originell antworten: 
Und es sind die alten sozialen Antworten, 

(Heiterkeit bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU — Nordlohne [CDU/CSUj; Dar- 
auf kommen wir gleich noch!) 

Herr Schleyer hat erst kürzlich in seiner Kenn- 
zeichnung der Verbände als „befestigte Bürgerinitia- 
tiven" die Terminologie der Kritik an den Gewerk- 
schaften aufgegriffen, die der ältere Goetz Briefs 
mit seiner Theorie von den „befestigten Gewerk- 
schaften" entwickelt hat und die noch heute die 
Waffenkammer aller Gewerkschaftsfeinde füllt. Mit 
einem neuen Verbänderecht, daß Sie in die Diskus- 
sion eingeführt haben, söll diszipliniert werden. In 
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(A) diese Strategie paßt auch die Hofierung geldgestri- 
chener Gewerkschaften, die man offensichtlich auf- 
päppeln möchte. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer redet denn 
vom Verbänderecht?) 

Fragen Sie doch einmal Ihren Generalsekretär. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Fragen 
Sie einmal Ihren Koalitionspartner! — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU]: Sie sagen doch die 
Unwahrheit!) 

Die deutschen Gewerkschaften haben ihr verant- 
wortliches Handeln immer wieder unter Beweis ge- 
stellt und keine engstirnigen und egoistischen Posi- 
tionen vertreten. Ein Blick über die Grenzen be- 
stärkt uns in der Meinung, daß wir mit Richtungs- 
gewerkschaften schlecht gefahren wären. Die Ge- 
werkschaften kann man nicht nur in Notfällen als 
Feuerwehr rufen, damit sie unpopuläre Entschei- 
dungen mittragen. Die Gewerkschaften haben neben 
ihrer Schutzfunktion eine wichtige Gestaltungsfunk- 
tion in unserer Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie haben die demokratische Bewährungsprobe bes- 
ser bestanden als andere. Niemand ist deshalb be- 
rechtigt, Zweifel und Mißtrauen zu säen und bei 
jeder Gelegenheit das Gespenst eines Gewerk- 
schaftsstaates an die Wand zu malen. 

(Wehner [SPD]: Wir wollen ja auch keine 
Staatsgewerkschaften! — Nordlohne [CDU/ 

(Bj CSU]; Das muß gerade er sagen! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Es war von Anfang an unsere Überzeugung, daß die 
Gewerkschaften an der Durchführung der Mit- 
bestimmung beteiligt werden müssen, weil die be- 
trieblichen Arbeitnehmervertreter in den Aufsichts- 
räten ihres sachkundigen Rates bedürfen. 

(Anhaltende Zurufe und Gegenrufe) 

— Ich will gern ein wenig unterbrechen, damit sich 
die Unruhe legt. 

(Seiters [CDU/CSU]; Das liegt vielleicht an 
Ihrer Rede! — Dr. Jenninger [CDU/CSU]: 

Herr Wehner redet doch ständig!) 

Ich habe das Gefühl, der eine oder andere könnte 
vielleicht beeindruckt sein, wenn er sich über die 
wirkliche Stellung der Gewerkschaften in unserem 

Lande Gedanken machte. Nur die Gewerkschaften 

\ 

sind in der Lage, die allgemeinen Arbeitnehmer- 
interessen, die über den Betrieb hinausreichen, in 
die Aufsichtsratsarbeit einzubringen. Sonst könnte 
in der Tat die Gefahr bestehen, daß der Horizont 
am Hüttenzaun endet. 

(Zuruf des Abg. Stücklen [CDU/CSU]) 

Ein wichtiger Punkt des Gesetzes ist die Beteili- 
gung der leitenden Angestellten, 

Frau Präsidentin, ich sehe, daß die rote Lampe 
aufleuchtet. Ich bitte darum, mir noch fünf Minuten 
Redezeit zuzubilligen, denn einige Zwischenfragen 
haben mein Kontingent ein wenig strapaziert. 

(Zurufe von dhr CDU/CSU) 


Präsident Frau Renger: Das ist in Ordnung, Herr (Q 
Abgeordneter. 

Sund (SPD): Idi sagte gerade, ein wichtiger Punkt 
des Gesetzes sei die Beteiligung der leitenden An- 
gestellten. Ihre Zugehörigkeit zur Arbeitnehmer- 
seite des Aufsichtsrats und ihr besonderer Minder- 
heitenschutz werden von vielen nicht als eine gute 
Lösung angesehen werden können. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Seiltänzer!) 

Ohne ihre Beteiligung aber hätte es keinen Fort- 
schritt in der Mitbestimmung gegeben. Darüber 
kann es keinen Zweifel geben. Es kann auch keinen 
Zweifel darüber geben, daß die Entscheidung zu- 
gunsten der im Gesetz vorgesehenen Lösung um- 
stritten bleiben und weiter diskutiert werden wird. 
Meine Damen und Herren, wir meinen, daß die lei- 
tenden Angestellten bei der Praktizierung der Mit- 
bestimmung ihre eigene Position erkennen müssen. 
Auch sie haben ihre Interessenlage und können sich 
nicht als Vollstrecker eines abstrakten Kapital- 
interesses verstehen. Das Mitbestimmungsgesetz ist 
auf Kooperation angelegt, und der Zwang zur Zu- 
sammenarbeit und zur Einigung gilt in besonderem 
Maße für die Arbeitnehmerbank. Die Mitbestim- 
mungspraxis wird zeigen, wie sich die faktische 
Zuordnung der leitenden Angestellten darstellt. Es 
wird darauf ankommen, die Zusammenarbeit nach 
dieser Entscheidung vorurteilslos zu suchen und zu 
praktizieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

CD) 

Zum Schluß noch ein Wort zu der viel strapazier- 
ten Verfassungsfrage: Meine Damen und Herren, 
die SPD-Fraktion ist der festen und der begründe- 
ten Überzeugung, daß mit diesem Gesetz der Spiel- 
raum der Verfassung nicht ausgeschöpft ist. Wir 
haben eine politische Lösung gefunden, und zu die- 
ser bekennen wir uns. 

Unsere Auffassung wird auch durch die Tatsache 
erhärtet, daß die bewährte Montan-Mitbestimmung 
erhalten bleibt. Die Ansätze der Montan-Mitbestim- 
mung sind älter als das Grundgesetz. Ihre Einfüh- 
rung ist und bleibt ein wichtiges Datum in der Ent- 
wicklung unserer Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung unter dem Dach des Grundgesetzes. 

(Katzer [CDU/CSU]; Wie soll man das ver- 
stehen? Das ist 1951 geschaffen worden!) 

• Wir sind der festen Überzeugung, daß mit dem 
neuen Mitbestimmungsgesetz ein entscheidender 
Schritt nach vorn getan wird. Die Gewerkschaften 
haben zu erkennen gegeben, daß sie nach der Ver- 
abschiedung des Gesetzes alles daran setzen werden, 
um dessen Möglichkeiten voll auszuschöpfen. Wir 
vertrauen darauf, daß das Gesetz bald mit Leben 
erfüllt wird, daß sich sein praktischer Nutzen jeder- 
mann beweist und daß es den Arbeitnehmern ein 
Stück mehr an Freiheit bringt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Franke (Osnabrück). 
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(Aj Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
hier vorliegende Mitbestimmungsentwurf aus dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat mit dem 
Regierungsentwurf aus dem Jahre 1974 nur noch 
den Namen gemeinsam. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vorlage, die aus dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung kam, trägt wesentliche Elemente und 
Vorstellungen der CDU/CSU in sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß für viele Koalitionspolitiker von SPD und 
FDP schmerzlich sein zu sehen, daß man politische 
Anstrengungen der CDU/CSU bei einem so heftig 
diskutierten und heftig kritisierten Vorschlag wie 
der Regierungsvorlage aus dem Jahre 1974, dem so- 
genannten Arendt-Maihofer-Kompromiß, einfach we- 
gen der politischen Entwicklung berücksichtigen 
muß. 

Wer hat damals den Regierungsentwurf kritisiert, 
meine Damen und Herren? In unserer schnellebigen 
Zeit ist es, glaube ich, richtig und wichtig, sich noch 
einmal vor Augen zu führen, wie sich die Lage 1974 
entwickelt hat. Eigentlich alle, die es angeht — die 
Gewerkschaften kritisierten, die Arbeitgeber, die 
Betriebsräte, die leitenden Angestellten und vor 
allem, und das ist ein sehr entscheidendes Datum, 
am 19. Dezember 1974 die Verfassungsrechtler — , 
ließen an diesem Regierungsentwurf — sicherlich 
aus verschiedenen Positionen heraus — kein gutes 
(B) Haar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole, meine Damen und Herren: Alle zu- 
sammengenommen ließen an diesem Regierungs- 
entwurf kein gutes Haar. Der Höhepunkt war der 
letzte Anhörungstag, der 19. Dezember 1974. So 
schmerzlich das für viele sein mag: Nach diesem 
Tag gab es eine andere Mitbestimmungslandschaft. 
Die Verfassungsexperten — von den Fraktionen be- 
nannt — erklärten den Arendt-Maihofer-Entwurf — 
jedenfalls mit überwiegender Mehrheit — schlicht 
in vielen Punkten für verfassungswidrig. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Nord- 
lohne [CDU/CSU]: Das hat Herr Sund ver- 
gessen!) 

Was kritisierten die Sachverständigen? Sie kriti- 
sierten das Wahlverfahren. Sie erklärten unter an- 
derem, daß die Institution des Wahlmännergremi- 
ums nicht im Einklang mit unserem Grundgesetz 
stehe. Das muß man nachlesen und politisch wer- 
ten. Das heißt doch, nach diesem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung aus dem Jahre 1974 seien die 
Wahlchancen auch für kleinere Gruppen nicht ge- 
wahrt. Ich habe mir erlaubt, das Wahlmännergre- 
mium in der ersten Lesung am 20. Juni 1974 als ein 
„Manipulationsinstrument zur Entmündigung der 
Arbeitnehmer" zu bezeichnen. 

Wir forderten in Übereinstimmung mit den Ver- 
fassungsexperten — ohne damals allerdings schon 
deren Meinung zu kennen — , das Wahlverfahren 
zu ändern, weil — ich zitiere hier wörtlich — „die 


allgemeinen Wahlgrundsätze, insbesondere der Min- (C) 
derheitenschutz, nicht gesichert" seien. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das ist am 19. Dezember 1974, einem Anhörungs- 
tag, an dem Rechtswissenschaftler zu uns gespro- 
chen haben, eindeutig bestätigt worden. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]; Minder- 
heiten interessieren die nicht! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Schöne Demokra- 
ten!) 

Was ist aus der Diskussion, was ist aus diesem 
Entwurf geworden? Entgegen der Regierungsvor- 
lage ist im Ausschuß festgelegt worden, daß nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt wird. 
Hierdurch wird gewährleistet, daß auch Minderhei- 
ten Aufsichtsratssitze erringen können. Es ist er- 
reicht worden, daß in Betrieben mit bis zu 8 000 Ar- 
beitnehmern die Urwahl gilt — leider nicht für Be- 
triebe mit mehr als 8 000 Arbeitnehmern. 

Herr Kollege Sund, lassen Sie mich hier ein paar 
Bemerkungen zu dem machen, was Sie soeben zu 
der Frage, ob die Arbeitnehmer des Betriebes ent- 
scheiden sollten, wer sie in den Aufsichtsgremien 
vertritt, gesagt haben. Sie haben dieses Anliegen 
soeben — im Grunde genommen unter der Über- 
schrift „Entmündigung der Arbeitnehmer" als einen 
antigewerkschaftlichen Schlenker bezeichnet. Das ist 
es aber nicht. Selbstverständlich wird auch in unse- 
rer Fraktion über die Frage Externe oder nicht dis- 
kutiert. Aber, sehen Sie bitte, unsere Fraktionsan- 
träge liegen hier auf dem Tisch, und in ihnen wird 
die grundsätzliche ordnungspolitische Bedeutung 
der Gewerkschaften eindeutig betont, über die Fra- 
ge aber, wer die Arbeitnehmer in den Aufsichtsgre- 
mien vertreten soll, also auch über die Frage, ob 
das Externe sein sollen, hat der Souverän — der 
Arbeitnehmer — im Betrieb zu entscheiden, sonst 
niemand. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: der Souverän im Betrieb hat darüber 
zu entscheiden. Sie können da doch nicht sagen, 
dies seien antigewerkschaftliche Bemerkungen. 

Was bemängelten die Rechtswissenschaftler noch? 

Sie bemängelten das Verfahren zur Auflösung von 
Pattsituationen, und zwar — ich zitiere — „im Hin- 
blich auf die Funktionsfähigkeit der Unternehmen, 
auch im Interesse des verfassungsrechtlichen Schut- 
zes der Tarifautonomie, der Berufsfreiheit und des 
Eigentums". 

Um es genau zu sagen: Wir haben die Rechts- 
wissenschaftler zu dem Thema „Vereinbarkeit des 
Gesetzentwurfs der Bundesregierung über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer mit Art. 9 Abs. 3 
und Art. 14 GG" gehört. Die Antworten der Rechts- 
wissenschaftler möchte ich in zwei kurzen Sätzen 
wiedergeben. Es sagte der Sachverständige Professor 
Stern auf die ihm gestellte Frage, ob eine verfas- 
sungskonforme Auslegung möglich sei — Frau Prä- 
sidentin, ich darf mit Ihrer Genehmigung zitieren — : 

Zunächst einmal möche ich sagen, daß dieser 
Entwurf in einer Reihe von Punkten strukturelle 



16004 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


Franke (Osnabrück) 

(A) 

Defekte aufweist, nidit etwa bloß in Neben- 
fragen, strukturelle Defekte etwa in puncto § 26 
und in puncto § 28, wo Funktionsfähigkeit und 
pattauflösende Bestimmungen nicht hinreichend 
gegeben sind. 

Nun können Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD oder von der FDP, sagen: nun gut, das ist ein 
Sachverständiger, der von der CDU/CSU benannt 
worden ist; der muß ja im Grunde genommen so 
sprechen. Sie könnten das sagen; Sie haben es so 
nicht gesagt. 

(Zuruf des Abg. Polkehn [SPD]) 

— Nun gut, verehrter Herr Kollege Polkehn. Ich darf 
also annehmen, daß Sie das so kommentieren, wie 
ich es soeben gesagt habe. 

Nun bin ich aber gespannt darauf, wie Sie das 
kommentieren werden, was z. B. der von der FDP 
benannte Sachverständige Professor Zacher gesagt 
hat, der auf die von uns gestellten Fragen — das ist 
in dem Protokoll über die Sitzung des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung vom 19. Dezember 
1974 nachzulesen — folgendes geantwortet hat: 

Die Frage nach der Fähigkeit, dem Entwurf 
durch kosmetische Operationen zu helfen, 
möchte ich ganz klar verneinen. Dieser Entwurf 
ist im Prinzip verfassungswidrig und kann auch 
durch Detailkorrekturen nicht geheilt werden. 

Meine Damen und Herren von der SPD, jetzt müs- 
sen Sie natürlich die Frage an Ihren Koalitionspart- 
ner richten. Denn, wie gesagt, dieser Sachverständige 

(B) ist von der FDP benannt worden. Ich halte es für 
außerordentlich hilfreich, daß Professor Zacher als 
Sachverständiger benannt worden ist und die wirk- 
liche Landschaft unter diesem Gesichtspunkt, näm- 
lich unter dem verfassungsrechtlichen, beurteilt hat. 
Ich wiederhole noch einmal: Das war sehr hilfreich. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich, verehrter Herr Kollege Lambs- 
dorff, noch einen Satz sagen: Jetzt, nach dieser Sach- 
verständigenanhörung, war die Lage da. — Bitte 
sehr! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege, darf ich 
Sie darauf aufmerksam machen, daß die FDP weder 
Sachverständige bestellt noch Wert darauf legt, daß 
abhängige Sachverständige hier aussagen, sondern 
daß wir für dieses Anhörungsverfahren, vor allem 
aber auch für zukünftige entscheidenden Wert dar- 
auf legen, daß Sachverständige in ihrer unabhängi- 
gen Meinungsäußerung im Parlament auch so ge- 
würdigt werden? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU); Herr Kollege 
Lambsdorff, bei der Ihnen eigenen Raschheit, auf 
Dinge hier zu antworten und zu sprechen, haben Sie, 
glaube ich, überhört, daß ich gesagt habe: der von 
der FDP benannte — nicht bestellte — Sachverstän- 
dige. Ich glaube, das ist ein erheblicher Unterschied. 
Ich betone noch einmal: Das unterstreicht die Unab- 


hängigkeit der Sachverständigen. Hier, meine Da- 
men und Herren, wollte ich — das ist, glaube ich, 
verständlich geworden — nichts anderes belegen 
und unterlegen als die verfassungsrechtlichen Zwei- 
fel, die die CDU/CSU angemeldet hat. Die wurden 
hier durch die Sachverständigen in der Sitzung am 
19. Dezember bestätigt. Was die CDU/CSU in der 
ersten Lesung gesagt hat, ist durch die Sachverstän- 
digenanhörung bestätigt worden: Keiner, meine Da- 
men und Herren, wollte diesen Entwurf. Er war nach 
der Auffassung der Sachverständigen sogar verfas- 
sungswidrig. 

Was war jetzt zu tun? Nun, meine Damen und 
Herren, das Ergebnis liegt auf dem Tisch. Die Koali- 
tion kam bei der Auflösung der Konfliktsituationen 
auf die Vorschläge der CDU zurück. Lassen Sie 
mich hier einige Beispiele bringen, z. B. die Auf- 
lösung von Pattsituationen im Aufsichtsrat, § 26. 

Die neue Fassung ist eine direkte Anleihe bei den 
Beschlüssen von Hamburg, also dem 22. Parteitag 
der CDU, meine Damen und Herren, nach denen 
der Aufsichtsratsvorsitzende für den Stichentscheid 
ein doppeltes Stimmrecht erhält. Die FDP sagte in 
der ersten Lesung, vertreten durch den Kollegen 
Hölscher — Herr Hölscher, ich kann Ihnen nicht 
ersparen. Sie aus der ersten Lesung zu zitieren. Ich 
glaube auch nicht, daß Sie davon ausgegangen sind, 
daß wir diese Ihre damalige Ausführung heute hier 
aussparen — , in der Bewertung der CDU-Vorstellun- 
gen und der CDU-Beschlüsse, die ich im übrigen, 
Herr Kollege Sund, bei der ersten Lesung im Namen 
der CDU/CSU in die Debatte hier im Plenum mit 
eingeführt habe — ich darf mit Genehmigung der 
Frau Präsidentin zitieren — : (D) 

Dieser wiederum kann auf, möchte ich sagen, 
einfachste Art von den Anteilseignern bestellt 
werden, . . . 

Zur Klarstellung: Sie bewerten die Vorlage der CDU 
von Hamburg, und hier geht es um den Aufsichts- 
ratsvorsitzenden. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Ich möchte erst 
zu Ende zitieren: 

. . . weil der Aufsichtsratsvorsitzende, ausge- 
stattet mit einem Stichentscheid, von den Ak- 
tionären bestimmt werden kann. 

Das war der Vorspann. Weiter heißt es: 

In der gefälligen Verpackung „Parität“ also 
wieder der alte Inhalt, 

— immer noch Hölscher — 

meine Damen und Herren, wie gehabt: die 
Überparität der Anteilseigner. Ein solch unehr- 
liches Geschäft ist nicht unsere Sache. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, was hat die Koalition 
gemacht? Sie hat das von Herrn Hölscher so kriti- 
sierte Institut der Verleihung des doppelten Stimm- 
rechts an den Aufsichtsratsvorsitzenden unmittelbar 
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von der CDU entliehen, weil sie in ihrer hoff- 
nungslosen Lage nach der Anhörung der Sachver- 
ständigen keinen anderen Ausweg gewußt hat, als 
unsere Auflösungsmodelle zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hölscher? — Bitte sehr, Herr Kollege! 

Hölscher (FDP) . Herr Kollege Franke, warum sind 
Sie nicht bereit, meine Ausführungen vollständig zu 
zitieren? Darf ich Sie daran erinnern, daß ich ins- 
besondere kritisiert habe, daß Sie im Falle der 
Nichteinigung die Entscheidung in den Vorstand 
verlagern, ausgerechnet in das Gremium, das der 
Aufsichtsrat kontrollieren soll, und können Sie mir 
sagen, wo dieser Etikettenschwindel etwa in unse- 
rem Regierungsentwurf zu finden ist? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Aber, lieber Herr 
Kollege Hölscher, bei der Verlagerung von Ent- 
scheidungen in den Aufsichtsrat ä la Hamburg han- 
delt es sich um Sachentscheidungen. Hier geht es 
aber hauptsächlich um Personalentscheidungen, dar- 
um, daß, wenn man sich bei der Vorstandswahl nach 
§ 28 Ihres Gesetzentwurfs oder ä la Hamburg nicht 
einigen kann, der Stichentscheid bei Ihnen sozu- 
sagen durch das Los erfolgt, aber bei uns durch Ver- 
leihung des doppelten Stimmrechts. Nichts anderes 
(BJ haben Sie jetzt von Hamburg entliehen. Lenken Sie 
mit dieser Ihrer Zwischenfrage nicht ab, sie trifft 
den Kern der Sache überhaupt nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und lassen Sie mich sagen, Herr Kollege Hölscher, 
von dieser Überheblichkeit, die sich auch aus Ihrer 
Rede ergab, sind wir herunter. Das ist gut so für die 
parlamentarische Demokratie, und das ist gut so für 
die betroffenen Bürger unseres Staates. Wir haben 
jetzt ein Allparteienmitbestimmungsgesetz. Das ist, 
glaube ich, gut, gemessen an den Vorstellungen, 
wie sie insbesondere im Hinterkopf von Herrn 
Wehner kreisen. 

(Lachen und Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Wir haben jetzt einen Allparteienmitbestimmungs- 
entwurf, und für die wesentlichsten Fragen, die 
Konfliktsituationen heraufbeschwören, hat man auf 
die Auflösungsmechanismen der CDU/CSU gegriffen. 

(Wehner [SPD]; Sie sind ein Hellseher, 

Herr Franke!) 

— Bei Ihnen braucht man nicht Hellseher zu sein, 
Herr Wehner. Bei Ihnen muß man bloß in Ihre eigene 
Geschichte zurückgehen, dann kann man den unmit- 
telbaren Schluß jetzt ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Oho-Rufe von 

der SPD — Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

— Meine Damen und Herren, Sie können nicht er- 
warten, daß man, wenn Ihr Fraktionsvorsitzender 
die Leute in den unflätigsten Tönen hier beleidigt 
oder anmotzt, ihn so ungeschoren davonkommen 


läßt. Er soll ruhig sein und sich nicht zu Wort mel- 
den; dann kriegt er auch diese Antworten nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 

SPD — Wehner [SPD]: Das ist Ihr Demo- 
kratieverständnis !) 

— Aber, Herr Kollege Wehner, hören Sie doch auf, 
von Demokratieverständnis zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Verzeihen Sie, meine Damen und Herren, ich habe 
diesen Ton hier nicht reingebracht. Herr Wehner soll 
sich zurückhalten. Er bestimmt hier im Plenum die 
Tonart. Nur kann er nicht erwarten, daß er auf die 
freche Tonart nicht eine entsprechende Antwort be- 
kommt; die kriegt er immer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Sie sind also kein Hellseher?! — Zuruf des 
Abg. Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

— Auf das, was im Ausschuß erreicht worden ist — 
Herr Wolfram, Sie sollten mich nicht reizen. Sie wis- 
sen es — , 

(Heiterkeit) 

kann die CDU/CSU stolz sein. Ich darf einmal sagen, 
wir haben insbesondere erreicht: erstens die Ver- 
besserung des Wahlrechts für Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat durch ein Verhältniswahlsystem, das den 
Ansprüchen der soziologischen Gruppen wie auch 
der Meinungsgruppen wesentlich besser gerecht wird 
als die Regierungsvorlage, zweitens die völlige Neu- 
regelung des Wahlrechts für den Vertreter der lei- 
tenden Angestellten und drittens ein neues, schnel- 
ler wirksames und der Erhaltung der Funktionsfähig- 
keit der Unternehmensführung besser Rechnung tra- 
gendes System der Pattauflösung bei personellen 
und sachlichen Entscheidungen des Aufsichtsrats. 
Das sind unsere Forderungen aus der ersten Lesung 
gewesen, diese haben Eingang in die Vorlage des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung gefunden. 
Diese Entscheidungen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung sind durch die Diskussion in der 
Öffentlichkeit und nicht zuletzt durch die Diskussion 
der Sachverständigen bei den Informationssitzungen, 
angereichert und schließlich realisiert worden. Die 
CDU und die CSU — aber ich spreche jetzt erst ein- 
mal für die CDU — hat sich doch vor und auf ihrem 
Hamburger Parteitag die Entscheidung nicht leicht 
gemacht, sie hat eine Entscheidung getroffen. Die 
Entscheidungen, die getroffen worden sind, haben 
in der Öffentlichkeit auch ihre Wirkung gehabt; 
denn sonst hätten sie nicht in dieses Gesetz Eingang 
finden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier zeigt sich eindeutig, daß politische Arbeit, daß 
innerparteiliches Suchen nach richtigen Entscheidun- 
gen sich auch in konkrete politische Handlung um- 
setzt. 

Die CDU und die CSU werden mit großer Mehr- 
heit diesem Gesetz zustimmen. 

(Aha! und weitere Zurufe bei der SPD) 

— Hier wird meines Wissens von einem landwirt- 
schaftlichen Experten gerade das Wort „Trittbrett- 



16006 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


Franke (Osnabrück) 

(A) fahrer'' durch Zuruf in die Debatte geworfen. Ich 
habe immer darauf gewartet, daß mir irgendeiner 
von Ihnen diesen Zwischenruf macht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich kann ja verstehen, Herr Kollege, daß Sie in den 
Einzelheiten keine unmittelbaren Vergleiche ziehen 
können, da Sie nicht an der Ausschußberatung be- 
teiligt waren. 

Meine Damen und Herren, lesen Sie die Ausfüh- 
rungen aller Sachverständigen, die heute, gestern 
und wann auch immer darüber geschrieben worden 
sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Alle Sachverständigen sind sich einig darüber, daß 
Sie in Ihrer Not auf die Hamburger Beschlüsse — 
des Parteitages der CDU — zurückgegriffen haben. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, jetzt können Sie sich 
selbst die Frage beantworten, wer hier Trittbrett- 
fahrer ist. Ich habe dieses Wort nicht gebraucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fortgesetzte 
Zurufe von der SPD) 

Wir werden also mit großer Mehrheit zustimmen. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Wenn einige Kollegen aus unserer Fraktion hier 
nicht zustimmen, dann wegen der nicht durchgängig 
geregelten Urwahl. Sie ist für viele Kollegen ein 
ganz wichtiges Instrument. Das ist wirklich die 
Frage Nummer 1, Wir werden gleich einen entspre- 

(B) chenden Antrag stellen, auch in den Betrieben mit 
über 8 000 Beschäftigten die Urwahl einzuführen. 
Wenn Sie das nicht so ändern, werden einige Kolle- 
gen dagegen sein. 

Bei anderen Kollegen bestehen noch Zweifel an 
der endgültigen Verfassungsmäßigkeit. Ich persön- 
lich teile diese Besorgnis nicht. Aber wir haben die 
Entscheidung und die Entscheidungsgründe zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, mehr Mitbestimmung 
für Arbeitnehmer! Ein funktionsgerechtes und funk- 
tionsfähiges Mitbestimmungsmodell, welches die 
Minderheitenrechte berücksichtigt! Aus der Oppo- 
sition heraus haben wir erreicht, daß ein großer Teil 
unserer Anliegen berücksichtigt worden ist. Wir ha- 
ben die Minderheitenrechte, welche die Geschäfts- 
ordnung des Bundestages gibt, voll ausgenutzt und 
z. B. maßgeblich die Zahl der Sachverständigen und 
den Inhalt der Fragen, zu denen sie Stellung ge- 
nommen haben, beeinflußt. Erst nach diesen Tagen 
der Sachverständigenanhörung waren die Koali- 
tionsfraktionen zu Nachbesserungen des verfas- 
sungswidrigen Regierungsentwurfes bereit. Daß die 
Nachbesserungen die Handschrift der CDU/CSU tru- 
gen, erfüllt uns mit großer Genugtuung. 

Aber wichtig ist, meine Damen und Herren, mehr 
Mitbestimmung für Arbeitnehmer, funktionsgerecht 
und den Minderheitenschutz durch ein neues Wahl- 
verfahren gewährleistend! Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer kann nur im Geiste der Partnerschaft 
gelingen. Alle klassenkämpferischen Elemente soll- 
ten aus diesem Institut herausgehalten werden. 


Klassenkampf auch hier würde nur der Sache der (Q 
Arbeitnehmer schaden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe es beinahe als rüh- 
rend empfunden, Herr Kollege Franke, wie Sie hier 
bemüht waren, kurz vor der Endabstimmung über 
die Mitbestimmung deutlich zu machen, daß eigent- 
lich wohl die CDU/CSU einen Gesetzentwurf vor- 
gelegt und daß wohl die CDU/CSU die Verhandlun- 
gen geführt und daß wohl die CDU/CSU das alles 
gemacht hat, daß also sozusagen der Regierungsent- 
wurf ein Oppositionsentwurf war. Herr Kollege 
Franke, ich habe Verständnis dafür. Es ist natürlich 
nicht leicht, auf dem Wege von den ersten Äußerun- 
gen zum Regierungsentwurf aus Ihrem Lager damals, 
von der einen Seite „abgeschrieben aus Hamburg“, 
von der anderen Seite „syndikalistische Vorstel- 
lungen", auf der einen Seite Herr Katzer, auf der 
anderen Seite Herr Biedenkopf, von den Diskus- 
sionen in Ihrer Partei und Ihrer Fraktion bis zur End- 
beratung im Ausschuß nun dazu überzuleiten, daß 
plötzlich die Opposition das hier alles selbst ge- 
macht hat. Aber, Herr Kollege Franke, so einfach 
kann man es sich doch nicht machen. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Kollege Franke — das 
war ja immer kennzeichnend für das Klima in unse- 
rem Ausschuß, daß wir von der sozialliberalen 
Koalition gern bereit waren, überall dort, wo ge- 
meinsame Überlegungen zu Änderungen bestanden, 
auch Ihre Meinung mit einzubeziehen — , daß 
manches aus der Diskussion in das Endergebnis 
eingeflossen ist. Aber wie kann man sich hierher- 
stellen und erklären, all dies sei das Ergebnis von 
Hamburg, wenn in der Endabstimmung im Ausschuß 
erst eine Unterbrechung erfolgen mußte, damit sich 
die drei verschiedenen Gruppen im Ausschuß dar- 
über einigen konnten, ob sie zustimmen oder ab- 
lehnen sollten? Das war immerhin erst vor 14 Tagen 
oder drei Wochen der Fall, Herr Kollege Franke. 
Haben Sie das eigentlich ganz vergessen, daß nur 
die Hälfte der Ausschußmitglieder der Opposition 
die Meinung vertrat, daß Sie hier deutlich zu ma- 
chen versucht haben, daß ein Drittel die Montan- 
Mitbestimmung einführen wollte und daß eine 
andere Gruppe, wie vorhin auch schon einmal dar- 
gestellt, insbesondere von der CSU gestellt, sich 
in ihren Anträgen dem Wirtschaftsrat der CDU zu- 
neigte? Haben Sie das eigentlich vergessen? So 
sah es doch tatsächlich aus, meine Damen und 
Herren, und heute behaupten Sie: Das ist alles von 
uns, das ist alles schön. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Franke (Osnabrück)? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte. 
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Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, ist Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß 
die Mitglieder des Ausschusses für Arbeit und So- 
zialordnung in der Schlußabstimmung einstimmig 
dem dann vorgelegten Entwurf Ihre Zustimmung 
gegeben haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Das ist meiner Auf- 
merksamkeit nicht entgangen. Ich habe allerdings 
auch registriert, daß dazu unterschiedliche Erklä- 
rungen über das Warum abgegeben wurden und 
nicht etwa eine gemeinsame Erklärung. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Wir sind doch 
liberal! — Breidbach [CDU/CSU]: Das ist ein 
schöner Liberaler! — Lachen und weitere 
Zurufe von Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Franke. 

Schmidt (Kempten) (FDP); Bitte. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt (Kempten) von der FDP, halten Sie die Mei- 
nungsvielfalt in einer Partei für einen Nachteil, 
oder entspricht es nicht echtem liberalen Partei- 
und Demokratieverständnis, wenn man solche Mei- 
nungen austrägt und austauscht? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ich stimme völlig mit 
^ ^ Ihnen überein. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Warum 
kritisieren Sie es dann?) 

— Lassen Sie mich doch erst einmal zu Ende ant- 
worten, ich habe Sie auch zu Ende fragen lassen. — 
Ich stimme völlig mit Ihnen überein, daß Meinungs- 
vielfalt in einer Partei und in einer Demokratie eine 
Grundsatznotwendigkeit ist. 

(Zuruf des Abg. Seiters [CDU/CSU] sowie 
weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Man kann sich dann aber nicht hierher stellen, Herr 
Kollege Franke, und so tun, als ob Sie von Anfang 
bis Ende den Verlauf und das Geschick dieses Ge- 
setzentwurfes bestimmt hätten und als ob heute hier 
ein Entwurf der Opposition vorläge, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

nachdem man bis vor drei Wochen noch so unter- 
schiedlicher Meinung war. 

(Zuruf des Abg. Maucher [CDU/CSU]) 

Nun möchte ich noch einmal kurz den Weg des 
Gesetzentwurfes — ich glaube, das ist nach Ihren 
Ausführungen notwendig — aus der Sicht der 
Freien Demokraten aufzeigen. Der Kollege Sund hat 
schon darauf hingewiesen, und ich darf das für die 
Freien Demokraten noch einmal erklären: Für uns 
in der sozialliberalen Koalition war es eine ent- 
scheidende gesellschaftspolitische Aufgabe, in die- 
ser Legislaturperiode eine Neuregelung der Mitbe- 
stimmung in aufsichtsratbestimmten Unternehmen 
vorzulegen. Wir fußen dabei auf den Vorstellungen, 


die die Liberalen schon in der Vergangenheit im- 1^) 
mer wieder im Gegensatz zu anderen Gruppen der 
Gesellschaft 

(Lachen des Abg. Breidbach [CDU/CSU]) 

— ich werde das gleich erläutern: im Gegensatz zu 
anderen Gruppen der Gesellschaft! — kenntlich 
gemacht haben, denn es waren, was gern vergessen 
wird, Liberale, die in der Mitte des vergangenen 
Jahrhunderts die Aufstellung von Arbeiterausschüs- 
sen in den Betrieben anregten und forderten, um 
innerbetriebliche Streitigkeiten sozialer Art im 
Sinne der Kooperation, im Sinne des Gespräches zu 
bereinigen. Es war immerhin Friedrich Naumann, 
ein Sozialliberaler des beginnenden 20. Jahrhun- 
derts, ein großer Sozialliberaler, der bereits 1905 
das, was vorhin der Kollege Sund aus dem Godes- 
berger Programm berichtete, deutlich machte, daß 
es in unserer modernen Gesellschaft notwendig sei, 
den Industrie- oder Wirtschaftsuntertan zum Indu- 
strie- oder Wirtschaftsbürger zu machen. 

(Katzer [CDU/CSU]: Dann hat also die SPD 
bei Naumann abgeschrieben!) 

— Vielleicht. Wir freuen uns immer, wenn andere 
liberale Ideen aufnehmen, wie das ja auch in Ham- 
burg geschehen ist, wo Sie vom Freiburger Pro- 
gramm abgeschrieben haben. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Zuruf des Abg. Breidbach [CDU/CSU]) 

Es war der gleiche Friedrich Naumann, meine Da- 
men und Herren, 

(Breidbach [CDU/CSU]: Das ist die Abtei- (P) 

lung Geisterbeschwörung, Herr Kollege! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU — Abg. 

Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte, Herr Kollege Franke. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, können Sie mir sagen, was von Ihrem 
Modell 6:4:2 von Freiburg in diesem Entwurf 
noch übriggeblieben ist? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Franke, 
ich habe soeben gesagt, ich würde hier den Lauf 
dieses Gesetzes etwas darstellen. 

(Breidbach [CDU/CSU] : Als Geisterbe- 
schwörung!) 

Wie Sie mich kennen, können Sie davon ausge- 
hen, daß ich einiges zum Freiburger Modell sagen 
werde. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Ist das 
Vergangenheitsbewältigung?) 

— Das — diesen Eindruck habe ich gehabt — war 
eigentlich in der Rede des Kollegen Franke zu spü- 
ren, in der er sich bemühen mußte, die letzten zwei 
Jahre zu überdecken. 

(Beifall bei der SPD) 

Derselbe Friedrich Naumann prägte damals den 
Ausdruck: „Der Betrieb ist nicht alles, der Betrieb 
sind wir alle." Dies alles, meine Damen und Herren 
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— das möchte ich als Liberaler hier einmal sehr 
deutlich sagen — , geschah zu einer Zeit, als die 
Konservativen noch vom Dreiklassenwahlrecht und 
anderen Dingen träumten und als im sozialistischen 
Lager allein der Klassenkampf als Möglichkeit zur 
Überwindung der nun einmal auftauchenden Kon- 
flikte angesehen wurde. Damals schon waren Libe- 
rale anderer Meinung. 

So haben wir auch in Freiburg als erste — lange 
vor Hamburg, Herr Kollege Franke ■ — ■ neue Über- 
legungen über eine bessere Ausgestaltung der Mit- 
bestimmung ängestellt. Wir waren es, die in Frei- 
burg von der funktionsgerechten Teilhabe und Mit- 
wirkung der Arbeitnehmer sprachen, wir waren es, 
die die Erweiterung der Selbstbestimmung und die 
Aufhebung der Objektstellung des Arbeitnehmers 
im Betrieb forderten, und wir waren es auch — Sie 
haben völlig recht — , die im Rahmen der Über- 
legungen über unser Drei-Faktoren-Modell zum 
erstenmal deutlich machten — daran können auch 
alle Versuche des Kollegen Schröder, das der CDU/ 
CSU ins Stammbuch zu schreiben, nichts ändern — , 
welche Aufgabe besonderer Art der leitende Ange- 
stellte als Arbeitnehmer in einem solchen Unterneh- 
men hat und wieweit er hier auch besonders ver- 
ankert werden muß. 

Daß wir, Herr Kollege Franke, nicht alles, was wir 
in Freiburg gern gehabt hätten, durchsetzen konn- 
ten und daß auch die sozialdemokratische Fraktion 
manche ihrer Vorstellungen nicht im Entwurf wie- 
derfindet, ist das Ergebnis aller Kompromisse; dar- 
über brauchen wir uns, glaube ich, nicht weiter zu 
.gv unterhalten. Daß es aber gelungen ist, den leitenden 
Angestellten schon im Regierungsentwurf zu ver- 
ankern und dieses Modell — darauf komme ich 
noch kurz — im Laufe der Entwicklung noch weiter 
zu festigen, fußt jedenfalls auf liberalen Vorstellun- 
gen, auf liberalen Vorschlägen, wie sie in Freiburg 
gemacht worden sind. 

So kann man, glaube ich — das muß ich noch ein- 
mal festschreiben — , jetzt schon davon ausgehen, 
daß der von Ihnen kritisierte Regierungsentwurf 
bereits eine Reihe von Vorstellungen enthielt, die 
liberalem Grunddenken, die dem Grunddenken der 
Kooperation entsprachen. Der leitende Angestellte 
war verankert, Gruppenrechte waren angesprochen, 
und es gab auch schon eine Patt-Auflösung, die 
klarmachte, daß in bestimmten Fragen die Anteils- 
eigner die letzte Entscheidung haben müßten, um 
die Funktionsfähigkeit der Unternehmen zu erhalten 
und die Verfassungsfragen zu konterkarieren. 

Wir waren uns bei der ersten Lesung dieses Ge- 
setzes darüber klar — ich glaube, alle waren sich 
darüber im klaren — , daß ein Gesetz von so gra- 
vierender Bedeutung, von so großer Bedeutung für 
die Arbeitnehmer, aber auch für unser Wirtschafts- 
gefüge, der sorgfältigsten Beratung und Prüfung be- 
darf. Es war der Kollege Spitzmüller, der seinerzeit 
in der ersten Lesung am 20. Juni 1974 — Herr Kol- 
lege Franke, hören Sie zu, weil ich damit etwas auf 
Ihre Vorstellungen eingehe — 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Gerne, 
Herr Kollege!) 


(U) 

zum einen eine stärkere unmittelbare Beteiligung 
der Arbeitnehmer in den ganzen Wahlverfahrens- 
prozessen als überlegenswert bezeichnet, der zum 
zweiten den Minderheitenschutz als stärker rege- 
lungsbedürftig darstellte und der zum dritten da- 
mals bereits klar sagte, daß es natürlich notwendig 
sei — das ist bei jedem Gesetzentwurf erforderlich, 
der vorgelegt wird — , auch zu prüfen, ob er nicht 
eventuell verfassungsrechtliche Risiken enthalte. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Ich will 
das gern bestätigen!) 

Wir Freien Demokraten hätten es für eine 
schlechte Sache gehalten, wenn bei einem solchen 
Gesetz nicht zusätzlich alle Meinungen der Sachver- 
ständigen, nicht zusätzlich alle notwendigen Über- 
legungen mit in die Beratungen eingeflossen wären. 

Es war doch nicht so, daß Sie sich besonders um 
Sachverständigenanhörungen bemühten, sondern 
daß es die Koalition war 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Ihr woll- 
tet nur einen halben Tag!) 

— ich habe nicht gesagt, wie lange — , die im Aus- 
schuß die Sachverständigenanhörungen beantragt 
hat. Das können Sie im Protokoll nachlesen; das 
haben Sie heute auch nicht bestritten. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Nachdem 
wir es angeregt, erzwungen hatten!) 

— Die Koalition hat die Sachverständigenanhörun- 

gen beantragt. Wissen Sie, mit Anregungen ist das 
immer so eine Sache. pj 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Wir ha- 
ben das erzwungen!) 

Da sagt der Herr Blüm, es müsse die Montan-Mit- 
bestimmung sein, da sagt der Herr von Bismarck, 
es dürfe gar nichts sein, und da sagen Sie, es müsse 
ein bißchen von Ihnen sein. Das sind Anregungen, 
so wie Sie sie in Hamburg gegeben haben. Das sind 
keine Anträge, das sind keine Vorlagen. Um An- 
träge zu stellen, hätten Sie schon ein bißchen mehr 
nachdenken müssen. Das haben Sie nicht getan. 

(Beifall bei der FPD und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Franke (Osnabrück)? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte schön. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, ist Ihnen nicht mehr in der Erinnerung, daß 
wir § 73 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Bundes- 
tages ausgenutzt haben, der diesen Minderheiten- 
schutz garantiert, und sind Sie mit mir nicht auch 
der Meinung, daß es zwischen dem Vorsitzenden 
des Ausschusses und mir einen heftigen Disput über 
die Zahl der Tage der Anhörungen gegeben hat und 
wir das letztlich auf Grund von § 73 Abs. 3 der Ge- 
schäftsordnung des Bundestages erzwungen haben? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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Schmidt (Kempten) (FDP): Ich kann nur noch ein- 
mal wiederholen: Der Antrag ist von der Koalition 
gestellt worden. Wir haben uns dann darüber unter- 
halten, wie viele Tage für die Anhörungen in Aus- 
sicht genommen werden sollten. Sie wollten mehr 
Tage. Ob aus mehr Tagen mehr herauskommt, ist 
eine andere Frage; denn wenn wir uns, Herr Kollege 
Franke, an die Ergebnisse der Sachverständigenan- 
hörungen erinnern — die uns ja alle aufmerken 
ließen, gar keine Frage; die manches bestätigten, 
was schon in der Diskussion angeschnitten worden 
war — , muß man sagen, daß zwei Tage wahrschein- 
lich auch genügt hätten. Für manche Fragen wurde 
etwas mehr Zeit als notwendig aufgewandt. Aber 
das nur am Rande. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Sund? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Bitte schön. 

Sund (SPD): Herr Kollege Schmidt (Kempten), 
würden Sie mir bestätigen — um dem Verwirrspiel 
ein Ende zu machen — , daß in den Protokollen des 
Ausschusses eindeutig nachzulesen ist, daß die 
Koalitionsfraktionen die soeben in Frage gestellten 
Anhörungen beantragt haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ja, ich will gerne noch 
einmal wiederholen — ich bedanke mich für den 
Hinweis, Herr Kollege Sund; ich habe das schon 
zweimal gesagt — : Die Koalitionsfraktionen haben 
die Anhörungen beantragt. Die Opposition regt 
immer an, konkret wird sie dann jedoch nicht. 

(Katzer [CDU/CSU]: Eine unerhörte Leistung!) 

— Immerhin ein Antrag. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Katzer, wenn man hier, wie der 
Kollege Franke das eben so schön getan hat, sagt, 
die Beschlüsse von Hamburg seien im Endeffekt 
verwirklicht, dann muß ich allerdings feststellen: 
Der Kollege Spitzmüller hat die CDU in der ersten 
Lesung von diesem Pult aus aufgefordert, doch auch 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, Anträge vorzu- 
legen. Bis zu den Ausschußsitzungen vor drei 
Wochen lag nichts vor. Sie sind nicht in der Lage 
gewesen, konkret zu werden. Sie sind immer nur 
an den allgemeinen Aussagen von Hamburg hän- 
gengeblieben, weil sich die einzelnen Gruppierun- 
gen daran am leichtesten orientieren konnten. Das 
wollen wir doch einmal klarstellen. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Na und?) 

Wir wollten Anträge sehen. Heute haben Sie welche 
vorgelegt; aber die kommen recht spät. Früher 
haben Sie sich darüber nicht einigen können. 

Nun noch einmal kurz zum Ergebnis aus unserer 
Sicht. Wenn ich als Vertreter der FDP-Fraktion das 
Ergebnis mit den Vorstellungen vergleiche, die wir 
Liberalen, gemeinsam auch mit den Sozialdemo- 
kraten, an den Anfang dieses Gesetzgebungswerkes 
gestellt haben, so kann ich feststellen, daß beim 


Wahlverfahren das von uns in Freiburg geforderte (C) 
gleiche Stimmrecht, die Möglichkeit der Urwahl — 
bei der Behandlung des Änderungsantrages werden 
wir uns darüber ja noch im Detail unterhalten kön- 
nen — , die Verhältnis- und Gruppenwahl, der best- 
mögliche Minderheitenschutz auf dem Tisch liegen. 

Ich kann auch feststellen — auch das ist ein Peti- 
tum der Freiburger Beschlüsse — , daß im Sinne 
alter liberaler Vorstellung, daß Selbstbestimmung 
im Mittelpunkt dieses Gesetzes stehen muß, die 
Mitbestimmung nicht zu einer Fremdbestimmung an- 
derer Organisationen geworden ist. Deshalb haben 
wir in Freiburg ja die Möglichkeit vorgesehen, 
außerbetriebliche verantwortliche Gewerkschafts- 
vertreter zwar im Aufsichtsrat zu verankern, aber 
den Betriebsangehörigen die Auswahlmöglichkeit 
zu geben, die Gewerkschaftsvertreter mithin nicht 
delegieren zu lassen. Diese Auswahlmöglichkeit ist 
verwirklicht. Wir haben kein Delegationsrecht mehr, 
sondern das Nominationsrecht mit doppelten Vor- 
schlägen und damit die Auswahlmöglichkeit für die 
Betriebsangehörigen, welche Vertreter der Gewerk- 
schaft im Aufsichtsrat sein sollen. 

Wir sind allerdings der Auffassung — das haben 
uns sogar auch weite Kreise der Wirtschaft bestä- 
tigt; ich erinnere an einen Beschluß der Bundesver- 
einigung der Arbeitgeberverbände — , daß im Auf- 
sichtsrat auch Außerbetriebliche vertreten sein sol- 
len, aber nach dem Auswahlrecht, wie es jetzt im 
Gesetz vorhanden ist, und nicht etwa nach den Vor- 
stellungen, Herr Kollege von Bismarck, wie sie in 
dieser Richtung beispielsweise der Wirtschaftsrat 
der CDU hat oder wie sie Graf Stauffenberg in einem 
Antrag vorgelegt hat. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Die Vorstel- 
lungen des Wirtschaftsrates kennen Sie 
doch gar nicht!) 

— Ich werde gleich darauf kommen, Herr Kollege 
von Bismarck, und einiges dazu sagen. 

Aber zunächst noch zum Ergebnis. Mir erscheint 
es notwendig, noch einmal ganz klarzustellen, daß 
nach der neuen Regelung der leitende Angestellte 
als Vertreter seiner Gruppe nur mit einem Mehr- 
heitsvotum dieser Gruppe in den Aufsichtsrat kom- 
men kann und wird. Die leitenden Angestellten kön- 
nen dabei nicht übergangen werden. Es erscheint mir 
auch richtig, festzustellen, daß die Abgrenzungskri- 
terien des Betriebsverfassungsgesetzes — besonders 
auch für die leitenden Angestellten — für die Auf- 
sichtsratsmitbestimmung gelten. Gewisse Überle- 
gungen, hier andere Kriterien einzuführen, haben 
wir von Anfang an für nicht glücklich gehalten. Be- 
triebsverfassungsgesetz und Mitbestimmungsgesetz 
müssen hier von gleichen Vorstellungen ausgehen. 

Wir hoffen allerdings und appellieren an diejeni- 
gen, die hierfür zuständig sind, daß die Verunsiche- 
rung in der Gruppe der leitenden Angestellten durch 
eine Reihe von Massenverfahren über Abgrenzungs- 
kriterien in Zukunft aufhören. Wir glauben, daß die 
jetzt zu verabschiedende Regelung — sie entspricht 
§ 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes — Mög- 
lichkeiten bietet, ohne solche Verfahren, ohne Ge- 
richtsurteile und dergleichen mehr auszukommen, 
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(A) weil die Definitionen festgelegt werden. Wir gehen 
auch davon aus, daß es einer zukünftigen Gesetz- 
gebung obliegen wird — nachdem wir die leitenden 
Angestellten in dieser Form verankern — , den 
Spredierausschüssen eine stärkere gesetzliche Fun- 
dierung als bisher zu geben. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Bisher 
haben sie gar keine, Herr Kollege!) 

Es ist notwendig, noch eine Klarstellung für den 
Teil des Gesetzentwurfs zu geben, der den Gel- 
tungsbereich umfaßt. Auch hierzu liegt ein Ände- 
rungsantrag vor. Für uns möchte ich dazu drei Be- 
merkungen machen. 

Erstens begrüßen wir, daß die Geltung an die Zahl 
von 2 000 Beschäftigten anknüpft und die anderen 
Kriterien, die früher einmal in der Diskussion waren 
— Bilanzsumme und Umsatzsumme — in dem Ent- 
wurf nicht mehr enthalten sind. Das entspricht unse- 
ren Vorstellungen von Freiburg. Nach unserer Auf- 
fassung ist diese 2000er-Grenze endgültig, d. h., künf- 
tig wird sich an ihr nach unten nichts mehr ändern. 

Zweitens begrüßen wir, daß unseren Anregungen, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit und Be- 
triebe aus dem Medienbereich nicht einzubeziehen, 
gefolgt wurde. 

Drittens möchten wir noch einmal klarstellen — 
weil hier sonst vielleicht Unstimmigkeiten auftreten 
können — , daß für die Berechnung der Zahl der 
Betriebsangehörigen selbstverständlich nur solche 
in Frage kommen können, die im Inland, also im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes beschäftigt sind. 
Ausländische Tochterbetriebe und dergleichen kön- 
nen also nicht einbezogen werden, und deren Be- 
triebsangehörige können damit auch nicht wahlbe- 
rechtigt werden. 

Ich glaube, es ist notwendig, auch zu dem Thema 
Funktionsfähigkeit noch einige Bemerkungen zu 
machen, zumal Sie, Herr Kollege Franke, hier wie- 
der versucht haben, deutlich zu machen, die Patt- 
lösung der CDU/CSU wäre am Ende durchgegangen. 
Bereits der Regierungsentwurf enthielt eindeutig 
eine Pattlösung, die der Eigentumssituation ent- 
sprach. Aber es gab Überlegungen, ob die Vierstu- 
figkeit noch ganz der Funktionsfähigkeit eines Un- 
ternehmens entspräche. 

Die neue Pattlösung ist zweifellos besser. Ich kann 
nicht verstehen, warum Sie jetzt versuchen, diese 
als eine Hamburger Lösung hinzustellen. In Ihren 
Hamburger Mitbestimmungsbeschlüssen heißt es — 
ich darf zitieren, Frau Präsidentin — : 

Der Aufsichtsratsvorsitzende wird vom Auf- 
sichtsrat aus dem Kreis seiner Mitglieder mit 
Zweidrittelmehrheit gewählt. Kommt nach wie- 
derholten Wahlgängen ein Beschluß nicht zu- 
stande, so entscheidet (§ 8 Montan-Mitbestim- 
mungsgesetz) die Hauptversammlung. 

Sie haben damals dasselbe im Endeffekt gewollt, 
was schon im Regierungsentwurf stand, nämlich die 
Großstufigkeit. Sie wissen heute auch, daß das aus 
Funktionsgründen Schwierigkeiten macht. Deshalb 
können Sie nicht gut sagen, dem jetzigen Endent- 
wurf lägen Ihre Ideen zugrunde. 


Ich möchte auch etwas zu der in der öffentlich- 
keit etwas umstrittenen Auslegung des Begriffs 
„Arbeitsdirektor" sagen. Der Kollege Sund hat 
schon eindeutig klargemacht — ich möchte das für 
die Freien Demokraten wiederholen — , daß der Ti- 
tel „Arbeitsdirektor", der in § 30 verankert ist, ein 
Vorstandsmitglied betrifft, das genau wie jedes an- 
dere Vorstandsmitglied gewählt wird. Es ist in kei- 
ner Form eine Ähnlichkeit mit dem Arbeitsdirektor 
der Montan-Mitbestimmungsgesetzgebung zu sehen. 

Ich kann eigentlich nicht verstehen, daß Sie, Herr 
Kollege Franke, in Ihrem Änderungsantrag die Wie- 
derherstellung der Regierungsvorlage wollen. Ich 
würde an Ihrer Stelle darüber noch einmal sehr ge- 
nau nachdenken. Die Tatsache, daß wir davon aus- 
gehen — so steht es in § 30 — , daß der Arbeits- 
direktor ein voll gleichberechtigtes Vorstandsmit- 
glied ist, macht nicht irgendwie Tendenzen in einer 
Richtung deutlich. Das, was in der Regierungsvor- 
lage mit „vorwiegend" umschrieben war, machte 
allerdings Tendenzen in einer bestimmten Richtung 
deutlich. Ich schlage Ihnen vor, darüber noch einmal 
sehr nachzudenken. 

(Abg. Dr. Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte, Herr Kollege Schröder. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, können Sie mir dann vielleicht noch einmal 
erläutern, worin der spezifische Sinngehalt der Tat- 
sache bestehen soll, daß für ein Vorstandsmitglied 
eine besondere Bezeichnung geschaffen wird? 

D) 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ich habe ja soeben be- 
reits gesagt: Es geht lediglich darum, daß ein Vor- 
standsmitglied den Titel „Arbeitsdirektor" hat, 
sonst nichts. Sie wollen aber ein Vorstandsmitglied 
mit vorwiegend besonderen Aufgaben, So stand 
es ursprünglich in der Regierungsvorlage. Das war 
für uns ein Problem-, deswegen halten wir die jetzige 
Regelung für besser. 

Behauptungen, der Gesetzgeber stelle mit der 
Neufassung des § 30 die Weiche zum Arbeitsdirek- 
tor der Montan-Mitbestimmung, sind also unzutref- 
fend. Hinweise auf Erfahrungen mit dem Montan- 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz ändern daran 
nichts. Der Montanbereich kann wegen seiner Son- 
derstellung auf Grund der Montan-Mitbestimmung 
nach Auffassung der FDP kein Vorbild für andere 
Wirtschaftszweige sein. 

Zum Abschluß noch zwei Bemerkungen. Erstens. 

Ich glaube, gerade die FDP und wir Liberalen soll- 
ten von dieser Stelle aus wenige Sätze, Herr Kollege 
von Bismarck, auf die Ausführungen des Wirtschafts- 
rats der CDU/CSU verwenden. Gerade nach dem, 
was der Kollege Franke für die CDU/CSU hier deut- 
lich zu machen versucht hat, und gerade dann, wenn 

— wie man hört — die Mehrheit der CDU/CSU dem 
Gesetz zuzustimmen gedenkt, ist für mich unver- 
ständlich, in einer sogenannten Kurzfassung des 
Wirtschaftsrats der CDU, der zwar ein eingetrage- 
ner Verein ist und nicht der CDU angehört, aber 
trotzdem den Namen „Wirtschaftsrat der CDU" 
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(A) trägt, bestimmte Behauptungen zu lesen. Dies wird 
allerdings nodi unverständlicher dadurch — und 
das tut mir eigentlich leid — , daß dies unter der 
Verantwortung des von uns allen sehr geschätzten 
früheren Kollegen Thomas Ruf geschieht. Ich muß 
Ihnen ehrlich sagen, Herr Kollege von Bismarck: 
Als ich das las und oben im Kopf den Namen „Tho- 
mas Ruf" als Verantwortlichen las, Thomas Ruf, den 
wir alle aus der sozialpolitischen Arbeit vieler Jahre 
kennen 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Er hört 
Ihnen ja zu! Er liegt im Krankenhaus!) 

Wie gesagt: Vielleicht hat er es gar nicht gewußt 
— er ist verantwortlich — , ich hoffe das. Denn was 
hier, Herr Kollege von Bismarck, behauptet wird: 
Ermächtigungsgesetz für die Fremdbestimmung — 
Herr Kollege von Bismarck, wo ist in diesem Ent- 
wurf eine Ermächtigung für irgend jemanden darin? 
Neben Ihnen sitzt Herr Kollege Blüm; der hätte mit 
seinen Anträgen ganz gerne eine Menge Ermächti- 
gungen zur Fremdbestimmung gehabt. Aber das kam 
aus Ihrer Fraktion. Aber wo ist hier ein Ermächti- 
gungsgesetz? 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wollen Sie mir ein 
Ermächtigungsgesetz vorwerfen?) 

— Für Fremdbestimmung. Das Wort steht hier: Er 
hätte eine Ermächtigung für Fremdbestimmung be- 
antragen wollen, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das wollen Sie!) 

Wie Sie wissen, haben wir die Montan-Mitbestim- 
mung immer abgelehnt und lehnen sie auch weiter 
ab. Das ist nichts Neues. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Halten Sie die Mon- 

tan-Mitbestimmung für ein Ermächtigungs- 
gesetz in Sachen Fremdbestimmung?) 

— Ich halte sie zumindest für ein Gesetz, in dem die 
Fremdbestimmung, beispielsweise durch Arbeits- 
direktor und anderes, stärker ist als in dem, was wir 
hier vorliegen haben. 

Herr Kollege von Bismarck, wenn Sie nach zwei- 
jährigen Beratungen von Brachialgewalt sprechen, 
wenn Sie davon schreiben, daß erheblich gegen das 
Grundgesetz verstoßen werde, so kann ich eigentlich 
nur hoffen, daß die deutschen Unternehmer das zur 
Kenntnis nehmen und ablegen. Ich kann weiter nur 
hoffen, Herr Kollege von Bismarck, daß sich die 
zusätzlichen Abgeordneten aus dem CDU-Wirt- 
schaftsrat im nächsten Deutschen Bundestag — wie 
ich neulich in der Presse gelesen habe, sollen einige 
zusätzliche Mitglieder des Wirtschaftsrates der CDU 
in diesen Bundestag eintreten — doch einmal etwas 
genauer mit den tatsächlichen politischen Fakten 
bekanntmachen, ehe sie in diesen Deutschen Bun- 
destag eintreten. Denn das ist nach diesen Bera- 
tungen und nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 
kein Ruhmesblatt für die Unternehmer. 

Abschließend, meine Damen und Herren, ein paar 
Gedanken zu den Vorstellungen, wie wir Freie De- 
mokraten die Weiterentwicklung sehen. Auch für 
uns ist mit diesem Gesetz, das sich in die Entwick- 
lung: Betriebsverfassungsgesetz — Personalvertre- 


tungsgesetz — Mitbestimmungsgesetz einpaßt, die 
Weiterentwicklung der Mitbestimmung nicht abge- 
schlossen. Für uns erhebt sich nach dem Spruch 
„Das Bessere ist des Guten Feind“ die Frage, ob 
nicht eines Tages, wenn sich zeigt, daß das von uns 
hier voll bejahte und voll getragene Gesetz eine 
bessere Selbstbestimmung der Arbeitnehmer, wie 
wir das sehen, bringen wird, auch die Montan- 
Mitbestimmung durch eine solche Selbstbestim- 
mungsmitbestimmung ersetzt werden kann. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Breid- 
bach [CDU/CSU]: Ach, jetzt kommt es!) 

Das ist eine Frage der Erfahrung. 

Weil wir weiterhin davon ausgehen, meine Da- 
men und Herren — das können Sie in diesem Ent- 
wurf durchgehend sehen — , daß die Stärkung der 
Rechte des einzelnen Arbeitnehmers und seiner 
Selbstbestimmung den Organisationsrechten überge- 
ordnet darzustellen ist, daß die Individualinteressen 
des einzelnen und die subjektiven Interessen des 
Arbeitnehmers vorrangig sind, weil wir auch weiter- 
hin auf dem Boden unseres Freiburger Programmes 
und der darin enthaltenen Arbeitsgesellschaft und 
Arbeitsplatzgesellschaft stehen, weil wir glauben, 
daß es hier noch viele Mitwirkungs- und Mitbestim- 
mungsregelungen geben muß, deshalb sehen wir 
dieses Gesetz als einen guten Schritt in die richtige 
Richtung an und werden ihm einstimmig zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

P) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Emeis. 

Emeis (fraktionslos): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Unbestritten stellt 
der vorliegende Gesetzentwurf zur Mitbestimmung 
nach 25jährigem Stillstand in dieser Frage ein be- 
deutendes gesellschaftspolitisches Werk dar. Den- 
noch sollte nicht vergessen werden, daß die entschei- 
dende gewerkschaftliche Forderung nach Parität im 
Ringen um eine mehrheitsfähige Regelung auf der 
Strecke geblieben ist. Ich kann und will nicht ver- 
schweigen, daß der erzielte Kompromiß der Bundes- 
regierung und der sie tragenden Koalitionsparteien 
von SPD und FDP nennenswerte positive Elemente 
enthält. Ich meine z. B. die Tatsache, daß im Geset- 
zestext kein Unterschied zwischen der privaten 
Wirtschaft und den öffentlichen Unternehmen in 
privatrechtlicher Rechtsform gemacht wird. 

Erhebliche Bedenken habe ich jedoch gegen die 
Festlegung des Geltungsbereichs der Mitbestimmung. 

Ich meine die Regelung, daß dieses Gesetz nur auf 
solche Betriebe Anwendung finden soll, die in der 
Regel mehr als 2 000 Arbeitnehmer beschäftigen. 
Jeder weiß, daß Mechanisierung, Rationalisierung 
und die fortschreitende Anwendung der Elektronik, 
also der gesamte Bereich der modernen Technologie, 
dafür sorgen, daß die Zahl der Beschäftigten in Hin- 
sicht auf die Größe und den Einfluß eines Unter- 
nehmens nur eine untergeordnete Rolle spielt. Ver- 
lockt die Zahl 2 000 die Unternehmen nicht dazu, 
einen erheblichen Teil ihrer Investitionen zur Weg- 



16012 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


Emeis 

rationalisierung von Arbeitsplätzen einzusetzen, um 
sich der Mitbestimmung zu entziehen? Wir sehen 
schon jetzt im beginnenden Wirtschaftsaufschwung, 
daß trotz erhöhter Auftragseingänge in der Investi- 
tionsgüterindustrie und steigender Investitionen in 
der Wirtschaft kaum eine nennenswerte Entlastung 
des Arbeitsmarktes festzustellen ist. Es ist zu be- 
fürchten, daß sich diese Tendenz fortsetzt. Ich weiß, 
daß Rationalisierung zur Erhöhung der Produktivi- 
tät notwendig ist. Ich sehe aber auch die Gefahren. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat vor einigen 
Jahren weit zweckmäßigere Kriterien vorgeschlagen, 
um die Unternehmen zu klassifizieren, in denen die 
Mitbestimmung Anwendung finden soll. Es sind, 
grob dargestellt, folgende Kriterien: Unternehmen 
mit einer Belegschaft von mindestens 2 000 Beschäf- 
tigten, Unternehmen mit einer Bilanzsumme von 
mindestens 75 Millionen DM, Unternehmen mit 
einem Jahresumsatz von mindestens 150 Millionen 
DM. Der Deutsche Gewerkschaftsbund schlägt vor, 
daß die Mitbestimmung dort anzuwenden ist, wo 
zwei dieser Kriterien auf ein Unternehmen zutref- 
fen. Ich halte das für in Ordnung. 

Ein anderes Übel sehe ich in dem Sonderstatus 
der leitenden Angestellten, der durch den vorlie- 
genden Gesetzentwurf verankert wird. Wir haben es 
hier mit einem Problem zu tun, das ich zum augen- 
blicklichen Zeitpunkt für ausdiskutiert halte, das 
aber bei einer Novellierung dieses Gesetzes unbe- 
dingt aufzugreifen ist. 

Stärkere Bedenken habe ich dann noch gegen die 
(B) Übertragung eines doppelten Stimmrechts auf den 
Aufsichtsrats Vorsitzenden oder einen anderen Ver- 
treter der Anteilseigner, weil das Mitbestimmungs- 
gesetz mit dieser Regelung nidit die Parität bringt. 
Die Arbeitnehmer erhalten zwar der Zahl nach mehr 
Sitze im Aufsichtsrat als bisher und damit auch mehr 
Verantwortung, aber mehr zu bestimmen haben 
werden sie nicht. Dies muß, auch wenn es einigen 
nicht gefällt, ganz klar gesagt werden. Eine Gleich- 
berechtigung von Kapital und Arbeit wird es nach 
dem hier vorliegenden Gesetz nicht geben. 

Meine Damen und Herren, trotz meiner Kritik an 
diesem Entwurf, aus der ich nur drei Punkte heraus- 
gegriffen habe, hielte ich es für töricht, wenn das 
vorliegende Gesetz abgelehnt werden sollte. Es be- 
deutet trotz seiner Mängel einen erheblichen Schritt 
nach vorn. Ein Alles oder Nichts bringt uns nur we- 
nig. Der Entwurf stellt das Optimum des in der ge- 
genwärtigen politischen Lage Erreichbaren dar. Dies 
sollte uns jedoch nicht dazu verleiten, das eigent- 
liche Ziel, die Parität, aus dem Auge zu verlieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, das Wort in der allgemeinen Aussprache wird 
nicht mehr gewünscht. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung. Ich 
rufe den § 1 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 7/4887 
unter Nr. 1 ein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU vor. 


Das Wort zur Begründung hat der Herr Abgeord- (G) 
nete Dr. Blüm. 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zur Begründung un- 
seres Änderungsantrages und zum § 1 insgesamt 
sprechen. 

Der § 1 des Mitbestimmungsgesetzes regelt den 
Geltungsbereich. Wie immer bei solchen Grenzzie- 
hungen ist auch ein Stück unvermeidlicher Willkür 
im Spiel; denn warum soll das Gesetz erst bei Un- 
ternehmen mit 2 000 Arbeitnehmern gelten, warum 
nicht schon bei solchen mit 1 900, warum nicht erst 
bei solchen mit 2 100? Der Gesetzgeber muß sich 
entscheiden. 

Unbestreitbar besteht ein Unterschied zwischen 
Groß- und Kleinunternehmen. Niemand will Groß-, 
Mittel- und Kleinunternehmen über einen Kamm 
scheren. Die Mitbestimmungsdiskussion hat allzu 
oft unter dem mancherorts bewußt produzierten 
Mißverständnis gelitten, als sollten die kleinen 
Unternehmer genauso behandelt werden wie die 
großen. Auf diese Weise ist manch billiges Kano- 
nenfutter zur Abwehr der Mitbestimmung geschaf- 
fen worden. 

Mit der Größe des Unternehmens wächst sein 
Einfluß- und Verantwortungsbereich und damit auch 
die Möglichkeit und die Notwendigkeit der Mit- 
bestimmung. Doch wo beginnt diese Größe? Irgend- 
wo muß der Gesetzgeber den Pfahl der Abgrenzung 
einschlagen. Diese Grenzziehung ist so relativ be- 
liebig, wie das bei vielen gesetzgeberischen Gren- pj 
zen ist. Ich erinnere nur an die in der Steuergesetz- 
gebung, wo wir es unvermeidlicherweise mit künst- 
lichen Grenzen zu tun haben. 

Wir haben uns entschieden und wir entscheiden 
uns heute hier für die Abgrenzung „in der Regel 
mehr als 2 000 Arbeitnehmer". Dort soll das Gesetz 
gelten. Dieses Merkmal „in der Regel" ist jedoch 
ein Gummibandbegriff. Wenn wir die Mitbestim- 
mung davor bewahren wollen, daß in ihren Grenz- 
zonen ständig Streit über ihre Anwendung herrscht,’ 
ist es notwendig, diesen Begriff zu ergänzen. 

Die CDU/CSU-Fraktion schlägt deshalb vor, wäh- 
rend der Amtsperiode des Aufsichtsrates die Zu- 
sammensetzung dieses Aufsichtsrates nicht zu ver- 
ändern. Wenn sich neue Erfordernisse ergeben, sol- 
len die notwendigen Konsequenzen in der nächsten 
ordentlichen Hauptversammlung gezogen werden. 

Mit diesem Zusatz würden wir das unwürdige 
Wechselspiel zwischen Anwendung und Nichtan- 
wendung vermeiden. Es käme ein größeres Stück 
Rechtssicherheit ins Spiel der Mitbestimmung. 
Selbst wenn die Arbeitnehmerzahl auf 1 900 ab- 
sinkt, bliebe nach unseren Vorstellungen die Mit- 
bestimmung bis zur nächsten Hauptversammlung 
gültig. 

Den verlängerten Auslauffristen stehen freilich 
auch verlängerte Einlauffristen gegenüber. Doch 
beide Konstellationen bringen mehr Beständigkeit, 
mehr Einfachheit, mehr Praktikabilität. Meine Da- 
men und Herren, wir machen hier keine Gesetze 
für Juristen, wir machen Gesetze für den Alltag. 
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Deshalb müssen sie möglich einfach und verständ- 
lich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem zweiten Absatz dieses Gesetzes stimmt 
meine Fraktion zu. Die Montan-Mitbestimmung soll 
erhalten bleiben. Niemand wird sich über diese Zu- 
stimmung wundern; denn die Montan-Mitbestim- 
mung ist 1951 unter Konrad Adenauer eingeführt 
worden. 

(Katzer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie ist die Mitbestimmung, das einzige Mitbestim- 
mungsgesetz bis zum heutigen Tag, das diesen 
Namen zu Recht trägt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Insofern, Herr Kollege Schmidt, weise ich Ihren 
unqualifizierten Angriff auf die Montan-Mitbestim- 
mung im Zusammenhang mit dem Begriff „Ermächti- 
gungsgesetz zur Fremdbestimmung" zurück. Ich bin 
nicht der Auffassung, daß auf eine Unverschämtheit 
eine neue gesetzt werden sollte. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Kempten)? 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Bitte, Herr Kollege. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Blüm, 
darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß ich 
diesen Begriff „Ermächtigungsgesetz zur Fremd- 
bestimmung" aus dem Brief des Wirtschaftsrates 
(B) der CDU entnommen habe. 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Dann will ich hier festhal- 
ten — auch gegenüber Ihrem sozialdemokratischen 
Koalitionspartner — , daß Sie diesen vom Wirt- 
schaftsrat übernommenen Begriff auf die Montan- 
Mitbestimmung anwenden. 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Biüm (CDU/CSU): Bitte. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Blüm, 
darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß ich 
diesen Begriff aus diesem Brief schärfstens zurück- 
gewiesen und die deutschen Unternehmer gebeten 
habe, so nicht zu argumentieren. 

Dr. Biüm (CDU/CSU): Nun, Herr Kollege Schmidt, 
wir können das klären. Dieser Brief bezog sich nicht 
auf die Montan-Mitbestimmung, sondern auf dieses 
Gesetz. Wenn Sie ihn zurückgewiesen haben, ha- 
ben Sie damit noch keine Begründung gegeben, war- 
um sie ihn heute auf die Montan-Mitbestimmung 
anwenden. 

Meine Damen und Herren, gegenüber allen frei- 
und sozialdemokratischen Legendendichtern wollen 
wir festhalten, daß das heute vorliegende Gesetz 
die Montan-Mitbestimmung nicht erreicht. In der 
Paritätsfrage bieten Sie mehr Stühle, aber keine 


(C) 

Parität. In Sachen Arbeitsdirektor liefern Sie nur ' 
ein Türschild, aber keinen Arbeitsdirektor. Sie hät- 
ten ihn in Ihrem Gesetzentwurf besser „Arbeitsdirek- 
tor h. c." oder ähnlich nennen müssen. Dies ist die 
typische Form, in der Sie Reformen durchführen; Sie 
verwechseln pausenlos die Dekoration mit der Wirk- 
lichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dagegen wollen wir hier und heute Stellung neh- 
men. Ich will festhalten, daß diese Koalition 25 Jah- 
re nach Verabschiedung der Montan-Mitbestimmung 
nicht mehr, sondern weniger erreicht als das, was 
die Christdemokraten ein Vierteljahrhundert vor- 
her in diesem Hause durchgesetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Schmidt (Kempten)? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Blüm, 
darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie 
jetzt plötzlich im Namen der CDU/CSU die Montan- 
Mitbestimmung als besser ansehen, nachdem der 
Kollege Franke vorher erklärt hat, die CDU werde 
das Ergebnis der Beratungen des Entwurfs der Koali- 
tionsfraktionen als richtig ansehen und ihm zustim- 
men? 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Nun, Herr Kollege Schmidt, 

Sie dürfen festhalten, daß die CDU/CSU-Fraktion 
für die Erhaltung der Montan-Mitbestimmung ein- 
tritt und damit dem Abs. 2 zustimmt. Dafür spreche P) 
ich hier. Meine Fraktion ist für die Erhaltung der 
Montan-Mitbestimmung. Der Erfolg der Koalition 
besteht darin, daß sie die Montan-Mitbestimmung 
erhalten muß, weil ihr Gesetz nicht so gut ist wie 
die Montan-Mitbestimmung. Das steht freilich in 
einem merkwürdigen Kontrast zu der parteiamt- 
lichen Propaganda, in der Sie die Sache immer so 
darstellen: 20 Jahre rabenschwarze Nacht, sozial- 
und gesellschaftspolitische Eiszeit; und dann bricht 
1969 die Morgenröte der Sozialdemokratie und der 
sozialliberalen Koalition an und schafft alles neu. — 

Sie haben nichts Neues geschaffen, sondern sind 
hinter uns zurückgeblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

— Sie werden vielleicht enttäuscht sein, daß ich nicht 
zur Verbreitung der sozialdemokratischen Kinder- 
und Hausmärchen beitrage. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es ist notwendig, den Arbeitnehmern klar vor Au- 
gen zu führen, worüber wir heute abstimmen. 

In der Tat haben die Gewerkschaften im Jahre 
1951 mitgeholfen, daß die Montan-Mitbestimmung 
Wirklichkeit wurde. Das wollen wir heute nicht in 
Vergessenheit geraten lassen. Nur, meine Damen 
und Herren, heute sehe ich die Gewerkschaften 
nicht. Offensichtlich war es leichter, sich gegenüber 
einer CDU-geführten Regierung durchzusetzen als 
gegenüber einer SPD-geführten Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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(A) Was wäre heute los — sich das vorzustellen, braucht 
man nicht sehr viel Phantasie — , wenn eine CDU- 
geführte Regierung das Mitbestimmungsgesetz vor- 
gelegt hätte, das Sie heute hier vorlegen? 

(Breidbach [CDU/CSU]: Die hätten hier 
Kopfstände gemacht!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwisdienfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Dr. Blüm, 
gehe ich recht in der Annahme, daß Ihre Fraktion 
es nicht so gern gesehen hätte. Sie in der allgemei- 
nen Aussprache reden zu hören, daß Sie aber nun- 
mehr die Begründung des Änderungsantrages dazu 
benutzen, Ihre Einzelgängerrolle deutlich zu ma- 
chen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Ich begründe einen Antrag, 
der die einstimmige Zustimmung meiner Fraktion 
findet, Herr Graf Lambsdorff, Sie haben wirklich 
wichtigere Aufgaben, als sich den Kopf meiner 
Fraktion zu zerbrechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn dieser Gesetzentwurf von uns käme, wären 
hier heute Protestprozessionen um das Bundes- 
plenum gewallfahrtet. Was ist heute? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sehwei- 
te) gen!) 

Ich sehe nichts vom DGB, es sei denn, er würde ge- 
heime Demonstrationen durchführen 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

oder vielleicht Protest unter „Streng vertraulich'' 
einlegen. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das wäre vielleicht dann eine neue Form. Die ehe- 
malige Kampfkraft, Entschlossenheit der Gewerk- 
schaften hat sich in den letzten Wochen mehr gegen 
die gewandt, die in den Beratungen des Parlaments 
eben jene gewerkschaftlichen Forderungen durch- 
setzen wollten 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

und die an der Starrheit und Sturheit sozialdemo- 
kratischer Gewerkschafter gescheitert sind, die nur 
noch von einer Betonmauer übertreffbar ist. 

Meine Damen und Herren, lieber Herr Kollege 
Sund: Wenn Sie die mangelnde Geschlossenheit der 
CDU/CSU hier in dieser Sache attackieren: Auf die 
Geschlossenheit, die Sie hier vorführen, wäre ich an 
Ihrer Stelle nicht stolz. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Denn dies ist eine Geschlossenheit gegen die Mon- 
tan-Mitbestimmung gewesen. 

(Zurufe von der SPD) 

Zu Ihrem Argument, meine Damen und Herren, 
wir seien nur eine Minderheit, ist zu sagen; Dem 
Mangel hätte in den Beratungen des Deutschen 


(CI 

Bundestages leicht abgeholfen werden können. Sie 
hätten nur zuzustimmen brauchen. Dann wären wir 
nicht Minderheit gewesen, sondern Mehrheit. 

(Geiger [SPD]; Sind Sie naiv! — Lachen und 
weitere Zurufe von der SPD) 

Dies alles, meine Damen und Herren, muß den 
Arbeitnehmern draußen in den Betrieben gesagt 
werden, damit sie nicht auf die Nebelwerferparolen 
der Sozialdemokraten in dieser Sache hereinfallen. 

All das, meine Damen und Herren, was Sie zu dem 
Hamburger Parteitag gesagt haben — Sie wissen, ich 
bin mit dem Hamburger Parteitagsbeschluß meiner 
Fraktion nicht zufrieden — , gilt jetzt postwendend 
für Sie. Denn Sie von der Koalition unterscheiden 
sich vom Hamburger Parteitagsbeschluß in der Sa- 
che, in der Substanz nicht um ein Jota. Sie, sehr ver- 
ehrter Herr Bundesminister Arendt, haben gesagt: 

„Für unsere Partei ist alles, was unterhalb der Pa- 
rität liegt, Augenwischerei". Herr Minister, kann 
ich Ihnen behilflich sein? Das ist doch heute die 
Frage. Das müssen Sie doch auch gegen Ihren eige- 
nen Entwurf gelten lassen. Sie haben ihn als einen 
großen Durchbruch gefeiert. Gemessen an dem, was 
Sie gegen Hamburg gesagt haben, ist das kein 
Durchbruch, sondern ein Durchfall, Herr Minister. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Sie waren damals immerhin so freundlich, der 
Opposition den Trost zu spenden — ich zitiere mit 
Genehmigung der Frau Präsidentin — : „Auch die 
Eule findet ihre Jungen schön." Nun, Herr Minister, 
ich möchte Ihnen diesen Trost heute für Ihr Gesetz 
unbenutzt zurückgeben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Der Abs. 4 des § 1 regelt die Ausnahme der Mit- 
bestimmung in Sachen Tendenzbetriebe. Meine Da- 
men und Herren, ich hoffe, wir stimmen darin über- 
ein, daß diese Ausnahmeregelung kein Freifahrt- 
schein für die Tendenzbetriebe sein soll und daß 
auch dort die Chancen der Mitverantwortung ge- 
nutzt werden sollten. Nicht alles, was notwendig 
ist, nicht alles, was machbar ist, muß in Gesetzen 
geregelt werden. Ich finde, gerade die Kirchen, ge- 
rade die Gewerkschaften sollten so etwas wie 
Pfadfinder sozialer Erprobung sein. Mehr als man- 
che Mai-Rede, mehr als manche Predigt würde es 
der Sache nützen, wenn gerade Kirchen und Ge- 
werkschaften praktische Modelle der Mitbestim- 
mung jenseits der Gesetzgebung vorlegen würden. 

(Rappe [Hildesheim] [SPD]: Fangen Sie in 
Ihrer Partei an, Herr Blüm!) 

— Herr Rappe, ich würde sagen: Jeder vor seiner 
Tür. Bevor Sie vor meine kommen, räumen Sie den 
Scherbenhaufen vor Ihrer weg, damit Sie nicht 
stolpern! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das, was heute zur Ver- 
abstimmung steht ' 

(Zurufe von der SPD) 

— Dieses Gesetz ist so kompliziert, daß man sich 
auch einmal versprechen kann. Das färbt auf den 
Redner ab, meine Damen und Herren. 
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(A) Für uns ist mit dem heutigen Tage nicht die Dis- 
kussion über die Partnerschaft, nicht die Diskussion 
darüber zu Ende, wie wir mehr Freiheit und Selbst- 
bestimmung am Arbeitsplatz durchsetzen können. 
Dieses Thema ist freilich nicht nur ein Thema des 
Aufsichtsrates. Für uns wird jede Mitbestimmung, 
auch jede gesetzliche Mitbestimmung daraufhin ge- 
prüft werden, ob sie etwas dazu beiträgt, dem ein- 
zelnen Arbeitnehmer in seinem Alltag mehr Bewe- 
gungsraum, mehr Verantwortung und damit mehr 
alltägliche Freiheit zu verschaffen. Die CDU hat 
auf ihrem Hamburger Parteitag ein neues, ein part- 
nerschaftliches Unternehmensrecht angekündigt, in 
dem Anteilseigner, Arbeitnehmer und Unternehmer 
auf der Grundlage der Parität Zusammenarbeiten. 
Dies ist kein Gedanke aus dem 16. Jahrhundert, wie 
Sie mir gerade zurufen, sondern dies ist im Unter- 
schied zu den Gedanken, die Sie aus dem 19. Jahr- 
hundert beziehen, ein Beitrag dazu, die Arbeit 
menschlicher zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Blüm, es bleibt Ihnen 
völlig unbenommen, statt der Spiegelfechterei das 
Plenum mit Anträgen in Ihrem Sinne auszustatten. 
Sie sollten aber auch mit aller Deutlichkeit sagen, 
daß es nicht möglich ist, Vorstellungen, die Sie 
möglicherweise haben, in Ihrer Fraktion zwischen 
den Bereichen von Bismarck, Ihren Kollegen aus 
den Mittelstandsvereinigungen, dann der CSU und 
was Sie noch alles haben, tatsächlich durchzubrin- 
gen. Darum produzieren Sie sich hier vor der Öffent- 
lichkeit, ohne in der Frage der Mitbestimmung einen 
Deut weiterzukommen. Das halte ich für nicht in der 
Ordnung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 

CSU]: Haben Sie ein sehr schlechtes Ge- 
wissen?) 

Es gibt, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
keine Geschlossenheit gegen die Montan-Mitbestim- 
mung. Das, was Sie sagten, gibt es nicht. 

(Dr. Blüm [CDU/CSUj: Gegen die Ausdeh- 
nung der Montan-Mitbestimmung!) 

Sie ist in diesem Gesetz festgeschrieben. Sie haben 
das ausdrücklich zum Ausdruck gebracht. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]; Gegen die Ausdeh- 
nung!) 

Für diese Montan-Mitbestimmung werden wir als 
Sozialdemokraten weiter eintreten. 

Kollege Blüm, Sie müßten aus den geschichtlichen 
Prozessen eigentlich wissen, daß die Sozialdemokra- 
ten es waren, die am 18. Dezember 1968 in der 
5. Legislaturperiode dem Deutschen Bundestag ihr 
Mitbestimmungsmodell vorgelegt haben, und daß 
wir uns in Mannheim ganz klar zu dieser Frage 
geäußert und so beschlossen haben. Das sollten Sie 
anerkennen. Es gibt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Partei, die eine so eindeutige Aussage 


zur Frage der qualifizierten paritätischen Mitbestim- 
mung gemacht hat wie die Sozialdemokraten. 

Präsident Frau Renger; Herr Abgeordneter Urba- 
niak, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Breidbach? 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Kollege Urbaniak, 
sind Sie der Meinung, daß die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands mit dem jetzt von Ihnen ver- 
tretenen Mitbestimmungsentwurf in der Mitbestim- 
mungsfrage weitergekommen ist, wenn ich ihn 
messe an der Definition, die Ihre Partei in der Son- 
derbeilage „Sozialdemokrat — • Magazin“ veröffent- 
licht hat, in der es heißt: „Unter Mitbestimmung auf 
Unternehmensebene im engeren Sinne versteht man 
die gleichgewichtige und gleichberechtigte, d. h. 
paritätische Vertretung der Arbeitnehmer und An- 
teilseigner in den Aufsichtsräten"? 

Urbaniak (SPD): Herr Kollege Breidbach, wir kom- 
men auf diesem Gebiet so weit, wie die politischen 
Verhältnisse in diesem Lande es zulassen. Und wie 
Sie an diesem Gesetz mitgearbeitet haben, das wis- 
sen Sie wohl selbst, Kollege Breidbach. Ich will das 
hier nicht ausbreiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege Urbaniak, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Blüm? 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Stimmen Sie mir zu, Herr 
Kollege Urbaniak, daß die Sozialdemokratische Par- 
tei der Einsetzung einer Prüfungskommission in 
Sachen Mitbestimmung in der Großen Koalition zu- 
gestimmt hat und daß deshalb Ihr Gesetzentwurf 
von 1968 hinsichtlich seiner Durchsetzung nicht 
sehr glaubwürdig war? 

Urbaniak (SPD): Diese Prüfungskommission, lie- 
ber Kollege Blüm, hat ja im wesentlichen dokumen- 
tiert, daß die Erfahrungen mit der Mitbestimmung 
eine Weiterentwicklung in diesem Bereich geradezu 
fordern. Ich sage Ihnen, wir haben das damals im 
Dezember hier vorgelegt. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Reine Schaum- 
schlägerei!) 

Sie hätten von sich aus zustimmen können, was wir 
zur Weiterentwicklung der Mitbestimmungsfrage 
wollten. Da haben Sie sich verschlossen. Jetzt ha- 
ben Sie die Kurve gekriegt, als die berühmten Tritt- 
brettfahrer in der Mitbestimmung noch so eben auf- 
zuspringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben heute wieder den kuriosen Fall, daß sich 
Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion, die sich dem 
Arbeitnehmergrüppchen zurechnen, dazu hergeben 
— das wird ja bei den weiteren Anträgen der Fall 
sein — , Anträge zu begründen, die die Arbeit der 
Gewerkschaften bei der Durchführung des Milbe- 
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Stimmungsgesetzes erschweren müßten, in Teilbe- 
reichen sogar unmöglich machen würden. Damit 
wird, wie ich meine, den Feinden der Gewerkschaf- 
ten in die Hand gearbeitet und so getan, als gebe 
es einen Gegensatz zwischen Arbeitnehmern in den 
Betrieben und ihren Gewerkschaften. Es wird gleich- 
zeitig den Sozialdemokraten unterstellt, sie wollten 
die Gewerkschaften vor ihren eigenen Mitgliedern, 
den Arbeitnehmern, sichern. Es ist notwendig, dies 
Punkt für Punkt bei den Anträgen, die Sie hier stel- 
len werden, klarzustellen und das zu widerlegen. 

Wir meinen, daß gerade die gewerkschaftliche 
Organisation bei der Vorbereitung der Einfüh- 
rung der Mitbestimmung notwendige Aufgaben mit 
den Betriebsräten und den Vertrauensleuten in den 
Betrieben einzuleiten und schließlich zur Durch- 
führung des Gesetzes zu vollziehen hat. 

Der Stellenwert der Gewerkschaftsorganisation 

unterscheidet sich daher nach unserem Verständnis 
grundsätzlich von dem der CDU/CSU. Ich stelle fest, 
daß sich die Opposition nach mühseligen Verren- 
kungen dazu entschlossen hat, dem Mitbestim- 
mungsgesetz der sozialliberalen Koalition zuzustim- 
men, weil man es ohnehin nicht mehr verhindern 
kann. 

Bitte, Kollege Breidbach. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Breid- 
bach, Sie haben das Wort. 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Kollege Urbaniak, 
könnten Sie dem Parlament einmal mitteilen, wie- 
viel Verrenkungen in Form von Gesetzentwürfen die 
Bundesregierung und die sie tragenden Koalitions- 
parteien benötigt haben, um das jetzt vorzulegen, 
was Sie als Mitbestimmung bezeichnen? 

Urbaniak (SPD); Kollege Breidbach, Ihre Fraktion 
hat besonders viel Verrenkungen gemacht. Aber 
wieviel Sie gemacht haben, das will ich hier nicht 
aufzählen. 

(Beifall bei der SPD) 

^Man kann dieses Mitbestimmungsgesetz, wie ich 
sagte, ohnehin nicht verhindern. Lediglich Herr von 
Bismarck zeigt sich als Gefangener der eigenen Po- 
litik und will deshalb dem, wie sein Wirtschaftsrat 
es nennt, „Ermächtigungsgesetz zur Fremdbestim- 
mung" nicht seine Stimme geben. Wenn die Vertre- 
ter der Opposition im Bundestag das Mitbestim- 
mungsgesetz für die Arbeitnehmer nicht verhindern 
können, so will man — Kollege Blüm, das haben 
Sie hier begründet — wenigstens das Wirksamwer- 
den möglichst lange hinausschieben. Ihr Antrag 
zielt darauf, diesen Punkt so zu regeln, daß wir 
eine Referenzperiode von vier, ja, gar fünf Jahren 
bekommen könnten. Erst dann könnte die Mitbe- 
stimmung eingeführt werden. 

Sie erwähnen in Ihren Ausführungen besonders, 
daß das Gesetz praktikabel sein muß. Es ist dadurch 
sehr praktikabel, daß die Formel „in der Regel" ge- 
funden worden ist. Wir haben sie der betriebsver- 
fassungsrechtlichen Praxis entnommen. Da gibt es 


über 20jährige Erfahrungen. Auch im Ausschuß war (C) 
es klar, daß es die beste gesetzliche Regelung wäre, 
auch bei der Mitbestimmung so zu verfahren. Wir 
lehnen daher selbstverständlich Ihren Antrag ab, 
weil er die Einführung der Mitbestimmung verzö- 
gert und keine Klarheit in der Frage bringt, was die 
Belegschaftsgröße in der Regel angeht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 

CSU]: „Selbstverständlich" stimmt!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hölscher. 

Hölscher (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Blüm, ich bewundere Sie, 
wie Sie aus einer Pflicht eine Kür machen, wenn ich 
den Vergleich aüs dem Eiskunstlauf wählen darf. 
Pflichtübung sollte die Stellungnahme zu einem 
mehr oder weniger trockenen Änderungsantrag 
sein. Sie haben es sportlich gut hinbekommen, aber 
wir wissen alle, daß Sie die Figuren nicht zu Ende 
laufen können, weil Sie mit den Vorstellungen der 
Sozialausschüsse gegen die Banden der eigenen 
Fraktion laufen, und dann knallt es meistens. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir werden es heute sicher noch häufig erleben, 
daß die Opposition — ich finde, das ist sehr origi- 
nell — ausgerechnet in der Debatte zu diesem 
Thema, nachdem sie in der Vergangenheit eher ge- 
gen die Mitbestimmung war, 

(Breidbach [CDU/CSU]: Die FDP war im- 
mer dafür?!) 

durch die Vertreter der Sozialausschüsse dem Wäh- 
ler draußen ein Bild vermitteln wird, das den Schluß 
zuläßt, die Opposition bedaure es, daß wir nicht 
einen Gesetzentwurf zur Ausweitung der Montan- 
Mitbestimmung eingeführt haben. 

Ich will mich aber im wesentlichen an die Ge- 
schäftsordnung halten und zum Änderungsantrag 
sprechen. Dennoch eine Bemerkung, Herr Kollege 
Blüm: Ist es uns eigentlich verboten nachzudenken, 
ist es eigentlich so unerhört, wenn wir Liberalen 
uns die Frage stellen, ob es nicht sinnvoll ist, ein- 
mal abzuwarten, wie sich das neue Gesetz entwik- 
kelt, um aus den Erfahrungen Verbesserungen für 
andere Bereiche, wo Mitbestimmungsgesetze gelten, 
abzuleiten? 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Eines wundert mich bei Ihnen, Herr Dr. Blüm: Sie 
sind ein entschiedener Verfechter der Selbstbestim- 
mung der Arbeitnehmer. Dies weiß ich. Sie haben 
entsprechende Anträge gestellt, und Sie weisen 
auch in der Öffentlichkeit darauf hin. Andererseits 
sind Sie der glühende Verfechter einer Mitbestim- 
mungsregelung, die — und da hat mein Kollege 
Schmidt (Kempten) recht — sehr wohl entscheidende 
Elemente der Fremdbestimmung beinhaltet. Erklä- 
ren Sie mir doch bitte einmal, welche Mitwirkungs- 
möglichkeit der einzelne Arbeitnehmer bei der 
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(^) Montan-Mitbestimmung hat. Wer wählt denn seine 
Vertreter in den Aufsiditsrat? 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wir haben über die 
Parität gesprochen!) 

Ich wundere mich sehr, daß ausgerechnet Sie, aber 
auch viele andere über diesen, wie ich für meine 
Person deutlich sagen darf, erheblichen Mangel — 
wenn man Mitbestimmung als Selbstbestimmung 
versteht — in der Montan-Mitbestimmung so schnell 
zur Tagesordnung übergehen. Herr Kollege Dr. 
Blüm, vielleicht wären Sie in fernerer Zukunft be- 
reit, mit uns gemeinsam — sicher werden auch Ver- 
treter der SPD-Fraktion, so hoffe ich, dazu bereit 
sein — , 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

die Montan-Mitbestimmung erstmals mit einem de- 
mokratischen Wahlverfahren anzureichern. Warum 
eigentlich nicht? Ich wäre für eine Antwort vielleicht 
noch im Rahmen dieser Debatte sehr dankbar. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dn Blüm? 

Hölscher (FDP); Bitte schön! 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Herr Kollege, ist Ihnen ent- 
gangen, daß ich im Zusammenhang mit der Montan- 
Mitbestimmung über die Paritätsfrage gesprochen 
habe, und ist Ihnen ferner entgangen, daß ich, was 
das Wahlrecht anbelangt, durchaus die Meinung 
habe, daß die Arbeitnehmer direkt wählen sollen? 

Hölscher (FDP): Ich danke Ihnen für die Feststel- 
lung, Herr Dr. Blüm. Ich kann nur feststellen, daß 
Sie vor einigen Minuten hier in diesem Hause ge- 
sagt haben: Dieses Gesetz reicht nicht an die 
Montan-Mitbestimmung heran. Wenn Sie auf der 
anderen Seite gerade dem Legitimationsprinzip 
einen so hohen Stellenwert einräumen, hätte ich 
erwartet, daß Sie im Zusammenhang mit der Montan- 
Mitbestimmung diese Kritik, die Sie gerade ge- 
äußert haben, an anderer Stelle und in Ihren Aus- 
führungen vorhin in dieser Deutlichkeit ausgespro- 
chen hätten. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Das konnte 
Ihnen nicht neu sein!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt wirk- 
lich im Rahmen der Geschäftsordnung verfahren und 
unsere Stellungnahme zu dem Änderungsantrag der 
Opposition zu § 1 abgeben. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns in den 
Ausschußberatungen sehr lange darüber unterhal- 
ten, ob bei der Anwendung des Gesetzes im Hin- 
blick auf das Ordnungskriterium „in der Regel mehr 
als 2 000 Arbeitnehmer" ein fester Referenzzeitraum 
oder aber die Situation in einem bestimmten Zeit- 
punkt gewählt werden sollte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Klein? 


Hölscher (FDP): Bitte schön! 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Hölscher, ich beziehe mich noch einmal auf Ihre 
Entgegnung auf die Feststellungen des Kollegen 
Blüm. Würden Sie mit mir darin übereinstimmen 
und zur Kenntnis nehmen, daß es durchaus ein 
Unterschied ist, ob man ja zur Montan-Mitbestim- 
mung als Ganzer sagt, so wie sie heute ist, oder 
ob man zu dem entscheidenden Element der Montan- 
Mitbestimmung, nämlich der Parität, ja sagt, wie es 
der Kollege Blüm getan hat? 

Hölscher (FDP) : Ich darf Sie daran erinnern — als 
Fachmann, glaube ich, müßte Ihnen das geläufig 
sein — , daß z. B. auch die Montan-Mitbestimmung 
den Letztentscheid bei der Anteilseignerseite vor- 
sieht, wenn etwa bei der Bestellung des neutralen 
Mannes keine Einigung zu erzielen ist. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Wie oft 
ist das in 25 Jahren geschehen?) 

Insofern allerdings unterscheidet sich die Montan- 
Mitbestimmung nicht von diesem Gesetzentwurf. 
Wir Liberalen haben aber nicht nur, was die Wahl- 
verfahren angeht — um dies hier deutlich festzu- 
stellen — , erhebliche Einwände gegen diese Mit- 
bestimmungsregelung, sondern wir lehnen auch 
den Neutralen als Faktor ab, weil wir der Meinung 
sind, in einer auf Kooperation, auf Ausgleich an- 
gelegten Mitbestimmung brauchen wir den Eini- 
gungszwang und dürfen uns nicht bei brisanten 
Entscheidungen hinter einem Mann verschanzen, 
der vielleicht bereit ist, mit seinem Gewicht in die 
Entscheidung einzutreten, der aber genaugenom- 
men, auch gesamtwirtschaftlich gesehen, diese Ver- 
antwortung gar nicht tragen kann. 

Ich darf aber jetzt zum Änderungsantrag der 
Opposition zurückkommen. Ich denke, wir haben 
es aus guten Gründen bei der Formulierung der Re- 
gierungsvorlage, nämlich „in der Regel mehr als 
2 000 Arbeitnehmer" zu sagen, belassen. Danach 
fallen eben in der Regel die Unternehmen, die mehr 
als 2 000 Arbeitnehmer haben, unter dieses Gesetz. 
Ich denke, diese Entscheidung trägt dem Willen 
des Gesetzgebers, die Beschäftigtenzahl zum allei- 
nigen Abgrenzungskriterium zu machen, weitaus 
besser Rechnung. Sie ist flexibler und damit praxis- 
bezogener, weil mit dieser Regelung einem häufigen 
Wechsel der Mitbestimmungsform infolge von 
Schwankungen in der Beschäftigtenzahl begegnet 
werden kann. 

Der Änderungsantrag der CDU/CSU-Fraktion, wo- 
nach eine bestimmte Mitbestimmungsregelung bis 
zur nächsten Hauptversammlung weitergelten soll, 
ist viel zu starr und dient damit weder den Inter- 
essen der Anteilseigner noch den Interessen der 
Arbeitnehmer. Sie kann in Einzelfällen auch zu un- 
gewöhnlich langen Fristen führen. In diesem Zusam- 
menhang ist es mir unverständlich, Herr Kollege 
Dr. Blüm, daß Sie es für optimal halten, den Eintritt 
in die neue Mitbestimmungsregelung möglicher- 
weise mit einem Wartezeitraum von fünf Jahren zu 
belasten. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das ist extrem!) 
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— Dies ist nicht extrem, sondern das wird es in 
vielen Fällen geben, wenn wir Ihrem Antrag zustim- 
men. Es betrifft ja nicht nur die Einführung der 
erweiterten Mitbestimmung, wenn die Beschäftig- 
tenzahl auf über 2 000 steigt, sondern es betrifft 
auch das Herausfallen aus dieser Mitbestimmungs- 
regelung, wenn die Grenze unterschritten wird. 

Neue Argumente seitens der Opposition sind uns 
nicht vorgetragen worden. Wir bleiben bei der Aus- 
schußfassung und werden den Antrag der Opposi- 
tion ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her- 
ren, wird weiter das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nunmehr zu den Abstimmungen, 
zuerst über den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/4887, und zwar zu- 
nächst über Ziffer 1, § 1 Abs. 1 zu ergänzen. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über die 
Ausschußfassung, und zwar, wie gewünscht wurde, 
absatzweise. Absatz 1: Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei zahlrei- 
chen Enthaltungen angenommen. 

Absatz 2: Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 
genprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? 
- — Auch keine Enthaltungen. Also einstimmig ange- 
nommen. 

Absatz 3: Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 
genprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? 
— ■ Einstimmig angenommen. 

Absatz 4; Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Bei einer Enthaltung, sonst einstimmig angenommen. 

Idi rufe die §§ 2 bis 6 auf. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Auch keine 
Enthaltungen. Damit einstimmig angenommen. 

Ich komme zu § 7 und zum Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU Drucksache 7/4887 Ziffer 2. 
Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
bitte, damit einverstanden zu sein, daß ich gleich- 
zeitig den Änderungsantrag auf Drucksache 7/4887 
Ziffer 6 mit begründe, . . . 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Selbstverständlich. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : . . . weil es sich um 
das gleiche Problem, gewissermaßen um ergänzende 


Vorschriften über die Wahlvorschlagsberechtigung, 
handelt. 

Nach unserem Änderungsantrag unter Ziffer 2 auf 
der Drucksache 7/4887 sollen die Absätze 2 bis 4 
des § 7 durch drei neue Absätze ersetzt werden. Sie 
unterscheiden sich dadurch, daß statt der in Abs. 2 
Nrn. 1 bis 3 der Ausschußvorlage zwingend vorge- 
schriebenen zwei bzw. drei Vertreter von Gewerk- 
schaften als Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitneh- 
mer bis zu zwei bzw. drei Aufsichtsratsmitglieder 
der Arbeitnehmer Vertreter von Gewerkschaften 
oder sonstige Personen sein können. Entsprechend 
muß in § 15 Abs. 1 der Hinweis „§ 7 Abs. 2" durch 
„§ 7 Abs. 2 bis 4" und in § 16 Abs. 1 „§ 7 Abs. 2" 
durch „§ 7 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 
Satz T' ersetzt werden. 

Nach unserem Änderungsantrag unter Ziffer 6 
der Drucksache soll § 16 Abs. 2 so formuliert 

werden, daß anstelle der zwingend vorgeschriebe- 
nen Wahlvorschläge der Gewerkschaften für die Ge- 
werkschaftsvertreter im Aufsichtsrat von Gewerk- 
schaften, vom Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat 
oder von 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern Wahl- 
vorschläge für diese zwei bzw. drei externen Vertre- 
ter gemacht werden können. 

Namens der CDU/CSU-Fraktion begründe ich un- 
sere Änderungsanträge wie folgt: Nach der Empfeh- 
lung der Ausschußmehrheit müssen — ich darf das 
nochmals wiederholen — unter den Aufsichtsratsmit- 
gliedern der Arbeitnehmer zwei bzw. drei Vertreter 
von Gewerkschaften sein. Ihre Wahl soll nach § 16 (pj 
ausschließlich auf Grund von Wahlvorschlägen der 
Gewerkschaften erfolgen. Die CDU/CSU-Fraktion be- 
tont, wie aus dem vorliegenden Ausschußbericht 
schon zu entnehmen ist — ich möchte das ausdrück- 
lich noch einmal hervorheben — Herr Urbaniak, 
grundsätzlich die ordnungspolitische Bedeutung der 
Gewerkschaften. Es besteht auch außer Zweifel, daß 
wir in Staat und Gesellschaft ohne den Beitrag der 
Gewerkschaften nicht das wären, was wir heute 
sind. Das möchte ich ausdrücklich sagen. Das allein 
berechtigt schon ihre Beteiligung als Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat. 

Daran hat auch in der Vergangenheit niemand 
gezweifelt, so daß man es, auch ohne daß das in § 76 
des Betriebsverfassungsgesetzes von 1952 vorge- 
schrieben war, für selbstvertändlich gehalten hat, 
daß Betriebsräte bzw. Gesamtbetriebsräte in mehre- 
ren Unternehmen auch Gewerkschaftsvertreter vor- 
geschlagen haben und diese von den Belegschafts- 
mitgliedern in Urwahl gewählt worden sind. Das 
beste Beispiel ist ja VW. Sicherlich wird das Schule 
machen, wenn im Gesetz ausdrücklich erwähnt ist, 
daß die Gewerkschaften ein Vorschlagsredit haben. 
Wenn sich die Regierungs- und Koalitionsvertreter 
in den Ausschußberatungen bei anderer Gelegenheit 
wie z. B. bei der Verwendung des Begriffes „in der 
Regel" in § 1 oder auch beim Unterschriftenquorum 
auf die guten Erfahrungen mit dieser Regelung im 
Betriebsverfassungsgesetz von 1952 berufen haben, 
so ist eigentlich nicht einzusehen, warum das in die- 
sem Falle nicht auch so sein soll bzw. so praktiziert 
wird. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16019 


Müller (Berlin) 

Es ist sogar das historische Verdienst der Gewerk- 
schaften, wenn sich die Arbeitnehmer heute nicht 
mehr nur als Objekt und fremdbestimmte Produk- 
tionsfaktoren im Produktionsablauf von Unterneh- 
men betrachten, sondern sich selbstbewußt als mün- 
dige Mitarbeiter und Partner empfinden. 

Die Gewerkschaften haben sicher seit ihren An- 
fängen für Recht und Freiheit der arbeitenden 
Menschen gekämpft. Hier liegt ihr eminentes Ver- 
dienst. 

(Wehner [SPD]: Und dann machen Sie ein 
Ermächtigungsgesetz für Fremdbestim- 
mung!) 

— Herr Kollege Wehner, ich spreche nicht von Er- 
mächtigungsgesetz, sondern von meinen Erfahrun- 
gen als Gewerkschaftsmitglied seit meinem 16. Le- 
bensjahr. Das nehmen Sie bitte zur Kenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Arbeitnehmer tun also gut daran, sich auch 
weiter ihre Unterstützung zu sichern. Aber die Mit- 
bestimmung im Namen der Freiheit — • dafür haben 
ja die Gewerkschaften gekämpft — und der Würde 
des mündigen Arbeitnehmers findet ihren unver- 
fälschten Ausdruck erst in der Selbstbestimmung. 
Die Selbstbestimmung und der Wille zur Mitver- 
antwortung begründen das Mitbestimmungsrecht. 

Der vom Unternehmen unabhängige Gewerk- 
schafts- oder sonstige Vertreter mit dem größeren 
Sachverstand, mit den umfangreicheren Kenntnis- 
sen soll den Arbeitnehmer in seiner Aufgabe als 
Aufsichtsratsmitglied unterstützen, und zwar zum 
(B) Wohl des Unternehmens und der in ihm beschäftig- 
ten Arbeitnehmer, Herr Kollege Wehner. Den Ge- 
werkschaftsvertretern sollte aber keine Sonder- 
stellung, gewissermaßen kein zwingendes Repräsen- 
tationsprivileg eingeräumt werden. Sie sollen stän- 
dig um das Vertrauen der Belegschaften bemüht 
bleiben. Andererseits brauchen die Arbeitnehmer 
nach wie vor in ihrem sozial- und arbeitsrechtlichen 
Bereich selbstverständlich die Unterstützung der 
Gewerkschaften. 

Herr Kollege Urbaniak, wir unterscheiden uns in 
der Auffassung oder im Gewerkschaftsverständnis 
dadurch, daß die Gewerkschaften ebenso wie die 
politischen Parteien kein Selbstzweck sind. Gewerk- 
schaften im ursprünglichen Sinn sind und bleiben 
ein organisatorischer Zusammenschluß, um denen, 
die sich ihnen anschließen, also ihren Mitgliedern, 
Hilfestellung und Rechtsschutz zu gewähren. Wir 
wollen aber nicht, daß die Gewerkschaften gewollt 
oder ungewollt vom Organ zum Schutz der Arbeit- 
nehmer im Laufe der Zeit zum Organ zur Kontrolle 
über Arbeitnehmer, vielleicht sogar im Dienste 
einer Zentralplanwirtschaft, werden. 

Die von ihrem Selbstbestimmungsrecht Gebrauch 
machenden Arbeitnehmer sollen selber darüber be- 
finden können, ob sie neben Unternehmensangehö- 
rigen auch Vertreter der Gewerkschaften, die natür- 
lich auch ein eigenes Vorschlagsrecht haben müs- 
sen — das habe ich anfangs erwähnt — , als ihre 
Interessenvertreter in den Aufsichtsrat wählen. Sie 
wären für meine Begriffe gut beraten, wenn sie es 
tun. Eine nicht zwingende, sondern beantragte und 


durch Wahl bestätigte Beteiligung der Gewerk- (Q 
schäften stärkt nach unserer Meinung auch die 
demokratische Legitimation der Gewerkschaftsver- 
treter und stärkt auch das gegenseitige Vertrauens- 
verhältnis, das zwingend notwendig ist. Dies ist 
auf die Dauer nur gesichert, wenn eine von Ver- 
trauen getragene Kooperation von Gewerkschaften 
und Arbeitnehmern im Unternehmen besteht. 

Ob der Begriff der Selbstbestimmung — um mit 
den Worten der Koalitionsmehrheit im Ausschuß zu 
sprechen — ■ in diesem Zusammenhang untauglich 
ist, überlassen wir gern der Beurteilung der in den 
mitbestimmten Unternehmen beschäftigten Arbeit- 
nehmer. 

Meine Damen und Herren, der Einwand, daß der 
Hinweis auf das Selbstbestimmungsrecht der Ar- 
beitnehmer nicht schlüssig sei, weil dann eine Limi- 
tierung der Zahl der Gewerkschaftsvertreter nicht 
zulässig sein dürfte, ist ebenso unschlüssig. Denn 
es steht dem doch nichts im Wege, wenp Gewerk- 
schaftsvertreter, die im Unternehmen tätig sind, 
also nicht externe Gewerkschaftsvertreter, ebenfalls 
in den Aufsichtsrat gewählt werden. Die Limitierung 
bezieht sich doch nur auf externe Gewerkschafts- 
vertreter. Wie in der Vergangenheit wird es in der 
Regel so sein, daß sich Gewerkschaftsmitglieder 
engagieren und dann nicht nur in den Betriebsrat 
oder gar den Gesamtbetriebsrat gewählt werden, 
sondern, nachdem sie sich das Vertrauen der Be- 
legschaft einmal erworben haben, wenigstens zum 
Teil auch als Vertreter der im Unternehmen be- 
schäftigten Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat ge- 
wählt werden. (D) 

Meine Damen und Herren, bleiben wir also bei 
der fast 25jährigen Praxis; sie hat sich bewährt. 
Stimmen Sie also bitte unseren Änderungsanträgen 
zu. Sie erweisen damit der Sache ebenso wie dem 
Selbstbestimmungsrecht der Arbeitnehmer und 
ihrer Mündigkeit sowie dem Ansehen der Gewerk- 
schaften den besten Dienst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der unbefangene Zuhörer könnte mei- 
nen, der Kollege Müller habe hier eine flammende 
Rede für die Position der Gewerkschaften gehalten. 

Es ist aber genau das Gegenteil der Fall, denn die 
Position der Gewerkschaftsorganisation soll mit die- 
sen Anträgen der Opposition erheblich verschlech- 
tert werden, obwohl wir bei der Montan-Mitbestim- 
mung hervorragende Erfahrungen bei der Zusam- 
menarbeit mit den Belegschaften und den Gewerk- 
schaften sowie mit deren Möglichkeiten in den Auf- 
sichtsräten feststellen können. 

Mit ihrem Antrag zu § 7 Abs. 2 bis 4 will die 
Opposition die zwingende Beteiligung der Gewerk- 
schaften an der Aufsichtsratsarbeit verhindern. Die- 
ser Antrag ist, wie ich meine, durch die gewerk- 
schaftsfeindliche Grundhaltung der Opposition be- 
gründet. Immer wieder haben sich zahlreiche 
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Unionsvertreter und Arbeitgeberrepräsentanten für 
die Gängelung der Gewerkschaften ausgesprochen. 
Mein Kollege Sund hat darauf schon im einzelnen 
hingewiesen. 

Im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung haben 
dieselben Anträge der Opposition schon zur Debatte 
gestanden, und es wurde sehr umfassend darüber 
diskutiert. Deshalb ist im Ausschußbericht zu den 
einzelnen Punkten bereits mit der notwendigen 
Klarstellung gesagt und festgelegt, was die Opposi- 
tion mit ihren Anträgen eigentlich erreichen will. 
Man kann in der Tat die Gewerkschaften nicht dau- 
ernd auffordern, unternehmenspolitische Entschei- 
dungen mit nachteiligen sozialen Auswirkungen mit- 
zutragen, ohne sie bei der vorausgegangenen Wil- 
lensbildung angemessen zu beteiligen. Eine reine 
Feuerwehrfunktion entspricht nicht unserem Ver- 
ständnis von den Aufgaben der Gewerkschaften in 
unserer Gesellschaftsordnung. 

Für uns ist die Mitarbeit gewählter Vertreter der 
Gewerkschaften in den Aufsichtsräten großer Unter- 
nehmen unverzichtbar. Wir sind der Meinung, daß 
das über den Betrieb hinausgehende Arbeitnehmer- 
interesse in dieser Art Berücksichtigung finden muß. 
Alle Erfahrungen nach der Montan-Mitbestimmung 
sagen uns: Das ist der richtige Weg. Diesen Weg 
wollen wir so weiter beschreiten. Kollege Müller, 
wir lehnen daher den Änderungsantrag zu § 7 ab. 

Mit dem Änderungsantrag zu § 16 will die Oppo- 
sition den Gewerkschaften das alleinige Vorschlags- 
recht für die außerbetrieblichen Arbeitnehmerver- 
treter nehmen. Deshalb passen diese Anträge naht- 
tB)^ los in die Reihe der vorgenannten hinein. Auch hier 
wird so getan, als gebe es zwischen den Arbeit- 
nehmern und ihren Gewerkschaften einen Gegen- 
satz, als unterbreiteten die Gewerkschaften an den 
Arbeitnehmern vorbei Vorschläge. Dabei kann man 
unschwer sagen, daß die Gewerkschaften — das ist 
ihre demokratische Ordnung, und das entspricht 
der Art des Diskutierens, des Vorbereitens und der 
Zusammenarbeit — ihre Vorstellungen mit den Be- 
triebsräten selbstverständlich diskutieren. Die 
Opposition will in diesem Punkt einen Entsolidari- 
sierungsprozeß starten. Die Gewerkschaftsfeindlich- 
keit ist also auch hier die Basis. 

Wir lehnen daher auch den Antrag, den Kollege 
Müller zu § 16 gestellt hat, aus diesen schwerwie- 
genden Gründen ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Hölscher. 

Höischer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach dem Regierungsentwurf steht allein 
den in den Unternehmen vertretenen Gewerkschaf- 
ten das Recht zu, Wahlvorsdiläge für die Wahl der 
externen Arbeitnehmervertreter zu machen. Wenn 
es die Opposition durch die Einfügung einer Kann- 
Vorschrift den Arbeitnehmern völlig freistellt, zu 
entscheiden, ob überhaupt externe Arbeitnehmerver- 
treter in den Aufsichtsrat einziehen sollen, so ver- 
kennt sie in der Tat völlig die überbetriebliche ord- 


nungspolitische Aufgabe der deutschen Gewerk- 
schäften. Sicher wäre es höchst zweifelhaft, zum 
Beispiel Vertretern des sogenannten Allgemein- 
wohls Sitz und Stimme im Aufsichtsrat zu geben. 
Hiergegen hat die FDP in ihrem Freiburger Mitbe- 
stimmungsprogramm auch eindeutig Stellung bezo- 
gen. Dennoch ist es nicht nur im Interesse der Ar- 
beitnehmer der Unternehmen, sondern auch im In- 
teresse der Gesamtwirtschaft, wenn die übergeord- 
neten Anliegen der Beschäftigten in die Arbeit des 
Aufsichtsrats eingebracht werden können. Wir wis- 
sen doch aus Erfahrung, daß eine allein auf Betriebs- 
ebene angesiedelte Mitbestimmung hier und da zu 
einer Form des Betriebsegoismus führen kann, der 
dann möglicherweise auch negative Auswirkungen, 
zum Beispiel auf eine regionale oder sektorale Wirt- 
schaftsstruktur, mit sich bringt und damit letzten 
Endes auch die Arbeitsplätze anderer Arbeitnehmer 
gefährdet. Daher kann auf die Mitwirkung überbe- 
trieblicher Arbeitnehmervertreter der Gewerkschaf- 
ten schon aus gesamtwirtschaftlichen Gründen nicht 
verzichtet werden. 

Lassen Sie mich im übrigen auch diese persön- 
liche Anmerkung machen: Wer weiß denn, ob sich 
nicht gerade mit der Verwirklichung dieses Gesetzes 
eine ganz neue Form der Zusammenarbeit auf der 
Arbeitnehmerseite entwickelt? Es ist doch überhaupt 
nicht auszuschließen, daß zum Beispiel der Sach- 
verstand und die Qualifikation der leitenden Ange- 
stellten und der externen Gewerkschaftsvertreter 
zum Wohle des einzelnen Unternehmens und der 
Gesamtwirtschaft zusammenfinden. Es ist auch nicht 
auszuschließen, daß damit die für mich oft unver- 
stündliche Konfrontation zwischen diesen Gruppen 
abgebaut wird. 

Ich persönlich habe mir im übrigen nie die Frage 
gestellt, ob externe Vertreter zugelassen werden 
sollen. Für mich und für meine Partei war entschei- 
dend, daß diese vom Vertrauen der Belegschaft ge- 
tragen werden müssen. Die FDP hätte niemals ihre 
Zustimmung zu einem Entsendungsrecht der Ge- 
werkschaften gegeben, wie es zum Beispiel im Mon- 
tan-Mitbestimmungsgesetz verankert ist. Wir hätten 
niemals unsere Zustimmung gegeben, einmal nicht, 
weil dies dem Prinzip der Selbstbestimmung der Ar- 
beitnehmer widersprochen hätte, zum anderen aber 
auch nicht, weil es nicht im Interesse unserer Ge- 
werkschaften selbst sein kann, ohne Kontrolle und 
Legitimation durch diejenigen, für die sie sprechen, 
Einfluß auszuüben. Denn die Arbeitnehmer haben 
es nach diesem Gesetz nun selbst in der Hand, zu be- 
stimmen, welcher Vertreter aus welcher Gewerk- 
schaft im Aufsichtsrat sitzt. Damit ist die notwendige 
Rückkoppelung, damit ist die notwendige Vertrau- 
ensbasis zwischen Belegschaft und Gewerkschaftern 
sichergestellt. 

Meine Damen und Herren, wenn die Opposition 
mit ihrem Antrag die Selbstbestimmung der Arbeit- 
nehmer verbessern zu können glaubt, muß sie sich 
fragen lassen, ob sie denn bewußt einen Keil zwi- 
schen Gewerkschaften und Arbeitnehmer treiben 
will. Wir wünschen uns Gewerkschaften, die sich 
laufend in ihren Funktionen und Entscheidungen vor 
den Arbeitnehmern verantworten, wir wünschen uns 
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(A) Gewerksdiaftea, die, demokratisch legitimiert, auch 
in Zukunft ihre ordnungspolitisdie Verantwortung 
erfüllen können. 

(van Delden [CDU/CSU]: Dann müssen Sie 
uns doch zustimmen, Sie Witzbold!) 

So gesehen, meine Damen und Herren, wünschen 
wir uns starke Gewerkschaften, lehnen den Ver- 
such ab, die Arbeitnehmerschaft in Interessengrüpp- 
chen a la Fluglotsen aufzusplittern — wenn wir 
ihrem Änderungsantrag zustimmen würden, wäre 
das die Folge — , und können daher dem Änderungs- 
antrag der Opposition auch nicht zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — van 
Delden [CDU/CSU] : Das war eine Logik!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her- 
ren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über Ziffer 2 
des Änderungsantrages der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/4887 — betreffend Neufassung von 
§ 7 Abs. 2 bis 4. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen nun über § 7 in der Ausschußfassung 
ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe § 8 auf. — Das Wort wird nicht ge- 

(B) wünscht. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Damit ist § 8 einstimmig ange- 
nommen. 

Ich rufe § 9 auf. Hierzu liegt in Drucksache 7/4887 
unter Ziffer 3 ein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU vor. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Zink. 

Zink (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Für die Bundestagsfrak- 
tion der CDU/CSU begründe ich den Änderungs- 
antrag zu § 9 in Drucksache 7/4887 wie folgt. 

Die Bundesregierung hatte in ihrem ursprüng- 
lichen Entwurf aus dem Jahr 1974 die Urwahl der 
Arbeitnehmervertreter für den Aufsichtsrat besei- 
tigt. Dies wurde von unseren Sprechern in der 
ersten Lesung des Regierungsentwurfs als eine Ent- 
mündigung der Arbeitnehmerschaft deutlich ange- 
prangert. Im jetzt vorliegenden Koalitionsentwurf 
hat man unsere Vorstellungen teilweise berücksich- 
tigt, dabei aber zweierlei Recht geschaffen. Das 
Grundprinzip der Urwahl wird nun für Unternehmen 
mit bis zu 8 000 Beschäftigten wieder eingeführt. 
Dies wird von uns ausdrücklich anerkannt und 
unterstützt. Für Unternehmen mit mehr als 8 000 
Beschäftigten soll aber als Grundregel gelten, daß 
die Wahl der Arbeitnehmervertreter für den Auf- 
sichtsrat in der Form einer Wahl durch Wahlmän- 
ner erfolgt. Dieses Verfahren lehnt die Bundestags- 
fraktion der CDU/CSU in der vorliegenden Form ab. 


Wir sehen darin gegenüber dem bisher gültigen 
Recht einen erheblichen Rückschritt. Das alte Be- 
triebsverfassungsgesetz von 1952, das bis jetzt Gül- 
tigkeit für all die Unternehmen hat, die in Zukunft 
unter das neue Gesetz fallen, kennt nur das Prinzip 
der Urwahl: Der Arbeitnehmer wählt direkt den 
Kandidaten seines Vertrauens; das gewählte Auf- 
sichtsratsmitglied ist damit auch direkt der Beleg- 
schaft und nicht einem dazwischengeschalteten 
Wahlmännergremium verantwortlich. 

Meine Damen und Herren, während der Aus- 
schußberatungen wurden wahlorganisatorische 
Gründe — und zwar mit dem Blick auf Unternehmen 
mit vielen einzelnen Betrieben, etwa Großbanken 
oder Großkaufhäuser — gegen die von uns in Aus- 
sicht genommene Regelung angeführt. In unserem 
Änderungsantrag wird diesen Bedenken durch eine 
entsprechende Ausnahmeregelung Rechnung ge- 
tragen. 

Zum Koalitionsvorschlag muß unsererseits gesagt 
werden, daß die Wahl der Wahlmänner, die ja in 
allen Betrieben gewählt werden müssen, den glei- 
chen organisatorischen Aufwand erfordert wie die 
Direktwahl der Aufsichtsratsmitglieder durch die 
Arbeitnehmer im Betrieb. Meine Damen und Herren 
von der Koalition, Sie werden sagen: Wir bieten 
unsererseits eine Ausnahmeregelung an, die die 
Urwahl ermöglicht. Die Urwahl ist danach aber nur 
auf dem Wege über eine Vorauswahl möglich, bei 
der die Unterschriften von einem Zwanzigstel der 
Beschäftigten benötigt werden. Das bedeutet, daß 
in großen Unternehmen einige tausend Unterschrif- 
ten benötigt werden. Die Höhe dieser Schwelle 
zementiert damit vielfach die Wahl der Aufsichts- 
ratsmitglieder durch Wahlmänner. 

Zusammenfassend möchte ich namens unserer 
Fraktion die folgenden Argumente vortragen. 

Erstens. Die vorgebrachten organisatorischen 
Gründe für die Wahl durch ein Wahlmännergre- 
mium sind nicht stichhaltig. Die gleiche Organisa- 
tion ist auch bei der Wahl der Wahlmänner erfor- 
derlich. 

Zweitens. Wir sind gegen zweierlei Recht für 
Unternehmen mit bis zu 8 000 Beschäftigten einer- 
seits und für Unternehmen mit über 8 000 Beschäf- 
tigten andererseits. 

Drittens. Die Beseitigung der Urwahl, wie im 
Koalitionsentwurf vorgesehen, ist ein Rückschritt 
gegenüber dem heute geltenden Recht nach dem 
alten Betriebsverfassungsgesetz. 

Viertens. Die Direktwahl durch die Arbeitnehmer 
erbringt auch die Direktverantwortlichkeit der ge- 
wählten Aufsichtsratsmitglieder gegenüber der 
Belegschaft. Was wir, meine Damen und Herren, 
für die Bundestagswahlen für selbstverständlich 
halten, ist unserer Auffassung nach auch in den 
Unternehmen möglich. Was wir für uns in Anspruch 
nehmen, sollten wir auch den Arbeitnehmern im 
Betrieb zubilligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund — und damit unter 
Respektierung der Mündigkeit der davon betrof- 
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(A) fenen Arbeitnehmer in Unternehmen mit mehr als 
8 000 Beschäftigten — stellen wir unseren Antrag. 
Ich darf namens der CDU/CSU das Hohe Haus bit- 
ten, diesem Änderungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Rappe. 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In § 9 ist ein Regelfall für 
Unternehmen mit bis zu 8 000 Beschäftigten und 
ein Regelfall für Unternehmen mit über 8 000 Be- 
schäftigten vorgesehen, wobei jeweils die Beleg- 
schaft die Möglichkeit haben soll, durch Abstim- 
mung eine andere Form der Wahl zu beschließen. 

Ich glaube, daß die Feststellung der Opposition, 
dies sei Entmündigung der Arbeitnehmer, völlig 
fehl am Platze ist; denn eine bessere Regelung 
kann es meiner Meinung nach für die besonderen 
Probleme in den mittleren und ganz großen Unter- 
nehmen gar nicht geben. 

Es geht doch um nichts weiter, als eine prakti- 
kable Regelung festzulegen, die in großen Unter- 
nehmen mehr Transparenz auch für den Kandidaten 
schafft, der möglicherweise in Norddeutschland 
sitzt und der in einem Teilbetrieb in Süddeutschland 
zur Wahl steht. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist demokratischer. Es schaltet die Meinungs- 
bildung der einzelnen überhaupt nicht aus, da durch 
die Wahlmännerwahl die Meinung des einzelnen 
zum Zuge kommt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rappe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Dr. Blüm? 

Rappe (Hildesheim) (SPD); Bitte schön. 

Dr. Blüm (CDU/CSU): Herr Kollege Rappe, halten 
Sie das Wahlrecht nach dem Betriebsverfassungs- 
gesetz, das Sie mitbeschlossen haben, für weniger 
demokratisch und weniger praktikabel? 

Rappe (Hildesheim) (SPD) : Herr Kollege Blüm, Sie 
sollten wissen, daß Betriebsräte in einem Betrieb 
gewählt werden 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Auch die Aufsichts- 
räte I) 

— und auch die Aufsichtsräte — , daß es hier nach 
dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz schon Mög- 
lichkeiten der Wahl durch Wahlmänner gibt und 
dieses System sich bewährt hat. 

(van Delden [CDU/CSU]: Aufsichtsrat ist 
Aufsichtsrat!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine Zu- 
satzfrage? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Ja. 


Dr. Blüm (CDU/CSU): Herr Kollege Rappe, ist es 
Ihnen entgangen, daß es sich hier auch um Auf- 
sichtsratswahlen in Großunternehmen handelt? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Es gibt dafür durchaus 
eine Reihe schlechter Beispiele, die ich nennen 
könnte. Genau das ist der Punkt. 

(van Delden [CDU/CSU]: „Eine Reihe", das 
gilt aber nicht generell!) 

— Können Sie ertragen, daß jemand ausredet? 

(van Delden [CDU/CSU]: Sie anscheinend 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Dann müssen Sie sich zu Wort melden oder eine 
Frage stellen. 

Wenn man mit Ihnen noch halbwegs sachlich 
reden kann, 

(Wehner [SPD]: Illusion!) 

dann lassen Sie mich folgendes zu dieser Feststel- 
lung des Kollegen Blüm sagen. Bei einem großen 
Konzern mit einem großen Teilbetrieb und weiteren 
weniger großen Teilbetrieben steht nach aller Erfah- 
rung fest, daß die Aufsichtsratskandidaten aus dem 
Großbetrieb mit Mehrheit gewählt werden, weil 
sich das natürlicherweise durch die Zusammenset- 
zung der Belegschaft ergibt, und daß qualifizierte 
Kandidaten aus Teilbetrieben überhaupt keine 
Chance haben. Diese Möglichkeiten verbessern sich 
über das ganze Netz eines Konzerns hinweg, wenn 
man Aufsichtsratswahlen auf der Basis des Wahl- p) 
männerprinzips durchführt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rappe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Müller (Berlin)? 

Rappe (Hildesheim) (SPD) : Bitte sehr. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU); Herr Kollege Rappe, 
können Sie mir einige Beispiele nennen, wo bei 
Großunternehmen — wie Siemens oder AEG — , 
deren Betriebe über das ganze Land verteilt sind, 
durch die Direktwahl größere Schwierigkeiten auf- 
getreten sind? 

Rappe (Hildesheim) (SPD); Ja. Im Konzern BASF 
entstammen die Aufsichtsratsmitglieder nur dem Be- 
trieb Ludwigshafen, nicht anderen Teilbetrieben. 
Genauso ist es mit den Aufsichtsratsmitgliedern der 
Farbwerke Hoechst und von Bayer/Leverkusen. Das 
ist der Erfahrungsbereich, den ich Ihnen anbieten 
kann. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Dies stimmt nicht!) 

Durch die Zusammensetzung auf der Basis von Wahl- 
männern entsteht eine bessere Transparenz durch 
die Möglichkeit, daß sich qualifizierte Kandidaten 
in der Wahlmännerversammlung vorstellen können. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das erste Beispiel 
stimmt nicht! — Abg. van Delden [CDU/ 

CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 
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Rappe {Hildesheim) 

— Ich möchte jetzt meine Ausführungen zu Ende 
bringen und keine weitere Zwischenfrage mehr zu- 
lassen; Sie haben ja mit Ihren Fragen nichts Neues 
anzubieten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie Hellseher!) 

— Das kann ich voraussehen. Aus dem bisherigen 
Fragespiel kam ja nichts Neues heraus. 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Erst fordern Sie 
auf, sich zu Wort zu melden, und wenn je- 
mand es tut, lassen Sie Zwischenfragen 
nicht zu!) 

♦ Ich will hier noch einmal sagen: Nach unserer 
Auffassung ist die Regelung des § 9 dieses Ge- 
setzes erstens praktikabel, zweitens baut sie auf 
Erfahrungswerten auf, und drittens schafft sie die 
Möglichkeit, daß die Belegschaftsmitglieder sich ent- 
scheiden können, ob sie wirklich ein anderes Prin- 
zip wollen. Es besteht die Chance, den Belegschafts- 
mitgliedern deutlich zu machen, welcher Wert in 
dem Wahlmännerverfahren liegt. 

Es gibt keinen Zweifel, daß das Wahlmännerver- 
fahren ein demokratisches und kein undemokrati- 
sches Wahlverfahren ist. Ich glaube, das wird nie- 
mand ernstlich bestreiten. Es gibt auch keine allzu 
großen organisatorischen Hindernisse. Es gibt aus- 
gesprochen demokratische Gründe dafür, ein solches 
Wahlmännersystem für Unternehmen mit mehr als 
8 000 Beschäftigten im Gesetz anzubieten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aus diesen Gründen, die Sie ja in dem Schrift- 
liehen Bericht auch sehr deutlich nachlesen können, 
lehnt unsere Fraktion Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Hölscher. 

Hölscher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Niemand wird bezweifeln können, daß 
gerade die FDP bei den Wahlverfahren das Opti- 
male erreicht hat. Für uns hieß ja Mitbestimmung 
immer schon in erster Linie Selbstbestimmung des 
einzelnen Arbeitnehmers, der selber entscheiden 
soll, wer seine Interessen vertritt. Was im politi- 
schen Raum längst selbstverständlich ist: die unmit- 
telbare Mitwirkung des einzelnen Bürgers über freie 
und geheime Wahlen, muß für den wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsbereich gleichermaßen gelten. Wir 
schreiben deshalb gern auf unsere Fahnen, auf die 
Fahnen der Liberalen, daß wir uns mit Erfolg nicht 
nur für die unmittelbare Mitwirkung der Arbeitneh- 
mer, sondern auch für die Einführung des Verhält- 
niswahlprinzips eingesetzt haben. 

Ich persönlich bin der Meinung, daß diese nicht 
nur demokratischen, sondern auch praktikablen 
Wahlverfahren — auch hierauf kommt es ja an — 
beispielhaft für den gesamten Mitbestimmungsbe- 
reich werden könnten. Wir sollten jedenfalls die Tür 
nicht Zuschlägen, sondern die hoffentlich positiven 
Erfahrungen mit diesem Gesetz zu einem späteren 
Zeitpunkt auch im Hinblick auf andere Gesetze — 


wir sprachen heute schon über die Montan-Mitbe- (Q 
Stimmung — verwerten. Auch so muß man eine 
weitere Entwicklung der Mitbestimmung verstehen. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion auf Einfüh- 
rung der Urwahl als Regelfall in allen Unternehmen, 
unabhängig von der Zahl der Beschäftigten, ist über- 
flüssig, Nach dem Entwurf der Koalitionsfraktionen 
findet in Unternehmen mit bis zu 8 000 Beschäftig- 
ten Urwahl statt und in größeren Unternehmen die 
Wahl über Wahlmänner. Die Arbeitnehmer können 
sich allerdings unabhängig von der Größe ihres Be- 
triebes sowohl für die eine als auch für die andere 
Lösung entscheiden, 

Urwahl als Prinzip ist selbstverständlich anzuer- 
kennen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Höl- 
scher, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten van Delden? 

van Delden (CDU/CSU): Herr Kollege, nachdem 
ich vorhin beim Kollegen Rappe trotz meiner Bitte, 
eine Frage stellen zu dürfen, diese nicht losgewor- 
den bin, darf ich Sie fragen, ob es nicht gerade nach 
Ihrem Plädoyer sinnvoller wäre, in § 9 die Urwahl 
als Regelfall vorzusehen und nur auf Antrag ein 
Wahlmännerverfahren, also genau die umgekehrte 
Regelung? 

Hölscher (FDP): Herr Kollege, dazu wollte ich 
gerade etwas sagen; Sie hätten sich die Mühe sparen 
können. Natürlich könnte man dies tun. Die Frage (D) 
ist nur: ist das praktikabel? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich halte die gespaltene Lösung einfach für die bes- 
sere. 

(Abg. Dr. Blüm [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Dr. Blüm, haben Sie zwei Minuten 
Geduld; ich glaube, dann erübrigt sich eine Zwi- 
schenfrage, Wir wollen ja heute auch irgendwie fer- 
tig werden. 

Ich denke, wenn man die Urwahl durchgängig als 
Regelmechanismus einführt, erreicht man unter Um- 
ständen das Gegenteil von dem, was man eigentlich 
erreichen will. Wir alle — ich glaube, das kann 
man von allen Fraktionen sagen — wollen mehr 
Transparenz, mehr Kontrolle, mehr echte Mitwir- 
kungsmöglichkeit. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Fragt 
sich, für wen!) 

Die Urwahl kann aber zur Farce werden, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wollten Sie nicht 

einmal den Bundespräsidenten in Urwahl 
wählen?) 

wenn sich einerseits in einem größeren Konzern die 
Arbeitnehmer eines kleinen Tochterunternehmens 
überhaupt kein Bild machen können, z. B. über den 
Kandidaten aus dem Hauptunternehmen, anderer- 
seits aber keinerlei Chance haben, einen eigenen 
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Hölscher 

Kandidaten direkt durchzusetzen. Herr Kollege Rap- 
pe sprach dies bereits an. 

Hier bietet dann das Wahlmännerverfahren doch 
die bessere Lösung. Denn den Wahlmann von 60 
Arbeitnehmern kann ich sehr wohl kontrollieren, zu 
dem kann ich sehr wohl Kontakt halten, von ihm 
kann ich mir auch ein Bild machen. Gerade wir 
Liberalen — lassen Sie mich das hier in aller Deut- 
lichkeit feststellen — , denen die Urwahl so sehr am 
Herzen liegt 

(van Delden [CDU/CSU] : Dann stimmen 
Sie doch zu! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

und die auch davon ausgehen, daß in Betrieben mit 
mehr als 8 000 Beschäftigten die Urwahl durch eine 
Vorentscheidung durchgeführt wird, wenn die Ar- 
beitnehmer das Bedürfnis nach Urwahlen haben, 
halten die gefundene Regelung für die demokrati- 
schere, weil praktikablere. Wir werden deshalb den 
Antrag der Opposition ablehnen. 

(Beifall bei der FDP — Nordlohne [CDU/ 
CSU]: überhaupt keine Begründung! — Dr. 
Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Jetzt wis- 
sen wir, was es heißt, wenn denen was am 
Herzen liegt! — Breidbach [CDU/CSU]: 

Sehr schwach!) 

Vizepräsident Dr, Jaeger: Meine Damen und Her- 
ren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — ■ Das 
ist nicht der Fall. 

Dann lasse ich über Ziffer 3 des schon mehrfach 
aufgerufenen Änderungsantrags der Fraktion der 
CDU/CSU abstimmen, wonach § 9 eine neue Fassung 
erhalten soll. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — ■ Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne 
Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 9 in der Ausschußfassung 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die §§ 10 und 11 auf. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmun- 
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit bei Enthaltungen 
und Gegenstimmen beschlossen. 

Ich komme nunmehr zu § 12. Hierzu gibt es unter 
Ziffer 4 des schon mehrfach aufgerufenen Ände- 
rungsantrags der Fraktion der CDU/CSU ein Ände- 
rungsbegehren. Zur Begründung hat das Wort der 
Abgeordnete Benno Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
sident! Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Entwurf geht nicht nur dem Scheine nach, sondern 
dem Wortlaut nach davon aus, daß die Wahlen zum 
Aufsichtsrat auf der Grundlage von Wahlvorschlägen 
— sei es für Wahlmänner, sei es direkt — erfolgen 
müssen. Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer des 
Unternehmens ab 18 Jahren, und alle sind als Wäh- 
ler gleich. Das heißt: Wir haben insoweit, auf das 


Unternehmen beschränkt, ein allgemeines und ein (C) 
gleiches Wahlrecht. Die Wahlen sollen auch, wie es 
§ 10 vorschreibt — für die direkte Wahl § 16 b — , 
geheim stattfinden. Sowohl die Wahlen für die 
Wahlmänner wie auch die Direktwahlen sollen in 
der Regel nach dem Verhältniswahlsystem durch- 
geführt werden. Insoweit bestehen also grundsätz- 
lich die gleichen Vorstellungen wie hinsichtlich poli- 
tischer Wahlen zu den Gemeindevertretungen, den 
Landtagen oder auch zum Bundestag. 

Der Entwurf, der uns hier vorliegt, verlangt nun, 
daß überhaupt nur diejenige Gruppe an der Wahl 
teilnehmen darf, die ein Zehntel der Wahlberechtig- 
ten oder mindestens hundert dazu gewinnt, einen 
Wahlvorschlag zu unterschreiben. Wir kennen Vor- 
schriften ähnlicher Art auch für die Kommunal- 
wahlen, für die Landtagswahlen, für die Bundestags- 
wahlen. Wir hier wissen alle, daß es solche Be- 
schränkungen in der Zulassung von Wahlvorschlä- 
gen mit gutem Recht gibt. Die Frage ist nur: Wo ist 
die Grenze für diese Beschränkung? 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich mehrfach 
mit diesen Beschränkungen und der Höhe der Gren- 
zen beschäftigt, die gesetzt werden dürfen, und zwar 
unter zwei äußerst wichtigen Gesichtspunkten, näm- 
lich erstens unter dem Gesichtspunkt, wann eine 
Wahl nicht mehr gleich ist, wann also der Gleich- 
heitssatz verletzt wird, und zweitens unter dem Ge- 
sichtspunkt, wann die Wahl nicht mehr geheim ist, 
wenn solche Hindernisse für Wahl Vorschläge aufge- 
stellt werden. Das Bundestagswahlrecht wurde, wie 
den älteren Kollegen sicherlich noch in Erinnerung CD) 
sein wird, vom Bundesverfassungsgericht beanstan- 
det, weil für einen Wahlkreis mit 230 000 Einwoh- 
nern oder rund 170 000 Wählern ein Unterschriften- 
quorum für einen Vorschlag von 500 gefordert wor- 
den war. Das wurde für unzulässig erklärt, weil es 
einen Verstoß gegen die Gleichheit der Wahl be- 
deutet hatte. Für eine Landtagswahl hat das Bundes- 
verfassungsgericht für einen Wahlkreis von 67 000 
Wählern ein Unterschriftenquorum für einen Wahl- 
vorschlag als gerade noch mit der Verfassung ver- 
einbar, das Gleichheitsprinzip nicht verletzend be- 
zeichnet, wenn die Zahl 150 betrug. 150 Unterschrif- 
ten bedeüten in dieser Entscheidung konkret 0,25 ®/o 
der Wahlberechtigten oder ein Zwanzigstel der für 
die Überschreitung der Hürde von 5 Vo notwendigen 
Stimmen. Das wurde als Obergrenze bezeichnet. 

Wir haben für die Wahlmänner grundsätzlich die 
Verhältniswahl. Wenn ich die geringste Zahl der 
Wahlmänner mit einer Stimme für eine Gruppe ein- 
mal umrechne, d. h. 30 Wahlmänner für eine Gruppe 
mit je einer Stimme nehme, ergeben sich höchstens 
9 000 Wähler. Bei 9 000 Wählern ist zur Wahl eines 
Wahlmannes eine Stimmabgabe bei der Wahl höch- 
stens von 300 oder 301 erforderlich, und zwar wenn 
alle zur Wahl gehen. 300 Stimmen sind aber, wenn 
10®/o Unterschriften oder mindestens 100 gefordert 
werden — gehen wir von der Mindestzahl 100 aus — , 

33 ®/o derer, die erforderlich sind, um einen Sitz im 
Aufsichtsrat bei der Wahl zu gewinnen, die sich 
offenbaren müssen, wenn sie diesen Vorschlag unter- 
stützen. 
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Erhard (Bad Schwalbach) 

(A) Ich darf auch die Zahlen für die direkten Wahlen, 
also bei einer Belegschaft bis höchstens 8 000, hier 
einmal kurz darstellen. Gehen Sie bitte von 2 000 
Wahlberechtigten aus, die 6 Aufsichtsratsposten zu 
besetzen in der Lage wären. Hier würden in der 
Direktwahl bei hundertprozentiger Wahlbeteiligung 
330 Stimmen erforderlich sein, um einen Sitz zu er- 
reichen. Hier ist das Quorum von mindestens 100 
Unterschriften 30 Vo. Nehmen Sie 5 000 Wahlberech- 
tigte an, dann verändert sich das Ganze auf 20 ^/o, 
immer bei hundertprozentiger Wahlbeteiligung. 

Ein so hohes Quorum verstößt nach den eindeu- 
tigen Begründungen und Entscheidungen des Bun- 
desverfassungsgerichts gegen den Gleichheitssatz. 
Es verstößt, was von den Gerichten deutlich und un- 
mißverständlich entschieden worden ist, gleich- 
zeitig gegen den Grundsatz der Geheimhaltung der 
Wahl. Jeder wird fragen, wieso gegen den Grund- 
satz der Geheimhaltung der Wahl? Das Bundesver- 
fassungsgericht hat gesagt, der ganze Wahlakt, von 
der Aufstellung bis zum Feststellen des Wahl- 
ergebnisses und der Zuteilung der einzelnen Sitze 
und Mandate, ist als Einheit anzusehen und muß 
unter dem Gesichtspunkt der Geheimhaltung be- 
trachtet werden. Das Bundesverfassungsgericht sagt 
in überzeugender Weise, ein so hohes Quorum von 
— ich wiederhole das — mehr als 0,25 Vo aller 
Wahlberechtigten oder von mehr als 5 Vo — das ist 
ein Zwanzigstel — derer, die erforderlich sind, um 
einen Sitz zu erreichen, darf nicht gefordert werden, 
weil es die Geheimhaltung verletzt. 

Die wirkliche Mitwirkung und die Möglichkeit 
für eine Gruppe, nun tatsächlich im Aufsichtsrat ver- 
treten zu sein, kann nicht bei Gelegenheit des Wahl- 
vorschlags, sondern nur durch die Wahl aller Be- 
triebsangehörigen festgestellt werden. Dort muß 
die Entscheidung fallen. Daß sie fallen kann, und 
zwar dem breiten Spektrum der verschiedenen* 
Meinungen entsprechend, sollte eines der wichtig- 
sten Merkmale der Regelung sein, die der Gesetz- 
geber den zur Mitbestimmung aufgerufenen Arbeit- 
nehmern an die Hand gibt und zur Verfügung stellt. 

Wir meinen deshalb, man sollte das Quorum auf 
ein Zwanzigstel reduzieren und höchsten 50 Unter- 
schriften fordern, damit sowohl die Gleichheit als 
auch die Geheimhaltung der Wahl gewährleistet ist. 
Meine Damen und Herren von der SPD, ich appel- 
liere an Sie: Machen Sie von Ihrer Tradition hier 
keinen falschen Gebrauch, indem Sie Demokratie, 
Mitbestimmung beim einzelnen und durch den ein- 
zelnen, über die Gruppe und mit der Gruppe sagen 
und sie in Wirklichkeit nicht ermöglichen. Sie soll- 
ten mit uns diese Änderung beschließen. 

(Dr. Blüra [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sie blieben in Ihrer alten Tradition, die Sie ja 
allem Anschein nach in manchen Punkten über Bord 
zu werfen bereit sind. Ich meine, wir könnten das 
gemeinsam machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schöfberger. 


Dr, Schöfberger (SPD); Herr Präsident! Meine Da- (C) 
men und Herren! Ich möchte an das anknüpfen, was 
Herr Kollege Erhard zum Schluß gesagt hat. Für 
uns ist die demokratische Entscheidung sicher eine 
Summe von Individualentscheidungen, aber letzthin 
auch eine Frage der Bündelung von Interessen und 
eine Frage der Abwendung einer Gefahr der Zer- 
splitterung von Interessen« 

(Na, na! bei der CDU/CSU) 

Deswegen wollen wir an diesem Punkt eine sorg- 
fältige Güterabwägung treffen. 

Wir gehen wie Sie, Herr Kollege Erhard, von 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zu Wahlrechtsgrundsätzen aus und meinen, daß 
auf der einen Seite ein Quorum verlangt werden 
muß, das der Ernsthaftigkeit eines Wahlvorschlages 
entspricht, und auf der anderen Seite das Quorum . 
nicht so hochgeschraubt werden darf, daß die 
Chance, an dieser Wahl teilzunehmen, für weite 
Teile der Betroffenen wegfällt. 

Wir sind aber der Auffassung, daß der Regie- 
rungsentwurf diesen vom Bundesverfassungsgericht 
entwickelten Wahlrechtsgrundsätzen entspricht. Sie, 

Herr Kollege Erhard, machen nämlich bei Ihrer 
Argumentation einen entscheidenden Fehler. Das 
Bundesverfassungsgericht hat erst in seiner jüng- 
sten Entscheidung zur Präsidialratswahl erklärt, man 
dürfe die für die politische Wahl geltenden Grund- 
sätze nicht unbesehen auf andere Bereiche übertra- 
gen. Außerdem hat das Bundesverfassungsgericht 
betont, daß der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung 
von Quoren einen weiten Gestaltungsspielraum hat. (D) 
Es kommt darauf an, diesen Gestaltungsspielraum 
nach politischen Erkenntnissen auszuschöpfen. 

Mit Ihrer Behauptung, das, was im Regierungsent- 
wurf stehe, sei verfassungsrechtlich bedenklich oder 
zweifelhaft, können Sie wohl nicht gut durchdringen. 
Dann wäre § 14 Abs. 5 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes seit Jahrzehnten verfassungswidrig. In die- 
ser Bestimmung ist nämlich haargenau das gleiche 
Quorum vorgesehen. Dann wäre auch das Mitbe- 
stimmungsergänzungsgesetz aus dem Jahre 1956 
verfassungswidrig, denn in diesem Gesetz ist das 
gleiche Quorum, nämlich ein Zehntel der Wahlbe- 
rechtigten, maximal 100, vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Dr. 
Schöfberger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach)? 

Dr, Schöfberger (SPD): Bitte. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Dr. Schöfberger, ich hatte mich etwas früher 
gemeldet und muß ein bißchen zurückblenden. Wenn 
Sie sagen, politische Erkenntnisse würden hier den 
Ausschlag geben, ist das ein Unterschied zu recht- 
lichen und tatsächlichen Erkenntnissen, und würden 
Sie mir zweitens sagen, wo ein Verfassungsgericht 
entscheiden kann, wenn niemand einen Antrag stellt 
oder eine entsprechende Klage erhebt? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
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Dr. Schöfberger (SPD): Es ist ja auch symptoma- 
tisch, daß seit 1956 gegen diese Quoren von nieman- 
dem in der Bundesrepublik irgendwelche verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken erhoben worden sind. 
Weil Sie mich zum Unterschied zwischen verfas- 
sungsrechtlichen und politischen Überlegungen fra- 
gen: Es kommt öfter vor, Herr Kollege Erhard, daß 
politische Ziele und Absichten unter dem Zeichen 
verfassungsrechtlicher Bedenken vorgetragen wer- 
den. Ich möchte zum Schluß auch sehr gerne auf Ihre 
eigentlichen politischen Ziele und Absichten jenseits 
verfassungsrechtlicher Überlegungen eingehen. Ich 
habe den Verdacht, daß Sie das politische Ziel ver- 
folgen, kleinen und kleinsten Splittergruppen in 
den Unternehmen — denken Sie an sehr uneffektiv 
auftretende christliche Gewerkschaftsbünde — 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU) 

eine besondere Chance über ein niedriges Quorum 
einzuräumen. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ist das etwa nicht Ihre politische Absicht? Es 
würde mich freuen, wenn Sie das hier erklärten. 
Jedenfalls bin ich der Auffassung, daß Sie diese und 
nur diese politische Absicht im verfassungsrecht- 
lichen Gewand verstecken und hier vortragen. Wir 
sind dagegen der Auffassung, daß das vorgesehene 
Quorum 


(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Den Funk- 
tionären dient!) 


(B) 


voll und ganz der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zu Wahlrechtsgrundsätzen entspricht. 

Noch eine kleine zahlenmäßige Überlegung am 
Schluß. Bei einem Unternehmen mit 2 000 Wahlbe- 
rechtigten machen 100 Unterschriften nur noch 5 Vo 
der Wahlberechtigten aus. 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Das können wir 
auch ausrechnen!) 


Bei zunehmender Zahl der Wahlberechtigten sinkt 
die Prozentzahl immer mehr, bei 20 000 Wahlbe- 
rechtigten machen 100 Unterschriften nur noch 0,5 Vo 
aus und bei 100 000 Wahlberechtigten nur noch 
0,1 Vo. Das heißt, wir erfüllen voll die Zahlen, die 
das Bundesverfassungsgericht für allgemeine Wah- 
len — wohlgemerkt; für allgemeine Wahlen — 
fixiert hat. 


Noch ein Argument dafür, daß man die Grund- 
sätze für allgemeine Wahlen nicht ohne weiteres 
auf solche Wahlen übertragen kann. In Unterneh- 
men ist nämlich die Kommunikation unter den 
Wahlberechtigten und die Organisation eines eige- 
nen Gruppenvorschlages sehr viel leichter durchzu- 
führen als in allgemeinen Wahlvorgängen zwischen 
zunächst unbeteiligten Bürgern. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen kann man in diesen Bereichen das Er- 
fordernis des Quorums höher schrauben, damit man 
der Zersplitterung bei der Wahl von Vertretern der 
Arbeitnehmerinteressen vorbeugt. 

(Beifall bei der SPD — Nordlohne [CDU/ 
CSU]: So nennt man das also!) 


Vizepräsident Dr. Jaeger; Meine Damen und Her- ^ ^ 
ren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich komme zur Abstimmung über Ziffer 4 des be- 
kannten Änderungsantrages der Fraktion der CDU/ 
CSU. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 

— Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über § 12 in der 
Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — - Es ist so beschlossen. 

Ich komme zu den §§ 13 und 14. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestim- 
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 

Es ist so beschlossen. 

Ich komme zu § 15 und Ziffer 5 des Änderungs- 
antrages der CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 
7/4887. Das Wort hat der Abgeordnete Pohlmann. 


Pohlmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Lassen Sie mich 
zu dem in § 15 vorgesehenen Wahlverfahren für die 
Unternehmensangehörigen Aufsichtsratsmitglieder 
der Arbeitnehmer Stellung nehmen und namens 
meiner Fraktion unsere Änderungsanträge begrün- 
den. 

Dieses Wahlverfahren — das hat Heinz Franke 
heute morgen schon sehr deutlich gemacht — ist [D) 
eines der zentralen Probleme in der Mitbestim- 
mungsdiskussion; denn hierin zeigt sich, welchen 
Stellenwert die politischen Parteien der so oft be- 
schworenen Mündigkeit des Arbeitnehmers in Wirk- 
lichkeit beimessen und wie ernst es ihnen mit der 
Anerkennung der pluralistischen Struktur unserer 
Arbeitnehmerschaft ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zugespitzt formuliert verbirgt sich hinter der trocke- 
nen Gesetzesprache des § 15 die Frage, ob der Ge- 
setzgeber bereit und willens ist, der Realität einer 
differenzierten Struktur der Belegschaft und der 
Entwicklung eines soziologisch unterschiedlichen 
Rollenverständnisses Rechnung zu tragen, oder ob 
er einer nebulösen Solidaritätsideologie folgt. 

Gerade in diesem wichtigen Punkt hat sich die 
Koalition wahrlich nicht mit Ruhm bekleckert. Ich 
sage das hier nachdrücklich, weil einige aus den 
Reihen der Koalition heute landauf, landab mar- 
schieren und das jetzige Verfahren insbesondere bei 
den leitenden Angestellten als ein hervorragendes 
Beispiel ausreichender Koalitionssubstanz zu ver- 
kaufen versuchen. Ich habe dafür Verständnis. Nur, 
meine Damen und Herren, können Sie damit nicht in 
Vergessenheit bringen, wie der erste Regierungs- 
entwurf zu diesem Punkt aussah, und der ist ja 
wohl nach meinen Informationen einstimmig — ein- 
schließlich der Herren Minister von den Freien 
Demokraten — angenommen worden. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]; Sehr 
wahr!) 
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Pohlmann 

(A) Ich kann und ich will es Ihnen nicht ersparen, 
hier festzuhalten, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Die 
möchten das gern vergessen!) 

daß man damals zwar von der formalen Aufgliede- 
rung der Arbeitnehmervertreter in drei Gruppen — 
Arbeiter, Angestellte, leitende Angestellte — aus- 
ging, daß man aber durch die Installierung des 
Wahlmännergremiums in Verbindung mit der gene- 
rellen Mehrheitswahl praktisch diese Aufteilung 
wieder aufgehoben hat. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]; Sehr 
wahr!) 

Erst nach langem Hin und Her, meine Damen und 
Herren von der Koalition, sind Sie zu der besseren 
Einsicht gekommen, wobei ich hier ausdrücklich 
anerkennen möchte, daß die Kernprinzipien des 
jetzigen § 15, nämlich Verhältniswahlrecht und Min- 
derheitenschutz, eine erhebliche qualitative Verbes- 
serung — • qualitativ im Sinne von demokratisch — 
darstellen. Nur: diese bessere Einsicht ist sicherlich 
nicht Ihr Verdienst. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Auch in diesem Punkt war es wiederum die Oppo- 
sition — ich bin gern bereit, dies an der Genesis 
des Entwurfs Stück für Stück nachzuweisen — , die 
insbesondere Sie, meine Damen und Herren von 
der FDP, gezwungen hat, den Minderheiten im Un- 
ternehmen einen nicht bloß formellen, sondern auch 
(Bj materiellen Schutz zu gewähren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Köhler 
[Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Damit spreche ich das Problem der leitenden Ange- 
stellten an, die — das begrüßen auch wir nach- 
drücklich — zum erstenmal eine positiv-rechtliche 
Anerkennung gefunden haben. 

Eines sei aber an dieser Stelle im Blick auf diese 
Seite des Hauses (zur FDP) klargestellt: Von einem 
Faktor „Disposition" im Sinne Ihres Freiburger 
Programmes, mit dem Sie allzugern und allzu vor- 
eilig bei den leitenden Angestellten auf Stimmen- 
fang gehen, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Das ha- 
richtig!) 

von dieser irrealen Vorstellung findet sich in diesem 
Gesetz kein Jota mehr. 

(Schröder [Lüneburg]: [CDU/CSU]: Das ha- 
ben sie schnöde fallenlassen!) 

Vielmehr ist hier im Grundsatz genau die Hambur- 
ger Position der CDU/CSU niedergelegt, die im 
Blick auf die leitenden Angestellten von nicht mehr, 
aber auch nicht weniger als einem effektiven Min- 
derheitenschutz ausging. 

Meine Damen und Herren, insbesondere von der 
FDP, diese Regelung, wie sie jetzt vorliegt, als 
Ihren Erfolgsnachweis auszugeben, werden Sie den- 
kenden Menschen — und dazu gehören auch die 
leitenden Angestellten — sicherlich nicht verkau- 
fen können; denn immerhin waren Sie es, die den 


Hamburger Parteitagsbeschluß als „Etikettenschwin- 
del" bezeichnet haben. Wenn man glaubwürdig sein 
will, geht es einfach nicht an, einen solchen Zick- 
zackkurs zu fahren. 

Aber lassen Sie mich § 15 in der Ausschußfas- 
sung auf seinen tatsächlichen Gehalt doch etwas nä- 
her abklopfen. Ich habe nämlich erhebliche Zwei- 
fel, ob der begrüßenswerte Ansatz zu einem Min- 
derheitenschutz auch wirklich voll durchgehalten 
ist. Wenn man einmal den sehr komplizierten 
Schleier ein wenig lüftet, kommt man zu ganz über- 
raschenden Ergebnissen. Herr Kollege Schmidt 
(Kempten), Sie haben dazu heute morgen schon Stel- 
lung genommen. Das Ergebnis ist nämlich — das 
möchte ich ausdrücklich festhalten — , daß auch 
jetzt selbst der Minimalgrundsatz, daß der zu wäh- 
lende leitende Angestellte von dem Vertrauen der 
Mehrheit seiner Gruppe getragen sein soll, nicht 
voll realisiert ist. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: So ist 

es! — Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: 

Leider wahr!) 

Ich gebe zwar gern zu, daß, verglichen mit dem Re- 
gierungsentwurf und der Vielzahl von neuen Formu- 
lierungen, mit denen Sie uns ja im Ausschuß in 
einer Art roulierendem Änderungsverfahren be- 
glückt haben, die Gefahr für einen Minderheiten- 
kandidaten reduziert wurde. Aber sie wurde eben 
nur reduziert, nicht beseitigt. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Ich möchte das an zwei Fallgestaltungen deutlich (D) 
machen. Einmal betrifft das den Fall, daß im er- 
sten Wahlgang des Vorauswahlverfahrens keiner 
der Bewerber die absolute Mehrheit der Stimmen er- 
hält. Nach Ihren Vorstellungen kann in dem sich 
anschließenden zweiten Wahlgang die relative 
Mehrheit der Stimmen ausreichen, d. h., bei einer 
Reihe von Bewerbern — das wird gerade in weniger 
gut organisierten Betrieben, etwa außerhalb des 
Chemiebereichs, der Regelfall sein — reicht bereits 
ein relativ geringer Stimmenanteil aus, um in dem 
Wahlvorschlag aufgenommen zu werden. 

Der zweite Fall betrifft die Konstellation, daß 
zwar im ersten Wahlgang einer der beiden Bewer- 
ber die absolute Mehrheit der Stimmen erreicht, der 
oder die weiteren Kandidaten sich aber einer zwei- 
ten Abstimmung stellen müssen, in der dann nicht 
nur die relative Mehrheit ausreicht, sondern die 
wahlberechtigten leitenden Angestellten auch nur 
eine Stimme haben. Praktisch gesprochen heißt das: 

Ein Bewerber, der, sagen wir, 20 Vo der Stimmen 
im zweiten Wahlgang erhalten hat und mit diesem 
Stimmenanteil vor den Mitbewerbern liegt, ist ge- 
nauso in dem Wahlvorschlag aufgenommen wie der- 
jenige, der im ersten Wahlgang die absolute Mehr- 
heit der Stimmen erhalten hat. Und nun kommt der 
Pferdefuß: Da die Gesamtangestelltenbelegschaft 
nicht an das Mehrheitsvotum der Leitenden-Ange- 
stellten-Gruppe gebunden ist, kann sie eben den 
Bewerber, der nur 20 Vo der Stimmen hinter sich 
hat, als leitenden Angestellten in den Aufsichtsrat 
entsenden. 
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Pohlmann 

(A) Meine Damen und Herren, ich habe nur zwei 
Fallgestaltungen genannt. Sicherlich ließen sich 
noch einige weitere Variationen anschließen. Ich 
meine aber, daß schon an diesen beiden Fällen deut- 
lich wird, wie Wortgeklingel der Koalition und 
Wirklichkeit auseinanderfallen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn wenn man bei der Behandlung der leitenden 
Angestellten an dem Grundsatz festhalten will, daß 
ihr Mann im Aufsichtsrat von dem Mehrheitsvotum 
der Gruppe getragen sein soll — und das halten wir 
für unbedingt erforderlich — , dann müssen beide 
Bewerber, die der Angestelltenbelegschaft zu prä- 
sentieren sind, mit der absoluten Mehrheit ge- 
wählt werden. Wir wollen das, und deshalb ge- 
währleistet auch nur unser Antrag, in dem diese 
Regelung niedergelegt ist, einen wirklichen Min- 
derheitenschutz und gibt der Gruppe der leiten- 
den Angestellten die Gewähr, daß ihre Vertreter 
von der Gruppe legitimiert sind. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
kurz auf drei weitere Aspekte hinweisen. Mit der 
Mitwirkung der leitenden Angestellten im Auf- 
sichtsrat wird im Grunde der zweite Schritt vor dem 
ersten getan; denn nach wie vor fehlt dieser Gruppe 
die organisatorische Infrastruktur in der Betriebs- 
verfassung, also die gesetzliche Verankerung von 
Sprecherausschüssen. 

Dies ist ein ganz entscheidendes Problem. Seine 
Lösung — Herr Schmidt (Kempten), Sie haben das 
heute morgen angedeutet — kann man nicht ständig 

(B) nur in die Zukunft verweisen. 

Meine Fraktion hat sich anläßlich der Novellie- 
rung des Betriebsverfassungsgesetzes mit ihrem ein- 
stimmig gefaßten Antrag auf gesetzliche Veranke- 
rung von Sprecherausschüssen nicht durchsetzen 
können. Aber warum denn nicht, meine Damen und 
Herren? Weil Sie von der FDP es waren, die, ob- 
wohl Sie in Ihrem Freiburger Programm große Ver- 
sprechungen gemacht haben, letztlich, als es zum 
Schwur kam, unseren Antrag aus nach meiner Auf- 
fassung falsch verstandener Nibelungentreue nicht 
mitgetragen haben. Auch dies möchte ich hier noch 
einmal ausdrücklich festhalten. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Verraten 
haben Sie uns!) 

Wir standen auch diesmal vor der Frage, ob es 
der Verwirklichung des Anliegens nützlich gewesen 
wäre, diese Forderung erneut zu erheben. Aber 
angesichts des klaren Votums der FDP, auch diesmal 
entgegen ihrem eigenen Programm die Zustimmung 
zu verweigern, sahen wir keine Möglichkeit, diesem 
gesetzgeberischen Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
Für uns ist und bleibt aber die Frage der Sprecher- 
ausschüsse für leitende Angestellte eine wichtige 
gesellschaftspolitische Forderung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens nenne ich in diesem Zusammenhang die 
Frage der Abgrenzung. Wir begrüßen nachdrück- 
lich, daß sich die Koalition unserer Forderung an- 
geschlossen hat, § 5 Abs. 3 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes auch für das Mitbestimmungsgesetz zu 


übernehmen. Hier stimme ich mit Ihnen überein, ^ ^ 
Herr Schmidt (Kempten). Ich sehe jedoch eine große 
Gefahr, die ich einmal ganz deutlich ansprechen 
möchte. Es gibt bereits jetzt Anzeichen dafür, daß 
die Gewerkschaften mit allen Mitteln einschließlich 
gerichtlicher Massenverfahren versuchen, die Posi- 
tion der leitenden Angestellten auszuhebeln. Ich 
meine, es ist keine gute Sache, wenn versucht wird, 
die Entscheidung des Gesetzgebers durch solche Ver- 
fahren zu unterlaufen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Der dritte und letzte Punkt, den ich hier im Blick 
auf die leitenden Angestellten erwähnen muß, ist 
die Position des Arbeitsdirektors. Meine Vorredner 
haben schon deutlich gemacht, daß die Koalition 
gerade in diesem Punkt einen ganz faulen Kompro- 
miß geschlossen hat und daß nach wie vor erhebliche 
Meinungsunterschiede zwischen den Sozialdemokra- 
ten und den Freien Demokraten bestehen. Lassen 
Sie mich auch hier sagen, daß ich es für verhängnis- 
voll hielte, wenn der Versuch unternommen würde, 
über den Arbeitsdirektor mit der von der SPD ge- 
wollten Zielrichtung neue Abhängigkeiten zu schaf- 
fen, wenn beispielsweise für die Auswahl und den 
Aufstieg nicht Qualitätsgesichtspunkte entscheidend 
wären, sondern Wohlverhalten und die Fähigkeit 
zur Anpassung an mächtige Organisationen. Wir 
gehen davon aus, daß für die Beurteilung von Lei- 
stung und Bewährung und damit für die Rekrutie- 
rung des Führungsmanagements nach wie vor der 
Gesamtvorstand zuständig sein muß. Alles andere 
wäre eine Gefahr für die Flexibilität und die Funk- pj 
tionsfähigkeit der Unternehmen. 

(Wehner [SPD]: Stimmen Sie doch 
dagegen!) 

Meine Damen und Herren, zum Schluß möchte ich 
insbesondere Sie von der FDP auffordern, unsere 
Änderungsanträge noch einmal auf dieser Basis zu 
überdenken und ihnen letztlich nicht die Zustim- 
mung zu verweigern. Unsere Alternativposition, die 
ich hier aufgezeigt habe, liegt im wohlverstandenen 
Interesse einer angemessenen Politik für leitende 
Angestellte, einer Politik, die Sie, meine Damen 
und Herren, zu vertreten vorgeben, aber wir in die 
Praxis umsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 

Das ist zum Lachen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist nicht klar auszumachen, ob die Oppo- 
sition durch die Einzelsprecher eine Reihe von An- 
trägen begründet und ob der Kollege Pohlmann das 
auch bereits für § 30 getan hat. Sollte das der Fall 
sein 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kommt 
noch!) 

— Das ist also noch nicht der Fall. Es war aber 
wohl so — das werden Sie mir zugeben, Herr Kol- 
lege Franke — herauszuhören. 
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Urbaniak 

(A) j 

^ Zu dem Antrag, um den es hier geht, haben Sie, | 

Kollege Pohlmann, eine Begründung geliefert, bei 
der man, wie ich meine, sehr verklausuliert auf den 
Grund der Dinge kommen muß. Mit dem Änderungs- 
antrag sollen die Vorschlagsquoren entscheidend 
reduziert werden, um Splittergruppen in den Betrie- 
ben zu hofieren. Wir meinen, auch Wahlvorschläge 
müssen ausreichend getragen sein, damit man die 
Ernsthaftigkeit von Kandidaturen erkennen kann. 

In den Vorschlägen der Opposition erkennt man 
die Absicht, Nichtgewerkschaftern wenigstens bei 
den Kandidaturen eine Chance zu geben, obwohl sie 
bei der Wahl selber absolut keine Chance hätten. 
Darum ist das nicht schlüssig. Ganz offensichtlich will 
man damit den in den Betrieben verankerten Ge- 
werkschaften Ärger machen, wo immer es nur geht 
oder wo man sich Hoffnungen machen zu können 
wähnt. 

Ich kann an dieser Stelle feststellen, daß die Wahl- 
vorschriften im Mitbestimmungsgesetz der sozial- 
. liberalen Koalition denjenigen des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes nachgebildet sind, Vorschriften also, 
die sich in der Praxis längst bewährt haben. Eine 
mehr als 20jährige Praxis ist wohl der beste Beweis 
dafür. In der Praxis hat sich gerade auch gezeigt, 
daß Splittergruppen ohne Resonanz geblieben sind, 
was einige Vertreter der Opposition nicht mit Wohl- 
gefallen erfüllt. Kollege Pohlmann, zu § 5 Abs. 3 des 
Betriebsverfassungsgesetzes gab es wohl keine 
Alternative. Die Abgeordneten, welche die Materie 
im Ausschuß intensiv beraten haben, waren sich 
darüber im klaren, daß natürlich zur weiteren Kon- 

(B) kretisierung das Richterrecht eine ganz entscheiden- 
de Rolle spielt. Das ist nun einmal bei diesem kom- 
plizierten Vorgang so. Kollege Pohlmann, weil mit 
Ihrem Antrag zu § 15 die Gewerkschaften negativ 
getroffen werden sollen, lehnen wir ihn ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr, Jaeger; Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, Herr Präsi- 
dent, eine Vorbemerkung, Sie haben eben mit Recht 
eine Zwischenfrage abgelehnt, weil es jetzt um An- 
tragsbegründungen geht. Ich darf aber doch wohl 
feststellen, daß bisher jede „Antragsbegründung“ 
der CDU/CSU im Endeffekt zur Aussage einer Grup- 
pe in der CDU/CSU und zur Begründung und Dar- 
stellung aller möglichen Dinge führte, aber nicht 
etwa zur Begründung eines Antrags. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg, Dr. Jenninger [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Jenninger, wir können das ja ma- 
chen; ich habe nichts dagegen. Wenn man sich auf 
Antragsbegründungen einigt und sagt: Wir wollen 
kurze Zeiten — so etwas wird ja immer verein- 
bart — , kommt man in Schwierigkeiten, wenn sich 
die eine Seite nicht daran hält. Wir hatten uns dar- 
auf eingestellt, das in der vorgeschriebenen Zeit zu 
machen. Es ist dann schwierig, nur kurz ablehnend 


zu sprechen. Ich muß jetzt viel mehr über die leiten- 
den Angestellten sagen, als es Ihre Änderungs- 
wünsche zu § 15 eigentlich erfordern. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Sie können ja 
zustimmen! Ich habe nichts dagegen!) 

Ich wollte nur feststellen, daß ich mir jetzt etwas 
mehr Zeit nehmen muß; denn von Ihrer Seite kamen 
keine Antragsbegründungen, sondern Aussagen zu 
verschiedenen Problemen. 

(Zuruf des Abg. Schröder [Lüneburg] [CDU/ 

CSU]) 

— Herr Kollege Schröder, auch wenn Sie noch so oft 
hier heraufgehen, werden Sie nicht beweisen kön- 
nen, daß Sie die leitenden Angestellten erfunden 
hätten und ihre Hüter wären. Das haben wir in Frei- 
burg auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen 
über die Bedeutung der leitenden Angestellten in 
unseren Unternehmen getan. 

(van Delden [CDU/CSU]: Und dann habt ihr 

sie fallengelassen wie eine heiße Kartoffel!) 

— Herr Kollege van Delden, Sie können auch nicht 
die Feststellung wiederholen — das heißt. Sie kön- 
nen sie zwar wiederholen, aber es nimmt sie Ihnen 
keiner ab — , daß seinerzeit bei der Verabschiedung 
des Betriebsverfassungsgesetzes die Frage nach den 
Sprecherausschüssen von uns nicht eindeutig beant- 
wortet sei — nicht im Gesetz; das habe ich von die- 
ser Stelle aus eindeutig gesagt. 

Wir haben heute bereits 200 Spredieraussctiüsse. 

Ich habe damals für die Freien Demokraten den lei- pj 
tenden Angestellten diesen freien Raum von dieser 
Stelle aus zugewiesen. Das Bundesarbeitsgericht hat 
die Sprecheraussdiüsse inzwischen in einem Ge- 
richtsbeschluß als legitim anerkannt, und zwar, 
Herr Kollege Schröder — das können Sie nachle- 
sen — , auf Grund dieser Aussagen, die die FDP 
hier gemacht hat. 

Zum dritten: Es ist schon rührend, wenn Sie sagen, 
die Koalition habe sich bezüglich der Abgrenzungs- 
kriterien der Meinung der CDU/CSU angeschlos- 
sen. Die gleiche Darleigung wie beim Betriebsverfas- 
fungsgesetz. Wer hat denn im Ausschuß die -zig 
Fragen gestellt? Wer hat denn im Ausschuß fast 
einen halben Tag die Debatte damit bestritten, ob 
man das nicht irgendwie anders machen müsse, weil 
dieses und jenes strittig sei. Wer hat von Anfang 
an gesagt, daß Artikel 5 Abs. 3 auch für die Mit- 
bestimmung gelten müsse? Das war doch wohl ich 
für die Freien Demokraten, und das waren unsere 
Freunde von der sozialdemokratischen Fraktion. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmidt (Kempten), gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüneburg)? 

— Bitte. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt (Kempten), und wer hat denn in einer er- 
sten Stellungnahme nach dem ersten Grundsatzurteil 
des Bundesarbeitsgerichts in Kassel davon geredet, 
daß man nunmehr wohl eine unterschiedliche Ab- 
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Schröder (Lüneburg) 

(AJ grenzung auf betriebsverfassungsreditlidier Ebene 
einerseits und unternehmensrechtlidier Ebene an- 
dererseits vornehmen müsse? Erinnern Sie sidi 
daran, daß das niemand anderes war als der sozial- 
politische Sprecher der FDP-Fraktion? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege Schröder, 
dann müssen Sie diese FDK — ich schicke sie ihnen 
gerne zu — noch einmal nachlesen. 

(van Delden [CDU/CSU]: Da steht so viel!) 

— Nein, da steht ganz genau darin, Herr Kollege 
van Delden, daß man dieses Urteil natürlich darauf- 
hin prüfen müsse, ob daraus Konsequenzen gezo- 
gen werden müßten. Sie können eine spätere und 
auch eine Erklärung von mir hier im Bundestag 
gerne nachlesen. Da heißt es: Wir sind nach Über- 
prüfung der Urteile zu der Auffassung gelangt, daß 
eine neue Abgrenzung nicht notwendig und auch 
nicht richtig ist. 

(Zuruf des Abg. van Delden [CDU/CSU]) 

Auch ich habe das, was Sie vorher angesprochen 
haben, angesprochen. Auch wir halten es für keine 
gute Sache, daß hier im Massenverfahren eine Ver- 
unsicherung erfolgt ist. Ich habe von hier aus ap- 
pelliert, daß dies, nachdem die Definition auch noch 
einmal für dieses Gesetz gilt, in Zukunft unterlas- 
sen werden sollte. Das möchte ich hier noch einmal 
klar feststellen. 

Ich verzichte jetzt darauf, auf Ihre Ausführungen 
(B) zum leitenden Angestellten und zum Arbeitsdirek- 
tor einzugehen, denn dazu haben wir bei einem spä- 
teren Antrag noch einmal Gelegenheit. Außerdem 
habe ich hier schon einmal ganz klar gesagt, wie 
wir, wie die Mehrheit im Ausschuß, wie die Koali- 
tion diese Frage sieht. 

Nun zu dem, was der Antrag eigentlich betrifft. 
Herr Kollege Schröder, ich habe hier die Zeitung 
„Der leitende Angßstellte" 3/76 vor mir. Überschrift: 
„Mehrheit der Leitenden kann nicht mehr übergan- 
gen werden". Nachdem ich Sie gehört habe, müß- 
ten die leitenden Angestellten alle anderer Meinung 
sein. Anscheinend stellen die leitenden Angestellten 
mit Recht und mit Sicherheit fest, daß sie nicht über- 
gangen werden können, es sei denn, sie könnten 
sich selbst überhaupt nicht einigen. Wir halten es 
allerdings nicht für glücklich für den Fall, daß sich 
die Gruppe der „Leitenden" in zwei Wahlgängen 
nicht auf jemanden einigen kann, der das Ver- 
trauen der Mehrheit besitzt, das Registergericht 
oder irgendeine andere Hintertreppe einzubauen. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Widerlegen Sie 

doch meinen zweiten Fall! Widerlegen Sie 
ihn doch, Herr Schmidt!) 

— Ich habe ja gesagt, dann sei eine Hintertreppe 
eingebaut. Sie können sich doch in zwei Wahlgän- 
gen mit den zwei Stimmen einigen. Es ist jederzeit 
möglich, daß die Gruppe der „Leitenden" durch die 
zwei Stimmen 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Im zweiten Wahl- 
gang nur eine Stimme!) 


— Wenn nur einer zu wählen ist. Wenn zwei zu ' 
wählen sind, zwei, je nachdem. Wenn schon einer 
gewählt ist, eine Stimme. 

(Pohlmann [CDU/CSU]: Das ist mein Fall!) 

— Wenn dann von den Leitenden jeder eine Stimme 
hat und sie nicht in der Lage sind, einem tnit Mehr- 
heit das Vertrauen zu geben, ist es doch schließlich 
eine Frage des Selbstgefühls und der Solidarität, 
die die leitenden Angestellten mit Recht bewiesen 
haben, dann den richtigen Mann vorzuschlagen. 

(Pohlmann [CDU/CSU]; Er versteht es 
nicht!) 

Es besteht also gar keine Notwendigkeit, hier 
zusätzlich neue Regelungen einzuführen. Ich teile 
voll die Auffassung der leitenden Angestellten, die 
in allen ihren Pressemitteilungen deutlich gemacht 
haben: Die Leitenden können nicht übergangen wer- 
den. Wir lehnen Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der FDP — van Delden [CDU/ 

CSU]: „Die Leitenden können nicht über- 
gangen werden! Wir lehnen Ihren Antrag 
ab!" Das ist Logik!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her- 
ren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Damit komme ich zur Abstimmung über Ziffer 5 
des bekannten Änderungsantrags der Fraktion der 
CDU/CSU. Wer dieser Ziffer 5 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die ID) 
Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zur Abstimmung über § 15. 

Die Fraktion der CDU/CSU bittet, daß in zwei Tei- 
len abgestimmt wird. Ich pehme an, daß dagegen 
kein Widerspruch besteht. 

Dann stimmen wir zuerst über § 15 Abs. 1, 2, 2 a 
und 3 ab. § 15 Abs. 4 soll entfallen. Wer den aufge- 
rufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? 

— Keine Enthaltungen. Einstimmig angenommen. 

Wir stimmen nun über § 15 Abs. 5 ab. Wer zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun- 
gen? — Keine Enthaltungen. Dann ist es bei zahl- 
reichen Gegenstimmen so beschlossen. 

Ich rufe § 16 und damit Ziffer 6 des Änderungsan- 
trages der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
7/4887 — auf. Der Änderungsantrag ist schon be- 
gründet worden. Wird das Wort begehrt? — Das ist 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Neu- 
fassung des § 16 gemäß Ziffer 6 des Änderungsan- 
trages der Fraktion der CDU/CSU zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letztere ist die 
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über § 16 in der Ausschuß- 
fassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16031 


Vizepräsident Dr. Jaeger 

(Ai probe. — Enthaltungen? — Bei Gegenstimmen und 
Enthaltungen ist es mit Mehrheit so beschlossen. 

Ich rufe §§ 16 a, 16 b, 17, 18 und 19 auf. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen 
Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Einstim- 
mig angenommen. 

Ich rufe § 20 und damit Ziffer 7 des Änderungs- 
antrages der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
7/4887 ■ — auf. Wird der Änderungsantrag noch be- 
gründet? — Das ist nicht der Fall. Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer Ziffer 7 des 
Änderungsantrags der Fraktion der CDU/CSU zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— - Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über § 20 in der Äusschuß- 
fassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — - Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen. Enthaltungen? — Bei einigen Ent- 
haltungen ist es so beschlossen. 

Ich rufe § 21 und damit Ziffer 8 des Änderungs- 
antrages der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
7/4887 — auf. Wird noch eine Begründung gegeben? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort gewünscht? 
— Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über Ziffer 8 des 
Änderungsantrages der Fraktion der CDU/CSU. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der 
Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über § 21 in der Äus- 
schußfassung ab. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthaltun- 
gen? — Keine Enthaltungen. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die §§ 21 a — ^ § 22 soll entfallen — , 23, 
23 a, 24 und 25 auf. Hierzu liegen keine Änderungs- 
anträge vor. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Ziffer 9 des Änderungsantrages der Frak- 
tion der CDU/CSU — Drucksache 7/4887 — auf. Die- 
ser Antrag zielt auf die Einfügung eines § 25 a ab. 
Zur Begründung dieses Änderungsantrages und zu- 
gleich der Änderungsanträge unter den Ziffern 10 
und 11 hat der Herr Abgeordnete von Bismarck das 
Wort. 

Dr, von Bismarck (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist, wie ich glaube, 
billig und notwendig, bevor ich zu diesen Ände- 
rungsanträgen spreche und die Auffassung meiner 
Fraktion vortrage, einige Bemerkungen zu den Zi- 
taten aus einem Schreiben des Geschäftsführers des 
Wirtschaftsrates an die Mitglieder des Wirtschafts- 
rates zu machen. Sie haben vorhin richtig zitiert. 
In diesem Schreiben ist von einem quasi Ermächti- 


gungsgesetz zur Fremdbestimmung die Rede. Damit 
wir nicht aneinander vorbeireden, müssen wir uns 
darüber klar werden, was der Sinn der Sache ist. 

(Rappe [Hildesheim] [SPD]: Was ein Er- 
mächtigungsgesetz ist, ist aus der Ge- 
schichte bekannt!) 

— Warten Sie doch ab. Genau dies, Herr Rappe, 
trifft nämlich nicht zu. 

(Rappe [Hildesheim] [SPD]: Doch!) 

Der Sinn dieser Äußerung leitet sich ganz woanders 
her, nämlich aus viel jüngerer Geschichte. Mit Ge- 
nehmigung des Herrn Präsidenten möchte ich hierzu 
einige Zitate aus einem Papier anführen, das 1974 
mit einem Vorwort des Herrn DGB-Vorsitzenden 
Vetter als Redneranweisung der Gewerkschaften 
breitgestreut verteilt wurde. Auf Seite 2 dieses 
Papiers heißt es unter der Überschrift „Mitbestim- 
mung" : 

Die Forderung nach mehr Macht und Einfluß ist 
für uns kein Selbstzweck. Für uns ist Mitbe- 
stimmung ein Mittel zum Zweck. Wir wollen 
mit ihr andere Ziele erreichen. 

Wenn man weiter liest und nach diesen Zielen fragt, 
findet man; 

Ja, noch weitere Rechte können durchgesetzt 
werden, seien es zusätzliche Freistellung von 
Betriebsräten, seien es volle Mitbestimmungs- 
rechte, zum Beispiel in Personalangelegenheiten. 

In den Unternehmungen der Montan-Mitbestim- 
mung ist dies seit mehr als 20 Jahren gang und 
gäbe. Dort wird seit Jahren eine Betriebsver- 
fassung praktiziert, die selbst über das neue (D) 
Gesetz hinausgeht. 

Dann kommt auf Seite 5: 

Gleichzeitig sollten wir uns jedoch darüber im 
klaren sein: Langfristige Erfolge auf breiter 
Front hängen von der Macht in den Betrieben 
und in der Unternehmensspitze ab. Auch hier 
gilt: Es ist leichter und erfolgreicher, einen uns 
nahestehenden Arbeitsdirektor auf die Füße zu 
treten als Herrn Schleyer bitten zu müssen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dann fährt man in Ziffer 5 auf Seite 6 fort: 

Wir wollen auch Mitbestimmung, um auf Pro- 
duktions- und Investitionsentscheidungen Ein- 
fluß zu nehmen. 

Schließlich heißt es auf Seite 8 Ziffer 6 — dies finde 
ich besonders bedeutsam — : 

Es kann uns schließlich nicht gleichgültig sein, 
wer Vorstandsmitglied großer Unternehmen 
wird. Vorstandsmitglieder sind politische Posi- 
tionen. Liegt es etwa im Arbeitnehmerinteresse, 
wenn eine 

— hören Sie gut zu — 

arbeitnehmerfeindliche Partei durch Spenden 
unterstützt wird? 

Meine Damen und Herren! Diese Qualität von an- 
gekündigtem Machtstreben wird angesprochen, 

(Abg. Wehner meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 
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(A) wenn im Zusammenhang mit einer ganzen Reihe 
von Bestimmungen dieses Gesetzes, insbesondere 
denen, die vor Ihren 44 Seiten Abänderungsanträgen 
Vorlagen — — Vorher ist diese pointierte politi- 
sche Kennzeichpung gemacht worden. Dort werden 
die Dinge eben nicht so geregelt, daß der Arbeit- 
nehmer im Mittelpunkt steht. Sonst hätten Sie un- 
serem Antrag natürlich zugestimmt, die Betriebs- 
räte und die Arbeitnehmer im Betrieb an der Aus- 
wahl der von außen kommenden Gewerkschaftsver- 
treter zu beteiligen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Herr Abgeordneter von 
Bismarck, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Wehner? 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Aber selbstver- 
lich. 

Wehner (SPD): Ich hatte Sie wohl richtig verstan- 
den, daß Sie mit Hilfe einer Zitatensammlung aus 
Reden oder Redeanleitungen des DGB- Vorsitzenden 
Vetter beweisen wollten, daß der Ausdruck „Er- 
mächtigungsgesetz für Fremdbestimmung" keine Be- 
leidigung derer ist, die auf dieser Seite des Hauses 
sitzen; und nun kommt der Ausdruck in dieser Rede, 
die Sie sich als Zeugen zu besorgen versucht haben, 
überhaupt nicht vor. Wie können Sie das erklären? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Kollege Weh- 

(B) ner, ich finde, wir haben im Parlament — auch Sie 
— alle zusammen die Pflicht, Unterstellungen, die 
falsch sind, wieder zurechtzurücken. Und wenn hier 
eine Unterstellung gemacht wird aus einer Zeit, die 
Sie und ich miterlebt haben, auf die Sie jetzt rekur- 
rieren, sollten Sie mir nicht unterstellen, daß ich die 
Absicht habe, einen Teil des Hauses mit dieser Art 
von Verhandlungen von damals in Verbindung zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Sie verteidigen einen Ausdruck, Herr von 
Bismarck, der für einen Teil des Hauses 
tödlich beleidigend ist! — Lebhafter Beifall 
bei der SPD) 

— Herr Kollege Wehner, wir wissen, welcher Künst- 
ler Sie darin sind, sich Beleidigungen selber zuzu- 
messen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Im März 1933 hat diese Partei als die ein- 
zige gegen das Ermächtigungsgesetz ge- 
stimmt! — van Delden [CDU/CSU]: Das be- 
streitet doch keiner! — Franke [Osnabrück] 
[CDU/CSU]: Aber Sie doch nicht, Herr 
Wehner! Nicht Herbert Wehner! Sie stan- 
den auf einer anderen Seite!) 

— Herr Kollege Wehner, es wäre für mich viel ein- 
facher gewesen, das zu überhören. Aber gerade da- 
mit Sie das nicht so verstehen, bin ich hier und 
spreche zu diesem Thema. Sie kennen mich lange 
genug, und ich glaube, innerlich nehmen Sie mir das 
auch völlig ab. Ich habe das miterlebt und nur 
knapp überlebt. 


Nun zur Sache selbst. Wir haben — Herr Sund, (Q 
dies ist natürlich unsere Qualität, daß wir uns eine 
solche Sache zur Qual machen — sehr sorgfältig 
über die einzelnen Abänderungsanträge, die Sie 
hier zu später Stunde nach Ihren späten verfas- 
sungsrechtlichen Einsichten vorgelegt haben, nach- 
gedacht. Dazu gehört auch der Antrag zu § 25 a 
und zu § 26. 

Was wollen wir damit? Wir wollen damit, daß die 
uns von den Verfassungsrechtlern eindeutig vorge- 
tragene Forderung verwirklicht wird, daß die An- 
teilseigner im Entscheidungsprozeß die Überlegen- 
heit haben. Das haben auch Sie versucht. Nur, in der 
Rekurrierung auf § 108 Abs. 3 des Aktiengesetzes 
erreichen Sie nicht das, was Sie erreichen sollten, 
um eine verfassungsrechtlich völlig einwandfreie 
Regelung zu haben. Wir haben Ihnen vorgeschlagen, 
jedem Aufsichtsratmitglied die Möglichkeit zu ge- 
ben, für alle Friktionsfälle, die auftreten können, 
einem anderen die Vollmacht zu geben, in einer 
Aufsichtsratssitzung entsprechend der Entwicklung 
der Verhandlung sachgemäß abzustimmen. 

Was Sie vorschlagen, ist ein halber Schritt. Sie 
wissen sehr genau, daß in Aufsichtsratssitzungen 
keineswegs vorher feststeht, wie die Frage genau 
lautet, auf die zu antworten ist. Dies ist eine höl- 
zerne Bestimmung, wo eine absolut elastische Vor- 
schrift nötig und möglich wäre. Dieser Notwendig- 
keit entspricht unser § 25 a — Stimmrechtsübertra- 
gung — ebenso wie die Regelungen in § 26. Nach- 
dem Sie ja wirklich eine ganze Reihe von verfas- 
sungsrechtlichen Einsichten gehabt und sich, wie 
der Kollege Franke schon gesagt hat, erheblich auf (D) 
das zubewegt haben, was vor langer Zeit schon in 
Hamburg als die richtige Mittellösung beschlossen 
war, haben Sie jetzt den Schritt nicht zu Ende getan. 
Was wir Ihnen hier vorschlagen, ist nichts weiter, 
als konsequent zu sein, die Einsicht anzunehmen 
und die Tatsache hinzunehmen, daß die Überlegen- 
heit der Anteilseigner verfassungsrechtlich notwen- 
dig ist, und dann die entsprechende Fassung zu be- 
schließen. Wir fordern Sie auf, diesen Schritt zu 
tun, der allein beweisen kann, daß Sie wirklich 
diese verfassungsrechtliche Einsicht zu der Ihren 
machen, daß die Pattlage, wie sie ursprünglich ge- 
plant war, nicht möglich ist und daß eine klare Re- 
gelung der Überlegenheit der Anteilseigner im Ent- 
scheidungsprozeß geboten ist. — In dem Antrag 
unter Ziff. 1 1 stehen lediglich ein Hinweis und eine 
Ergänzung in § 28, die demselben Ziel dienen. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Sie haben zu 
Anfang versucht, hier zwischen den verschiedenen 
Teilen der Union Spaltungen nachzuweisen. 

(Zuruf von der SPD: Das braucht man gar 

nicht zu versuchen! Die sind doch offen- 
kundig!) 

— Das brauchen Sie doch, sonst würden Sie es 
ja nicht tun. Gehen Sie einmal davon aus, daß jeder 
in unserer Fraktion weiß und diese Auffassung wie 
Sie vertritt, daß starke Gewerkschaften in unserem 
Staat nicht nur ein notwendiges, sondern ein unent- 
behrliches Ordnungsinstrument sind. Nehmen Sie 
denen, die das wollen, aber auch ab, daß auch dar- 
über nachgedacht werden muß, wann diese Stärke 
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andere Freiheiten bedroht, die allen Bürgern zu- 
stehen. Nur darum geht es bei uns allen. Wenn Sie 
darüber nachdenken, werden Sie uns recht geben, 
daß wir den fast erfolgreichen Versuch gemacht 
haben, ein Gesetz zustande zu bringen, das verfas- 
sungsrechtlich tragbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Augstein. 

Augstein (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Im Namen der sozialdemokratischen Bun- 
destagsfraktion darf ich zu den drei Änderungsan- 
trägen der CDU/CSU Stellung nehmen. 

Die CDU/CSU beantragt, daß ein Aufsichtsrats- 
mitgliedr das verhindert ist, an einer Sitzung des 
Aufsichtsrats teilzunehmen, berechtigt sein soll, 
durch Vollmacht sein Stimmrecht auf ein anderes 
Aufsichtsratsmitglied zu übertragen. Es soll das 
Vertreterprinzip gelten. Zum anderen beantragt die 
Opposition, daß, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende 
an der Sitzungsteilnahme verhindert ist, seine zu- 
sätzliche Stimme zur Auflösung von Pattsituationen 
der Mehrheit der Aufsichtsratsmitglieder der An- 
teilseigner zufallen soll. Ich darf Ihnen zunächst 
zwei generelle Gründe vortragen, aus denen wir 
Ihre Anträge ablehnen werden. 

Wie heute in dieser Debatte schon zu Recht ange- 
(B) prangert, geht die Opposition offenbar davon aus, 
daß die Arbeitnehmerbank im Aufsichtsrat insge- 
samt unzuverlässig sei. 

(van Delden [CDU/CSU]: Wer sagt das 
denn?) 

Ihre Änderungsanträge — unter welchem Deckman- 
tel sie auch immer vorgetragen werden — 

(van Delden [CDU/CSU]: Ach, du lieber 
Gott, so etwas!) 

sind doch nichts anderes als der Ausdruck tiefsten 
Mißtrauens gegenüber der Arbeitnehmerschaft und 
ihren Gewerkschaften. 

(Beifall bei der SPD — van Delden [CDU/ 

CSU]; So einen Blödsinn haben wir heute 
morgen noch nicht gehört!) 

Davon haben wir mit Herrn Kollegen von Bismarck 
soeben wieder eine böse Kostprobe erlebt 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Aug- 
stein, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Franke (Osnabrück)? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Augstein, wie interpretieren Sie dann den Schluß- 
satz des § 26 Abs. 2, der im Ausschuß mit der Mehr- 
heit von SPD und FDP beschlossen worden ist: „Dem 
Stellvertreter" — das ist hier in der Regel der 
Arbeitnehmer — „steht die zweite Stimme nicht 
zu. " ? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Augstein (SPD): Herr Kollege Franke, ich komme (Q 
nachher noch darauf zurück. — Gerade dieses Ihr 
ewiges Mißtrauen gegenüber den Arbeitnehmern 
ist der erste, entscheidende Grund dafür, daß wir 
Sozialdemokraten Ihren Anträgen nicht folgen wer- 
den. 

(Beifall bei der SPD — van Delden [CDU/ 

CSU]: Also sind Sie mißtrauisch, nicht wir!) 

Anscheinend ist bei Ihnen, so heißt es, die Vorstel- 
lung vom Arbeitnehmer als „vaterlandslosem Ge- 
sellen" noch immer vorhanden. 

(van Delden [CDU/CSU]; Ach du lieber 
Gott! Dieser Ausdruck ist für Herrn Weh- 
ner beleidigend! — Zuruf von der CDU/ 

CSU; Was soll denn das? — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Denn sonst, meine Damen und Herren, würden Sie 
doch nicht von einem mitbestimmten Aufsichtsrat 
ausgehen, der eine Art Kriegsschauplatz mit dauern- 
den Konflikten und ewiger Konfrontation zwischen 
Kapital und Arbeit ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Bild, meine Damen und Herren, des ständig 
konfliktbeladenen und konfliktbelasteten Aufsichts- 
rats stimmt doch einfach nicht. 

(van Delden [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen 
denn den Quatsch aufgeschrieben?) 

Die 25jährige Praxis in der Montanunion beweist 
genau das Gegenteil. In der Tat haben doch gerade 
die Arbeitnehmer das allergrößte Interesse daran, p) 
daß ihre Arbeitsplätze im Unternehmen langfristig 
ausgebaut und gesichert werden. Dieses Ziel steht 
bei allen Aufsichtsratsentscheidungen der Arbeit- 
nehmervertreter an erster Stelle. Natürlich kann es 
dabei — das wird gar nicht bestritten — zu Konflik- 
ten kommen, wenn es um die soziale Ausgestaltung 
der Unternehmenspolitik geht. Aber solche Kon- 
flikte sind doch keineswegs die Regel. Im Gegen- 
teil, Konflikte bilden im Aufsichtsrat die seltene 
Ausnahme. Der Umstand, daß gerade Sie, die CDU/ 
CSU, wie gleich die Erörterung Ihrer Anträge im 
einzelnen ergeben wird, die Ausnahme zur Regel 
hochstilisieren wollen, beweist am besten, woran 
die Arbeitnehmerschaft mit Ihnen ist. Sie wollen 
nämlich den Ausnahmefall zum Regelfall deklarie- 
ren, um den Anteilseignern stets einen Vorsprung 
vor den Arbeitnehmern zuzuschanzen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. von Bismarck 
[CDU/CSU]: Das schreibt die Verfassung 
vor! — van Delden [CDU/CSU]: Wobei Sie 
ihnen die Rezession zuschanzen!) 

Das machen wir Sozialdemokraten nicht mit. Das 
ist der zweite generelle Grund, warum wir Ihren 
Anträgen nicht folgen werden. 

Mit Ihrer Mitbestimmungsfreundlichkeit kann es 
nicht weit her sein. Sie schüren selber den Verdacht, 
daß Sie dem Mitbestimmungsgesetz nur deshalb 
zustimmen, weil sich angesichts der gegensätzlichen 
Grundpositionen innerhalb Ihrer Fraktion eine Ab- 
lehnung wahrlich schwer begründen ließe. Man 
kann nicht, wie treffend gesagt wurde, gleichzeitig 
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(A) das konservative und das fortschrittliche Fähnchen 
schwenken. 

Meine Damen und Herren, ich darf jetzt zur Erör- 
terung der Änderungen im einzelnen und zu den 
Gründen kommen, aus denen wir Sozialdemokraten 
sie zurückweisen. 

Die CDU/CSU möchte das Vertreterprinzip im 
Aufsichtsrat einführen mit der Begründung, ein be- 
vollmächtigtes Aufsichtsratsmitglied habe die Mög- 
lichkeit, bei der Entscheidung den letzten Diskus- 
sionsstand zu berücksichtigen. In der Tat ist in die- 
sem Fall eine größere Flexibilität nicht von der Hand 
zu weisen. Aber es wird dabei übersehen, daß es bis 
zum Jahre 1965 schon das Vertreterprinzip im 
Aktienrecht gab. Es wurde damals abgeschafft, weil 
es sich nicht bewährt hatte. Das Vertreterprinzip 
verleitet nämlich dazu, sich erst einmal und dann 
immer wieder im Aufsichtsrat vertreten zu lassen, 
so daß die Funktionsfähigkeit des Aufsichtsrats so- 
zusagen immer mehr zusammenschrumpft. Es ist 
wohl allseits unbestritten 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]; Wo ist 

denn da der Unterschied zur Stimmboten- 
schaft?) 

— auch von Ihnen, Herr Franke, ist es im Ausschuß 
ausdrücklich hervorgehoben worden — , daß die 
persönliche Wahrnehmung des Aufsichtsratsmandats 
geboten ist. Gerade um Mißbrauch zu vermeiden, 
wurde damals das Vertreterprinzip durch die Stimm- 
botenregelung abgelöst. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Wo ist 
denn da der Unterschied?) 

Die Stimmbotenregelung hat sich seitdem gut be- 
währt, zumal man sich durch die Formulierung der 
schriftlichen Stimmabgabe auf die Abstimmungs- 
situation einrichten kann. Gerade auch in der Mon- 
tan-Mitbestimmung hat die Stimmbotenregelung 
nicht etwa zur Lähmung der Unternehmen geführt. 
Und Mißstände wie beim Vertreterprinzip sind nicht 
bekanntgeworden. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Völlig an- 
dere Ausgangslage!) 

Angesichts dieser Entwicklung mutet es recht eigen- 
artig an, wenn die CDU/CSU jetzt zum Vertreter- 
prinzip zurückkehren will. Hinzu kommt, daß doch 
niemand im Zusammenhang mit dem neuen Mit- 
bestimmungsgesetz daran denkt, auch gleichzeitig 
das Unternehmensrecht völlig neu zu gestalten. Dar- 
über hinaus wollen Sie sogar noch zwischen mitbe- 
stimmten Unternehmen und den übrigen Aktien- 
gesellschaften unterscheiden. Ausschließlich für die 
mitbestimmten Unternehmen soll das Vertreterprin- 
zip gelten. Damit lassen Sie wieder die Katze aus 
dem Sack. Das ist doch nichts anderes als der Aus- 
druck Ihrer Vorstellung vom Dauerkonflikt im mit- 
bestimmten Aufsichtsrat und Ihres grenzenlosen 
Mißtrauens gegenüber den Arbeitnehmer Vertretern 
im Aufsichtsrat. Wir Sozialdemokraten haben ein 
ganz anderes Verhältnis zu den Arbeitnehmern und 
ihren Gewerkschaften. Wir Sozialdemokraten sind 
davon überzeugt, daß gerade von der Arbeitnehmer- 
seite her nicht zu befürchten ist, daß, wie es im 


Bericht Bundestagsdrucksache 7/4845 auf Seite 9 
heißt, „Zufallsmehrheiten im Rahmen dieses auf Zu- 
sammenarbeit und nicht auf Konfrontation angeleg- 
ten Gesetzes mißbräuchlich ausgenutzt würden". 

Wir werden daher an der bewährten und prakti- 
kablen Institution des Stimmboten festhalten. 

Diese Stimmbotenschaft genügt auch für die zweite 
Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden in Pattsitua- 
tionen, 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Herr Abgeordneter Aug- 
stein, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Mancher? 

Mancher (CDU/CSU): Herr Kollege, warum haben 
Sie dann im Ausschuß keine Gelegenheit gegeben, 
sich mit Ihren Problemen, die Sie jetzt so umfang- 
reich darlegen, auseinanderzusetzen? Sie hätten doch 
schon dort diese Fragen vortragen können. Da ha- 
ben Sie immer geschwiegen. 

Augstein (SPD) : Sie irren, Herr Kollege Mancher. 
Ausweislich des Ausschußprotokolls ist diese Frage 
lang und breit erörtert worden. Wir Sozialdemokra- 
ten werden es auch in diesem Fall beim Stimmboten 
belassen, weil das für die normalen Wechselfälle 
des Lebens ausreicht. Die Grenzfälle, daß z. B. der 
Aufsichtsratsvorsitzende im Koma liegt oder gerade 
mit dem Flugzeug abstürzt, kann der Gesetzgeber 
unmöglich alle erfassen. Auch dahinter steht doch q) 
bei Ihnen wieder nichts anderes als die grundlose 
Befürchtung, ausgerechnet in solchen Fällen würden 
die Arbeitnehmervertreter im Aufsiditsrat die Mit- 
bestimmung mißbrauchen. Das wird natürlich nicht 
so offen gesagt, sondern es wird nach bekannter 
Manier vorgeschoben, jegliche andere als die von 
der Opposition gewünschte Regelung begegne ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken. 

(van Delden [CDU/CSU]; Und wie ist es 
mit den leitenden Angestellten?) 

Dem sei nochmals entgegengehalten, daß dieses 
Gesetz nicht jede erdenkliche Ausnahmesituation 
berücksichtigen kann. Vielmehr kommt es auf den 
Normalfall an, und dabei dürfen wir darauf ver- 
weisen, daß sich die Anteilseigner in der Regel 
durchsetzen können. Aber selbst wenn man Ihnen 
folgte und die Zweitstimme des Aufsichtsratsvor- 
sitzenden den Anteilseignern überließe, reichte 
auch dies unter Umständen nicht für ihre Mehrheit 
aus, wenn z. B. in der Sitzung eines 20kÖpfigen Auf- 
sichtsrats nur 6 Anteilseigner -f- Zweitstimme den 
10 Arbeitnehmervertretern gegenüberstehen. Völlig 
inkonsequent schließlich ist der Vorschlag der Oppo- 
sition in dem Fall, daß der Aufsichtsratsvorsitzende 
von der Arbeitnehmerbank kommt. Ausgerechnet 
seine Zweitstimme würde dann den Anteilseignern 
zufallen. 

Ich darf zusammenfassen: Die sozialdemokrati- 
sche Bundestagsfraktion lehnt sowohl die Stimm- 
rechtsübertragung bei Verhinderung eines Auf- 
sichtsratsmitgliedes ab als auch das Zufallen der 
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(A) Zweitstimme an die Mehrheit der Anteilseigner bei 
Verhinderung des Aufsichtsratsvorsitzenden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger; Das Wort hat der Ab- 
geordnete Becker (Mönchengladbach). 

Dr, Becker (Mönchengladbach) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ände- 
rungsantrag der CDU/CSU zu § 26 Abs. 2 gewähr- 
leistet den gebotenen Schutz des Anteilseigentums 
insoweit, als er zumindest für den Fall der Verhin- 
derung des Aufsichtsratsvorsitzenden die Zuordnung 
des Stichentscheides an die Mehrheit der Anteils- 
eignervertreter im Aufsichtsrat vorsieht. Der Ände- 
rungsantrag sichert ein Mehr an Reditsklarheit und 
Rechtssicherheit. 

Im übrigen ist in unserer Fraktion nie das Wort 
von der Unzuverlässigkeit der Gewerkschaften ge- 
fallen. Nie ist das Wort gefallen, daß die Arbeitneh- 
mer vaterlandslose Gesellen sind. Das muß ich in 
aller Form zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die verfassungsrechtliche Eigentumsgarantie, die 
in ihrem Kernbereich den Schutz der Vermögens- 
substanz und die Verfügung über das Eigentum um- 
faßt, darf nicht angetastet werden. Das verlangt ganz 
ohne Zweifel unsere Wirtschaftsordnung. Wie das 
Hearing zum Ausdruck brachte, muß für die Anteils- 
eigner die Möglichkeit bestehen, sich in jedem Ent- 

(B) scheidungsfall durchzusetzen, ich betone, Herr Kol- 
lege Augstein, in jedem Entscheidungsfall durchzu- 
setzen. 

Regelungen für die Pattauflösung sind nur dann 
verfassungskonform, wenn den Anteilseignern ein 
durchsetzbares und gegen Uberparität gesichertes 
Entscheidungsrecht in personellen und sachlichen 
Entscheidungen der Unternehmensführung zusteht. 
Diesen Anforderungen wird meines Erachtens das 
Ausschußmodell mit der Koppelung von Stichent- 
scheidungsrecht und Aufsichtsratsvorsitz nicht voll 
gerecht. Gibt man dem Aufsichtsratsvorsitzenden in 
der Pattsituation zwei Stimmen, so führt das zur 
Überparität der Arbeitnehmerseite, wenn ein Arbeit- 
nehmervertreter Aufsichtsratsvorsitzender ist. Den 
Grundsätzen unserer Verfassung wird nur entspro- 
chen, wenn man entweder den Aufsichtsratsvorsitz 
institutionell dem Anteilseigentum zuordnet oder 
aber durch ein erhöhtes Quorum bei der Wahl des 
Aufsichtsratsvorsitzenden sicherstellt, daß ein Arbeit- 
nehmer nur mit einer Mehrheit der Anteilseigner- 
vertreter zum Aufsichtsratsvorsitzenden gewählt 
werden kann. Beläßt man es bei dem Zweidrittel- 
quorum, so besteht nach der Konzeption der Koali- 
tion die im Ausschußbericht deutlich hervorgehobe- 
ne Möglichkeit, daß eine Minderheit der Anteils- 
eignervertreter mit den Stimmen der Arbeitnehmer- 
seite einen Arbeitnehmer zum Aufsichtsratsvorsit- 
zenden wählen kann, der das Recht des Stichent- 
scheids hat. Eine Minderheit der Anteilseignerver- 
treter kann sich aber nicht gegen den Willen der 
Anteilseignermehrheit der Rechte aus dem Anteils- 
eigentum begeben. 


Im Januar 1976 hatte die FDP verlangt, daß der (C) 
Aufsichtsratsvorsitz nicht gegen die Stimmen der 
Anteilseigner oder nur mit Dreiviertelmehrheit ge- 
wählt werden dürfe. Diese Position hat die FDP aber 
anschließend Ende Januar in den Verhandlungen mit 
den Sozialdemokraten fallengelassen. Das wird Herr 
Schmidt nicht bestreiten können. 

Wenn die Anträge der CDU/CSU nicht die Zu- 
stimmung der Koalition finden sollten, was ja schon 
bei den vergangenen Anträgen geschehen ist, sehe 
ich persönlich — das erkläre ich hier — mich nicht 
in der Lage, der Koalitionsvorlage meine Zustim- 
mung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her- 
ren, wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde wiederaufge- 
nommen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13.00 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 7/4865 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
desministers des Auswärtigen. Zur Beantwortung 
der eingereichten Fragen steht Herr Staatsminister 
Moersch zur Verfügung. 

Frage 71 ist von dem Herrn Abgeordneten Thürk 
eingereicht. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Somit wird diese Frage wie auch seine 
Frage 72 schriftlich beantwortet-, die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 73 des Herrn Abgeordneten Simp- 
fendörfer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Zeugen Jehovas nach 
ihrer erzwungenen Rückkehr aus Mocambique nach Malawi er- 
neut schweren Verfolgungen ausgesetzt sind, und welche Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung gegebenenfalls, den ver- 
folgten Zeugen Jehovas durch, diplomatische Aktionen Unter- 
stützung zukommen zu lassen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt; 

Die Bundesregierung ist über die Vorgänge in Ma- 
lawi, von denen Angehörige der Zeugen Jehovas 
betroffen sind, durch Berichte der Botschaften und 
durch Pressemeldungen unterrichtet. Die Möglich- 
keiten ausländischer Regierungen, für die betroffe- 
nen Menschen erfolgreich zu intervenieren, sind be- 
grenzt. Wie bereits in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages vom 25. Mai 1973 ausgeführt, 
würde die Regierung von Malawi Einwirkungen der 
Bundesregierung zugunsten der Betroffenen, die in 
aller Regel malawische Staatsangehörige sind, als 
eine völkerrechtlich unzulässige Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten Malawis zurückweisen. 
Gleichwohl ist von deutscher Seite u. a. durch den 
Botschafter in Malawi bei der malawischen Regie- 
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rung auf die in der deutschen Öffentlichkeit ent- 
standene Beunruhigung wiederholt hingewiesen 
worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter. 

Simpfendörfer (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
Überlegungen im Gange, offensichtlichen Verletzun- 
gen von Menschenrechten in Malawi dadurch zu be- 
gegnen, daß wir unsere Hilfsmaßnahmen, die seit 
Jahren durchgeführt werden, überprüfen? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
habe schon auf das Problem der Legitimation hin- 
gewiesen. Ich möchte hier auf die entsprechenden 
Antworten der Bundesregierung, die in der Sitzung 
am 11. März dieses Jahres gegeben worden sind, 
ausdrücklich verweisen. Wir werden in einem sol- 
chen Falle immer die Frage nach der Zweckmäßig- 
keit und Wirksamkeit solcher Maßnahmen prüfen 
müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 74 des Abgeordneten Freiherr von Fircks 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Geist der Schlußakte 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
bei der Regierung der Sowjetunion für eine Ermäßigung der 
Gebühren für Reisepässe einzusetzen, die auch bei Reisen ins 
Ausland zum Zweck der Teilnahme an der Beerdigung von 
Großeltern 300 Rubel betragen sollen? 

Herr Staatsminister. 

(Bj 

Moersch, Staatsminister: Die Bundesregierung hat 
sich bereits während der KSZE zusammen mit an- 
deren westlichen Ländern nachdrücklich für eine Sen- 
kung der von einigen östlichen Ländern, darunter 
auch von der Sowjetunion, bei der Ausstellung von 
Reisepässen erhobenen hohen Gebühren eingesetzt. 
Diesen Anstrengungen ist es zu verdanken, daß die 
Teilnehmerstaaten der KSZE in der Schlußakte er- 
klärt haben, sich zu bemühen, „die Gebühren für 
Visa und amtliche Reisedokumente, wo notwendig, 
schrittweise zu senken". 

Der Bundesregierung liegen Berichte vor, daß zu 
Beginn des Jahres in der UdSSR die Gebühren für 
die Ausstellung von Reisedokumenten, die zur Aus- 
reise in die sogenannten kapitalistischen Länder 
gültig sind, von 400 Rubel auf 300 Rubel herab- 
gesetzt worden sind. Im Januar haben amtliche so- 
wjetische Stellen in der Öffentlichkeit weitere Er- 
leichterungen im Ausreiseverfahren angekündigt. 
Tatsächlich sind einige sowjetische Paßbehörden in- 
zwischen dazu übergegangen, Kinder unter 16 Jah- 
ren in den Paß der Eltern einzutragen. Damit würde 
die bis dahin auch bei Jugendlichen erhobene hohe 
Paßgebühr wegfallen. Die Bundesregierung sieht in 
diesen Vorgängen eine erfreuliche Entwicklung. Hier 
sind in der Sowjetunion als unmittelbare Folge der 
Beschlüsse von Helsinki, gemessen an dem ur- 
sprünglichen Zustand, Verbesserungen eingetreten, 
die durchaus auch im Westen positive Beachtung 
finden sollten. Die Bundesregierung wird jedoch in 
enger Abstimmung mit den befreundeten und ver- 
bündeten Ländern bemüht sein, auf weitere Erleich- 


terungen im Besucherverkehr zwischen Ost und 
West hinzuwirken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, können Sie meine Informationen bestätigen, 
daß die Sowjetunion bei Besuchsreisen in den We- 
sten die Paßgebühren dann von 300 Rubel auf einen 
Rubel ermäßigt, wenn es sich um Reisen anläßlich 
der Beerdigung eines Elternteils oder von Geschwi- 
stern handelt, daß es im Falle der Großeltern aber 
keine gleich großzügige Regelung gibt? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
kann das im einzelnen jetzt hier nicht darlegen, weil 
ich diese Unterlage nicht vor mir habe. Aber es 
gibt Härteregelungen für Bezieher niedriger Ein- 
kommen, beispielsweise bei materiellen Schwie- 
rigkeiten. Mir sind aber keine amtlich mitgeteilten 
Regelungen bekannt, die bei dem Verwandtschafts- 
grad Abstufungen vornehmen. Ich will das gerne 
nachprüfen. 

Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß der 
stellvertretende sowjetische Innenminister Schumi- 
lin in einem Interview der Nachrichtenagentur APN 
im Januar 1976 zu diesen Fragen Stellung genom- 
men hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben noch eine Zusatzfrage. 

tD) 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, unabhängig von meiner Bitte, mir dieses Inter- 
view zuleiten zu lassen, darf ich Sie fragen, ob Sie 
bereit wären, der Regierung der Sowjetunion dar- 
zulegen, daß bei der erfreulicherweise größer ge- 
wordenen Zahl von Auswanderungen aus der So- 
wjetunion das Problem von Besuchsreisen aus An- 
laß des Todes gerade der Großeltern erheblich an 
Bedeutung zugenommen hat, daß das Verwandt- 
schaftsverhältnis in deutschen Familien zu den 
Großeltern fast ebenso bedeutsam ist wie das zu den 
Eltern und zu den Geschwistern und daß es aus die- 
sem Grunde sehr wünschenswert und begrüßens- 
wert wäre, wenn man in diesem Fall von der glei- 
chen großzügigen Regelung Gebrauch machen könn- 
te, wie sie gegenüber Eltern und Geschwistern be- 
steht. 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
habe Ihnen zugesagt, daß ich prüfen werde, wieweit 
es hier Abstufungen gibt. Mir ist das aus den Un- 
terlagen nicht bekannt. Ich habe nur gesehen, daß 
es früher, vor Helsinki, offensichtlich in den ver- 
schiedenen Staaten der Sowjetunion unterschied- 
liche Regelungen gegeben hat. Wir haben in Hel- 
sinki zusammen mit befreundeten Staaten unser 
allgemeines Interesse an einer Erleichterung der 
Besuchsreisen geltend gemacht. Das liegt im In- 
teresse unserer Gesamtpolitik, die auf einen Abbau 
der Spannungen gerichtet ist, wozu jedermann bei- 
tragen kann. 
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(A) Vizepräsident Dt. Schmitt-Vockenhausen: Idi rufe 
die nächste, von Herrn Abgeordneten Dr. Becher 
eingereichte Frage 75 auf: 

Trifft es zu, daß von den führenden Blättern der Bundesrepu- 
blik Deutschland in der Tschechoslowakei kein Korrespondent 
akkreditiert werden kann, weil die Behörden der CSSR das 
Visum verweigern, wie aus der Meldung der Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung vom 10. März 1976 hervorgeht, und wenn ja, 
was wird die Bundesregierung dagegen unternehmen? 

Herr Staatsminister, 

Moersch, Staatsminister: Herr Präsident, darf idi 
vielleicht die beiden Fragen zusammen beantwor- 
ten? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Abgeordnete Becher ist offensichtlich damit ein- 
verstanden. Dann rufe ich noch die Frage 76 auf: 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um der Regie- 
rung der CSSR eine Handhabung der Visaerteilung in den Fäl- 
len der Pressevertreter und in allen Fällen nahezulegen, die dem 
Prager Vertrag und den Beschlüssen der Europäischen Sicher- 
heitskonferenz entspricht? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Moersch, Staatsminister: Die in der ersten Frage 
enthaltene Behauptung trifft nicht zu. Es sind in 
Prag mehrere deutsche Journalisten, z. B. von Rund- 
funk und Fernsehen, akkreditiert. Dem Auswärtigen 
Amt ist nicht bekannt, daß zur Zeit eine führende 
deutsche Zeitung beabsichtigt, sich in Prag durch 
einen ständigen und dort akkreditierten Korrespon- 
denten vertreten zu lassen. Dagegen trifft es nach 
Kenntnis des Auswärtigen Amtes zu, daß in einigen 
Fällen Korrespondenten deutscher Zeitungen Ein- 

(B) reisevisa für Informationsreisen in die CSSR ver- 
weigert worden sind. Das heißt nicht unbedingt, daß 
es sich hierbei um deutsche Staatsbürger handelt, 
die solche Visa beantragt haben. Ich möchte das 
ausdrücklich hier sagen. Das Auswärtige Amt hat 
in allen Fällen, in denen ihm die Einreiseverweige- 
rung von den Betroffenen zur Kenntnis gebracht 
wurde, im tschechoslowakischen Außenministerium 
— allerdings erfolglos — interveniert. 

Weder der von Ihnen, Herr Abgeordneter, zitierte 
deutsch-tschechoslowakische Vertrag noch die 
Schlußakte von Helsinki enthalten Bestimmungen, 
die eine Einreiseverweigerung für Journalisten für 
unzulässig erklärten. Gleichwohl hofft die Bundes- 
regierung, daß die tschechoslowakische Regierung 
ihre Haltung in dieser Frage entsprechend den Ziel- 
setzungen der Schlußakte von Helsinki ändern 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Dr. Becher (Pulladi) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, hat die Bundesregierung aus der Tatsache, daß 
die in Bonn akkreditierten, ich glaube, fünf Ver- 
treter des tschechoslowakischen Pressebüros, des 
tschechoslowakischen Fernsehens, des tschechoslo- 
wakischen Rundfunks und der Parteizeitung „Rüde 
Pravo" laufend in ihrer Berichterstattung in die 
innenpolitische Diskussion der Bundesrepublik 
Deutschland eingreif en, jemals die Folgerung ge- 
zogen, sie auszuweisen oder ihre Wirksamkeit in 
Bonn nicht mehr zuzulassen? 


Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ohne (C) 
den Inhalt der Frage jetzt im einzelnen zu prüfen: 

Wir sind ein Land, das sich von jeher darauf kon- 
zentriert hat, die volle Freiheit der Berichterstat- 
tung zu gewährleisten. Das ist der Unterschied in 
der Auffassung von den Interessen und Pflichten des 
Staates, der zu anderen Staaten nun einmal besteht. 
Diesen Unterschied wollen wir nicht verwischen. 

Hier sind Zahlen von akkreditierten Journalisten 
aus der Tschechoslowakei genannt worden, die grö- 
ßer sind als die Zahl der zur Zeit mit deutschem 
Paß für deutsche Medien in der Tschechoslowakei 
akkreditierten Journalisten. Das liegt offensichtlich 
daran, daß zusätzliche Anträge anderer deutscher 
Zeitungen, Presseorgane oder Rundfunkanstalten in 
der Tschechoslowakei nicht gestellt worden sind. 
Hier ist die Äquivalenz keine Frage des Aushan- 
delns, sondern eine Frage des Bedürfnisses. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Fine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der Tatsache zu unternehmen, daß die tschechoslo- 
wakische Regierung, wie im Falle des Vertreters 
des Berliner Fernsehens, Matthias Waiden, vor- 
gestern geschehen, ihrerseits offenbar für die Ak- 
kreditierung eines Journalisten das Recht in An- 
spruch nimmt, dabei nach Merkmalen zu verfahren, 
die auf die Frage hinauslaufen, ob diese der tsche- 
choslowakischen Innenpolitik oder Regierungspoli- 
tik genehm sind oder nicht, und dadurch eine freie 
journalistische Tätigkeit praktisch unmöglich macht? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
habe schon versucht, deutlich zu machen, daß sich 
unsere Auffassung von Berichterstattung von der 
Auffassung anderer Staaten unterscheidet. Deswe- 
gen möchte ich auf dieser Basis auch gar keinen 
Vergleich für unsere Seite gezogen wissen. Ich hoffe, 
daß wir in diesem Punkte im Hause einig sind. Der 
Fall, den Sie soeben angeschnitten haben, ist übri- 
gens keine Frage der Akkreditierung, sondern es 
handelt sich um die Erteilung eines Einreisevisums 
zur temporären Berichterstattung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Fine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, ist der Bundesregierung bekannt, daß die nach 
dem Prinzip der Unterscheidung zwischen guten 
und schlechten Deutschen eingeschlagene Politik 
der tschechoslowakischen Regierung dazu führte, 
daß in der vergangenen Zeit nicht nur Berliner 
Bundestagsabgeordneten und Bundestagsabgeord- 
neten der CDU/CSU, sondern auch dem bereits ge- 
nannten Chefkommentator des Senders Freies Ber- 
lin und dem Bischof von Regensburg, Dr. Gräber — 
wie vor 14 Tagen geschehen — , die Erteilung eines 
Visums in die Tschechoslowakei verweigert wurde? 
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(A) Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, der 
Bundesregierung ist nicht nur bekannt, daß Visa- 
anträge verweigert worden sind, sondern sie ist 
deswegen auch bei der tschechoslowakischen Re- 
gierung vorstellig geworden. 

(Dr. Becher [Pullach] [CDU/CSU]: Mit wel- 
chem Erfolg?) 

— Das habe ich soeben in der ersten Antwort dar- 
gelegt, Herr Abgeordneter: ohne Erfolg. Ich hatte 
das bereits gesagt; ich glaubte, mich nicht wieder- 
holen zu müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, ist die Bundesregierung bereit, angesichts all 
dieser Zusammenhänge in Prag ebenso energisch zu 
intervenieren, wie das angesichts der Vorfälle in 
Leipzig in Ost-Berlin geschehen ist, und dabei auf 
Art. V Abs. 2 des Prager Vertrages zu verweisen, 
in dem es heißt, daß beide Seiten „eine Erweiterung 
ihrer nachbarschaftlichen Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Wirtschaft, der Wissenschaft, der wis- 
senschaftlich-technischen Beziehungen, der Kul- 
tur, ... in ihrem beiderseitigen Interesse" liegend 
erachten? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung hat gegenüber der tschechoslowa- 
kischen Regierung nicht nur im Falle von Journa- 

(B) listen, sondern auch im Falle von Abgeordneten 
entsprechend Stellung genommen. Den Betroffenen 
ist das bekannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie 
erklärt es sich die Bundesregierung, daß sich der- 
artige Fälle — Verweigerung von Einreisevisa durch 
die Tschechoslowakei — häufen? 

Moersch, Staatsminister: Ich meine, diese Frage 
hat die tschechoslowakische Seite mit ihren Be- 
gründungen beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister 
Moersch, haben Sie bei Ihren Recherchen im Zu- 
sammenhang mit den Fragen des Herrn Kollegen 
Becher feststellen können, daß hier ein einheitliches 
Vorgehen aller Ostblockstaaten gegen gewisse Zei- 
tungen oder gewisse Journalisten aus der Bundes- 
republik Deutschland erfolgt, oder ist das ein 
Alleingang der tschechischen Behörden? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, Be- 
wertungen dieser Art stehen jedermann frei. Ich 
bin nach dem speziellen Vorgang Tschechoslowakei 
gefragt worden. Ich habe diesen Vorgang recher- 


chieren lassen, wie Sie sich denken können, auch (Q 
die Ziffern der Korrespondenten, und ich habe die 
Fragen beantwortet. Nachrichten aus anderen Staa- 
ten des Warschauer Paktes, wenn ich die DDR ein- 
mal ausnehme, liegen mir nicht vor. Es gibt keine 
Nachrichten entsprechender Art aus Polen und 
Ungarn. Sie haben solche Hinweise sicherlich auch 
nicht; denn wenn Sie welche hätten, hätten Sie 
eine entsprechende Frage gestellt. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSUj: Haben 
Sie meine Frage nicht verstanden, Herr 
Moersch?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 77 des Herrn Abgeordneten Jäger (Wan- 
gen) auf: 

Gibt es ernstliche Gründe dafür, der Bevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland die unmittelbare Information über die 
Peking-Oper Taiwans vorzuenthalten, die mittels der Tournee 
eines Ensembles aus Taiwan durch eine Anzahl europäischer 
Städte ermöglicht werden könnte, und wird die Bundesregierung 
Verneinendenfalls den Mitgliedern eines solchen Ensembles 
Visa für die Bundesrepublik Deutschland erteilen, wenn sie dar- 
um nachsuchen? 

Herr Staatsminister. 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, der 
Kollege Wischnewski hat bereits auf eine Frage des 
Herrn Kollegen Rollmann ausgeführt — abgedruckt 
im Nachtrag zum Stenographischen Bericht über 
die 165. Sitzung vom 18. April 1975 — , daß den MiU 
gliedern des Ensembles der chinesischen National- 
oper aus Taiwan für eine Gastspielreise in die Bun- 
desrepublik Deutschland keine Einreisesichtver- 
merke erteilt werden konnten. (D) 

Das Auswärtige Amt vertritt in künstlerischen 
und kulturellen Angelegenheiten, wie Sie wissen, 
eine weltoffene Haltung und fördert den inter- 
nationalen kulturellen Austausch. Das geplante 
Gastspiel — auch das ist hier ausführlich dargelegt 
worden, kürzlich erneut in schriftlicher Form — der 
chinesischen Nationaloper aus Taiwan trägt jedoch 
betont politische Akzente und stellt eine politische 
Demonstration dar, hinter der der kulturelle Zweck 
zurücktritt. Die Erteilung von Einreisesichtvermer- 
ken liefe daher außenpolitischen Belangen der Bun- 
desrepublik Deutschland zuwider. Unsere Haltung 
in dieser Frage liegt, soweit wir unterrichtet sind, 
auf der gleichen Linie wie die aller unserer EG- 
Partner, 

In diesem Zusammenhang ist auch zu berück- 
sichtigen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
diplomatische Beziehungen nur mit der Volksrepu- 
blik China, nicht aber mit Taiwan unterhält. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage, bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
steht die Bundesregierung mit der von Ihnen gerade 
dargestellten Weltoffenheit hinter anderen Staaten 
zurück, die einer solchen Tournee nichts in den Weg 
legten wie etwa unser Nachbarland Österreich, die 
Schweiz, Spanien oder vor allem Norwegen, die alle 
bereit waren, dem Ensemble der Taiwan-Oper Ein- 
reisevisa zu gewähren? 
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Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, die 
Bundesrepublik Deutschland hat ihre auswärtigen 
Beziehungen zum Maßstab solcher Entscheidungen 
zu machen. Ihnen wird vielleicht aufgefallen sein — 
oder auch nic±it, das weiß ich nicht — , daß die Staa- 
ten der EG alle die gleiche Haltung eingenommen 
haben. Sie werten die Veranstaltung nämlich als 
eine politische Demonstration und nicht als eine kul- 
turelle Veranstaltung. Wir haben, wie gesagt, keine 
diplomatischen Beziehungen zu Taiwan. Wenn an- 
dere Staaten zur Volksrepublik China keine Bezie- 
hungen haben, aber vielleicht zu Taiwan — ich weiß 
das bei den von Ihnen genannten Staaten nicht in 
jedem Fall genau — , dann mag die Sache für sie 
anders aussehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Noch 
eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wird die Bundesregierung den Maßstab, den sie hier 
anwendet, auch bei anderen Ländern anwenden, die 
sich in politischer Kontroverse mit der Regierung 
in Peking befinden, und etwa auch Ensembles aus 
der Sowjetunion künftig keine Einreisevisa mehr 
gewähren? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, das 
hat überhaupt nichts miteinander zu tun. Ich bin 
sicher, daß Ihnen die Lektüre der früheren Proto- 
kolle volle Aufklärung zuteil werden lassen wird. 
Ich darf darauf verweisen, daß im Nachtrag zum 
Stenographischen Bericht über die 165. Sitzung vom 
18. April 1975 ausführlich darauf geantwortet wurde. 
Ich will es nicht wiederholen. Auch in anderen 
Fragestunden ist das behandelt worden. Hier ist ge- 
nau dargelegt worden, wo die feinen, aber wichti- 
gen Unterschiede liegen. Ich kann bei Wiederholun- 
gen nicht von diesen Unterschieden abgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu einer 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatsminister 
Moersch, liegen Ihnen Berichte der deutschen Bot- 
schaft in Peking vor, nach denen sich die zahlreichen 
in Peking besuchenden Mitglieder der CDU und der 
CSU dort dafür eingesetzt haben, daß die Volks- 
republik China ihren Widerstand gegen die Ein- 
reise dieser Oper aufgibt? 

Moersch, Staatsminister: Ich weiß nicht, ob sich 
die Gespräche dort auch auf dieses Gebiet erstreckt 
haben. Ich kann mir auch nicht vorstellen, daß dies 
Gesprächsgegenstand gewesen ist, vielleicht nur ver- 
sehentlich, ohne Kenntnis der jetzt gestellten Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, es gibt offensichtlich eine Reihe 
von Kollegen, die diesen Vorgang für besonders be- 
achtlich halten. Herr Dr. Althammer, ich gebe Ihnen 
die Möglichkeit zu einer Zusatzfrage. 


Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatsminister, CQ 
aus welchen Kriterien zieht die Bundesregierung 
den Schluß, daß es sich hier weniger um eine künst- 
lerische als um eine politische Veranstaltung han- 
delt? 

Moersch, Staatsminister: Erstens aus der Namens- 
gebung der Veranstaltung, zweitens aus den Ge- 
samtumständen. Herr Kollege Wischnewski hat da- 
mals geantwortet — ich darf es hier wiederholen — : 

Es kann jedoch nicht in unserem Interesse lie- 
gen, daß die chinesische Problematik, wie dies 
im vorliegenden Fall von seiten Taiwans ver- 
sucht wird, auf unserem Boden ausgetragen 
wird. Mit der Gastspieltournee soll ein Allein- 
vertretungsanspruch Taiwans dokumentiert 
werden, was insbesondere auch in der chinesi- 
schen Bezeichnung des Ensembles zum Ausdruck 
kommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie ist die Be- 
zeichnung?) 

— Chinesische Nationaloper. Das ist vorhin vorge- 
tragen worden. Das war in der Frage enthalten, Herr 
Abgeordneter. Der Blick ins Gesetz klärt manche 
Zweifelsfrage, 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege von Fircks, ich sehe. Sie werden nicht müde. 
Bitte. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): Herr Präsident, 
nachdem die Einladung zu einer Aussprache bei CPl 
einer Tasse Kaffee, die Sie mir vor einem halben 
Jahr versprochen haben, bis heute nicht eingegangen 
ist, blieb ich diesmal hartnäckig. 

Herr Staatsminister, ich wollte Sie nur fragen, ob 
Ihrer ersten Antwort entnommen werden soll, daß 
Sie alle sonstigen künstlerischen Auftritte von En- 
sembles aus den Ostblockstaaten als mehr der künst- 
lerischen denn der politischen Zielsetzung dienend 
ansehen, 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, Sie 
können meinen Antworten entnehmen, daß die chi- 
nesische Problematik mit anderen nicht vergleichbar 
ist und deswegen auch nicht verglichen werden kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, nach diesem interessanten Aus- 
flug in das Gebiet der Chinapolitik unter den ver- 
schiedensten Aspekten können wir in der Frage- 
stunde fortfahren. 

Die Frage 78 des Abgeordneten Dr. Evers wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 

Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 79 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Ist der Bundesregierungen bekannt, daß Besudisreisende aus 
den Gebieten jenseits von Oder und Neiße Rüdckehrverpfliditun- 
gen unterschreiben müssen, da andernfalls ihre zurüdcgebliebe- 
nen Familien für immer in der Volksrepublik Polen zurückge- 
halten werden, und wenn ja, was wird sie dagegen unterneh- 
men? 

Bitte, Herr Staatsminister. 
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^ ^ Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, dem 
Auswärtigen Amt liegen Mitteilungen über die For- 
derung nach der Unterzeichnung von Rüdckehrver- 
pfliditungen bisher nicht vor. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, darf 
ich Sie dann davon in Kenntnis setzen, daß jemand, 
der hier zu Besuch weilt, in einem Brief folgendes 
zu Papier gebracht hat: 

Bevor ich meinen Paß erhielt, mußte ich eine 
Rückkehrverpflichtung unterschreiben, die mich 
zwingt zurückzufahren; denn ansonsten müßte 
meine Familie für immer in Polen bleiben. 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
darf Sie bitten, uns diesen Vorgang zur Verfügung 
zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Noch 
eine Frage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Wenn Ihnen dieser Vor- 
gang schriftlich bekannt wird: Halten Sie es für ein 
gutes Verhalten der polnischen Behörden gegen- 
über denjenigen, die hier einen Besuch abstatten 
wollen, daß sie diese Pression ausüben? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
P) werde darauf eine präzise Antwort geben, wenn ich 
den Vorgang gesehen habe. Ich will Ihnen sagen, 
daß wir prinzipiell beabsichtigen, auf Grund kon- 
kreter Vorgänge bei der polnischen Regierung vor- 
stellig zu werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 80 des Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Wie erklärt es die Bundesregierung, daß in den zerrissenen 
Familien die in Ostdeutschland jenseits von Oder und Neiße 
lebenden Ehefrauen oder Ehemänner mit den Kindern immer 
noch vier und mehr Jahre auf die Aussiedlung warten müssen, 
und was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Moersch, Staatsminister: Zu dieser Frage ver- 
weise ich auf das Ausreiseprotokoll, das ausdrück- 
lich die Lösung der in den letzten Jahren entstande- 
nen derartigen Fälle von Familientrennung vorsieht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist 
Ihnen aber bekannt, daß, obwohl jetzt mehr Aus- 
siedler zu uns kommen, immer noch sehr, sehr viele 
Menschen — das geht in die vielen Tausende — 
warten, deren Familien zerrissen worden sind? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
habe hier Zahlen dargelegt. Ich glaube, die Öffent- 
lichkeit ist auch über diese Vorgänge im einzelnen 
in den letzten Wochen umfassend unterrichtet wor- 
den und weiß, daß es uns gelungen ist, nach der Un- 


terzeichnung des Ausreiseprotokolls und vor dem (Q 
Inkrafttreten eine große Zahl der Fälle zu lösen, 
die hier in Rede stehen. Eine Zahl anderer Fälle 
bedarf aber noch der Lösung. Wir können die Hoff- 
nung haben, daß dies so zügig weitergeht wie seit 
Oktober. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU); Kann man erwarten, daß 
gerade bezüglich dieser zerrissenen Familien Priori- 
täten gesetzt werden, nachdem die Familien vier, 
fünf und sechs Jahre gewaltsam auseinandergehal- 
ten worden sind? 

Moersch, Staatsminister: Dies ist ja ausdrücklich 
Gegenstand unserer Verhandlungen und Gespräche 
gewesen. Es ist auch in den Bundestagsprotokollen 
niedergelegt, daß dies so ist. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Nein, das steht 
nicht drin!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, nach- 
dem in dem Briefwechsel zwischen dem polnischen 
Außenminister und dem deutschen Außenminister 
unterstrichen worden ist, daß das Ausreiseprotokoll 
bereits seit 9. Oktober 1975 wirksam ist, frage ich 
Sie: Wieviel der über 7 000 getrennten Ehegatten 
sind inzwischen hier eingetroffen? Herr Schweitzer 
spricht sogar von 10 000 getrennten Ehegatten. 

Moersch, Staatsminister; Herr Abgeordneter, da 
diese Frage nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der eingereichten Frage steht, werde ich das 
gern einmal nachprüfen. Ich bin der Meinung, ich 
habe einige Ihrer Fragen in diesem Zusammenhang 
beantwortet und Ihnen gesagt, daß sich die Bot- 
schaft außerstande sieht, eine permanente Statistik 
dieser Art zu führen. Das ist einfach vom Personal- 
bestand her nicht möglich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich habe hier darge- 
legt, warum das so ist. Es ist Sache des Bundestages, 
bei den Haushaltsentscheidungen einen solchen 
Wunsch zu erfüllen. Ich bin mit den Wünschen hier 
nicht durchgedrungen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Staatshaltung!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, können Sie gar keine Zahlen darüber nennen, 
wieviel Familien getrennt sind? 

(Stücklen [CDU/CSU]: Die haben doch gar 
kein Personal, um das festzustellen!) 
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(A) Moersch, Staatsminister: Ich bitte, das im Proto- 
koll nachzusehen. Ich habe genaue Ziffern genannt, 
die uns vorliegen. Ich möchte noch einmal sagen: 
Wenn wir keine laufende Statistik von jeder Woche 
führen, sozusagen eine Fragestundenstatistik von 
Fragestunde zu Fragestunde, nach dem Zeitmaß etwa 
eines bestimmten Abgeordneten gemessen, dann 
heißt das noch lange nicht, daß wir nicht für die 
Fälle interveniert haben. Anderenfalls hätte nicht im 
Januar bereits ein Viertel ausreisen können. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Es geht um Schick- 
sale! — Zuruf des Abg. Sauer [Salzgitter] 
[CDU/CSU]) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die näch- 
ste Frage ist von dem Abgeordneten Spilker einge- 
reicht worden. Ich weiß nicht, Herr Staatsminister, 
ob Sie die Beantwortung der beiden Fragen ver- 
binden wollen. 

Moersch, Staatsminister: Ich möchte das gerne tun. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Der Fra- 
gesteller ist wahrscheinlich auch damit einverstan- 
den. Ich rufe also die Fragen 81 und 82 des Abge- 
ordneten Spilker auf: 

Hält die Bundesregierung den Boykott der Eissdinellaufwelt* 
meistersdiaften in Berlin durdi die UdSSR und DDR für verein- 
bar mit dem Viermächteabkommen sowie mit den von den 
internationalen Fadiverbänden und dem IOC festgesetzten Re- 
geln, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun um sidier- 
zustellen, daß Berlin auch künftig Ort international bedeutsamer 
Sportwettkämpfe bleibt? 

(B) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das im Vier- 
mächteabkommen geregelte Verfahren zur Durchführung von 
Veranstaltungen in Berlin auf staatlicher Ebene auch für Ver- 
anstaltungen auf privatrechtlicher Ebene Anwendung finden muß? 

Moersch, Staatsminister; Herr Abgeordneter, ich 
habe in den Fragestunden des Deutschen Bundes- 
tages am 15. Januar, am 22. Januar und am 11. März 
1976 — am 11. März war es mein Kollege Wischnew- 
ski — ausführlich zu den Einladungsmodalitäten im 
Zusammenhang mit der Sprintweltmeistersdiaft der 
Eissdinelläufer Stellung genommen. Ich habe dort 
ebenso ausführlich die Regelung des Viermächte- 
abkommens und die praktische Handhabung durch 
die Bundesregierung erläutert. Die jetzt gestellten 
Fragen enthalten keine neuen Gesichtspunkte, so 
daß ich zur Beantwortung der beiden Fragen bitten 
darf, die Antworten der Bundesregierung vom 
15. Januar, vom 22. Januar und vom 11. März 1976 
zur Grundlage zu machen. 

Zusammenfassend stelle ich noch einmal fest, daß 
erstens die Entscheidung über die im Einzelfall an- 
zuwendenden Einladungsmodalitäten in den Hän- 
den der zuständigen Sportverbände liegt, denen die 
Bundesregierung die Gesamtverantwortung nicht 
abnehmen kann. Zweitens wird die Bundesregierung 
den Sportverbänden weiterhin empfehlen, die Einla- 
dungen zu internationalen Sportveranstaltungen in 
Berlin (West) entsprechend der Regelung des Vier- 
mächteabkommens zu handhaben, d. h. eine Einla- 
dung durch den jeweiligen Bundesfachverband und 
eine zweite Einladung durch den Berliner Unterver- 
band auszusprechen, um sicherzustellen, daß Berlin 
auch künftig Ort international bedeutsamer Sport- 


wettkämpfe bleibt. Drittens beachtet die Bundes- ^ ^ 
regierung dabei die Selbständigkeit der Sportver- 
bände. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist Ihnen 
klar, daß Sie mit dieser Antwort nicht die Meinung 
des Deutschen Sportbundes und der internationalen 
Föderation treffen? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung muß ihren Standpunkt darstellen. 

Sie kann nur für den staatlichen Bereich sprechen. 

Ich habe in den damaligen Fragestunden darauf hin- 
gewiesen, daß privatrechtliche Organisationen in 
der Tat andere Standpunkte einnehmen können. 
Aber ich kann deswegen nicht von dem Standpunkt 
abgehen, den die Bundesregierung hier dargelegt 
hatte, den sie für richtig hält und dessen analoge 
Anwendung sie als wichtigen Beitrag zu einer rei- 
bungslosen Abwicklung solcher Einladungen an- 
sieht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Spilker (CDU/CSU): Dann sind Sie mit anderen 
Worten der Meinung, daß die Auslegung des Vier- p) 
mächteabkommens durch die Sowjetunion in die- 
sem Fall falsch war? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, es 
handelt sich hier nicht um eine Auslegung des Vier- 
mächteabkommens. Ich möchte das ausdrücklich 
sagen. Das ist ein großer Irrtum. Auch wenn die 
andere Seite einem solchen Irrtum unterlegen sein 
sollte, ist es ein Irrtum geblieben. Im Viermächteab- 
kommen ist nämlich der Einladungsmodus für nicht- 
staatliche Veranstaltungen nicht geregelt, sondern 
es ist eine Regelung für staatliche Veranstaltungen 
vorgenommen worden. Wir haben in Gesprächen 
mit der sowjetischen Seite — ich habe das hier im 
einzelnen dargestellt und bitte, es noch einmal nach- 
zulesen; dann muß ich es nicht noch einmal vor- 
tragen — gemeinsam Feststellungen getroffen, die 
dann von den Außenministern bestätigt worden 
sind. Das waren nicht formale Abmachungen über 
irgend etwas, sondern gegenseitige Erläuterungen, 
mit denen wir die gegenseitigen Standpunkte zur 
Kenntnis genommen haben. Wir haben daraufhin 
den privaten Organisationen, also auch den Sport- 
verbänden, empfohlen, entsprechend den Regelun- 
gen für staatliche Veranstaltungen zu verfahren. 

Es liegt völlig in der Souveränität von internationa- 
len Organisationen, von nationalen Organisationen, 
von privaten Verbänden, von Sportverbänden, wie 
sie selbst verfahren wollen. Die Bundesregierung 
konnte nur mitteilen, sie glaube, daß so, wie sie es 
mitgeteilt hat, ein reibungsloser Verlauf von Ein- 
ladungen und Veranstaltungen gewährleistet ist. 



16042 


Deutscher Bundestag ■ — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


(A) Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Staatsminister, dann 
dürfte es aber doch Ihre Meinung sein, daß die 
Sowjetunion das Viermächteabkommen in diesem 
Punkt jedenfalls anders auslegt als Sie. 

Moersch, Staatsminister: Ich glaube, eine Nach- 
prüfung des Falles, der in der Anlage 11 der Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 11. März 
1976, also der letzten Woche, in der Antwort auf 
die Frage Ihres Kollegen Gerlach dargestellt wurde, 
klärt solche Zweifelsfragen eindeutig. Es ist sicher- 
lich falsch gewesen, zu erwarten, daß der Senat von 
Berlin zu einer Sportveranstaltung einladen solle. 
Das ist nirgends vorgesehen, sondern es geht um die 
Einladung durch Verbände. Das haben wir gesagt. 
Dies ist auch auf der anderen Seite zur Kenntnis 
genommen worden. Ich kann nicht ausschließen, 
daß sich mehrere Stellen irren. Es ist nicht so, daß 
es, wenn irgend etwas nicht funktioniert, dafür 
immer nur eine Monokausalität gibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei- 
tere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sind Sie 
nicht der Meinung, daß uns die Schwierigkeiten, 
die mit dem Boykott der Sprintweltmeisterschaften 
durch die Sowjetunion eingetreten sind, erspart ge- 
blieben wären, wenn Sie diese Meinung, die Sie 
hier geäußert haben und die Sie nach meiner Über- 
zeugung in dieser Klarheit hier früher nicht ge- 
äußert haben, vorher dem Deutschen Sportbund mit- 
geteilt hätten? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, es 
ist sehr schwer, hypothetische Fragen zu beantwor- 
ten. Aber eines kann außer Zweifel gestellt werden: 
daß sich die Bundesregierung, ausweislich des Pro- 
tokolls des Bundestags vom 15. Januar über ihre 
Antworten auf Fragen von Mitgliedern des Hauses, 
unter anderem der Frau Kollegin Berger, in keinem 
Punkt anders verhalten oder ihre Meinung etwa 
weniger klar dargestellt hat, als ich das heute tue. 
Die Sportverbände — auch dies habe ich gesagt — 
sind von uns über unsere Gespräche in Moskau ins 
Bild gesetzt worden. Wir haben ihnen keine Auf- 
lagen zu erteilen, sondern die Sportverbände haben 
ihre Veranstaltungen in eigener Entscheidung aus- 
zurichten und dazu einzuladen. Daran hat sich 
nichts geändert. Es kann also keine Rede davon 
sein, daß sie von diesen Gesprächen vom Jahre 
1973, die ich hier im Bundestag zitiert habe, nicht 
Kenntnis gehabt hätten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist 
Ihnen bekannt, daß der sowjetrussische Sportmini- 
ster anläßlich des Aufenthalts einer deutschen Par- 
lamentsdelegation in Moskau in einem ähnlichen 


Fall, wie er hier zur Debatte steht, ausdrücklich ge- 
äußert hat, er sehe keine Schwierigkeiten für einen 
Austragungsort Berlin? 

Moersch, Staatsminister: Warum sollte er Schwie- 
rigkeiten gesehen haben? Er ist ganz offensichtlich 
der gleichen Meinung wie wir, daß solche Veran- 
staltungen mit Beteiligung von Sportverbänden aus 
dem Bereich des Warschauer Pakts wiederholt 
stattgefunden haben. Ich nehme aber an, daß Sie 
dabei nicht über die Einzelheiten der Einladungs- 
modaiitäten gesprochen haben, denn ich habe 
festgestellt, daß diese Modalitäten weitgehend un- 
bekannt gewesen sind, auch bei Mitgliedern dieses 
Hauses, wie ich aus den Fragen entnommen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei- 
tere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wäre 
es nicht richtig, wenn die Bundesregierung dann, 
wenn schon solche Zusagen vorliegen, die sicher- 
lich nicht nur gegenüber Parlamentariern gemacht 
worden sind, auch darauf bestünde, daß solche Ver- 
anstaltungen vom Ostblock nicht boykottiert wer- 
den können? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, Sie 
gehen hier, glaube ich, von falschen Voraussetzun- 
gen aus. Es hat eine Reihe von Veranstaltungen 
gegeben, die eben nicht boykottiert worden sind, 
an der die Ostblockländer also teilgenommen ha- 
ben. Die Einladungen, die dazu erfolgten, sind of- 
fensichtlich in einer Form erfolgt, die die andere 
Seite für zureichend angesehen hat. Wenn nun ein 
Sportverband der Meinung war, daß anders ver- 
fahren werden könne, ist dies das Risiko dieses 
Sportverbandes und nicht der Bundesregierung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
inwiefern kann Ihr Hinweis auf die Eigenverant- 
wortlichkeit der Sportverbände zutreffen, wenn Sie 
diesen Sportverbänden hier gleichzeitig Empfeh- 
lungen in einer Form geben, die praktisch die volle 
Verantwortung auf die Sportverbände abschiebt, 
wenn die Sowjetunion sich querlegt? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Herr Ab- 
geordneter Jäger, es ist nicht möglich, Zusatzfra- 
gen zu den hier gegebenen Antworten zu stellen. 
Die Zusatzfragen müssen sich unmittelbar auf die 
eingereichten Fragen beziehen. 

Ich lasse eine letzte Zusatzfrage der Frau Abge- 
ordneten Berger zu. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatsmini- 
ster, nachdem mich der Zufall im rechten Augen- 
blick in den Plenarsaal geführt hat, frage ich Sie, 
ob Sie bereit sind, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich 
in gar keiner Weise in der Lage bin, mich von 
Ihnen als Kronzeugin in Anspruch nehmen zu las- 
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Frau Berger (Berlin) 

(A) sen, sondern daß ich sogar im Gegenteil dem Aus- 
wärtigen Amt wie auch dem Senat von Berlin in 
dieser Sache eine Reihe von Fehlern und Versäum- 
nissen vorzuhalten habe, die im übrigen von der 
CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin prä- 
zise dargelegt worden sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Moersch, Staatsminister: Frau Abgeordnete, Ihre 
Frage beruht, wie ich glaube, auf einem Mißver- 
ständnis, das Sie nicht zu verantworten haben; 
denn Sie sind in einem Augenblick hier hereinge- 
kommen, in dem Sie nicht wissen konnten, was der 
Kollege vorher gefragt hatte. 

(Stücklen [CDU/CSU]; Das ist ein Schlau- 
meier!) 

Er hatte nämlich gefragt, warum die Bundesregie- 
rung dies im Plenum nicht deutlich gesagt habe. 
Daraufhin habe ich gesagt. Sie hätten am 15. Januar 
eine diesbezügliche Frage gestellt, und darauf habe 
die Bundesregierung eine deutliche Antwort erteilt. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Das hat 
Frau Berger alles mitgekriegt!) 

Die Meinung der Bundesregierung hat sich über- 
haupt nicht geändert. Die Bundesregierung hat ihre 
Stellungnahme hier in aller Deutlichkeit abgege- 
ben. Ich habe noch sehr gut in Erinnerung — hier 
kann ich mich freilich täuschen — , daß bei den 
Fragestellern der Zusammenhang zwischen staat- 
lichen Einladungen und nichtstaatlichen Einladun- 
gen bis zum 15. Januar offensichtlich nicht so klar 
war, wie er es hoffentlich jetzt ist. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Kein Durchstehver- 
mögen hat diese Bundesregierung! — Sei- 
ters [CDU/CSU]: Frau Berger kriegt mehr 
mit, als Sie glauben! — Frau Berger [Ber- 
lin] [CDU/CSU] : Er redet viel und schnell, 
aber sagt nichts Richtiges! — Weitere Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 84 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Wird die Bundesregierung in den Verhandlungen über ein Kul- 
turabkommen mit der Volksrepublik Polen, so, wie sie es be- 
züglich der Verhandlungen über den Kulturaustausch mit der 
Sowjetunion (Protokoll des Deutschen Bundestages vom 13. Fe- 
bruar 1976 Seite 15 483) ausführte, dafür Sorge tragen, daß die 
östlich von Oder und Neiße unci im Innern Polens lebenden 
deutschen Staatsangehörigen und sonstigen Deutschen die volle 
Teilhabe am Kulturaustausch erhalten, ihre Gleichberechtigung 
auf allen Gebieten des wirtschaftlichen, staatlichen und kulturel- 
len Lebens gewährleistet und als ein Mittel zur Erleichterung der 
kulturellen Zusammenarbeit zwischen der Volksrepublik Polen 
und der Bundesrepublik Deutschland im Sinne der Schlußakte 
von Helsinki behandelt wird? 

Moersch, Staatsminister: Der Kulturaustausch mit 
der Volksrepublik Polen soll durch ein Kulturab- 
kommen formalisiert werden. In den Verhandlun- 
gen über das Kulturabkommen wird die Bundes- 
regierung selbstverständlich darauf achten, daß die 
Deutschen in Polen von dem zu vereinbarenden Kul- 
turaustausch nicht ausgeschlossen werden. Die Bun- 
desregierung geht dabei davon aus, daß die Deut- 
schen in Polen gleichberechtigt mit den anderen Be- 
wohnern Polens am Kulturaustausch zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 


Polen teilhaben. Fragen der Gleichberechtigung der 
Deutschen in Polen auf den Gebieten des wirt- 
schaftlichen und staatlichen Lebens können nicht 
Gegenstand der Verhandlungen über ein Kulturab- 
kommen sein. Kulturabkommen sind nach Auffas- 
sung der Bundesregierung auch nicht der geeignete 
Rahmen zur Regelung von Minderheitenfragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ange- 
sichts dessen, daß Sie am 13. Februar dieses Jahres 
hier im Hause ausgeführt haben, daß für die sowje- 
tischen Staatsangehörigen deutscher Volkszugehö- 
rigkeit in der Sowjetunion die Gleichberechtigung 
im staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Le- 
ben und das verfassungsmäßig verankerte Recht 
auf Bildung in der eigenen Muttersprache sowie die 
Teilhabe an den kulturellen Beziehungen mit der 
Bundesrepublik Deutschland mit dem Kulturaus- 
tauschabkommen zusammenhingen, frage ich Sie, 
ob sich die Bundesrepublik Deutschland dann nicht 
in noch stärkerem Maße um die 1 Million deutschen 
Staatsangehörigen in den Oder-Neiße-Gebieten im 
Zusammenhang mit dem beabsichtigten Kulturab- 
kommen bemühen muß. 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, ich 
muß auf die eingangs gestellte Frage zurückkommen 
und darauf verweisen, daß Fragen des Status — 
auch des kulturellen Status — von Minderheiten in 
der sowjetischen Verfassung geregelt werden. Die ' ^ 
entsprechenden Anordnungen habe ich hier zitiert. 

Die Volksrepublik Polen hat eine andere Verfas- 
sung und eine andere Auffassung hierzu. Dies er- 
klärt, weshalb bestimmte Maßnahmen der Sowjet- 
union gegenüber bestimmten Volksgruppen im Ein- 
zelfall nicht mit dem vergleichbar sind, was unser 
Verhältnis zu Polen betrifft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Dr. Czaja, bevor Sie die zweite Zusatz- 
frage stellen, möchte ich darauf hin weisen, daß ich 
Ihnen sehr dankbar wäre, wenn Sie bei der Formu- 
lierung freundlicherweise die Richtlinien im Hin- 
blick auf Knappheit und Klarheit beachteten. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]; Macht man 

das bei Herrn Wehner genauso? Wehner 
stellt meterlange Fragen!) 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident, ich werde 
mich bemühen, mit besonderer Klarheit den Zu- 
sammenhang zwischen der Antwort am 13. Februar 
1975 und der Antwort bezüglich der Schlußakte von 
Helsinki zu formulieren, indem ich Sie noch einmal 
frage, ob auch deshalb, weil der Bundesaußenmini- 
ster am 24. September 1,974 vor der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen gesagt hat, daß 
bereits die Helsinki-Schlußakte für die Menschen 
eine Reihe konkreter und verbindlicher Zusagen 
gebracht habe, dazu auch die Zusage und Anerken- 
nung gehört, daß jeder allein oder in Gemeinschaft 
nach seiner kulturellen Eigenart sich entfalten darf, 
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Dr. Czaja 

(A) und im Kapitel über den Kulturaustausdi in Helsinki 
die verbindMdie Anerkennung des Beitrags der 
nationalen Gruppen bei Kulturbeziehungen gelei- 
stet wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Czaja, idi bin sidier, daß diese Zusatz- 
frage nidit den Erfordernissen der Richtlinien für 
die Fragestunde entspricht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Abgeordneter Czaja, das zu entscheiden ist 
Sache des amtierenden Präsidenten. Wenn der Herr 
Staatsminister in der Lage ist, diese sehr lange und 
— erlauben Sie mir den Hinweis — doch umfang- 
reiche Zusatzfrage so zu beantworten, weil das auch 
eine akustische Frage ist, überlasse ich es ihm. 
Sonst würde ich Sie bitten, die Frage so zu wieder- 
holen, daß sie den Anforderungen der Richtlinien 
für die Fragestunde entspricht. 

Moersch, Staatsminister; Herr Präsident, ich bin in 
der Lage, dies zu tun, weil der Herr Kollege Dr. Witt- 
mann eine schriftliche Frage eingereicht hat, die die- 
ses Problem zum Gegenstand hat. Ich darf auf die 
schriftliche Beantwortung dieser schriftlich einge- 
reichten Frage verweisen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Gut. 

Eine letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
(BJ Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, würde 
es nach Abschluß eines Kulturabkommens zwischen 
uns und der Volksrepublik Polen endlich möglich 
sein, daß in der gleichen Weise, wie hier ständig 
Polnische Wochen abgehalten werden, in der glei- 
chen Zahl Deutsche Wochen jenseits von Oder und 
Neiße und in der Volksrepublik Polen abgehalten 
werden? 

Moersch, Staatsminister: Die Verhandlungen über 
das Abkommen beginnen in einer Woche, Herr Ab- 
' geordneter. Wir werden uns bemühen, der Gegen- 
seitigkeit solcher Bemühungen voll Rechnung zu 
tragen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Wenn 
Herr Wischnewski antwortet, verläuft alles 
viel glatter!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Frage 
85 ist von Herrn Ey eingebracht: 

Hat sich auch nach Meinung der Bundesregierung für Berlin 
das Klima nach der KSZE-Konferenz von Helsinki verschlechtert? 

Herr Staatsminister, bitte. 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, wenn 
mit der Frage nach dem Klima zum Ausdruck ge- 
bracht werden sollte, daß Sie sich hierbei auf die 
politische Situation in Berlin nach der KSZE be- 
ziehen, so ist zunächst festzuhalten, daß die KSZE 
keine negativen Auswirkungen auf Berlin gehabt 


hat. Die KSZE war im übrigen, wie hier schon dar- (Q 
gelegt worden ist, keine Konferenz über Berlin, 
wenngleich Berlin in die Ergebnisse der KSZE voll 
einbezogen worden ist. Verschiedene Schwierig- 
keiten, die es in letzter Zeit in bezug auf Berlin ge- 
geben hat, werden von der Bundesregierung ernst 
genommen, keinesfalls aber als eine generelle Ab- 
kehr des von den Teilnehmerstaaten in Helsinki zum 
Ausdruck gebrachten Willens zum Abbau der Span- 
nungen in Mitteleuropa angesehen. Das Viermächte- 
abkommen, das das Ergebnis einer Konferenz über 
Berlin war, wirkt trotz gewisser nach wie vor be- 
stehender Schwierigkeiten weiterhin im Sinne einer 
erheblichen Entschärfung der Lage in und um Berlin. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wie beurteilt 
die Bundesregierung die Auslassungen des Regie- 
renden Bürgermeisters Schütz, wonach sich das 
Klima nach den KSZE- Verhandlungen erheblich ver- 
schlechtert habe? 

Moersch, Staatsminister: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung hat diese Frage eben beantwortet. 

Ich hatte zunächst gestutzt, was „Klima" eigentlich 
bedeuten soll. Ich darf hinzufügen: Die klimatischen 
Bedingungen in Berlin sind natürlich eng verbunden 
mit den gesamtklimatischen Bedingungen in Europa. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 

ben eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Ey. 

Ey (CDU/CSU): Herr Staatsminister, ist die Bun- 
desregierung nicht auch mit mir der Meinung, daß 
zwischen den Hoffnungen, die Sprecher der Bundes- 
regierung und der sie tragenden Koalition bei den 
Bundesbürgern im Zusammenhang mit den KSZE- 
Abmachungen erweckten, und den inzwischen er- 
kennbaren Wirklichkeiten ein riesiger Unterschied 
klafft? 

Moersch, Staatsminister: Nein, Herr Abgeordneter, 
weil die Bundesregierung in ihren Darstellungen 
immer sehr realistisch gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage der Frau Kollegin Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatsmi- 
nister, würden Sie mir als Berliner Abgeordneten 
bitte die Frage beantworten, ob Sie die Auffassung 
des Regierenden Bürgermeisters kennen, wonach 
eine Klimaverschlechterung eingetreten ist, und ob 
Sie dieser Auffassung beitreten oder ob Sie ihr 
widersprechen. Aber bitte, ganz klar antworten. 

Moersch, Staatsminister: Frau Abgeordnete, ich 
habe versucht, hier eine lange und differenzierte 
Antwort zu geben. Ich habe festgesteilt, daß die 
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Staatsminister Moersch 

Kausalität, die in der Frage zum Ausdruck gebracht 
war, in der Form nicht zutrifft. Ich darf auf die Ant- 
wort verweisen, die ich dem Kollegen Ey gegeben 
habe. Sie schließt alle Möglichkeiten ein, die Sie 
möglicherweise in Ihrer Frage zum Ausdruck brin- 
gen wollten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Frau 
Berger [Berlin] [CDU/CSU]; Wieder viele 
Worte und keine Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen; Herr Ab- 
geordneter Stücklen, Sie haben noch eine Zusatz- 
frage. 

Stückien (CDU/CSU): Herr Staatsminister, sind Sie 
in der Lage, außer ausweichenden auch konkrete 
Antworten zu geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Moersch, Staatsminister: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun- 
desministers des Auswärtigen beantwortet. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns ein- 
mal zusammen mit der Verwaltung überlegen, ob 
nicht die Möglichkeit besteht — auch über die Da- 
tenverarbeitung — , daß Fragestellern bereits früher 
eingereichte Fragen mit den jeweiligen Antworten 
zur Verfügung gestellt werden, damit wir den 
Fragestellern die Sache vielleicht doch etwas er- 
leichtern können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Busch- 
fort zur Verfügung. 

Die Fragen 35 und 36 sind von Herrn Abgeord- 
neten Rollmann eingereicht. Der Fragesteller hat um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Frage 37 des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt 
(Hamburg) : 

Trifft es zu, daß die Haft eines polnischen, während des letz- 
ten Kriege^ zur Arbeitsleistung verschleppten Kindes in einem 
Konzentrationslager nach geltendem Redit nicht als Ersatzzeit 
für die gesetzliche Rentenversicherung anzusehen ist, wenn die 
Einlieferung im Jahr 1942 erfolgte, weil das Kind ein nazifeind- 
liches Flugblatt aufgehoben hatte, und wenn ja, wird die Bun- 
desregierung diesen Umstand zum Anlaß nehmen, eine Gesetzes- 
änderung vorzuschlagen? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, 
wenn es gestattet ist, würde ich die Fragen 37 
und 38 gern gemeinsam beantworten. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Ich darf sogar 
darum bitten!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Der Fra- 
gesteller bittet darum. Ich rufe also auch die 
Frage 38 auf: 


Hält die Bundesregierung eine Änderung des Bundesentschädi- (C) 
gungsgesetzes oder der Reichsversicherungsordnung für erforder- 
lich, um in Zukunft Entscheidungen wie das Urteil 12 RJ 104/75 
des Bundessozialgerichts auszuschließen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Arndt, das Bundessozialgericht hatte darüber zu ent- 
scheiden, ob der zuständige Versicherungsträger die 
Anerkennung einer geltend gemachten Ersatzzeit zu 
Recht abgelehnt hat. Bei dieser Entscheidung kam es 
darauf an, ob der Geschädigte zum Personenkreis 
des Bundesentschädigungsgesetzes gehört Nach der 
Rechtsprechung zum Bundesentschädigungsgesetz ist 
das nicht der Fall. 

Der Geschädigte gehört aber zu der Gruppe der 
Nationalgeschädigten, die von den Sonderregelun- 
gen des Schlußgesetzes zum Bundesentschädigungs- 
gesetz erfaßt werden. Nach diesen Sonderregelun- 
gen erhält er zum Ausgleich seines Schadens eine 
monatliche Rente von 442 DM, der eine Abfindung 
in Höhe von 8 700 DM vorausgegangen ist. Im vor- 
liegenden Fall ist daher nicht eine Änderung der 
Reichsversicherungsordnung das entscheidende Pro- 
blem, sondern die Auslegung, die § 1 des Bundes^ 
entschädigungsgesetzes durch die Rechtsprechung 
gefunden hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
entspricht es den Erfahrungen der Bundesregierung, (D) 
daß jedermann in Deutschland ohne Rücksicht auf 
seine Nationalität, der während des Krieges ein 
britisches Flugblatt aufhob, las oder im Besitz eines 
solchen Papiers angetroffen wurde, mit der Einlie- 
ferung in ein sogenanntes Konzentrationslager, also 
mit politischer Verfolgung, zu rechnen hatte? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, aus 
der Sicht der Rentenversicherung kann ich dazu im 
Moment nicht Stellung nehmen. Das Recht der So- 
zialversicherung knüpft insoweit lediglich an die 
Regelung des Bundesentschädigungsgesetzes an. Ich 
gehe davon aus, daß bei der Beratung über die 
Entschädigung solcher Sachverhalte die Erfahrun- 
gen aus der Zeit des Nationalsozialismus berück- 
sichtigt worden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis zu neh- 
men, daß es jedenfalls dann, wenn die von der 
Rechtsprechung entwickelten Kriterien eines soge- 
nannten Nationalgeschädigten und eines politisch 
Verfolgten miteinander in Konkurrenz treten, 
rechtswidrig ist, den Betroffenen von den gesetzlich 
für eine Kategorie vorgesehenen Vergünstigungen 
auszuschließen, so daß das Urteil des Bundessozial- 
gerichts falsch ist und gegen das Prinzip verstößt, 
daß Widerstand gegen das Hitler-Regime nach un- 
serer Rechtsordnung rechtmäßig war? 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- | 
geordneter, so berechtigt die Zusatzfrage sein mag, 
ist sie im gleichen Sinne wie die Frage des Herrn 
Abgeordneten Czaja nicht im Sinne der Richtlinien 
der Fragestunde. — Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
steht Ihnen frei, diese Formulierung zu wählen. Mir 
steht es von seiten der Bundesregierung nicht zu, 
dieses höchste Gericht zu kritisieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß in- 
folgedessen Gesetzesänderungen nicht erforderlich 
sind, sondern nur eine dem Geist des Grundgeset- 
zes und der geltenden Wiedergutmadiungsgesetze 
entsprechende Rechtsauslegung durch unsere ober- 
sten Bundesgerichte? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Grundsätzlich kann 
ic±i bestätigen, daß sowohl das Recht der Sozialver- 
sicherung als natürlich auch das Bundesentsdiädi- 
gungsrecht dem Prinzip der Wiedergutmachung 
Rechnung trägt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
eine letzte Zusatzfrage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung unter diesen Umständen 
Verständnis dafür, daß das Urteil des Bundessozial- 
gerichts in der deutschen Publizistik — ich nenne 
hier nur Peter Bender im Westdeutschen Rundfunk 
und Peter Grubbe in „Stern^ „Frankfurter Rund- 
schau" und anderen Zeitungen — empörte Ableh- 
nung erfahren hat? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Arndt, ich habe Verständnis dafür, daß Journalisten 
auch die Urteile oberster Bundesgerichte kritisieren 
Aber auch hier würde ich sagen: Es steht mir nicht 
zu, in der Fragestunde diese Kritik der Journalisten 
aufzugreifen oder sie zu bewerten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Czaja, eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung aufgefallen, daß die Zahl der posi- 
tiven Entscheidungen in diesen Fällen außerordent- 
lich gering ist? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Cza- 
ja, ich habe zu Ihrer Frage kein Zahlenmaterial vor- 
liegen. Ich kann also das, was Sie gerade gesagt ha- 
ben, weder bestätigen noch verneinen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Mancher. 


Mancher (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wir bil- ^ ^ 
ligen Ihnen zwar zu, daß Sie das Bundessozialge- 
richt nicht kritisieren, aber ich frage Sie: Ist die Re- 
gierung bereit, in irgendeiner Form die Konsequen- 
zen daraus zu ziehen, um eine Änderung zu errei- 
chen? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Mau- 
cher, diese Frage müßten Sie dann dem Finanzmini- 
ster stellen. Die Reichsversicherungsordnung ist für 
eine etwaige Rechtsänderung nicht der richtige Platz. 

Es steht Ihnen frei, wieder eine entsprechende Frage 
einzureichen. Ich kann hier nicht für den Finanz- 
minister antworten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sie antworten 
doch für die ganze Bundesregierung!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
Herr Maucher, Sie haben noch eine weitere Zusatz- 
frage. 

Mancher (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben soeben gesagt, ich sollte mich doch an den Fi- 
nanzminister richten. Aber wir richten doch die 
Frage an die Bundesregierung, und sie geht dahin: 

Ist das Bundesarbeitsministerium bereit, dann den 
Bundesfinanzminister entsprechend zu unterrichten 
und zu beeinflussen, damit eine solche Änderungs- 
möglichkeit in Aussicht gestellt wird? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Mau- 
eher, das Bundesentschädigungsgesetz fällt eben in 
das Ressort des Finanzministers. Ich gehe davon aus, 
daß der Finanzminister und die dort beschäftigten 
Beamten all das lesen werden, was wir heute hier 
besprochen haben. Aber die Frage des Kollegen 
Arndt hatte eine andere Richtung. Von daher kann 
ich natürlich, wenn Sie jetzt den Fragenkomplex aus- 
weiten, auf die Bereiche, die dem Finanzministerium 
zuzuordnen sind, nicht eingehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich gehe davon aus, daß der 
Herr Staatssekretär die Sache zum Anlaß nimmt, um 
einmal grundsätzliche rechtspolitische Überlegungen 
darüber zum Zuge kommen zu lassen, 

(Beifall) 

in welchem Umfang hier etwas geschehen muß. Ich 
hoffe, daß dann alle Ressorts bereit sind, ihren Bei- 
trag zu leisten. 

Ich rufe die Frage 83 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Trifft es zu, daß Verbalnoten zum Inkrafttreten des Über- 
einkommens 19 zwisdien der Volksrepublik Polen und der Bun- 
desrepublik Deutschland ausgetauscht worden sind, die die deut- 
schen Sozialversidierungsträger zu einer an sich unbekannten, 
aber wahrscheinlich sehr hohen Zahl von deutschen Unfall-Ex- 
portrenten, auch rückwirkend, in die Gebiete jenseits von Oder 
und Neiße nach Polen verpflichten, und wenn ja, warum ver- 
schweigt nunmehr das Bundespresse- und -informationsamt — nach 
dem vorherigen Schweigen der Bundesregierung in der „Unter- 
richtung" des Parlaments und im „Bulletin" — sogar in der „Doku- 
mentation der deutsch-polnischen Vereinbarungen" der deut- 
schen Öffentlichkeit und dem Parlament den Austausch der Ver- 
balnoten? 
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Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, die von Ihnen genannten Verbalnoten wur- 
den am 7. Oktober 1975 in Warschau zwischen den 
Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Polen ausgetauscht. Dieser Vor- 
gang ist von der Bundesregierung oder dem Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung keines- 
wegs verschwiegen worden. Auf Seite 16 der von 
Ihnen angesprochenen Dokumentation über die 
deutsch-polnischen Vereinbarungen ist ein aus- 
drücklicher Hinweis auf diesen Notenwechsel ent- 
halten. Denselben Hinweis enthält das „Bulletin" 
Nr. 121 vom 10. Oktober 1975 auf Seite 1196. 

Das Abkommen selbst enthält in Art. 15 Abs. 3 
einen Hinweis auf das Übereinkommen Nr. 19. In 
der Denkschrift zum Abkommen und zur Vereinba- 
rung wird auf Seite 17 der Bundestagsdrucksache 
7/4310 ihr Inhalt nahezu wörtlich wiedergegeben. 

Ferner wurde der Notenwechsel in den Beratun- 
gen der Bundestagsausschüsse, vor allem des Bun- 
destagsausschusses für Arbeit und Sozialordnung, am 
28. Januar 1976 erörtert. Auf Seite 32 des Protokolls 
darf ich Bezug nehmen. Ferner wurde der Noten- 
wechsel allen Arbeitsministern und Senatoren für 
Arbeit der Länder und den zuständigen Sozialver- 
sicherungsträgern noch im November 1975 übermit- 
telt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Warum, Herr Staatssekre- 
tär, sind diese Verbalnoten, die doch weitreichende 
finanzielle Forderungen nach Zahlungen für Unfall- 
Exportrenten aus der Bundesrepublik haben, nicht 
dem gesamten Bundestag und der deutschen Öffent- 
lichkeit zur Kenntnis gebracht und in der Informa- 
tion des Presse- und Informationsamtes sowie in 
der Unterrichtung auf Drucksache 7/4184 in vollem 
Wortlaut abgedruckt worden wie die anderen Ab- 
kommen? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, ich habe gerade darauf hingewiesen, daß die- 
ser Text u. a. fast wörtlich in der von mir genann- 
ten Bundestagsdrucksache wiedergegeben worden 
ist. Sie hätten nur Gelegenheit nehmen müssen, sich 
diese Drucksache einmal anzusehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben noch eine letzte Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Gibt es, Herr Staatssekre- 
tär, Schätzungen über die Zahl und die Höhe der in- 
folge dieser Verbalnoten aus der Bundesrepublik zu 
zahlenden Exportrenten, und wurden Um- und An- 
rechnungsvorschriften darüber vereinbart, die sie 
den Betroffenen nachhaltig zugute kommen lassen? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Czaja, Schätzungen über die Auswirkungen des 
Übereinkommens 19 gibt es nicht. Aber ich möchte 
bei dieser Gelegenheit doch gern noch einmal dar- 


auf hinweisen, daß der Austausch der Verbalnoten 
jetzt vorgenommen wurde, nachdem der Bundes- 
kanzler Adenauer bereits am 12. Juni 1951 eine ent- 
sprechende Erklärung abgegeben hatte. Diese haben 
wir jetzt vollzogen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt (Ham- 
burg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß eine Verbalnote, die den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu einem 
multilateralen Abkommen erklärt, keine deutsch- 
polnische Vereinbarung ist und infolgedessen gar 
nicht in die Aufzählung hineingehörte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege Arndt, die Frage steht meines Erachtens nicht 
in dem von den Richtlinien über die Fragestunde 
geforderten unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Hauptfrage. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht der Herr Parlamentarische Staatssekre- 
tär Schmidt zur Verfügung. 

Der Herr Abgeordnete Biehle bittet um schrift- 
liche Beantwortung der von ihm eingereichten 
Frage 39. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 40 des Abgeordneten Reiser p) 
auf; 

Trifft es zu, daß ein Aufklärungsflugzeug der Bundesmarine 
über der Ostsee von übenden Seestreitkräften der DDR besdios- 
sen wurde, nachdem dieser Eindruck durch ein Massen- und 
Sensationsblatt durch den Artikel „Wie unsere Marine den Rus- 
sen in den Schornstein sieht" (8. März 1976, Seite 2) erweckt 
wird? 

Schmidt, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung; Herr Kollege Reiser, Ihre Frage, 

ob ein Flugzeug der Bundesmarine von DDR-Kriegs- 
schiffen über der Ostsee beschossen wurde, beant- 
worte ich mit Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Reiser (SPD): Können Sie bestätigen, Herr Staats- 
sekretär, daß eine derartige emotionale und un- 
genaue Berichterstattung, wie sie von diesem Sen- 
sationsblatt bevorzugt wird, dazu noch im militäri- 
schen Bereich, nicht dazu dienen kann, Leser vor- 
urteilsfrei zu informieren? 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Diese Meinung 
würde zu bestätigen sein. Wir möchten gerade 
nicht, daß die Bundeswehr mit Sensationsmeldun- 
gen, die im übrigen für den normalen Leser nicht 
nachkontrollierbar sind, in Verbindung gebracht 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
noch eine Zusatzfrage. 
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Reiser (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß gerade in Ihrem Amtsbereich — ich erinnere an 
eine Frage von mir im letzten Jahr — schon mehr- 
mals Meldungen oder Artikel dieses Sensations- 
blattes dementiert werden mußten? 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Ja, das kann ich 
bestätigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD); Herr Staatssekretär, wird die Bun- 
desregierung diesen Vorfall zum Anlaß nehmen, in 
Zukunft bei der Erteilung von Mitfluggenehmigun- 
gen in Bundeswehrluftfahrzeugen darauf zu achten, 
daß die Auswahl von Journalisten, denen eine solche 
Mitfluggenehmigung erteilt wird, sorgfältiger vor- 
genommen wird und die Genehmigung nicht an 
solche geht, die die Gelegenheit benutzen, in scharf- 
macherischem Schwulst über ihre Erfahrungen zu be- 
richten? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Nur der 
Leverkusener Kreis darf mitfliegen! — 
Stüdden [CDU/CSU]: Das ist die Freiheit, 
die sie meinen! Nur Halleluja-Journalisten 
wollen sie haben!) 

Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Hansen, ich lasse diese Zusatzfrage nicht 
zu. 

Herr Abgeordneter von Fircks zu einer letzten 
Zusatzfrage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, würden Sie mir bestätigen, daß die Meldung in 
der Zeitung keineswegs so war, wie sie jetzt hier 
dargestellt wird, sondern daß die Meldung dahin 
ging, daß der Pilot sagte: „Die schießen, dabei wür- 
den wir uns auch nicht gerne Zusehen lassen“, was 
darauf hindeutet, daß die ein Zielübungsschießen 
durchführten, und daß keineswegs die Rede davon 
war, daß das Flugzeug beschossen wurde? 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Ich habe mir die 
Meldung sehr genau durchgelesen, Herr Kollege von 
Fircks, und habe aus dieser Meldung das heraus- 
gelesen, was Sie jetzt sagen. Ich habe aber auch von 
anderen Bürgern — nicht nur von Kollegen — ge- 
hört, daß es von ihnen nicht so eindeutig verstanden 
worden ist. Es wäre also sehr gut, zu empfehlen, 
solche Aussagen sehr eindeutig zu machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und Gegenrufe 
von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, beim Lesen von Zeitungsaufsät- 
zen geht es wie beim Hören von Reden. Man kann 
Verschiedenes herauslesen bzw. heraushören. 

Ich rufe die nächste Frage, die Frage 41 des Ab- 
geordneten Jäger (Wangen), auf: 


Treffen Pressemeldungen über konkrete Angriffsplanungen der (C) 
DDR und des Warschauer Pakts gegen die Bundesrepublik 
Deutsdiland zu (Quick vom 11. März 1976), und wie beurteilt 
die Bundesregierung diese Planungen? 

Herr Staatssekretär. 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
Pressemeldungen über Angriffsplanungen der DDR 
und des Warschauer Pakts gegen die Bundesrepublik 
Deutschland, wie sie zuletzt in der „Quick“ vom 
11. März 1976 veröffentlicht wurden, treffen nicht zu. 

In diesen Meldungen werden vielmehr auf unzu- 
lässige Art und Weise zum Teil wahre Erkenntnisse 
mit nur halbwahren oder falschen Behauptungen 
vermischt, um etwas zu beweisen, was nicht exi- 
stiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie vereinbart sich Ihre Antwort mit der Tatsache, 
daß der Verteidigungsminister der DDR beim 20. Jah- 
restag der „Nationalen Volksarmee“ wörtlich er- 
klärte: 

Unsere Divisionen sind fähig, erfolgreiche, zügi- 
ge und weiträumige Kampfhandlungen auch 
unter den schwierigsten Bedingungen voranzu- 
tragen. 

Schmidt, Pari. Staatssekretär; Natürlich, genau wie 
wir immer wieder erklären: Unsere Divisionen sind 
fähig und auch in der Lage, jedem Gegner ein un- 
kalkulierbares Risiko aufzuerlegen, der uns an- 
greifen will. Jeder Verteidigungsminister sagt ent- 
sprechend der Doktrin in seinem Bündnis das eine 
oder andere. Ich meine, wir sollten unsere Fest- 
legung nicht aus den Zeitungen nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Jäger, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Trifft es zu, Herr 
Staatssekretär, daß in engstem Zusammenhang da- 
mit die Äußerung des früheren Inspekteurs der 
Luftwaffe, des Generals Steinhoff, vor wenigen Ta- 
gen in der „Welt“ gesehen werden muß, der dort 
erklärt: 

Die sowjetische Militärmaschine auf der Ost- 
seite des Eisernen Vorhanges ist ebenso ein- 
deutig auf den schnellen, offensiven Vorstoß 
eingerichtet, daß die NATO-Alliierten dem 
Adäquates gegenüberstellen müssen. 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Das hat zwar mit 
dieser Frage nichts zu tun-, ich bin aber gerne bereit, 
hier dazu Stellung zu nehmen. 

Wir haben allerdings General Steinhoff, der ja 
der erste Soldat im Bündnis war, zu seiner Zeit sich 
nie in dieser Weise äußern gehört. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Jetzt nach einer bestimmten Zeit wird es genau im 
Gegensatz dazu getan, und zwar in Zeitungen und 
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Pari. Staatssekretär Schmidt 
f A.) 

sicher auch in seinem Buch, das dieser Tage heraus- 
gekommen ist. Ich meine jedenfalls: Die Meinung 
eines einzelnen kann nicht dafür stehen, was das 
Bündnis will, und auch nicht dafür stehen, was 
andere wollen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Nach 
dem Stand der Fragestunde rufe ich die nächste 
Frage, die Frage 42 des Herrn Abgeordneten Gan- 
sei auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Lagerung und Handel von 
Napalmbomben in der Bundesrepublik Deutsdiland, und wie 
kann sie sie kontrollieren und unterbinden? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Was soll 
denn das? Es ist erst 3 Uhr!) 

— Herr Abgeordneter Jäger, das müssen Sie schon 
dem amtierenden Präsidenten überlassen. — Bitte. 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gan- 
sei, im Rahmen des NATO-Bündnisses bevorratet 
die Bundeswehr bei der Teilstreitkraft Luftwaffe 
Napalmbehälter. Die Bevorratungshöhe dieser Be- 
hälter ist von der NATO vorgegeben. Es ist also 
eine Vereinbarung, die innerhalb der NATO getrof- 
fen ist. Die festgelegte Bevorratungshöhe ist zur 
Zeit erreicht. Das heißt, es gibt keine Überbevor- 
ratung von Napalmbehältern im Bereich der Bun- 
deswehr. 

Um die oft in der Öffentlichkeit bestehenden und 
zum Teil nicht zutreffenden Vorstellungen richtig- 
zustellen, gestatten Sie mir, daß ich zu der Waffe 

selbst einige Erläuterungen gebe. 

(B) 

Eine Napalmbombe besteht aus einem Napalm- 
behälter — dies ist ein aerodynamisch geformter 
zylindrischer Metallbehälter mit dünner Wan- 
dung — , einem Zünder, der beim Aufschlag die 
Bombe zündet, und der Napalmfüllung. Die Na- 
palmfüllung besteht aus einer Mischung von Düsen- 
kraftstoff und einem Verdicker. Ich sage das, weil 
das nicht geheim ist. Die Mischung wird in einem 
Napalmmischgerät hergestellt und in den Behälter 
eingefüllt. 

Im Frieden gibt es keine einsatzbereiten Napalm- 
bomben zu anderen als Übungszwecken. Lediglich 
für Ausbildungszwecke werden Napalmbomben auf 
besonders dafür zugelassenen Abwurfplätzen in be- 
schränktem Umfang geworfen. 

Napalmbehälter, Zünder, Verdicker sowie der 
Düsenkraftstoff werden auf Grund der Eigenart der 
Konstruktion getrennt gelagert. Die Behälter lagern 
auf besonderen Lagerflächen bei den Einsatzver- 
bänden oder in Depots der Luftwaffe, die Zünder 
liegen in den Munitionsniederlagen auf den Einsatz- 
plätzen oder in den Munitionsdepots der Luftwaffe, 
der Verdicker ist wiederum an anderer Stelle gela- 
gert. Schließlich befindet sich der Düsenkraftstoff 
in den Unterflurtanklagern der Einsatzverbände 
oder in Kraft- und Schmierstofflagern der Luftwaf- 
fendepots. Schon auf Grund der räumlichen Tren- 
nung der einzelnen Komponenten an vier verschie- 
denen Stellen ist eine wie auch immer geartete 
unbefugte Inbesitznahme fast unmöglich. Darüber 
hinaus sind alle Komponenten in bewachten militä- 


rischen Bereichen gelagert, und sie unterliegen (ü) 
einer laufenden Bestandsprüfung. Es kann festge- 
stellt werden, daß die Lagerung von Napalmbehäl- 
tern und der anderen Zubehörteile kontrollierbar 
ist und sie auch laufend kontrolliert wird. 

Die Napalmbehälter sind keine deutsche Ferti- 
gung. Sie wurden in den USA und in Holland be- 
schafft. Der Zünder und das Verdickungsmittel sind 
aus US-Fertigungen beschafft. Lediglich das Misch- 
gerät ist eine nationale Entwicklung und Fertigung. 

Bisher wurden aus den Beständen der Bundeswehr 
keine Napalmbehälter verkauft. Wegen aufgetrete- 
ner technischer Mängel, nämlich Korrosion, wurden 
lediglich wenige Napalmbehälter — maximal etwa 
50 — ausgesondert. Sie wurden aber im militäri- 
schen Bereich vernichtet und scheiden somit für 
einen Verkauf aus. — Zeitungsmeldungen mit ande- 
rem Inhalt entbehren einer sachlichen Grundlage. 
Auch in Zukunft wird die Bundeswehr auszuson- 
dernde Napalmbehälter vernichten oder im Rahmen 
der NATO-Planung ausschließlich an NATO-Part- 
ner abgeben. Das gleiche gilt auch für Zünder und 
Verdicker. Dadurch ist sichergestellt, daß ein Han- 
del — darum geht es ja — mit bundeswehreigenen 
Napalmbehältern, Zündern und Verdickern völlig 
ausgeschlossen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, da meine Frage 
im Zusammenhang mit einer anderen Frage gestellt (D) 
worden war, die gestern durch das Wirtschafts- 
ministerium beantwortet wurde, und im Zusammen- 
hang mit einem Strafverfahren stand, in dem von 
dem Handel eines deutschen Unternehmens mit Na- 
palmbomben die Rede war, frage ich Sie in Anbe- 
tracht Ihrer Ausführungen über die sorgfältige Lage- 
rung von Napalm, ob Sie es für außerordentlich ge- 
meingefährlich halten würden, wenn ein privates 
Unternehmen mit Napalmbomben Handel triebe. 

Schmidt, Pari. Staatssekretär: Ja, das wäre ge- 
meingefährlich. Es ist aber völlig ausgeschlossen, 
daß das mit Material aus unseren Beständen mög- 
lich ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich lasse 
von Ihnen noch eine letzte Zusatzfrage zu, sofern 
Sie noch eine haben. 

Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach diesen 
Ausführungen das Ministerium bereit, mit einer 
Waffenhandelsfirma zusammenzuarbeiten und ihr 
z. B. andere Waffen aus alten Bundeswehrbeständen 
zu überlassen, die international im Handel mit Na- 
palmbomben tätig ist, und ihr z. B. andere Waffen 
aus alten Bundeswehrbeständen zu überlassen? 

Schmidt, Pari. Staatssekretär; Nein, dazu ist das 
Verteidigungsministerium nie bereit. Das Verteidi- 
gungsministerium hat mit privaten Firmen über- 
haupt keine Verbindung. Soweit Waffen auszuson- 
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dem sind, vor allen Dingen, wenn Fahrzeuge aus- 
zusondern sind, wurde dafür eine eigene Gesell- 
schaft gegründet, die VEBEG, die dann den Handel 
treibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. Damit sind die Fra- 
gen aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Jung zur Ver- 
fügung. Die Herren Abgeordneten Braun und Dr. 
Luda haben um schriftliche Beantwortung ihrer Fra- 
gen 43 bzw. 44 und 45 gebeten. Dem wird entspro- 
chen; die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Scheffler auf ; 

Wird die Bundesregierung sidierstellen, daß bei der beabsich- 
tigten Neuordnung des Luftraumes über der Bundesrepublik 
Deutschland auch die Interessen der Sportfliegerei angemessen 
und langfristig gesichert sind? 

Sollen die beiden Fragen des Abgeordneten 
Scheffler gemeinsam beantwortet werden, Herr 
Staatssekretär? 

Jung, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Nein, Herr Präsident, ich werde die Fragen einzeln 
(B) beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Gut, Sie 
wollen die Fragen einzeln beantworten. Bitte, Herr 
Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Scheffler. 
ich kann Ihre Frage uneingeschränkt bejahen. Die 
Belange aller Luftraumnutzer, auch und insbeson- 
dere die der Sportfliegerei, werden angemessen be- 
rücksichtigt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Zusatz^ 
frage. 

Scheffier (SPD) : Herr Staatssekretär, geht die Bun 
desregierung bei der Beurteilung der Situation da- 
von aus, daß die Sporttreibenden dieser Sportart 
nicht einen Privilegiertensport betreiben, sondern 
eine ähnliche Sozialstruktur aufweisen wie die übri- 
gen sporttreibenden Vereine auch? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, die 
Bundesregierung geht davon aus. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Noch 
eine Zusatzfrage. 

Scheffier (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Bun- 
desregierung Überlegungen dazu angestellt, daß bei 
enger Auslegung der Vorschrift über das Tiefflug- 
band eine Verdichtung des Flugbetriebes an Wo- 


chenenden und damit zwangsläufig eine erhöhte 
Lärmbelästigung eintreten muß, die zu Abwehr- 
reaktionen der besonders betroffenen Bevölkerung 
führen kann? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Ihre Frage unterstellt, daß das Tiefflugband an Wo- 
chentagen nicht durchlässig ist. Insofern ist die 
Frage so nicht berechtigt, weil ja, wie Sie mittler- 
weile auch wissen, dieses Tiefflugband durchlässig 
ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 47 des Abgeordneten Scheffler auf: 

Ist nach Meinung der Bundesregierimg die Darstellung des 
Deutschen Aero-Clubs zutreffend, daß mit der Verwirklichung 
der Neuordnungspläne für den Luftraum die Ausbildung und 
Ausübung des Flugsports substantiell gefährdet ist, und wenn 
ja, wird die Bundesregierung bei eventuellen Maßnahmen die- 
sen Aspekt berücksichtigen? 

Herr Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, durch 
die beabsichtigte Neugliederung des Luftraums wird 
die Ausübung des Flugsports nicht gefährdet. Alle 
zu ergreifenden Maßnahmen wurden und werden in 
enger Zusammenarbeit mit den obersten Luftfahrt- 
behörden der Länder, dem Deutschen Aero-Club und 
sonstigen Betroffenen entwickelt. Dies gilt auch 
für den Vorschlag der Luftwaffe, einen Bereich 
zwischen 800 und 1700 Fuß über Grund grundsätz- 
lich vom zivilen Luftverkehr freizuhalten. Es ist be- 
dauerlich, daß durch zum Teil irreführende Äuße- 
rungen und Verlautbarungen von dritter Seite in (D) 
Teilen der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden 
ist, daß hierdurch die Belange der allgemeinen Luft- 
fahrt in unzumutbarer Weise beeinträchtigt würden. 
Dieser falsche Eindruck konnte in einer Bespre- 
chung am 10. März 1976 mit den Fachverbänden 
aufgeklärt werden. Eine entsprechende Klarstel- 
lung in der Fachpresse durch den Deutschen Aero- 
Club ist zugesagt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Scheffier (SPD) : Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie- 
rung auch in Zukunft bereit sein wird, den Flug- 
sport in der gewohnten Weise zu fördern, weil die- 
ser Sport in der Bundesrepublik und darüber hinaus 
eine Geltung wie kaum eine andere Sportart er- 
langt hat? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, da- 
von können Sie ausgehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 48 des Herrn Abgeordneten Westphal auf; 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung zur Verbesserung der 
Luftrauinüberwadiung Regelungen vorbereitet, die den Luftraum 
zwischen 240 m und 580 m Höhe während der Wochentage für 
Tiefflugübungen der Bundeswehr Vorbehalten und somit für 
Segelflugzeuge und Motorflugzeuge sperren? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Westphai, 
es werden zur Zeit Überlegungen angestellt, wie 
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eine Regelung zur Erhöhung der Sicherheit in den 
unteren Flughöhen gefunden werden kann, die so- 
wohl den militärischen Erfordernissen des Tagtief- 
fluges als auch den Belangen des zivilen Flugbe- 
triebs in diesem Bereich Rechnung trägt. Diese Re- 
gelung soll in Zusammenarbeit mit dem Bundes- 
verteidigungsministerium, den obersten Luftfahrt- 
behörden der Länder, dem Deutschen Aero-Club 
und sonstigen Betroffenen entwickelt werden. Vom 
Deutschen Aero-Club wird auf Anregung des Bun- 
desverkehrsministers zur Zeit eine Aktion mit dem 
Ziel durchgeführt, eine möglichst weitgehende Tren- 
nung des zivilen Luftverkehrs und des militärischen 
Tiefflugbetriebs auf freiwilliger Basis zu erreichen. 
Die hierbei gewonnenen Erfahrungen werden bei 
der endgültigen Regelung berücksichtigt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage. 

Westphai (SPD) : Herr Staatssekretär, bedeutet Ihre 
Antwort, daß die Äußerungen des Inspekteurs der 
Luftwaffe, Herrn Generalleutnant Limberg, die in 
einem Zeitungsbericht am 24. Januar 1976 wieder- 
gegeben wurden und die bei den Sportfliegern er- 
hebliche Unruhe verursachten, hierdurch inhaltlich 
positiv korrigiert werden? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Jä, Herr Kollege. Ich 
habe bereits in der Antwort auf die Zusatzfrage 
von Herrn Kollegen Scheffler und auch in der Ant- 
wort an Sie darauf verwiesen, daß durch diese 
jgj Äußerungen der irrtümliche Eindruck entstanden ist, 
daß das jetzt ja schon vorhandene Tiefflugband für 
den zivilen Flugverkehr nicht durchlässig sei. Die 
Regelungen für die Zukunft sollen allerdings dazu 
führen, daß dieses Tiefflugband nach Möglichkeit, 
so schnell es geht, durchstoßen und von den zivilen 
Fliegern verlassen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
eine zweite Zusatzfrage. 

Westphai (SPD): Darauf bezieht sich meine zweite 
Zusatzfrage, Herr Staatssekretär. Ich weiß, daß Sie 
ein aktiver Segelflieger von beachtlichem Können 
sind, und deshalb möchte ich gern von Ihnen wissen: 
Gibt es Überlegungen, und wie sehen diese aus, 
wie das Durchqueren der Strahlflugzeugen der Bun- 
deswehr an Wochentagen vorbehaltenen Tiefflug- 
zone durch zivile Motor- oder Segelflugzeuge, das 
aus Betriebs- und Wettergründen notwendig wird, 
so geregelt werden kann, daß es mit der erforder- 
lichen Flugsicherheit vereinbar ist? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, zunächst 
einmal darf ich feststellen, daß nach dieser Rege- 
lung das Fliegen innerhalb dieser Zone für zivile 
Flugzeuge, insbesondere für Segelflugzeuge, mög- 
lich ist, wenn es aus Betriebs- oder Wettergründen 
notwendig wird. Das ist die eine Seite. 

Zum anderen ist der Bereich zwischen 500 und 
1 500 bzw. 800 und 1 700 Fuß im Grunde nicht für 
den Leistungsflug geeignet. Gerade die Segelflieger 


bewegen sich in anderen Höhen, so daß die Be- (C) 
nutzung dieses Bandes durch die Militärs von Mon- 
tag bis Freitag keine wesentliche Beeinträchtigung 
gegenüber der jetzigen Situation darstellt, weil 
diese Situation bisher schon bestand. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 49 des Herrn Abgeordneten Westphai auf: 

Bedeutet diese geplante Regelung, daß größere Segelflugwett- 
bewerbe, die sich erfahrungsgemäß über ein bis zwei Wochen 
mit täglichen Flügen erstrecken, im Luftraum der Bundesrepublik 
Deutschland nicht mehr möglich sein werden, oder sind genügend 
große Gebiete von der geplanten militärischen Tiefflugregelung 
ausgenommen, um nationale und internationale Segelflugwett- 
bewerbe sowie Übungsflüge von Segelfliegerschulen an Wochen- 
tagen weiterhin zu ermöglichen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Westphai, 
die Planungen zur Neugliederung des Luftraums im 
Tief flugbereich sind noch nicht abgeschlossen. Wie 
auch immer ein zukünftiges Tiefflugband aussehen 
wird, die Durchlässigkeit für die zivile Luftfahrt 
wird erhalten bleiben, so daß auch in Zukunft Segel- 
flugwettbewerbe sowie Ubungsflüge von Segelflie- 
gerschulen und Leistungsflüge an Wochentagen 
durchgeführt werden können, 

Westphai (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang bereit, in 
das weitere Verfahren den Deutschen Aero-Club 
und andere Betroffene des Motor- und Segelflug- 
sportbereichs als Ratgeber einzuschalten . . . 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frage- 
zeichen, Herr Kollege! Das ist die erste Zusatzfrage. (D) 

Westphai (SPD): . , ., und wie wird das aussehen? 

So wollte ich fragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das ist 

schon die zweite. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege. Die 
Bundesregierung hat dies in den letzten Wochen 
wiederholt getan und wir auch in Zukunft — so ist 
es verabredet — mit dem Deutschen Aero-Club in 
dieser Frage Zusammenarbeiten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
we<itere Zusatzfrage. 

Wir fahren fort. Die Frage 50 ist vom Herrn Ab- 
geordneten Spranger eingereicht worden: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bekanntge- 
wordenen Stillegungspläne der Deutschen Bundesbahn allen Be- 
mühungen um Strukturverbesserungen im westmittelfränkischen 
Raum zuwiderlaufen, und was wird die Bundesregierung tun, 
um die zunehmende Verunsicherung der Bevölkerung Westmittel- 
frankens durch ständig neue leistungsmindernde Pläne der Deut- 
schen Bundesbahn zu verhindern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, ich darf 
darum bitten, daß die beiden Fragen zusammen be- 
antwortet werden dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Zahl 
Ihrer Zusatzfragen wird nicht verkürzt, Herr Ab- 
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(A) geordneter. Die beiden Fragen werden verbunden 
beantwortet Ich rufe also noch die Frage 51 des 
Herrn Abgeordneten Spranger auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die in bezug 
auf Westmittelfranken bekanntgewordenen Stillegungspläne der 
Deutschen Bundesbahn ein Gebiet betreffen, dessen Straßenver- 
kehrsnetz nicht im entferntesten in der Lage ist, den Rückzug 
der Deutschen Bundesbahn aus diesem Gebiet in der geplanten 
Form aufzufangen, und wenn ja, welche Konsequenzen wird sie 
zur Aufrechterhaltung des Warenverkehrs der Industrie und des 
Gewerbes daraus ziehen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Spran- 
ger, die Deutsche Bundesbahn hat keine Stillegungs- 
pläne vorgelegt, sondern einen Ergebnisbericht zu 
ihren Untersuchungen über ein betriebswirtsdiaft- 
lieh optimales Streckennetz. Dieser Bericht sagt 
nichts über ein künftiges, volkswirtschaftlich not- 
wendiges Schienennetz aus. 

Das gesamtwirtschaftliche Netz wird erst noch 
nach verkehrlichen, regionalen und strukturwirt- 
schaftlichen Bedürfnissen von einem interministe- 
riellen Staatssekretärsarbeitskreis erarbeitet und 
dann zur Diskussion gestellt. Eine Diskussion über 
einzelne Streckenabschnitte oder Strecken in ein- 
zelnen Regionen vor Abschluß der angelaufenen 
Untersuchungen ist daher verfrüht und erzeugt nur 
unnötige Verunsicherungen. Somit sind zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt auch keine Aussagen zum west- 
mittelfränkischen Raum, wie sie in Ihren Fragen 
enthalten sind, möglich. 

Vizepräsident Dr, Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

(B) 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß auch nur 
Andeutungen in diese Richtung ohne ein klares und 
eindeutiges Dementi der Bundesregierung zu einer 
Verunsicherung in diesem Gebiet führen und daß 
die wirtschaftliche, soziale und schulische Ent- 
wicklung vieler Gemeinden dadurch beeinträchtigt 
würde? 

Jung, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Spranger, 
ich hoffe, daß dieser Verunsicherung draußen in 
der Bevölkerung durch die Klarstellung, die ich 
soeben durch die Beantwortung Ihrer Fragen vor- 
genommen habe, der Boden entzogen wird. 

Vizepräsident Dr, Schmitt-Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß weitere Streckenstill- 
legungen im westmittelfränkischen Raum zu einer 
sozialen und auch humanen Verödung dieser länd- 
lichen Gebiete einfach deswegen führen werden, 
weil die Vielzahl der Bürger keine Möglichkeit hat, 
auf andere Verkehrsmittel umzusteigen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Spranger, 
ich darf noch einmal wiederholen, daß es sich bei 
diesem betriebswirtschaftlich optimalen Netz nicht 
um einen Streckenstillegungsplan handelt wie z. B. 
bei den vorangegangenen Streckenstillegungen 


nach dem Leber-Plan, der ja, wie Sie wissen, 5 000 
km umfaßte. 

Ich darf Ihre Frage noch einmal konkret dahin 
gehend beantworten, daß zu diesen Fragen nicht 
nur der Staatssekretärsausschuß, sondern darüber 
hinaus auch die Länder, Verbände, Industrie- und 
Handelskammern und Gewerkschaften auch unter 
den Gesichtspunkten der jeweiligen Region gehört 
werden, so daß die Befürchtungen, die Sie äußern, 
bei der endgültigen Entscheidung selbstverständ- 
lich gewürdigt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
ich danach davon ausgehen, daß die Bundesregie- 
rung bei ihren weiteren Entscheidungen berücksich- 
tigen wird, daß weitere Streckenstillegungen unmit- 
telbar Tausende von Schülern, Studenten, Arbeit- 
nehmern und Rentnern beträfen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, Sie 
können davon ausgehen, daß die Bundesregierung 
bei ihren endgültigen Entscheidungen alle diese 
Probleme berücksichtigen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Spranger. 

(Lemmrich [CDU/CSU]: Die Hast ist vom 

Teufel, Herr Präsident!) (D) 

— Herr Abgeordneter Lemmrich, hier sitzt eine 
Reihe von Kollegen, die seit einer Stunde auf die 
Beantwortung ihrer Fragen warten. Da Sie erst jetzt 
in den Saal gekommen sind und eine Zusatzfrage 
stellen wollen, darf ich Ihnen sagen, daß ich in der 
kurzen noch verbleibenden Zeit die Abwicklung der 
Fragestunde so ermöglichen will, daß diese Frage- 
steller, die auf ihre Antwort warten, das nicht ver- 
geblich tun. 

(Lemmrich [CDU/CSU]: Jetzt ist der Ver- 
kehrsbereich dran; deswegen bin ich ge- 
kommen!) 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, warum 
hat die Bundesregierung auf die Pläne der Deut- 
schen Bundesbahn nicht mit dem Konzept geant- 
wortet, die Verschuldung der Deutschen Bundesbahn 
statt mit Streckenstillegungen mit einer Rationali- 
sierung in der Hauptverwaltung und in den Bundes- 
bahndirektionen aufzufangen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Spranger, 
es ist ja so, daß die Bundesregierung der Deutschen 
Bundesbahn Zielvorgaben gegeben hat und daß die 
Deutsche Bundesbahn ihrerseits auf Grund dieser 
Zielvorgaben Rationalisierungsvorschläge unterbrei- 
tet hat, u. a. wie sie zu einem betriebswirtschaftlich 
optimalen Netz kommt. Daß dabei natürlich auch 
Überlegungen angestellt werden, wie in den Gre- 
mien, die Sie soeben genannt haben, Einsparungen 
durchzuführen sind, ist selbstverständlich. 
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^ Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 52 des Abgeordneten Dr. Althammer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Hinausschieben der 
Entscheidung über Bahnstreckenstillegungen entsprechend der 
Darstellung im sogenannten betriebswirtschaftlich rentablen Netz 
bis 1978 einen Zustand der Unsicherheit für die Wirtschaftsförde- 
rung und Industrieansiedlung bedeutet, und ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, bis zur Sommerpause diesen Zustand 
der Unsicherheit wenigstens insofern zu mildern, als die Bahn- 
strecken genannt werden, die zwar im betriebswirtschaftlich un- 
rentablen Netz aufgeführt sind, die aber aus volkswirtschaftlichen 
Gründen (Regionalförderung, Entlastungsfunktion, strategische 
Gesichtspunkte usw.) unbedingt erhalten und weitergeführt wer- 
den müssen (volkswirtschaftlich notwendiges Netz)? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Alt- 
hammer, von einem Hinausschieben der Entschei- 
dung über Streckenstillegungen kann keine Rede 
sein. Der Ergebnisbericht der Deutschen Bundesbahn 
zum betriebswirtschaftlich optimalen Netz ist kein 
Stillegungsplan und sagt nichts über das künftige 
volkswirtschaftlich notwendige Streckennetz aus. 
Dieses muß erst noch sehr sorgfältig nach verkehr- 
lichen, regionalen und strukturellen Bedürfnissen er- 
arbeitet werden, wie ich ja eben schon auf die ver- 
schiedenen Fragen des Kollegen Spranger ausgeführt 
habe. Diese Grundlagenarbeiten aber können nicht 
innerhalb von drei bis vier Monaten bewältigt wer- 
den. Es ist deshalb wenig sinnvoll, sich schon heute 
mit nicht abgesicherten Ergebnissen oder Folgerun- 
gen auseinandersetzen zu wollen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Althammer zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
(B) nachdem Sie schon bei der Beantwortung der vori- 
gen Frage darauf hingewiesen haben, daß hier keine 
Stillegungen geplant sein sollen, stelle ich die Frage, 
ob der Bundesregierung nicht klar ist, daß, wenn der 
Herr Bundesverkehrsminister in einer Pressekonfe- 
renz diesen Bericht der Bundesbahn bekanntgibt, in 
der deutschen Öffentlichkeit bis zum Beweis des 
Gegenteils selbstverständlich der Eindruck entstehen 
muß, daß konkrete Pläne in dieser Richtung bestehen 
und damit eben dieser Unsicherheitsfaktor herge- 
stellt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Altham- 
mer, ich habe gesagt, daß dieses betriebswirtschaft- 
lich optimale Netz kein Streckenstillegungsplan ist, 
und den Vergleich mit dem wirklich konkreten 
Streckenstillegungsplan aus dem Leber-Plan gezo- 
gen; ich will das nicht wiederholen. Insofern ist 
meine Antwort richtig. Allerdings war, was die Dis- 
kussion in der Öffentlichkeit und die Interpretation 
betrifft, dieses betriebswirtschaftlich optimale Netz, 
das die Bundesbahn als Ausgangspunkt für die noch 
zusätzlich anzustellenden Überlegungen sowohl der 
betreffenden Ressorts als auch der Länder und der 
Verbände aufgestellt hat, als Grundlage notwendig. 
Das werden Sie, Herr Kollege Althammer, auch zu- 
geben. Dieses betriebswirtschaftlich optimale Netz 
wird nicht das endgültige Netz der Deutschen Bun- 
desbahn sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 


Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß 
es sachdienlich wäre, wenigstens bei den Strecken, 
die volkswirtschaftlich bereits heute als unbedingt 
notwendig erkannt werden, der Öffentlichkeit zu 
erklären, daß diese Strecken nicht stillgelegt werden, 
um zu erreichen, daß die Firmen ihre Ansiedlungs- 
pläne nicht wegen Unsicherheit über die Fortfüh- 
rung des Netzes zurückstellen? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Altham- 
mer, das wäre aber eine Vorwegnahme von Teiler- 
gebnissen, die ich nicht für sinnvoll halte. Ich meine, 
es ist notwendig, die Arbeiten, so schnell es eben 
geht, zusammen mit den von mir eben genannten 
zu Ende zu bringen, um dann endgültig zu dem 
volkswirtschaftlich optimalen Netz zu kommen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU]: Bis nach 
den Wahlen lassen Sie alles offen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 53 der Abgeordneten Frau Berger (Berlin) 
auf: 

Warum hat die Bundesregierung bisher noch keine Verhand- 
lungen mit der DDR über ein Luftverkehrsabkommen aufgenom- 
men, das schon im Verkehrsvertrag angekündigt worden war? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Berger, 
in dem Vertrag vom 26. Mai 1972 über Fragen des 
Verkehrs ist der Luftverkehr wegen der Vielschich- 
tigkeit der damit verbundenen Probleme bewußt 
ausgeklammert worden. In einem Protokoll zum 
Verkehrsvertrag wird lediglich erklärt, daß die 
Bundesrepublik Deutschland und die DDR zu gege- 
bener Zeit Verhandlungen über ein Luftverkehrs- 
abkommen aufnehmen werden. Es handelt sich hier- 
bei um eine Absichtserklärung. 

In der Zwischenzeit haben sich keine neuen Ge- 
sichtspunkte ergeben, die aus der Sicht der Bundes- 
regierung Luftverkehrsverhandlungen mit dem Ziel 
des Abschlusses eines Luftverkehrsabkommens er- 
folgversprechend erscheinen lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zu 

einer Zusatzfrage Frau Abgeordnete Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, können Sie mir einen Termin nennen, zu dem 
nach Auffassung der Bundesregierung Verhandlun- 
gen aufgenommen werden können? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Nein, Frau Kollegin 
Berger, ich kann Ihnen leider keinen Termin nen- 
nen. Ich habe eben erläutert, daß es sich um eine 
Absichtserklärung handelt. Im übrigen darf ich dar- 
auf verweisen, daß die Materie natürlich auch be- 
züglich des Termins wegen der Vielzahl der Betei- 
ligten — Sie als Berliner Abgeordnete wissen das 
wohl am besten — äußerst vielschichtig und kom- 
pliziert ist. Daher ist es jetzt kaum möglich, zu 
Fragen über Termine Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau Ab- 
geordnete Berger, wollen Sie von dem Recht der 
zweiten Zusatzfrage Gebrauch machen? 
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(A) Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Wären Sie be- 
reit, mich auf anderem Wege, also persönlich, über 
die Vielschichtigkeit und die Problematik der 
Gründe, die eine Verhandlungsaufnahme bisher ver- 
hinderten, zu unterrichten? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Sehr gern, Frau Kol- 
legin. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 54 des Abgeordneten Horstmeier auf: 

Hält die Bundesregierung es für angemessen, daß Rollstuhl- 
fahrer und deren Begleitpersonen bei Reisen mit der Deutschen 
Bundesbahn im Gepäckwagen befördert werden, und ist sie be- 
reit, zusammen mit der Deutschen Bundesbahn Verbesserungen 
für diesen Personenkreis einzuführen? 

Herr Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Horst- 
meier, zu dem von Ihnen angesprochenen Problem 
wurde bereits mehrfach, zuletzt am 6. November 
1975 auf eine Frage des Herrn Kollegen Werner in 
der 200. Sitzung des Deutschen Bundestages sowie 
am 8. September 1975 zur Frage des Herrn Kollegen 
Breidbach, Stellung genommen. Die Deutsche Bun- 
desbahn ist auf Anregung der Bundesregierung in 
besonderem Maße um die Beseitigung baulicher und 
technischer Hindernisse zur Erleichterung der Reha- 
bilitation der Behinderten bemüht. Bei allen Pla- 
nungen wird eine behindertenfreundliche Gestal- 
tung auf Grund der gegebenen Möglichkeiten vor- 
gesehen. 

So hat in der von Ihnen angesprochenen Ange- 
legenheit ein Arbeitskreis der Deutschen Bundes- 
bahn in seinen Untersuchungsergebnissen empfoh- 
len, einen eisenbahngerechten Rollstuhl für eine 
Beförderung in normalen Reisezugwagen zu ent- 
wickeln. Mit einschlägigen Herstellerfirmen hat die 
Deutsche Bundesbahn inzwischen Kontakt aufge- 
nommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Horstmeier (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
eine Verbesserung dahin gehend möglich, daß Be- 
gleitpersonen, die bei Zivilgeschädigten auf Bundes- 
bahnfahrten nun einmal nötig sind, unentgeltliche 
Beförderung gewährt wird? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, diese 
Frage steht nicht im Zusammenhang mit Ihrer ersten 
Frage. Sie kann im übrigen nur vom Arbeitsministe- 
rium beantwortet werden. Ihre erste Frage zielte ja 
auf die bauliche Gestaltung und darauf, wie man 
Behinderte auch in Reisezugwagen befördern kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben 
keine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Horstmeier? 
— Dann rufe ich die von Ihnen gestellte Frage 55 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes- 
bahn im Rahmen einer Aktion „Bahn-Bonbons" Beziehern von 
Renten wegen Erwerbsunfähigkeit Sonderrückfahrkarten zu gün- 
stigen Tarifen gewährt und die Bezieher von vorzeitigem Alters- 
geld nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte dabei 
ausgeschlossen sind, und wird die Bundesregierung eine Ände- 
rung veranlassen? 


Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun- 
desbahn gibt den ab 1. März 1976 eängeführten 
Seniorenpaß außer an die 65 bzw. 60 Jahre alten 
Bundesbürger nur an die erwerbsunfähigen Früh- 
rentner und Pensionäre aus. Soweit diese Bedin- 
gungen von Empfängern von vorzeitigem Alters- 
ruhegeld und Landabgaberente erfüllt werden, steht 
der Ausgabe von Seniorenpässen auch an diesen 
Personenkröis nichts im Wege. Voraussetzung ist 
allerdings, daß die landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen im Einzelfall prüfen, ob die tariflichen Bedin- 
gungen erfüllt sind, und entsprechende Bescheini- 
gungen zur Vorlage beii der Fahrkartenausgabe ab- 
gegeben werden. 

Wegen der reibungslosen Durchführung hat sich 
die Zentrale Verkaufsleitung der Deutschen Bundes- 
bahn in Frankfurt am Main bereits mit dem Gesamt- 
verband der landwirtschaftlichen Alterskassen am 
24. Februar 1976 in Verbindung gesetzt und ihn um 
weitere Veranlassung gebeten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Horstmeier, Sie haben eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU): Können die Anträge ab 
sofort gestellt werden? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, unter 
diesen von mir genannten Voraussetzungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe (D) 
die Frage 56 des Herrn Abgeordneten Benz auf: 

Was veranlaßt die Bundesregierung, bei einer beabsichtigten 
Organisationsänderung von Eurocontrol nach 1983 bereits heute 
mit einer essentiellen Organisationsänderung zu beginnen, die 
sich dadurch auszeichnet, daß das Eurocontrol-Zentrum Karls- 
ruhe im Rahmen von Eurocontrol verändert werden soll? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, von den 
sieben Mitgliedstaaten haben nur Belgien, Luxem- 
burg und die Bundesrepublik Deutschland die Orga- 
nisation mit der Durchführung von Exekutivaufga- 
ben betraut. Die Niederlande zögern noch mit einer 
Entscheidung, während Großbritannien und Frank- 
reich nicht bereit sind, Zuständigkeiten an Eurocon- 
trol abzutreten. Als Grund hierfür wurde angeführt, 
daß die jeweiligen nationalen Systeme nicht an ein 
internationales System angepaßt werden könnten. 
Irland hat 1975 erklärt, daß eine Abtretung von 
Zuständigkeiten nicht in Frage kommt. Auch in der 
Zeit nach 1983 ist die Mehrheit der Staaten nicht 
bereit, Eurocontrol mit Exekutivaufgaben zu be- 
trauen. 

Damit ist die Möglichkeit einer großräumigen Be- 
triebsdurchführung in Europa für absehbare Zeit 
nicht realisierbar. Ein Betrieb der Kontrollzentrale 
Karlsruhe durch Eurocontrol ist unter diesen Um- 
ständen nicht vertretbar. Anderenfalls entsteht die 
Gefahr, daß die Bundesrepublik möglicherweise 
allein längerfristig den aufwendigen Planungs- und 
Steuerungsapparat von Eurocontrol finanzieren muß, 
um die Kontrollzentrale Karlsruhe in Betrieb zu 
halten. 
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(A) Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage, Herr Abgeordneter Benz. 

Benz (CDU/CSU); Herr Staatssekretär, bedeutet 
Ihre Aussage dann nicht auch konsequenterweise 
den Verzicht auf Maastricht? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Diese Frage kann erst 
nach der Entscheidung nach 1983 beantwortet wer- 
den. Im übrigen hängt sie auch davon ab, ob sich 
Holland, das sich noch nicht endgültig entschieden 
hat, bemüht, in Maastricht einzuziehen, oder nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter, Sie haben eine weitere Zusatzfrage. 

Benz (CDU/CSU): Wie sorgt sich die Bundesre- 
gierung um jenes Personal, das nach einem Brief 
des beamteten Staatssekretärs Ruhnau in Karlsruhe 
nicht weiterbeschäftigt werden kann? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie wis- 
sen, daß sich die Bundesregierung besonders be- 
müht und in den Haushaltsberatungen der letzten 
Woche insoweit auch Erfolg hatte, für die deut- 
schen Fluglotsen bei Eurocontrol in Karlsruhe Stel- 
len genehmigt zu bekommen, um sie im Rahmen der 
BFS in Karlsruhe entsprechend zu verwenden. So- 
weit das Problem das ausländische Personal bei 
Eurocontrol Karlsruhe betrifft, muß es natürlich zu- 
sammen mit den betroffenen Ländern in fairer 
Weise gelöst werden. 

(Bj 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich rufe die Frage 57 des Abge- 
ordneten Dr. Althammer auf: 

Wie hodi sind die finanziellen Leistungen (einsdiließlich Dar- 
lehen) des Bundes und der Deutsdien Bundesbahn für Erstellung 
und Betrieb von GleisansdilÜssen für Gewerbebetriebe im Be- 
reich des jetzt für die Einstellung vorgesehenen sogenannten 
betrlebswirtsdiaftllch unrentablen Stredrennetzes in den letzten 
zehn Jahren? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Altham- 
mer, die Frage kann erst beantwortet werden, wenn 
geklärt ist, ob und welche Teile des betriebswirt- 
schaftlich unrentablen Streckennetzes zur Einstel- 
lung vorgesehen werden. Diese Klärung wird vor- 
aussichtlich in diesem Jahr nicht mehr möglich 
sein, wenngleich die Bundesregierung bemüht ist, 
Klärungen so schnell wie möglich herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
ben Zusatzfragen. Bitte. 

Dr. Althammer (CDU/CSU] : Herr Staatssekretär, 
hat sich die Bundesregierung schon Gedanken dar- 
über gemacht, wie soldie Gleisanschlüsse trotz einer 
etwaigen Stillegung noch wirtschaftlich genutzt wer- 
den könnten? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja. Diese Frage wird 
im Rahmen des bereits vorhin genannten Ausschus- 
ses besonders untersucht. Vor allem macht sich auch 
die Bundesbahn Gedanken darüber, inwieweit sol- 
che Anschlüsse aufrechterhalten werden können. 


Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie haben (Q 
noch eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
geht die Bundesregierung davon aus, daß zur Fort- 
führung dieser Strecken eventuell andere Kosten- 
träger, etwa die Bundesländer, gefunden werden 
und kostenmäßig einspringen müßten? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Altham- 
mer, Sie wissen, daß dies durchaus der Fall sein 
kann. Allerdings kann ich Ihre Frage, ob die Bun- 
desregierung jetzt davon ausgehe, nicht bejahen, 
weil es schließlich von den Umständen abhängt, 
die dazu führen, daß eine solche Strecke aufrecht- 
erhalten wird. Es ist ja auch durchaus denkbar, daß 
die betreffenden Wirtschaftszweige oder die Indu- 
strie diese Strecken als Industriestammgleise kosten- 
deckend betreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 59 des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 
auf: 

Auf welche Ursachen ist das immer häufiger werdende Falsch- 
fahren auf der Gegenfahrbahn von Bundesautobahnen zurückzu- 
führen, und ist die Bundesregierung bereit, die vom ADAC vor 
kurzem veröffentlichten Vorschläge zur Verhinderung des Ein- 
fahrens von Kraftfahrzeugen in die falsche Spur raschestmöglich 
zu verwirklichen? 

Jung, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Dr. Riedl, 
Falscheinfahrten in die Autobahn stellen — das 
habe ich neulich schon gesagt — ein sehr seltenes 
Ereignis dar. Aber weil es ein seltenes Ereignis ist, 
findet ein solches Falscheinfahren immer eine be- 
sondere publizistische Beachtung. 

Das Problem wurde im Jahre 1975 mehrmals mit 
den obersten Landesbehörden erörtert. Es wurde 
festgestellt, daß die technischen Grundlagen der 
Gestaltung und Beschilderung von Autobahnan- 
schlußstellen den Anforderungen an die Verkehrs- 
sicherheit genügen. Für Sonderfälle wurden Ver- 
besserungsmöglichkeiten geprüft, zu denen auch die 
kürzlich vom ADAC genannten gehören. Die Durch- 
führung in der Praxis obliegt allerdings den zustän- 
digen Landesbehörden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Haben 
Sie Zusatzfragen? — Bitte. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staats- 
sekretär, diese von Ihnen an sich richtigerweise als 
selten bezeichneten Fälle sind für die Öffentlichkeit 
deshalb so bedeutsam, weil dieses Falschfahren auf 
der Autobahn zu sehr schweren, meist tödlichen 
Unfällen führen kann. Darf ich Sie deshalb fragen: 

Ist die Bundesregierung bereit, diesen Komplex, 
der schon jahrelang mit den Länderverkehrsmini- 
stern diskutiert wird, auf der nächsten Konferenz 
der Länderverkehrsminister zur Sprache zu bringen, 
damit entsprechende Vorschläge, die ja auf dem 
Tisch liegen, abschließend behandelt werden? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege Riedl, 
dies ist die Absicht der Bundesregierung. Es ist 
schon in Aussicht genommen, die Angelegenheit 
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Pari. Staatssekretär Jung 

lA) auf der nächsten mit den Ländern vorgesehenen 
Dienstbesprechung nochmals zu erörtern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Dr. Wernitz, ich rufe Ihre Frage 60 auf: 

Nach welchem Organisations- und Verfahrensschema wird die 
interministerielle Arbeitsgruppe „Verkehrs- und Regionalpolitik 
der Bundesregierung" {Staatssekretärsausschuß) die Arbeiten zur 
Ermittlung der künftigen gesamtwirtschaftlich abgestimmten DB- 
Netzkonzeption durchführen? 

Herr Staatssekretär, im Hinblick auf die kurze 
noch zur Verfügung stehende Zeit empfiehlt es sich 
wohl, die Fragen 60 und 61 zusammen zu beant- 
worten, damit wir die beiden restlichen Fragen noch 
aufrufen können. Vielleicht würde das die Sache er- 
leichtern. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ich bitte darum. Herr 
Präsident! 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Dann 
rufe ich auch die Frage 61 des Abgeordneten Dr. 
Wernitz auf: 

In welcher Form bzw. in welchen Phasen der Arbeit des 
Staatssekretärsausschusses haben die Länder konkret Gelegen- 
heit, an der Erarbeitung der Kriterien des volkswirtschaftlichen 
Netzes mitzuwirken? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Beim Bundesverkehrs- 
ministerium wurde ein Projektbeauftragter mit 
einem Projeklbüro eingerichtet. In einer Unter- 
suchungsgruppe mit fünf Arbeitsteams werden die 
notwendigen Unterlagen für Streckenbewertungen 
nach verkehrlichen, regionalen, wirtschaftlichen und 
strukturellen Bedürfnissen, die Organisation des 
Güterzu- und -ablaufverkehrs, die Verlagerungen 
des Personennahverkehrs von der Schiene auf die 
Straße, also von der Bahn auf den Bus, flankie- 
rende Maßnahmen und Subventionen erstellt. Eine 
interministerielle Steuerungsgruppe wertet die Er- 
gebnisse unter Einschaltung einer Beratergruppe aus 
Wirtschaft, Wissenschaft, Handel, Industrie und Ge- 
werkschaften aus und arbeitet dem Staatssekretärs- 
arbeitskreis „Verkehrs- und Regionalpolitik" zu. 
Die Länder sind in diese Arbeiten kontinuierlich ein- 
gebunden und wurden bereits bei einer ersten Ar- 
beitssitzung auf der Ebene der Abteilungsleiter aus 
den Verkehrsministerien am 12. März 1976 in den 
Arbeitsablauf eingeschaltet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Staatssekretär, kann man 
nach der eben gegebenen Auskunft davon ausgehen, 
daß die Länderregierungen nicht plötzlich mit dem 
abgeschlossenen Konzeptentwurf konfrontiert wer- 
den, sondern sich schon vorher mit den einzelnen 
Kriterien befassen und auch ihre Vorstellungen dazu 
mit einbringen können? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege, da- 
von können Sie ausgehen. 


Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe (C) 
die Frage 62 des Herrn Abgeordneten Dr. Riedl auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der Deutschen 
Postgewerkschaft dem Bundespostministerium am 6. März unter- 
breiteten Vorschläge zur Belebung der Nachfrage nach Fern- 
meldeeinriciitungen, und wann ist mit dem Inkrafttreten welcher 
Maßnahmen zu rechnen? 

Bitte. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Riedl, 
die Bundesregierung verfolgt seit langem sehr auf- 
merksam den Verlauf der Nachfrage nach Fern- 
sprechhauptanschlüssen. Sie hat in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1975 umfangreiche Werbemaß- 
nahmen eingeleitet, um die Nachfrage zu beleben. 

Die Auswirkungen dieser Werbemaßnahmen sind 
sehr erfreulich. Seit September 1975 steigt die Nach- 
frage nach Fernsprechhauptanschlüssen wieder ste- 
tig an. Besonders die ersten beiden Monate des 
Jahres 1976 bestätigten auch auf dem Telefonsektor 
den allgemeinen konjunkturellen Aufschwung. Die 
Deutsche Postgewerkschaft greift mit ihren Vor- 
schlägen einen Teil der Maßnahmen auf, die von der 
Bundesregierung seit einigen Monaten für den Fall 
ins Auge gefaßt worden sind, daß die Nachfrage- 
belebung nicht nur durch Werbung, sondern auch 
durch andere Maßnahmen unterstützt werden muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Bitte, 
Herr Kollege, eine Zusatzfrage. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, angesichts dieser an sich optimistischen 
Prognose hinsichtlich der Nachfrageentwicklung auf 
dem Fernmeldesektor möchte ich Sie fragen, ob bei 
einer Fortsetzung dieser Entwicklung auch mit einer 
Senkung der Fernmeldegebühren gerechnet werden 
kann. 

Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Riedl, 
da Sie ja aus dem Bereich der Post kommen, möchte 
ich hierzu sagen, daß eine Diskussion über etwaige 
Gebührensenkungen natürlich kurzfristige negative 
Auswirkungen auf das Kundenverhalten haben 
würde. Deswegen möchte ich diese hypothetische 
Frage jetzt nicht mit einem Ja oder Nein beantwor- 
ten. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Der dreht und wen- 
det sich! Dein Wort sei: ja, ja und nein, 
nein!) 

— Herr Kollege Stücklen, Sie sind ja selbst im Ver- 
waltungsrat der DBP. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol- 
lege Stücklen, das ist eine Aufforderung, von der 
ich sicher bin, daß sie an alle Politiker gerichtet 
werden kann. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Müller-Hermann auf: 

Trifft die Meldung in versdiiedenen Tageszeitungen zu, daß 
auf der Olympiamarke zu 70 Pfennig mit einem Zuschlag von 
35 Pfennig zugunsten der Deutschen Sporthilfe nicht der Gold- 
medaillengewinner der Bundesrepublik Deutschland von München 
(Bodensee-Vierer), sondern der DDR-Vierer abgebildet ist, und 
was hat die Bundesregierung gegebenenfalls dazu bewogen, den 
DDR-Vierer als Motiv zu wählen? 
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^ ^ Jung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Müller- 
Hermann, die Motive der Olympiamarken zugun- 
sten der Deutschen Sporthilfe wurden aus Entwür- 
fen von Graphikern ausgewählt, deren alleinige Auf- 
gabe es war, bestimmte Sportarten möglichst charak- 
teristisch und graphisch ausdrucksvoll darzustellen. 
Auf dem 70 + 35-Pfennig-Wert der Olympiamarken 
ist dementsprechend eine Rudermannschaft in typi- 
scher Aktion dargestellt. Das Motiv dieser Marken 
ist die Sportart Rudern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu- 
satzfrage. 

Dr. Müiier-Hermann (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, können Sie mir zusichern, daß hier keine poli- 
tischen Motive mit eine Rolle gespielt haben, und 
trifft es zu, daß der Kunstbeirat des Postministers 
sich gegen dieses Symbol gewandt hat? 

Jung, Pari. Staatssekretär: Ich kann den ersten 
Teil Ihrer Frage bejahen. Es lagen hier keinerlei 
politische Motive zugrunde, sondern echt das, was 
ich in meiner Antwort zum Ausdruck gebracht habe. 

Zu Ihrer Frage, ob der Kunstbeirat diese Marke 
abgelehnt habe, kann ich nur sagen, daß diese Mo- 
tive für eine andere Serie, nämlich „Jugend trainiert 
für Olympia", vom Kunstbeirat begutachtet wurden 
und dort in der Tat eine andere Auswahl getroffen 
wurde. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]; Aha!) 

Die Frage der Olympiamarke mußte allerdings — 
(ß) auch wegen der Diskussion hier in diesem Parla- 
ment — kurzfristig entschieden werden. Deshalb 
haben die zuständigen Beamten beim Bundesinnen- 
ministerium und beim Bundespostministerium die 
beiden anderen Entwürfe, die für die frühere Serie 
gefertigt waren, nochmals begutachtet und die Mo- 
tive eines der beiden Graphiker für die Olympia- 
Sondermarke ausgewählt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. Meine Damen und Her- 
ren, wir stehen damit am Ende der Fragestunde. Die 
nicht behandelten Fragen werden schriftlich beant- 
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe auf 
Punkt 2 : 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs- 
ausschuß) zu dem Gesetz über die Neuorgani- 
sation der Marktordnungsstellen 

— Drucksache 7/4864 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dürr 

Herr Abgeordneter Dürr, ich bitte um Ihren Be- 
richt. 

Dürr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu dem vom Bundestag am 10. Dezember 
1975 beschlossenen Gesetzentwurf über die Neuor- 
ganisation der Marktordnungsstellen hat der Bun- 


desrat am 20. Februar 1976 den Vermittlungsaus- (C) 
schuß mit dem Ziel angerufen, in acht Punkten eine 
Änderung des Entwurfs herbeizuführen. ^ 

Die vom Bundesrat vorgebrachten Anderungs- 
wünsche betreffen nicht das Anliegen des Gesetzes 
selbst, nämlich die Zusammenfassung der bestehen- 
den vier Einfuhr- und Vorratsstellen zu einer Bun- 
desanstalt für landwirtschaftliche Marktordnung. 
Anlaß zur Anrufung des Vermittlungsausschusses 
waren im wesentlichen unterschiedliche Auffassun- 
gen über den Umfang der Beteiligung der Länder 
beim Erlaß von Rechtsverordnungen, außerdem Ein- 
zelfragen, die anläßlich des Gesetzgebungsvorha- 
bens aufgetreten sind. 

Der Vermittlungsausschuß schlägt vor, in vier 
Punkten den Wünschen des Bundesrates Rechnung 
zu tragen, in einem Fall die umstrittene Bestim- 
mung zu streichen und in drei Punkten den Vor- 
schlägen des Bundesrates nicht zu entsprechen. 

Der Vermittlungsausschuß schlägt vor, dem Bun- 
desrat nicht zu folgen, soweit er die Zustimmung 
zum Erlaß der Satzung der Bundesanstalt für land- 
wirtschaftliche Marktordnung fordert, dem Vor- 
stand des Stabilisierungsfonds für Wein die Aufga- 
ben im Rahmen der gemeinsamen Weinmarktord- 
nung belassen möchte und die Zustimmung zum Er- 
laß bestimmter Verordnungen auf Grund des Geset- 
zes über die gemeinsame Marktorganisation ver- 
langt. Der Vermittlungsausschuß schließt sich in 
diesen Punkten dem Gesetzesbeschluß des Bundes- 
tages und der vom Ausschuß gegebenen Begrün- 
dung an. 

Der Vermittlungsausschuß empfiehlt ferner, die 
Regelung des § 2 Abs. 4 des Gesetzentwurfes über 
die Aufgabenübertragung durch organisationsrecht- 
liches Mandat zu streichen. Dazu ist folgendes zu 
bemerken. Der Aufgabenbereich der neuen Anstalt 
ist in § 2 Abs. 1 bis 3 des Gesetzentwurfes geregelt. 

Zur Durchführung dieser Aufgaben bedarf es nicht 
einer Regelung nach § 2 Abs. 4. Deshalb kann die- 
ser Absatz wegfallen, wie dies der Vermittlungs- 
ausschuß empfiehlt. 

In vier Punkten schlägt der Vermittlungsaus- 
schuß folgende Änderungen des Gesetzentwurfes 
vor: 

Die Aufteilung der vier in den Verwaltungsrat 
der Anstalt zu entsendenden Verbrauchervertreter 
in drei Vertreter der Gewerkschaften und einen 
Vertreter der Verbraucherverbände, wie sie vom 
Ernährungsausschuß des Bundestages vorgeschla- 
gen worden war, entspricht zwar der bisherigen Zu- 
sammensetzung der Verwaltungsräte der bestehen- 
den Einfuhr- und Vorratsstellen; an dieser Zusam- 
mensetzung würde sich aber, wie die Bundesregie- 
rung im Vermittlungsausschuß bestätigt hat, nichts 
ändern, wenn im Gesetz nur Verbrauchervertreter 
aufgeführt werden. Daher ist dem Wunsche des 
Bundesrates auf Wiederherstellung der Fassung der 
Regierungsvorlage entsprochen worden. 

Der Vermittlungsausschuß hat den Vorschlag des 
Bundesrates, ihn bei Rechtsverordnungen hinsicht- 
lich der Vorschriften über die Gewährung von Er- 
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stattungen bei der Ausfuhr von reinrassigem Zucht- 
vieh zu beteiligen, übernommen. Hier folgt er dem 
Wunsche der Länder, nicht nur beim Erlaß der 
Durchführungsbestimmungen zum Tierzuchtgesetz, 
sondern auch im Erstattungsverfahren bei der Aus- 
fuhr von reinrassigem Zuchtvieh in Drittländer mit- 
wirken zu können. 

Die vom Bundesrat vorgebrachten Änderungs- 
wünsche im Bereich des Meldewesens betreffen die 
Adressaten, denen die Länder Meldungen zu über- 
mitteln haben, sowie Vorschriften, unter welchen 
Umständen die von den Ländern gegebenen Mel- 
dungen weitergeleitet werden dürfen. Die Wünsche 
der Länder werden gegebenenfalls gewisse Verzö- 
gerungen bei der Weiterleitung und Auswertung 
von Meldeergebnissen zur Folge haben. Der Ver- 
mittlungsausschuß sieht jedoch diese Nachteile, die 
das Gesamtkonzept des Gesetzes nicht berühren, 
nicht für so schwerwiegend an, daß durch sie das 
erzielte Einvernehmen über das Reformvorhaben in 
Frage gestellt werden sollte. Er empfiehlt auch die 
Annahme dieser Änderungswünsche. 

Ähnliche Überlegungen haben den Vermittlungs- 
ausschuß veranlaßt, dem Wunsche des Bundesrates 
zu entsprechen, daß die marktordnende Verwaltung 
Kontrollen in den Geschäfts- und Betriebsräumen 
nur zu den üblichen, nicht aber zu den tatsächli- 
chen Geschäfts- und Betriebszeiten vornehmen 
kann. Diese Regelung, die auf einer engen Äusle- 
gung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
richts beruht, dürfte für die marktordnende Verwal- 
tung zu gewissen Erschwerungen bei der überwa- 
(B) chung führen. Ihr kann aber zugestimmt werden, 
weil in vergleichbaren Fällen Kontrollen, die ihre 
Grundlage in anderen Rechtsvorschriften haben, 
entsprechend der hier vorgesehenen Regelung 
durchgeführt werden. 

Ich bitte das Hohe Haus, eine Änderung des Ge- 
setzentwurfs über die Neuorganisation der Markt- 
ordnungsstellen nach Maßgabe des Ihnen vorlie- 
genden Antrags auf Drucksache 7/4864 zu beschlie- 
ßen. 

Vizepräsident Dr, Schmitt-Vockenhausen: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. — Das Wort zu Erklä- 
rungen wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem An- 
trag des Vermittlungsausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ich dan-' 
ke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Es ist einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit können wir wie- 
der zu der zweiten und dritten Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer (Mitbestimmungsgesetz) zurückkehren. Wir 
waren in der zweiten Beratung bei den Anträgen 
unter Ziff. 9 bis 11 der Drucksache 7/4887. — Das 
Wort hierzu hat Herr Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Drei Vorbemerkungen: Erstens. Ich 
spreche nicht im Auftrag meiner Fraktion. Zwei- 


tens. Ich erwarte eine, wenn auch nur begrenzte, 
Zustimmung von Kollegen aller Fraktionen — in 
manchen Fraktionen mehr, in anderen weniger. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Erst mal abwar- 
ten!) 

Drittens. Ich beabsichtige, dem Bestreben, meine 
Rede kurz zu halten, auch dadurch entgegenzukom- 
men, daß ich mich auf Zwischenfragen nicht einlas- 
sen werde. Ich bitte dafür um Verständnis. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Das ist 
aber schade!) 

Der Antrag, zu dem ich sprechen möchte, betrifft 
§ 26 Abs. 2, und meine Rede geht zunächst an den 
verehrten Kollegen Blüm. Dieser Antrag, Kollege 
Blüm — er ist leider nicht da — , ist eine Offen- 
barung Ihrer Schwäche in Ihrer Fraktion. Daß ein 
solcher Antrag von Ihrer Fraktion gestellt werden 
konnte, zeigt, aus welchem Geist die Mehrheit Ihrer 
Fraktion diesen Gesetzentwurf behandelt hat. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Eine 
Unverschämtheit, dann keine Zwischenfra- 
ge zuzulassen! — Franke [Osnabrück] 
[CDU/CSU]: Falls Sie davon überhaupt 
etwas verstehen!) 

Dieser Antrag, falls er angenommen würde, würde 
eine etwas merkwürdige Konstruktion eröffnen. 
Hier würde, etwas salopp gesprochen, eine Art Mit- 
eigentum der Anteilseignerseite an der zweiten 
Stimme eines Aufsichtsratsvorsitzenden eröffnet, 
der, was ja nach dem Gesetz möglich ist, mit Zwei- 
drittelmehrheit aus der Arbeitnehmerseite gewählt 
sein könnte. Diese Art Miteigentum zeigt, daß es 
eigentlich gar nicht um Mitbestimmung geht. Die- 
ser Antrag zeigt, daß es bei einer Vielzahl von Be- 
mühungen in diesem Gesetzgebungsverfahren um 
Paritätverhinderung ging. Und wenn sich trotzdem 
einmal so etwas wie Parität einstellen sollte, ging 
es um Pattauflösungsmechanismen und leider nicht 
um das, was die historische Dimension der Mitbe- 
stimmungsdebatte eigentlich war. Der historische 
Zug, um den es eigentlich ging, ist spätestens bei 
diesem Antrag wirklich völlig verschwunden. 

In der Geschichte ging es um Mitbestimmung in 
Großunternehmen schon seit langer Zeit. Die Kolle- 
gen der FDP beriefen sich auf dem Freiburger Par- 
teitag auf Friedrich Naumann. Nicht zu Unrecht hat 
damals Minister Maihofer eine ganze Menge an 
Überlegungen vorgetragen, die bei Naumann nach- 
gelesen werden können. Auch mit seiner Auffas- 
sung, parallel dem Werdegang vom Staatsunterta- 
nen zum Staatsbürger müsse es die Entwicklung 
vom Industrieuntertanen zum Industriebürger ge- 
ben, hat er recht; auch mit der Voraussage, daß 
diejenigen, die sich gegen den Werdegang des 
Staatsuntertans zum Staatsbürger gestellt haben, 
ebenfalls Widerstand und Widerstreben zeigen 
würden, wenn es darum ginge, vom Industrieunter- 
tan zum Industriebürger zu kommen. Naumann hat 
auch völlig zu Recht gesehen, daß Liberale und So- 
zialisten in diesem Bemühen, zum Industriebürger 
zu kommen, mehr an Gemeinsamkeit haben, als 
lange entdeckt worden ist. 
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Dr. Sperling 

(A) Aber es ging ja nicht nur um Friedrich Naumann 
und andere aus dem damaligen sozialliberalen La- 
ger. Auch die katholische Soziallehre, die päpstli- 
chen Enzykliken, das, was auf der Gewerkschafts- 
seite von Wissen und von Möllendorf gemacht 
worden ist, das, was Naphtali und seine Mitarbeiter 
zur Wirtschaftsdemokratie erarbeitet haben, — all 
dies gehört ja in einen großen Zug hinein, in einen 
Zug, der wirklich historische Bedeutung hat: die 
Gleichberechtigung der Arbeitnehmer in unserer 
Wirtschaft und Gesellschaft zu erringen. 

An diesen Zug haben auch alle — wir alle — 
nach 1945 wieder, angeknüpft. Wir brauchen uns da 
eigentlich gar nicht so zu schämen. In allen Partei- 
programmen finden wir nach 1945 wieder das Re- 
den von der Gleichberechtigung von Kapital und 
Arbeit. Manche gebrauchen etwas andere Formeln; 
die reden dann von Partnerschaft von Kapital und 
Arbeit. Aber in den programmatischen Aussagen, 
in den Wahlplattformen findet sich dies immer wie- 
der — und immer mit dem offenen Zug zur Pari- 
tät. 

Statt dessen sind in das Gesetzgebungsbemühen 
um dieses Mitbestimmungsgesetz verfassungsrecht- 
liche Bedenken hineingekommen. Niemand ist in 
der Vergangenheit, wenn es um Gleichberechtigung 
von Kapital und Arbeit oder Partnerschaft ging, vor 
die Wähler hingetreten und hat gesagt: Aber da 
gibt es schwerwiegende verfassungsrechtliche Be- 
denken; deswegen kann uns alles das, was wir 
dazu sagen, nur mit Einschränkungen abgenommen 
werden! — Nein, es ist immer ohne Rückhalt ge- 
sagt worden, weil auch jede Partei, wenn sie es ge- 
sagt hat, geglaubt hat, daß die Herstellung von 
Gleichberechtigung zwischen Kapital und Arbeit 
unter dem Grundgesetz selbstverständlich möglich 
sei und keinen verfassungsrechtlichen Bedenken 
begegnen müsse. 

Die Bedenken, die in diesem Gesetzgebungsver- 
fahren herbeigerufen, herbeigebetet, herbeigesehnt, 
herbeigelechzt worden sind, sind in der Tat einem 
politischen Zweck gefolgt. Sie kamen nicht aus 
dem Geist: Wie komme ich zur Parität?, sondern 
aus dem Geist: Wie verhindere ich die Parität? Sie 
dienten nicht der Frage: Wie löse ich die histori- 
sche Aufgabe, Arbeitnehmer voll und gleichberech- 
tigt in die Bestimmungsprozesse unseres Wirt- 
schaftslebens einzubeziehen?, sondern der Frage: 
Wie verhindere ich, daß dies voll und gleichbe- 
rechtigt geschieht? 

So werden dann auch im Zuge der Beratung des 
Antrags des Kollegen von Bismarck 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU] : Das ist 
ein Fraktionsantrag!) 

— aber Sie haben ihn begründet — verfassungs- 
rechtliche Bedenken hervorgekramt. Dabei gewinnt 
man den Eindruck, als verstünden Sie das Grundge- 
setz als eine Art Bündel von Sackgassen für zu- 
künftige Gestaltungen unserer Gesellschaft. Die 
Probleme, die wir in der Zukunft zu lösen haben 
werden, sehen so aus, daß wir die freiwillige und 
einsichtige Zustimmung der Arbeitnehmer brau- 
chen werden, und zwar eine freiwillige und ein- 


sichtige Zustimmung von Arbeitnehmern, die sich 
nicht übers Ohr gehauen fühlen, weil der Mitbe- 
stimmungsprozeß dieses Bewußtsein und dieses 
Vertrauen gerantiert. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Das ha- 
ben wir doch schon längst!) 

Dafür ist unser Grundgesetz in der Tat offen. Diese 
gesellschaftliche Gestaltung, die Neuzuordnung 
von Interessen von Anteilseignern und Arbeitneh- 
mern, war eigentlich der Hintergrund allen Mitbe- 
stimmungsstrebens in unserer Geschichte. 

Wenn wir es schaffen wollen, unsere gesell- 
schaftliche Ordnung in den Großbetrieben so zu ge- 
stalten, daß jenes Vertrauen entsteht und Arbeit- 
nehmer sich als voll gleichberechtigt Mitwirkende 
verstehen und fühlen können, dann brauchen wir 
mehr als die Pattauflösungsmechanismen, die mit 
diesem Gesetzentwurf angeboten werden. Pattauflö- 
sung im historischen Geist der Mitbestimmungsde- 
batte, das wäre Parität mit ihrem Einigungszwang. 

Das ist die Pattauflösung, die wir bräuchten. — 
Vielleicht eine kleine Seitenbemerkung: Manche, 
die zur Zeit politisch ein Patt erleben, könnten se- 
hen, daß das gar nicht so schlecht funktionieren 
muß. Im Saarland gibt es eine Pattsituation, und da 
gibt es den Einigungszwang. 

Was ich trotz des Geistes von Paritätsverhinde- 
rung in diesem Gesetz, der an mancher Bestimmung 
deutlich geworden ist, erwarte, ist, daß dieses Ge- 
setz dennoch dem historischen Zug dient. Ich er- 
warte, daß sowohl die Kollegen von der FDP wie 
die von der CDU/CSU erleben werden, daß von ih- P) 
rer Basis oder, mit dem amerikanischen Ausdruck, 
von ihren Graswurzeln — da ist mehr Saft und 
Kraft drin — her ein Druck entsteht, dem histori- 
schen Zug wieder nachzugeben, so wie man das 
kurz nach 1945 viel deutlicher getan hat, und daß 
der Druck, der dort ausgeübt werden wird, zu mehr 
paritätischer Mitbestimmung führt, als dieser Ge- 
setzentwurf sie bringt. Sie werden, dessen bin ich 
sicher, in den SPD-Abgeordneten dieses Parlaments 
immer aufgeschlossene Partner für solche Verbes- 
serungen finden. 

Der Kleinmut, der hinter dem Antrag betreffend 
§ 26 Abs. 2 steht, kennzeichnet das Gesetz auch 
noch an anderen Stellen. Er ist historisch völlig un- 
berechtigt. Mein Kollege Augstein hat darauf ver- 
wiesen, in welchem Ausmaß die politische Demo- 
kratie mit ihrem Bürgerrechts- und Minderheiten- 
schutz in diesem Land auf der Geschichte der Ar- 
beiterbewegung beruht. Mehr Demokratie und mehr 
Gleichberechtigung in den Betrieben könnten sich 
genauso darauf verlassen, daß diese demokratische 
Vergangenheit auch die demokratische Zukunft un- 
seres Landes ist. Deswegen an die Kollegen vor al- 
len Dingen der CDU/CSU gerichtet: Wenn Sie 
schon auf diese historische Erfahrung mit der Ar- 
beitnehmerschaft so wenig vertrauen wollen, dann 
sollten Sie sich im Verhältnis zu den Arbeitneh- 
mern einen Wahlspruch angewöhnen, der lautet: 
Mehr Gottvertrauen und weniger Pattfürchtigkeit! 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. Das Wort hat der Abgeordnete Graf Lambs- 
dorff. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Weniger Patt- 
fürchtigkeit, Herr Lambsdorff!) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich spreche 
hier zu den Änderungsanträgen unter Ziff. 9 und 
der Drucksache 7/4887. Zunächst zu dem Ände- 
rungsantrag zu § 26 Äbs. 2, den Sie, Herr Kollege 
Becker, begründet haben. Meine Fraktion wird die- 
sen Änderungsantrag ablehnen, weil wir davon 
ausgehen, daß die verfassungsrechtlich notwendige 
Mehrheit gesichert ist. 

Herr Sperling, was verfassungsrechtlich notwen- 
dig und vorgeschrieben ist oder nicht, liegt nicht 
im Bereiche des Wünschbaren, sondern liegt im Be- 
reiche dessen, was in der Verfassung steht. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wünschbares kann Zukunftsentwicklung sein, aber 
wir haben von der geltenden Rechtslage auszuge- 
hen. 

Die verfassungsrechtlich notwendige Mehrheit ist 
dadurch gesichert, daß bei Ausfall des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden die Zusatzstimme nicht etwa auto- 
matisch dem stellvertretenden Vorsitzenden zufällt. 
Sie ist dadurch gesichert, daß die Stimmbotenein- 
richtung des § 108 Abs. 3 des Aktiengesetzes für 
^ diesen Fall, Herr Becker, ausdrücklich vorgesehen 
ist. 

(Abg. Dr. Becker [Mönchengladbach] 

[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen; Herr Ab- 
geordneter Graf Lambsdorff, ich habe aus Ihrem 
Stocken schon entnommen, daß Sie die Zwischen- 
frage zulassen. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Vielen Dank, Herr 
Präsident. 

Dr. Becker (Mönchengladbach) (CDU/CSU): Herr 
Kollege Graf Lambsdorff, würden Sie mir zustim- 
men, wenn ich behaupte, daß Sie am 20. Januar in- 
nerhalb der FDP beschlossen haben, daß in § 24 
eine Bestimmung aufgenommen werden sollte, wo- 
nach die Wahl nicht gegen die Mehrheit der Stim- 
men der Anteilseigner vorgenommen oder daß das 
Quorum auf drei Viertel heraufgesetzt werden soll- 
te? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Becker, 
es gibt natürlich verschiedene Möglichkeiten, und 
es hat verschiedene Vorschläge gegeben. Wir ha- 
ben in der Diskussion der letzten 2 V 2 Jahre diverse 
Vorschläge diskutiert, wie man die eine oder ande- 
re Frage lösen kann. Worauf es hier und heute an- 
kommt, ist die Beantwortung der Frage, ob die jetzt 


(C) 

vorgelegte Lösung verfassungsrechtlich einwand- 
frei ist. Unsere Antwort darauf lautet: ja. Sie ist 
auch dann einwandfrei, Herr Becker — dies ist der 
zweite Fall, den Sie erwähnt haben — , wenn etwa 
ein Mitglied oder zwei Mitglieder der Anteilseig- 
nerseite eine Entscheidung gemeinsam mit der Ar- 
beitnehmerseite treffen. Es kann doch nicht unsere 
Aufgabe sein und es ist auch nicht die Vorschrift 
der Verfassung, die Anteilseigner gegen ihre eige- 
nen Entscheidungen zu schützen. 

Meine Fraktion wird auch den Änderungsantrag 
zu § 25 a ablehnen. Hier gibt es zwei Probleme, die 
berücksichtigt werden können und müssen. Der er- 
ste Gesichtspunkt ist der der größeren Praktikabili- 
tät. Der zweite Gesichtspunkt ist der der Einheit- 
lichkeit des Unternehmensrechts. Ich will ganz of- 
fen sagen, daß ich persönlich der Meinung bin, daß 
man den Fall des Nebels auf der Autobahn oder 
des nicht gestarteten Flugzeugs, also den Gesichts- 
punkt der Praktikabilität, so hoch einschätzen soll- 
te, daß ich persönlich diesem Antrag zustimmen 
könnte. Ich sage aber ausdrücklich „könnte" und 
nicht „kann". Meine Fraktion ist der Auffassung, 
der Gesichtspunkt der Einheitlichkeit des Unterneh- 
mensrechts geht vor. 

Hier, Herr Kollege Augstein, möchte ich nur sa- 
gen: W'enn man das Vertretungsrecht einbaut, so 
hat das natürlich nichts mit Mißtrauen gegen die 
Arbeitnehinerseite zu tun. Ein solches Vertretungs- 
recht käme ja selbstverständlich beiden Seiten zu- 
gute und nicht etwa nur einer Seite. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) (D) 

Ich kann mir sehr wohl vorstellen, daß nicht nur 
ein Anteilseigner, sondern auch ein Vertreter der 
Arbeitnehmerseite durch ein unvorhergesehenes 
Ereignis an der Teilnahme an einer Aufsichtsrats- 
sitzung verhindert ist. Eine Mißtrauensbekundung 
möchte ich also nicht darin sehen. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/ 

CSU]; Sehr richtig!) 

Sicherlich ist aber der Gesichtspunkt der Einheit- 
lichkeit des Unternehmensrechts wichtig. Nach den 
bisherigen Erfahrungen im Aktienrecht kann man 
davon ausgehen, daß die Einrichtung des Stimmbo- 
ten ausgereicht hat, um solche Schwierigkeiten zu 
überbrücken. 

(Zuruf des Abg. Dr. von Bismarck [CDU/ 

CSU]) 

— Ich weiß, Herr von Bismarck, was Sie mit Ihrem 
Zwischenruf sagen wollen. Wir haben die Argu- 
mente alle schon so oft ausgetauscht, daß wir uns 
nun wirklich im klaren sind. Viel Neues hat hier 
niemand mehr zu bieten. 

Es kommt natürlich hinzu — das ist ein Erfah- 
rungsgrundsatz — , daß jedenfalls in der Montan- 
Mitbestimmung bisher die gegen die Absicht des 
Gesetzes gerichtete Ausnutzung einer solchen Si- 
tuation, daß auf einer Seite plötzlich einer fehlte, 
nicht nachweisbar festzustellen ist. Die praktische 
Handhabung hat gezeigt, daß man so gearbeitet 
hat, daß es zu einer fairen Handhabung auch sol- 
cher — zugegebenermaßen Konflikt in sich bergen- 
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den — Möglichkeiten gekommen ist. Deswegen 
wird meine Fraktion diesen Änderungsantrag ab- 
lehnen. 

Ich habe eben gesagt, Herr Franke, ich „könnte" 
vielleicht einem Antrag wie dem zu § 25 a zustim- 
men. Ich könnte es dann, wenn er nicht, meine Her- 
ren von der Opposition — entschuldigen Sie die 
Formulierung — , so schlampig formuliert wäre. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Machen 
Sie ihn besser!) 

— Es ist nicht meine Aufgabe, die Arbeit der Op- 
position zu verbessern, Herr Franke, machen Sie es 
ruhig selbst. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Nein, 
wenn Sie zustimmen wollen!) 

Sie eröffnen hier die Möglichkeit, daß künftig Auf- 
sichtsratssitzungen in der Form stattfinden: ein An- 
teilseigner mit neun Vollmachten, ein Arbeitneh- 
mervertreter mit neun Vollmachten. Die können die 
Aufsichtsratssitzung gemeinsam abwickeln. Ein sol- 
ches Kasperlespiel kann der Gesetzgeber wohl 
nicht gut ermöglichen. 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit — das ist 
in der Debatte über die Änderungsanträge heute 
vormittag üblich geworden und wird wohl jetzt 
fortgesetzt werden — ein paar Bemerkungen zur 
allgemeinen Diskussion über die Mitbestimmungs- 
gesetzgebung machen. Es ist interessant zu sehen, 
daß die Opposition gewissermaßen eine Debatte in 
(B) Gruppen aus der Opposition selbst heraus führt. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/ 
CSU]: Wir sind eben eine Volkspartei!) 

Dabei gehe ich davon aus, daß die Kollegen Schrö- 
der und Pohlmann in der Frage des leitenden Änge- 
stellten immerhin noch für eine Mehrheit in ihrer 
Fraktion sprechen. Äber Herr Schröder, Sie mögen 
sich noch so sehr strampelnd bemühen, Ihre Ver- 
dienste in dieser Frage herauszustellen: Das, was 
Sie als eine Vorfeldorganisation der Unionsparteien 
für den Bereich der Führungskräfte sehen, scheint 
mir eher eine Etappenorganisation zu sein. Sie be- 
ginnt gleich mit den Worten; „Entgegen der Äuf- 
fassung der berufsständischen Organisationen ist 
nicht gewährleistet ..." Sie geben also zu, daß die 
berufsständischen Organisationen klar und deutlich 
gesagt haben, dieser Gesetzentwurf, dieses Wahl- 
verfahren sichere die Rechte der leitenden Ange- 
stellten, wie sie sie wollen. 

Wie gesagt, ich gehe immerhin davon aus, daß 
die Kollegen Pohlmann und Schröder für die Mehr- 
heit Ihrer Fraktion sprechen. Bei dem Kollegen 
Blüm — er ist leider nicht hier — kann man wohl 
nicht davon ausgehen. Hier hat man eher den Ein- 
druck, daß die CDU/CSU-Fraktion dem Kollegen 
Blüm einen gewissen Spielraum einräumt, wie das 
früher absolute Fürsten an ihren Höfen zu tun be- 
reit waren. 

(Heiterkeit bei der FDP und der SPD) 

Und dies, meine Damen und Herren, wird ja dann 
auch mit der mit einer solchen Aufgabe und sol- 


chen Einrichtung verbundenen Belustigungswir- (C) 
kung hier angeboten. 

Ernster allerdings, Herr von Bismarck, erscheint 
mir die Debatte um das Stichwort „Ermächtigungs- 
gesetz". Spräche der CDU- Wirtschaftsrat für die 
deutsche Wirtschaft, so würde ich sagen, daß diese 
Wortwahl eine Schädigung des Ansehens der deut- 
schen Wirtschaft bedeutet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber der CDU-Wirtschaftsrat spricht eben nicht für 
die deutsche Wirtschaft. Man weiß manchmal, wenn 
man die Stellungnahmen aus Ihrer eigenen Partei zu 
seinen Äußerungen hört, überhaupt nicht, für wen 
er eigentlich spricht. Sie hätten besser getan, Herr 
von Bismarck, so meine ich jedenfalls, diesen Aus- 
druck von vornherein und klar als einen Mißgriff zu 
kennzeichnen und damit diese Debatte zu beenden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — ■ Zuruf 

von der SPD: Das kann er ja noch nach- 
holen!) 

Gerade weil Sie in der Diskussion mit Herrn Wehner 
darauf hingewiesen haben, daß Sie Erfahrungen mit 
vielen anderen in diesem Hause teilen, hätten Sie 
diese Äußerung als Vorsitzender des Wirtschafts- 
rates nicht stehenlassen sollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Ich möchte allerdings zu Ihrer Zwischenbemerkung 
oder Zwischenfrage, Herr Kollege Wehner, sagen, 
daß es nicht nur eine Kränkung Ihrer Seite des 
Hauses ist, wenn Ihnen unterstellt wird, daß Sie mit P) 
der heutigen Zustimmung einem Ermächtigungs- 
gesetz zustimmen. Es ist eine Kränkung aller, auch 
derjenigen, meine ich, in der CDU-Fraktion, die 
heute zuzustimmen bereit sind. 

(Wehner [SPD]: Für andere kann ich doch 
nicht sprechen!) 

— Das ist richtig, danke. Dann sind wir einig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Graf Lambsdorff, gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten von Bismarck? 

(Zuruf von der SPD: Er sollte sich von der 
Erklärung distanzieren!) 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, ist Ihnen entgangen, daß erstens diese 
Terminologie benutzt worden ist, bevor wesentliche 
Änderungsanträge aus der Koalition auf dem Tisch 
lagen, 

(Zurufe von der SPD) 

und ist Ihnen zweitens entgangen, daß ich vorhin 
klargestellt habe, daß es sich nicht um eine Parallele 
zu den Vorgängen von 1933 gehandelt hat und auch 
nicht handeln sollte? Ich glaube, das sollte Ihnen 
genügen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr von Bismarck, 
dies ist mir nicht entgangen, aber Sie müssen mir 
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(A) 

eben nicht recht zugehört haben. Ich halte die Be- 
nutzung einer solchen Terminologie — Änderungs- 
anträge hin, Änderungsanträge her, vor oder nach 
Änderung — , halte die Einführung dieser Terminolo- 
gie, dieser Bezeichnung für ein Gesetzgebungsvor- 
haben des Bundestages für schlechthin unzulässig. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Sinn dieses Ge- 
setzes ist ja wohl auf Partnerschaft gerichtet, und er 
muß auf Partnerschaft gerichtet sein, wenn er eines 
seiner Ziele erreichen will, nämlich den Äusbau und 
die Verbesserung eines sozialen und betrieblichen 
Klimas in der Bundesrepublik, um das uns viele 
Länder in der Welt beneiden. Ein Gesetz kann nur 
so gut sein wie die Menschen, die es anwenden. 
Deswegen geht unser Äppell, der Appell meiner 
Freunde, sowohl an die Gewerkschaften wie auch an 
die Unternehmer. Hier, Herr von Bismarck, sehe ich 
eine Aufgabe für Sie, uns alle zu unterstützen. Es 
geht darum, die Risiken, die natürlich in einem sol- 
chen Gesetz liegen können, zu vermeiden und die 
Chancen, die in einem solchen Gesetz liegen, zum 
Wohle aller zu nutzen. In diesem Sinne werden wir 
ja heute, wie ich annehme, mit großer Mehrheit die- 
sem Gesetz zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Franke. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol- 
lege Lambsdorff, Sie haben eben formuliert, wenn 
der § 25 a besser und nicht so schlampig formuliert 
worden wäre, könnten Sie ihm zustimmen. Das ist 
doch aber eine seltsame Begründung. Wenn Sie das 
Anliegen, das wir mit § 25 a — Stimmrechtsübertra- 
gung — erfaßt wissen wollten, für richtig halten, 
wäre es, wie ich glaube, Ihre Pflicht gewesen, an 
einer möglichen Verbesserung des § 25 a mitzu- 
wirken und hier nicht in diesem Augenblick bei 
einem so schwergewichtigen Punkt zu solch einer 
einfachen Kritik anzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube. Sie haben das Wort „schlampig" nur 
benutzt, um Koalitionstreue zu beweisen, obwohl 
das Anliegen, das wir mit § 25 a angesprochen ha- 
ben, auch von der FDP oder doch zumindest von 
dem Redner der FDP, der hier gerade gesprochen 
hat, als richtig anerkannt wird. Herr Kollege Lambs- 
dorff, Sie haben das gesagt, nur die Schlußfolgerung, 
die Sie gezogen haben, scheint mir angesichts des 
Anliegens, das wir mit § 25 a angesprochen haben, 
unverantwortlich zu sein. 

Herr Kollege Augstein, Sie haben eine Rede ge- 
halten, die völlig am Thema vorbeiging. Sie sind 
auch auf meine Zwischenfrage zu § 26 Abs. 2 letzter 
Satz nicht eingegangen. Der Kenner der Verhält- 
nisse weiß auch, warum Sie darauf nicht eingegan- 
gen sind. Sie haben in einer — lassen Sie es mich 
einmal so ausdrücken — von klassenkämpferischen 
Tönen nicht ganz freien Manier Vorwürfe an unsere 
Adresse gerichtet. Sie wollten hier einen Pappka- 


meraden aufbauen und wollten sagen, wir seien (C) 
arbeitnehmerfeindlich. Herr Kollege Augstein, Sie 
haben sich auf unseren § 26 eingeschossen und ge- 
sagt, es wäre arbeitnehmerfeindlich, wenn im Kon- 
fliktfall und im Verhinderungsfall die zweite Stimme 
nicht auf die Arbeitnehmerbank entfallen dürfte. 

Das wäre Arbeitnehmerfeindlichkeit in höchster 
Potenz. 

Nichts anderes drücken Sie in Ihrem § 26 Abs. 2 
letzter Satz aus. Dem haben Sie im Ausschuß zu- 
gestimmt, und Sie werden ihm wahrscheinlich auch 
hier im Plenum zustimmen. Ich darf der Vollstän- 
digkeit halber den ganzen § 26 Abs. 2 mit der Ge- 
nehmigung der Frau Präsidentin hier einmal zitie- 
ren: 

Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stim- 
mengleichheit, so hat bei einer erneuten Ab- 
stimmung über denselben Gegenstand, wenn 
auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Auf- 
sichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. § 108 Abs. v3 
des Aktiengesetzes ist auch auf die Abgabe der 
zweiten Stimme anzuwenden. 

Den Zuhörern, die § 108 Abs. 3 des Aktiengesetzes 
nicht präsent haben, darf ich sagen: Hier geht es 
um die Frage der Stimmbotenschaft im Falle der 
Verhinderung eines ordentlichen Mitglieds des Auf- 
sichtsrates. Der letzte Satz von § 26 Abs. 2 lautet: 

Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme 
nicht zu. 

Meine Damen und Herren, in 99,99 ®/o der Fälle ist 
der stellvertretende Aufsichtsrasvorsitzende nach 
dieser Konstruktion des Gesetzes ein Arbeitnehmer- [D) 
Vertreter. Sie schließen aus, daß im Falle der Ver- 
hinderung des ordentlichen Mitglieds, das das dop- 
pelte Stimmrecht ausübt, die zweite Stimme auf den 
Arbeitnehmervertreter übertragen werden kann. Mir 
ist Ihre Intervention hier völlig unverständlich. Sie 
war parteipolitisch gefärbt und von der Absicht ge- 
prägt, die Öffentlichkeit zu verdummen. Das ist ein 
Motiv, das ich Ihnen unterstellen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Graf Lambsdorff hat sich mit dem 
Kollegen Sperling auseinandergesetzt. Dem, was 
er zu dessen Einlassungen gesagt hat, habe ich 
nichts hinzuzufügen. Herr Kollege Sperling, Sie mö- 
gen darüber streiten. Sie mögen darüber traurig 
sein. Sie mögen darüber entrüstet oder entsetzt 
sein: seit dem 19. Dezember 1974 gibt es auf Grund 
der Äußerungen der namhaftesten Verfassungs- 
rechtler der Bundesrepublik Deutschland eine an- 
dere Mitbestimmungslandschaft. Daß dies so ist, se- 
hen Sie auch an der enormen Veränderung der 
Regierungsvorlage im Hinblick auf die Einwendun- 
gen, die die Verfassungsrechtler dagegen erhoben 
haben. Lassen Sie mich freimütig hier gestehen: mir 
paßt das auch nicht. Aber um diesem Gesetz wirk- 
lich auf die Beine zu helfen und es nicht nach einer 
Klage vor dem Verfassungsgericht scheitern zu se- 
hen, blieb auch nach unserer Auffassung nichts an- 
deres übrig, als einen Einstieg in die Stimmrechts- 
übertragung als solche zu versuchen. 

Daß wir, Herr Kollege Graf Lambsdorff, die 
Stimmbevollmächtigung für besser halten, hat einen 


Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16063 


Franke (Osnabrück) 

(A) ganz einfachen Grund. Sie sagten, man müsse in der 
Kontinuität des Unternehmensrechts bleiben. Ich 
glaube nicht, daß es ein starker Bruch im Unterneh- 
mensrecht ist, wenn man vom Stimmboten auf die 
Stimmbevollmächtigung übergeht. Die Stimmbevoll- 
mächtigung hat nach unserer Auffassung den Vor- 
teil, daß sich derjenige, der die Stimmbevoilmächti- 
gung für das verhinderte ordentliche Aufsichtsrats- 
mitglied hat, etwas besser auf die sich verändernde 
Situation bei den Aufsichtsratsverhandlungen ein- 
stellen kann. Ich glaube — ich darf jetzt einmal von 
dem Restrisiko verfassungsrechtlicher Zweifel spre- 
chen — , daß dies ein Argument wäre, das vor dem 
Verfassungsgericht eher standhielte als die Stimm- 
botenschaft. Aber ich habe ja erklärt — in den Zei- 
tungen ist das schwarz auf weiß nachzulesen — , daß 
ich § 26 Abs. 2, wie er hier formuliert worden ist, 
verfassungsrechtlich nicht für zweifelhaft halte. Das 
ist meine persönliche Meinung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Sofort, Frau Prä- 
sidentin. 

Aber in meiner Fraktion gibt es eine ganze Reihe 
von Kollegen, die diese meine Auffassung nicht tei- 
len, und darum haben wir § 26 neu formuliert. Das 
geschah also aus zwei Gründen, erstens wegen einer 
größeren Elastizität und Flexibilität desjenigen, der 
die Bevollmächtigung hat, und zweitens, weil uns 
das vor dem Hintergrund der größeren Flexibiii- 

(B) tät und der Möglichkeit, daß dann durch Stimm- 
botenschaft eine Verhinderung nicht eintreten kann, 
hier eine größere Verfassungssicherheit gewährlei- 
stet. — Bitte schön, Herr Kollege Lambsdorff! 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zwischenfrage. 

Dr, Graf Lambsdorff (FDP); Herr Kollege Franke, 
darf ich nur um der Klarheit willen feststellen, daß 
ich in der Diskussion von Anbeginn der Meinung 
gewesen bin, daß die Stimmboteneinrichtung für 
die Zusatzstimme sowohl unter Gesichtspunkten der 
Verfassungsmäßigkeit wie unter Gesichtspunkten 
der Praktikabilität — ich wiederhole: für die Zu- 
satzstimme — völlig ausreicht? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Gut, ich habe 
diese Ihre Meinung gehört. Sie gestatten mir, daß 
ich hier meine Meinung dazu sage, weshalb ich mich 
in der Frage der Stimmbotenschaft dem angeschlos- 
sen habe, was im Sinne der größeren Elastizität ist. 

Zu den Kollegen der SPD muß ich noch einmal 
sagen; Der § 26 eignet sich, Herr Kollege Sperling^ 
nicht für klassenkämpferische Aussagen, Gehen Sie 
bitte davon aus, daß wir aus der Arbeitnehmer- 
gruppe meiner Fraktion — und auch bei uns ist das 
heftig umstritten gewesen — uns von dem Gedan- 
ken haben leiten lassen, daß dieses Mitbestim- 
mungsgesetz nicht eventuell bei der nächsten Klage 
vor dem Verfassungsgericht nachgebessert werden 
muß. Das ist das einzige Motiv. Seit dem 19. De- 
zember 1974 gibt es in der Mitbestimmungsfrage 


(Q 

eine andere Verfassungslandschaft; der müssen wir ' 

— leider oder Gott sei Dank, je nachdem, wo und 
wie man steht — auch hier in unseren Änderungs- 
anträgen und in unseren Anträgen im Ausschuß 
und aus dem Ausschuß heraus politisch Rechnung 
tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Rappe. 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Franke hat 
eben davon gesprochen, daß man hier einen Papp- 
kameraden aufbauen würde, um dann draufschla- 
gen zu können. Sehen Sie, Herr Kollege Franke, 
lassen Sie uns doch einmal versuchen, diese Frage, 
wenn möglich, in Ruhe vom Tisch zu kriegen. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Wir sind ja 
ganz ruhig!) 

Bei der ganzen Anlage dieses Gesetzes mit der 
gleichen Zahl von Aufsichtsratsmitgliedern beider 
Bankseiten geht es selbstverständlich um das Pro- 
blem der Pattauflösung. Und unsere Lösung im Ge- 
setzentwurf ist die, daß diese Pattauflösung im Auf- 
sichtsrat gefunden werden muß und es keine Ver- 
lagerung oder keinen Ausweg nach draußen gibt. 

Das entspricht eben ganz der Art und Weise, in der 
wir Mitbestimmung sehen, in der wir Mitbestim- 
mung anlegen wollen. 

(Abg. Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] mel- (D) 
det sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nein, ich habe nur fünf Minuten; es hat keinen 
Sinn, Bleiben Sie sitzen. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Sie sagen 
etwas Falsches, Herr Kollege Rappe!) 

— Nein, es geht um die Frage, daß nun bei einer 
gleichen Zahl von Vertretern der beiden Bänke 
das Patt nur mit dem doppelten Stimmredit des 
Aufsichtsratsvorsitzenden aufgelöst werden kann, 
wenn man eben nicht nach draußen will, nicht zum 
Registerrichter und auch nicht in die Hauptversamm- 
lung der Kapitaleigner. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Das ist 
doch erst der letzte Schritt!) 

— Natürlich, deswegen gibt es ja in den §§ 26 und 
28 vorweg andere Wege, aber genau diesen letzten 
Schritt muß das. Gesetz ja beinhalten, dazu muß ja 
etwas gesagt werden. Deswegen steht dem Stell- 
vertreter die zweite Stimme nicht zu, damit von 
Anfang an klar ist, wie die Pattauflösung entwickelt 
werden kann. 

Lassen Sie mich nun noch eine Bemerkung zur 
Frage der Stimmbotenschaft machen: Stimmboten- 
schaft nach unserer Auffassung deshalb, weil mit- 
bestimmte Unternehmen nicht anders behandelt wer- 
den sollen, als Unternehmen üblicherweise nach 
dem Aktiengesetz behandelt werden. 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Die sind 
doch in einer ganz anderen Lage!) 
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(A) Deswegen keine andere Regelung, denn wer eine 
andere Regelung will, deklassiert mitbestimmte 
Unternehmen. Das war das Kernstück der Proble- 
matik meines Kollegen Augstein, 

(Dr, von Bismarck [CDU/CSU]: Da besteht 
doch eine völlig andere Ausgangslage!) 

Soweit diese paar Bemerkungen. 

Ich will jetzt noch ein paar Minuten auf die Papp- 
kameraden des Kollegen Franke verwenden. Wis- 
sen Sie, Herr Kollege Franke, es fällt schwer, hier 
den dauernden Seiltanz der Vertreter der CDU/CSU 
zu erleben. Ich kann mich noch sehr gut an die erste 
Lesung dieses Gesetzentwurfs im Juli 1974 erinnern. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Dieses? — Weiterer Zurufe von der 
CDU/CSU: Stehen Sie denn auf festem 
Boden?) 

— Ja, dieses Gesetzentwurfs. 

Da sprachen vier Redner der CDU/CSU. Der auf- 
merksame Bürger, der diese vier Reden nachliest, 
der wird das Problem sehen: zweimal rechts, zwei- 
mal links. Da hat jeder von Ihnen das Gegenteil 
des anderen gesagt. Das ist ja Ihre Schwierigkeit, in 
der Sie stecken. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Da kann 
man nur lachen!) 

Nun zu einer langen Sammlung von Zitaten, die 
es hier anzubieten gibt: Damit sie einfach im Proto- 
koll der heutigen Sitzung stehen, will ich Ihnen 
noch ein paar Zitate mitgeben, auch wenn es Sie 
wahrscheinlich nicht allzusehr erfreuen wird. 

Herr von Bismarck, Ihre Feststellungen heute und 
Ihre Aussage zum Problem Gewerkschaften kann 
ich nicht ernst nehmen. Es gibt zwei Äußerungen 
von Ihnen, die mich auf das Schlimmste erschrek- 
ken. Am 8. Juli 1974 haben Sie vor dem Bundes- 
kongreß der Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU 
in Berlin laut Protokoll erklärt: 

Ich fürchte — und ich möchte das in allem Ernst 
ausdrücken — , daß Herr Vetter später einmal 
als einer der gefährlichsten Feinde gewerk- 
schaftlicher Freiheit in die Geschichte eingehen 
wird. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das müssen Sie im Zusammenhang mit Ihrer Erklä- 
rung sehen, die Sie im Protokoll nachlesen können. 

Nun will ich noch eiin zweites Zitat bringen. Herr 
von Bismarck sprach am 27. März 1974 vor dem 
Wirtschaftstag des CDU-Wirtschaftsrates vom 
„Selbstmordprogramm der Freiheit", das er in einem 
Funktionärsstaat sehe, zu dem die Mitbestimmungs- 
vorlage der Bundesregierung den wohl bisher ent- 
scheidenden Schritt vollziehe. 

Diese beiden Zitate ins Stammbuch! Dann brau- 
chen Sie über ein besonderes Verhältnis zu den Ge- 
werkschaften nicht mehr zu reden. Das nimmt Ihnen 
keiner mehr ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
von Bismarck [CDU/CSU]: Sie müssen den 
Mut haben, zur Sache zu sprechen!) 


Ein weiteres Zitat, In Sonthofen hat nicht nur (Q 
Herr Strauß gesprochen. Bedauerlicherweise ist Herr 
Stücklen immer zu gut dabei weggekommen; denn 
es gibt auch eine Rede von Herrn Stücklen, die er in 
Sonthofen gehalten hat. 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

In dieser Rede steht folgender Absatz: 

Aus all dem folgt, daß wir keinerlei Veranlas- 
sung haben, heute auf dem Gebiet Mitbestim- 
mung initiativ zu werden. Wir sollten die Koali- 
tion im eigenen Saft schmoren lassen, 

(Stücklen [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wenn wir jedoch durch die Regierung gezwun- 
gen werden sollten, zu ihrem Gesetzentwurf 
Stellung zu nehmen, würden wir hierauf natür- 
lich nicht verzichten, sondern uns bemühen, 
durch Änderungsvorschläge wie Urwahl, Aus- 
schluß von Externen und Minderheitenschutz 
durch lupenreines Gruppenwahlrecht den Re- 
gierungsentwurf zu entschärfen, um so wenig- 
stens das Schlimmste zu verhindern. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

In dem CDU-Papier von Hamburg steht etwas vom 
„Sozialverband". In diesem Zusammenhang emp- 
fehle ich Ihnen, die zweite Sonthofener Rede von 
Herrn Strauß zu lesen. Dort heißt es, daß Katzer 
und Barzel — ich brauche Ihnen das lange Zitat 
nicht vorzulesen; Sie kennen das selber — von völ- 
lig falschen Vorstellungen ausgingen, als sie das Un- 
ternehmen einen Sozialverband nannten. Der 
wischt das dann mit einer Handbewegung vom 
Tisch, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Wo sind 
denn Ihre Beiträge hier zum neuen Unter- 
nehmensrecht?) 

— Hier geht es darum, daß wir bei dem Seiltanz, 
den Sie vollführen, die schillernden Diskussdonsbei- 
träge, die Sie in zwei Jahren zu der ganzen Sache 
geliefert haben, festhalten, damit überhaupt jemand 
weiß, was Sie im Verlauf der Jahre zur Mitbestim- 
mungsdiskussion beigetragen haben, 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie springen jetzt auf den fahrenden Zug auf, 
aber zwei Jahre lang haben Sie doch zur sachlichen 
Diskussion in diesem Lande gar nichts beigetragen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie müssen doch 
vor Scham so rot werden wie ein Juso aus 
Gesinnung!) 

Ihr Parteivorsitzender und Kanzlerkandidat hat 
erklärt: 

Der Entwurf der Regierungskoalition über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Großunter- 
nehmen ist nach Meinung des CDU- Vorsitzen- 
den ein Anschlag gegen ein Stück Freiheit in 
unserem Lande. 

Er sagte weiter, daß dieses Gesetz zur Entmündi- 
gung der Arbeitnehmer führe 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: 1974 hat 

er das gesagt! Er hat recht!) 
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und daß die CDU an ihrer Auffassung des Prinzips 
der Freiheit festhalten werde. 

Dann hat Herr Biedenkopf erklärt, falls die CDU 
an die Regierung komme, würde dieses Gesetz ab- 
gesdiafft, sofern dies dann noch möglich wäre, oder 
die CDU würde mit einem Verbändegesetz antwor- 
ten. Das sagte er bei einem Gespräch in der Redak- 
tion der „NRZ". 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Sie müssen doch sa- 
gen, auf was sich das bezog, Herr Rappe! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Es ließe sich sehr wohl eine lange Reihe fest- 
legen. Ich will Ihnen nur in diesem Zusammenhang 
folgendes sagen: Ihre Reden von Pappkameraden 
und Ihre Diskussionsbeiträge hat man in dem Licht 
dieser Zitate der vergangenen zwei Jahre zu wer- 
ten, 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Das möchten 
Sie wohl!) 

damit deutlich wird, wer hier eigentlich den Arbeit- 
nehmern in der Bundesrepublik den Durchbruch zu 
mehr Mitbestimmung verschafft. Ihre Seite ist es 
doch nicht. Eine völlige Zerrissenheit gibt es in Ihrer 
Bundestagsfraktion zu dieser Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Franke. 

(B) 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Rappe hat hier bei den Zitaten, die er ge- 
bracht hat, nicht gesagt, daß sie von Herrn Kohl aus 
dem Jahre 1974 stammen. Das, was Herr Kohl 
1974 gesagt hat, habe ich auch in der ersten Le- 
sung am 20. Juni 1974 gesagt, und die gesamte 
Fraktion hat sich dem angeschlossen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hatten seinerzeit einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
diesen sogenannten Arendt/Maihofer-Kompromiß, 
der in seinem Kern zum Inhalt hatte, daß eine Ent- 
mündigung der Arbeitnehmer durch das Wahlmän- 
nergremium stattfinden sollte. Durch die Ausschuß- 
beratungen sind Sie dann auf die Ideen der CDU 
gekommen und haben sie angewendet, indem Sie 
im Ausschuß Minderheitsschutz und Wahlgrund- 
sätze in diesen Gesetzentwurf mit eingearbeitet ha- 
ben. 

(Zuruf von der SPD: Sie kennen Ihre eige- 
nen Beschlüsse nicht!) 

Herr Kohl hat 1974 recht behalten, als er diesen 
Gesetzentwurf als einen Entwurf zur Entmündigung 
der Arbeitnehmer bezeichnet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach der Änderung im Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat Herr Kollege Kohl 1975, nachdem 
Ihre Ankündigung kam, gesagt, hier sei ganz ein- 
deutig eine Anreicherung im Hinblick auf eine 
weitere Demokratisierung und im Hinblick auf eine 


Berücksichtigung der Minderheiten durchgesetzt 
worden. Dieser Gesetzentwurf trage die Züge der 
CDU; deswegen könne er ihm heute zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Herr Kollege Rappe, Sie machen hier unzuläs- 
sigerweise, wenn Sie so wollen, Geschichtsklitte- 
rung, indem Sie Kohl aus dem Jahre 1974 zitieren 
und dabei das Datum nicht sagen. Das, was Kohl 
1974 gesagt hat, hat er mit vollem Recht gesagt. 
Durch unsere Arbeit und in der Arbeit mit einem 
anderen Teil des Hauses ist dieser Gesetzentwurf 
verändert worden. Darum können wir ihm zustim- 
men. Wir haben die Veränderung durchgesetzt. Dar- 
auf sind wir stolz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und Her- 
ren, wir kommen zur Abstimmung über Ziffer 9 des 
Änderungsantrags der CDU/CSU auf Drucksache 
7/4887. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Wir müssen die Abstimmung wiederholen. 
Wer zustimmen möchte, den bitte ich, sich zu er- 
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag unter Ziffer 10 zum § 26. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den 
§ 26 in der Ausschußfassung. Wer zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Mit der gleichen 
Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen ab über § 27. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange- 
nommen. i 

Zu § 28 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Ab- 
schnittsweise!) 

liegt ein Änderungsantrag unter Ziffer 11 des Um- 
druckes 7/4887 vor. Er ist schon begründet. Wer dem 
Änderungsantrag zu § 28 zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über § 28 in 
der Ausschußfassung. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Nein, 

abschnittsweise, Frau Präsidentin! Ab- 
schnitte 1 bis 3 und Abschnitt 4 ff.!) 

— Abschnittsweise? — Wir stimmen also ab über 
§ 28 Abs. 1 bis 3 in der Ausschußfassung. Wer zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an- 
genommen. 
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(-^) Wir stimmen ab über § 28 Abs. 4 und 5 in der 
Aussdiußfassung. 

(Wehner [SPD]: Zeilenweise! — Heiterkeit 
bei der SPD) 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen ab über § 29. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange- 
nommen. 

Zu § 30 liegt ein Änderungsantrag unter Ziffer 12 
vor. — Zur Begründung Herr Abgeordneter Graf 
Stauffenberg. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Namens 
der CDU/CSU-Fraktion bitte ich das Hohe Haus, 
§ 30 des Gesetzentwurfs in der Ausschußvorlage ab- 
zulehnen und die ursprüngliche Fassung des Regie- 
rungsentwurfs wiederherzustellen. 

Mit dem Änderungsantrag der Koalitionsfrak- 
tionen wird erstmals der Arbeitsdirektor in dieses 
Mitbestimmungsgesetz eingeführt. Äus diesem 
Grunde war eine hinreichende Behandlung dieses 
Vorschlags in der bisherigen Beratung, vor allem in 
den vier Hearings, nicht möglich gewesen. Wir mei- 
nen, die Mehrheit in diesem Hause sollte nun, am 
Ende einer jahrelangen und leidenschaftlichen Dis- 
kussion, nicht, mit nachgeschobenen Vorschlägen 
fB) neuer Art mühsam die gleichen Fehler nachholen, 
• die sie an anderer Stelle auf Grund eingehender 
Überlegungen und zwingender Argumente und Er- 
kenntnisse noch korrigiert hat. 

Zum ersten. Zwischen den Koalitionsparteien und 
innerhalb der Bundesregierung werden Inhalt und 
materielle Wirkung der vorgeschlagenen Änderung 
sehr unterschiedlich, ja gegensätzlidi ausgelegt. Herr 
Kollege Schmidt (Kempten) hat bereits heute vor- 
mittag dargestellt, wie er und seine Fraktion den 
neuen § 30 verstehen. Für ihn und seine Äuslegung 
sprechen — das möchte ich hier ausdrücklich sagen 

— der Text und die Struktur des Gesetzes. Aber, 
meine Damen und Herr'en, Herr Minister Arendt hat 
doch schon im Dezember letzten Jahres deutlich 
gemacht, daß er mit der neuen Bestimmung den Weg 
des Montan-Mitbestimmungsgesetzes 1951 einge- 
schlagen sieht. Ich darf mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin zitieren: 

Im allgemeinen, besonders in Großunternehmen, 

— so schreibt Herr Arendt an seine Fraktion — 

wird der Arbeitsdirektor gleichwohl von der 

Arbeitnehmerseite kommen. 

In diesem Sinne argumentieren die Kollegen von 
der SPD. Schon aus der Übernahme des Titels Ar- 
beitsdirektor entnehmen sie für die Bestellung eine 
Sonderzuständigkeit der Arbeitnehmervertreter. Sie 
behaupten, es würden — ich zitiere — die Entwick- 
lungen aus dem Montanbereich in den Begriff ein- 
bezogen. 


Ganz anders sehen es die Kollegen von der FDP, 
und sie haben guten Grund dafür. Sie erklären, daß 
nach dem gemeinsamen Änderungsvorschlag eben 
nicht der Ärbeitsdirektor aus dem Montanbereich 
eingeführt werde. Für sie, die FDP, scheint sicher- 
gestellt, daß die Gewiditsverteilung im Aufsichts- 
rat bis hin zur Pattauflösung voll auf die Bestellung 
des Arbeitsdirektors durchgreift, daß gerade eine 
besondere Abhängigkeit des Arbeitsdirektors von 
den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat ausge- 
schlossen ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier 
wiederholt sich etwas, was wir aus anderen Dis- 
kussionen zu anderen Themen zur Genüge kennen. 
Aus gegensätzlichen, ja, unversöhnlichen Positionen 
heraus einigt man sich auf eine gemeinsame Formel, 
aber inhaltlich bleibt man uneinig. Nachdem man 
den semantischen Kompromiß gefunden hat, glaub- 
ten beide Seiten sich voll durchgesetzt zu haben. 
Man überläßt es der Praxis, dem Kräftespiel der 
Betroffenen und Beteiligten und schließlich und end- 
lich den Gerichten, was wirklich gelten soll. Dies ist, 
wie ich meine, ein ganz unmöglicher Vorgang. 

(Katzer [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Zur Rechtsstaatlichkeit gehört auch die Rechts- 
klarheit. Die Bürger in unserem Land, die Arbeit- 
nehmer, die Gewerkschaften, die Unternehmer und 
auch die Gerichte haben Anspruch auf klare, un- 
mißverständliche und eindeutige Gesetze. Was Sie 
hier vorschlagen, ist — dies wird deutlich, wenn 
man sich die verschiedenen Stellungnahmen ansieht 

— das Gegenteil. 

Zweitens. Mit ihrem Änderungsantrag zu § 30 be- 
geben sich die Koalitionsfraktionen erneut auf den 
rutschigen Boden verfassungsrechtlicher Zweifelhaf- 
tigkeit. Ich möchte Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD und der FDP, herzlich bitten, diese Be- 
denken sehr ernst zu nehmen und in nüchterner 
Sachlichkeit zu prüfen. Wir haben schon in der 
ersten Lesung dieses Gesetzentwurfes am 20. Juni 
1974 unsere verfassungsrechtlichen und ordnungs- 
politischen Bedenken gegen den Regierungsentwurf 
begründet. Auch ich habe dies an dieser Stelle ge- 
tan. Zumindest die Damen und Herren von der SPD 
haben uns — insbesondere midi — sehr dafür ge- 
scholten. Der Herr Kollege Farthmann ließ seine 
Ausführungen damals in der Behauptung gipfeln, 
was in meinen Ausführungen an „Gewerkschafts- 
feindlichkeit, Gewerkschaftsfurcht und Gewerk- 
schaftsablehnung“ angeklungen sei, habe er „im 
Jahre 1974 des Herrn nicht mehr für möglich ge- 
halten“. 

(Geiger [SPD]: Wie recht er hatte!) 

— Herr Kollege, was nach den Beratungen in den 
Ausschüssen, den Anhörungen der Sachverständi- 
gen, der völligen Umkrempelung des ursprünglichen 
Gesetzentwurfs durch Sie und Ihre Änderungsvor- 
schläge von jenen weiß Gott unberechtigten, unsach- 
lichen und wahrheitswidrigen, ja, diffamierenden 
Vorwürfen übriggeblieben ist, fällt nun allein auf 
Sie zurück, meine Damen und Herren von der SPD. 
Sie müssen sich doch nun selber an den Hut stecken, 
was Sie damals mir und uns vorgeworfen haben. 
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Der Bundesarbeitsminister hatte in der ersten 
Lesung hier noch erklärt, daß beispielsweise der 
„Stichentscheid" im Grunde mit echter Mitbestim- 
mung unvereinbar sei, eben mit dem, was er unter 
Mitbestimmung versteht. Heute muß er sich nun 
gerade für diese Lösung einsetzen. Ich glaube nicht, 
daß man sich eine schwerere Niederlage für einen 
Minister vorstellen kann. Wir waren und sind ande- 
rer Meinung, als der Bundesarbeitsminister Arendt 
es damals war. Für uns gab und gibt es nur eine 
mögliche Mitbestimmung, nämlich eine, die auf dem 
Boden des Grundgesetzes steht, die die Funktions- 
fähigkeit des Wirtschaftens gewährleistet und damit 
nicht zuletzt die Arbeitsplätze sichert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
FDP, ich habe rein menschlich großes Verständnis, 
wenn Sie jetzt versuchen, diese weitgehende Ver- 
änderung des ursprünglichen Regierungsentwurfs als 
Erfolg an Ihre Fahnen zu heften. Aber hier muß doch 
diese Frage erlaubt sein: Wer und was hat Sie denn 
im Januar 1974 gezwungen, einen Entwurf vorzu- 
legen, von dem Sie bald darauf selbst sagten, daß er 
verfassungswidrig sei? 

(Stüdclen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Warum haben Sie denn nicht von Anfang an einen 
Entwurf vorgelegt, der keine verfassungsrechtlidie 
Risiken beinhaltet? Was hätten Sie gemacht, wenn 
nicht wir von der Opposition in mühsamem, zähem 
Ringen das vierte Hearing, das Verfassungshearing 
durchgesetzt hätten? Da holt man erst — gewisser- 
maßen — den Hammer heraus und fuchtelt mit ihm 
(®) herum, läßt sich in langen und zähen Debatten über- 
reden, ihn wieder einzustecken, und beansprucht für 
diese heldenhafte Tat dann noch die Lebensrettungs- 
medaille. Das tun Sie doch, wenn Sie heute als Retter 
der Marktwirtschaft posieren. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Das ist das Uner- 
gründliche der FDP!) 

Herr Kollege Mischnick hat laut „Tagesdienst" 
seiner Fraktion am 9. Dezember 1975 betont, es gehe 
„um stärkere Beteiligung des einzelnen Arbeitneh- 
mers und einen Ausbau des Gruppenprinzips wie 
des Minderheitenschutzes"; gleichzeitig ging es, so 
sagte er, um den Ausschluß verfassungsrechtlicher 
Risiken. Herr Kollege Mischnick, das ist alles ganz 
korrekt. Darum ging es und geht es auch der CDU 
und der CSU. Herr Kollege Mischnick, darum ging 
es uns aber schon, bevor Sie Ihren ersten Entwurf 
vorlegten. Darum ging es uns schon, bevor viele von 
uns durch ein Verfassungshearing vielleicht noch 
klüger geworden sind. Die Argumente waren im 
wesentlichen ja bereits der großen Ansammlung von 
Literatur zu entnehmen. Sie stecken sich jetzt bunte 
Federn eines angeblichen Erfolges an den Hut; aber 
das Rupfen dieser Federn haben Sie anderen über- 
lassen, und dieses Rupfen, meine Damen und Her- 
ren, haben wir, die Opposition, für Sie erledigen 
dürfen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die tiefgreifenden Verbesserungen, mit denen der 
Regierungsentwurf — es sind zweifellos tiefgreifen- 
de Verbesserungen — jetzt vorliegt — sind im 
Grunde überhaupt nicht Erfolg einer Partei über 


eine andere. Sie sind — so sehe ich das — im 
wesentlichen der Erfolg des Grundgesetzes und der 
Grundrechte und der Vernunft über ideologische Irr- 
wege. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD]: Merken Sie 
nicht, daß Sie das Grundgesetz ideologi- 
sierenl) 

— Das tue ich nicht. Ich halte mich nur daran. 

Bei der Korrektur des Regierungsentwurfes galt 
es, neben Artikel 14, über den heute schon gespro- 
chen worden ist, vor allem Artikel 9 zu wahren: 
Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie und das Prinzip 
der Gegnerfreiheit. Nach der Pattmitbestimmung des 
Regierungsentwurfs werden die Tarifverhandlungen 
von der offenen, fairen Auseinandersetzung, wie sie 
es nach dem Grundgesetz sein sollten, zu einem In- 
sich-Geschäft degeneriert. Auf beiden Seiten säßen 
die Vertreter derselben Gruppe, der gleichen Organi- 
sationen mit entscheidendem Einfluß. Auf der Arbeit- 
geberseite wäre die Gegnerfreiheit, geschützt durch 
Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes, nicht mehr ge- 
währleistet. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD]: Reine Ideo- 
logie!) 

— Meine Damen und Herren von der SPD, da kann 
man auch nicht mit der Ideologie arbeiten. Das ist 
Ideologie, daß die gleichen Funktionäre im Auf- 
sichtsrat, wenn es um die Bestellung des Vorstands 
geht, plötzlich wie mit Zauberschlag aus Arbeitneh- 
mern und Arbeitnehmervertretern und Gewerk- 
schaftlern zu Arbeitgebern würden. Einen solchen 
Rollenwechsel, man muß eigentlich sagen: Identi- (D) 
tätstausch, kann doch niemand einem überzeugten 
Gewerkschaftler auch nur zumuten. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD]: Das ist heute 
schon eine ständige Praxis in zahlreichen 
Betrieben!) 

Mit der zweiten Stimme des Aufsichtsratsvorsitzen- 
den, meine Damen und Herren, mit der Einführung 
des Stichentscheides auch bei der Bestellung des 
Vorstandes sind die ärgsten Gefahren für die Prin- 
zipien des Artikels 9 zunächst behoben worden. Sie 
haben hier die Konsequenz aus den Verfassungsbe- 
denken gezogen. Insofern haben die Änderungsan- 
träge der SPD und FDP nichts anderes gemacht, als 
die logische Konsequenz aus unserem Tarifvertrags- 
system gezogen, das doch gerade der SPD sonst so 
sehr am Herzen liegt. 

Wir haben bei den bisherigen Vorschriften be- 
reits darüber gesprochen, debattiert und abgestimmt. 
Meine Damen und Herren von der SPD, mit der 
Einführung des Arbeitsdirektors gemäß § 30 schei- 
nen Sie die gleichen Fehler doch, wenn man Ihrer 
Auslegung folgt, durch die Hintertüre wieder ein- 
bringen zu wollen. Nach Ihrer Interpretation würde 
die Gefahr einer Aushöhlung der Tarifautonomie 
erneuert und entscheidend verschärft werden. Der 
Änderungsvorschlag der Koalitionsparteien gibt 
aber über den Umfang, die Aufgaben und Zustän- 
digkeiten des Arbeitsdirektors keine Auskunft. 

Der Bundesarbeitsminister gibt die Erklärung ab, 
der Arbeitsdirektor werde „schon von seiner Be- 
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Zeichnung her einen unentziehbaren Kernbereich 
in Personal- und Sozialfragen haben". Was aber, 
Herr Minister, zu diesem „unentziehbaren Kernbe- 
reich" gehört, ob dazu beispielsweise auch die Zu- 
ständigkeit für Betriebsvereinbarungen oder Tarif- 
verhandlungen, die Vertretung des Unternehmens in 
Arbeitgeberverbänden gehören würde und müßte, 
bleibt bisher offen und ungeklärt. Zwar hören wir 
dann wieder von den Vertretern der Regierung, 
und wohl auch von der FDP, daß „der Arbeitsdirek- 
tor nicht qua Amt die Repräsentation gegenüber 
dem Betriebsrat oder den Tarifvertragsparteien" 
übernehme. Dies sei Sache, so sagen Sie, der Ge- 
schäftsordnung, die der Aufsichtsrat dem Vorstand 
gebe. 

Aber meine Herren von der FDP, selbst wenn 
diese Ansicht zutrifft, bleibt es doch zumindest zwei- 
felhaft, ob eine solche Zuständigkeitsteilung prak- 
tisch durchzuführen ist Aus dem Kernbereich in 
Personal- und Sozialfragen ergibt sich doch sicher- 
lich, daß der Arbeitsdirektor derjenige ist, Graf 
Lambsdorff, der für Betriebsvereinbarungen und 
Tarifverhandlungen die Informationen liefert, der 
die Unterlagen erarbeitet und bereitstellt und damit 
die Verhandlungspositionen auf der Arbeitgeber- 
seite und der Unternehmensführung im wesentlichen 
vorausbestimmt und vorbestimmt. 

Wenn der Arbeitsdirektor — um wiederum der 
Argumentation der SPD zu folgen — zu einer Art 
von Organ der Arbeitnehmerseite würde oder, bes- 
ser gesagt, der Arbeitnehmervertreter, in faktischer 
Abhängigkeit von den Arbeitnehmervertretern 
fB) wäre, 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD]; Das will kein 
Mensch!) 

dann, Herr Kollege Arndt, stünde das Grundrecht 
des Art. 9 auf dem Spiel. Ich bitte nochmals, dies 
sehr ernsthaft zu überlegen. Als wir diese Verfas- 
sungsbedenken an anderer Stelle in der ersten 
Lesung angesprochen haben, haben Sie uns be- 
schimpft. Jetzt bitte ich Sie doch sehr herzlich, diese 
gleichen Argumente, die wir hier bringen — an 
anderer Stelle haben Sie sie berücksichtigt — •, jetzt 
auch wieder zu prüfen, bevor Sie mit voreiligen 
Gegenmeinungen und Urteilen kommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP); Herr Kollege Graf 
Stauffenberg, sind Sie sich darüber im klaren, daß 
nach dem Bericht des federführenden Ausschusses 
und der sehr subtilen und korrekten Darstellung, 
die der Berichterstatter, Herr Kollege Sund, heute 
morgen hier gegeben hat, Sie der erste sind, der 
diese Interpretation des Arbeitsdirektors in die 
Debatte des Gesetzgebers bringt? 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, darf ich Ihnen hiermit sagen, daß nach 
wie vor die Äußerungen des Herrn Bundesministers 
Arendt im Raum stehen und daß außerdem das, was 


Herr Kollege Sund heute morgen hier gesagt hat, 
diese meine Zweifel gerade bestärkt. Ich muß das 
hier sagen, denn wir müssen über diese Frage an 
diesem Ort noch sprechen, solange es möglich ist 
und es in unserer Hand liegt, eine Verbesserung 
einzuführen. Es hat doch keinen Sinn, Stillschwei- 
gen darüber zu bewahren und so zu tun, als sei alles 
in Ordnung, und es nachher dem freien Kräftespiel 
draußen zu überlassen, was dann Rechtens sein 
soll. Das geht doch wirklich nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur wenn der Gesamtvorstand für die Tarifpolitik 
zuständig ist, wenn das für diesen Bereich zustän- 
dige Mitglied des Vorstands 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
SPD: Keine Ahnung!) 

— wieso lachen Sie eigentlich darüber; das ist die 
Auskunft, die uns der Regierungsvertreter in den 
Ausschüssen gegeben hat; erkundigen Sie sich doch 
einmal bei Minister Arendt, ob das stimmt oder 
nicht — nicht in einer Sonderabhängigkeit von je- 
nen steht, denen es am Verhandlungstisch gegen- 
übersitzt, kann man von einem verfassungsrechtlich 
unbedenklichen Gesetz sprechen. 

Herr Kollege Wehner, Sie haben in Ihrer unnach- 
ahmlichen Art die völlige Änderung des Regierungs- 
konzepts in einer Presseerklärung wie folgt begrün- 
det — ich darf zitieren, Frau Präsidentin — : 

Das letzte war das Schwerwiegende, war auch 
für uns ein Signal, daß wir das in unseren 
Kräften und Vermögen Liegende zu tun hätten, 
um zu verhüten, daß der Entwurf in Karlsruhe (Dl 
hängen bleibt. Deswegen haben wir uns also 
Mühe gegeben, damit es hier keine Hebel gibt, 
an denen man hin und zurück rucken könnte. 

Soweit Herr Kollege Wehner. — Meine Damen und 
Herren von der SPD, mit der Änderung des § 30 
nach Ihren Vorschlägen und Ihrer Auslegung schaf- 
fen Sie eben diesen Hebel, mit dem das Gesetz vor 
dem Bundesverfassungsgericht landen kann. Sollte 
Ihr Vorschlag Gesetz werden, würden wir uns nicht 
wundern, wenn er über kurz oder lang „in Karls- 
ruhe hängen" würde — um hier noch einmal mit 
Herrn Kollegen Wehner zu sprechen. Der § 30 des 
ursprünglichen Regierungsentwurfs war — im Ge- 
gensatz zu sehr vielen anderen Paragraphen des 
damaligen Regierungsentwurfs — eine klare, un- 
mißverständliche und vernünftige Vorschrift. Er war 
sinnvoll, und er war verfassungsrechtlich einwand- 
frei. 

Namens meiner Fraktion bitte ich, unserem Än- 
derungsantrag zuzustimmen und § 30, wie ihn der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegt 
hat, abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Rappe. 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Graf Stauffenberg, eins 
vorweg: Ich glaube. Sie müssen sich mit Ihrem Kol- 
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Rappe (Hildesheim) 

legen Franke darauf einigen, ob nun Sie das Ge- 
setz beeinflußt oder wir es gemacht hätten, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Zuhören können 
Sie auch nicht!) 

wie das normalerweise der Fall ist, daß die Koali- 
tion das Gesetz macht. Das können Sie nicht in 
jedem Diskussionsbeitrag umdrehen, so wie es ge- 
rade paßt. Sie werden später einmal im Protokoll 
sehen, was für Kobolze im Laufe des heutigen Ta- 
ges Sie hintereinander geschossen haben. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie sind der ein- 
zige, der es gemerkt hat! — Weiterer Zu- 
ruf von der CDU/CSU: Das haben Sie doch 
gestern schon aufgeschrieben!) 

Nun eine zweite Bemerkung. Herr Kollege Graf 
Stauffenberg, wenn Sie von Mitbestimmung reden, 
dann hat man den Eindruck, daß Sie den Aufsichts- 
rat, die Arbeitnehmerbank und auch die Funktionen 
sowie die Aufgabenstellung eines Arbeitsdirektors 
nicht kennen können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Graf Stauffenberg? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Bitte schön! 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Kollege 
Rappe, da Sie zwischen Herrn Franke und mir 
apropos des Entstehens der Änderungen Unterschie- 
de sehen, können wir uns vielleicht auf die fol- 
gende Formulierung einigen: Wir haben die inhalt- 
lichen Anstöße gegeben. Sie haben es übernommen, 
Formulierungen zu finden? Das gilt allerdings nicht 
für § 30. 

(Lachen bei der SPD) 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Herr Graf Stauffen- 
berg, wenn Sie für die CSU sprechen, schon einmal 
gar nicht. Denn da gibt es ja Parteitagsbeschlüsse 
— • na ja — und Reden von Sonthofen, 

(Eilers [Wilhelmshavp] [CDU/CSU]: Kal- 
ter Kaffee! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

die Sie sich einmal in Ruhe angucken sollten. Wenn 
Sie für die CDU sprechen wollen, dann muß ich 
Ihnen sagen: Auch Sie kennen die Anträge oder 
die beschlossene Konzeption von Hamburg nicht. 

(Zuruf des Abg. Graf Stauffenberg [CDU/ 

CSU]) 

— Nein, wir können uns nicht einigen. Ich kann 
Ihnen den Gefallen nicht tun. 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Das liegt 
aber an Ihnen, Herr Kollege Rappe!) 

Nun eine weitere Bemerkung: Den in diesem Ge- 
setz skizzierten Arbeitsdirektor — ich glaube, das 
wird bei der ganzen Diskussion doch sehr oft ver- 
gessen — gibt es schon seit Jahren im Mitbestim- 
mungssicherungsgesetz — so wird es praktiziert — , 
und auf dieser Basis ist die Stellung des Arbeits- 
direktors der aller anderen Vorstandsmitglieder 
gleichberechtigt. 


Vizepräsident Frau Funcke; Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Blüm? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Ja, Da bin ich ge- 
spannt. 

Dr. Biüm (CDU/CSU): Herr Kollege Rappe, wür- 
den Sie mir zugestehen, daß der Arbeitsdirektor im 
Mitbestimmungsergänzungsgesetz mit Ihrem Ar- 
beitsdirektor nicht vergleichbar ist, weil im Mitbe- 
stimmungsergänzungsgesetz die Parität verwirklicht 
ist? 

Rappe (Hildesheim) (SPD); Darüber, Herr Kollege 
Blüm, werden wir später 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Blüm 
[CDU/CSU]: Jetzt, jetzt!) 

auf Gewerkschafts- oder Forumsveranstaltungen 
hoffentlich noch einmal diskutieren. Für Sie besteht 
das ganze Problem der Parität in der Frage des 
Stichentscheids. Oder — das habe ich den ganzen 
Tag nicht herausgekriegt, das ist bei Ihnen allen, 
ganz interessant — besteht für Sie die Belastung 
der Parität in der Zusammensetzung der Arbeitneh- 
merbank? 

(Dr. von Bismarck [CDU/CSU]: Wir richten 
uns nach der Verfassung!) 

Auch darüber gibt es bei Ihnen keine klare Ant- 
wort, weil Sie sich sehr wohl an der Frage vorbei- 
mogeln möchten, wie Sie denn eine klare Haltung 
zu den leitenden Angestellten einnehmen könnten. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Also, klarer als 

Ihre Haltung ist meine Meinung schon!) 

Wir werden ja hoffentlich noch Gelegenheit haben, 
darüber zu reden. Ich biete Ihnen Forumsveranstal- 
tungen vor Arbeitnehmern und Gewerkschaftlern 
an, damit einmal deutlich wird, wer denn eigentlich 
Arbeitnehmerpolitik in diesem Lande betrieben hat 
und wer nicht, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Ihr nicht! 

Ihr nicht!) 

und welche Koppelungen von Gesetzen die Arbeit- 
nehmer heute nach diesen Jahren der Koalition in 
den Stand versetzen, ihre Rechte besser auszunut- 
zen als je zuvor in diesem Lande. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Inflation! 

Beitragserhöhung noch und noch!) 

— Herr Franke, auch wenn Sie noch so laut rufen: 
Die deutschen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
sind — ob Sie es wahrhaben wollen oder nicht — 
die Arbeitnehmer, die die besten Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsrechte in der Welt haben, und zwar 
durch die Gesetzgebung der Koalition im Verlauf 
der letzten Jahre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 

[Osnabrück] [CDU/CSU]: Die haben wir 

doch gemacht! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 
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(A) 

— Sie haben doch 20 Jahre Pause gemacht mit 
Arbeitnehmerrechten und Arbeitnehmerpolitik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Erneute 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Jenninger, als Sie die Schamfrist von 1949 
bis 1952 hinter sich hatten, war bis 1966 oder bis 
1969 Pause. Das ist der Tatbestand. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde- 
mann [CDU/CSU]: Was haben Sie denn ge- 
macht, Herr Rappe? — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU]: Habt ihr das Betriebsverfassungsge- 
setz gemacht?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Müller (Berlin)? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Aber ja. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU): Herr Kollege Rappe, 
können Sie dem Hohen Hause wenigstens den Grund 
mitteilen, warum die Beratungen im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung so lange ausgesetzt 
waren? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Weil wir die Ergeb- 
nisse der ganzen Diskussion verarbeitet und dann 
eine politische Lösung vorgelegt haben. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

(B) Das wissen Sie genau. Darum brauchen wir gar nicht 
herumzureden. Da hat keine Seite der Koalition 
etwas zu verbergen. Der Tatbestand ist nur, daß 
diese Koalition ein Gesetz vorlegt und daß Sie 
lamentieren und diskutieren und versuchen, sich 
daran vorbeizumogeln. Das ist der Tatbestand. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber nun ein paar Bemerkungen zu § 30. Meine 
Damen und Herren von der Opposition, Ihr Ände- 
rungsantrag paßt überhaupt nicht mehr in dieses 
Gesetz. Durch die Veränderungen und Verbesserun- 
gen, die der Regierungsentwurf erfahren hat, ist die 
klarere Definition dieses Vorstandsmitgliedes wich- 
tig und notwendig. Zunächst sagt der neue § 30, 
dieses Vorstandsmitglied mit der Bezeichnung Ar- 
beitsdirektor ist ein gleichberechtigtes Mitglied des 
Organs. Gegen diese Feststellung können nur die 
wirklichen Mitbestimmungsgegner etwas sagen; das 
kann wohl nicht ernsthaft diskutiert werden. 

Zweitens sagt dieser Paragraph, daß der Arbeits- 
direktor wie die übrigen Vorstandsmitglieder seine 
Aufgaben in engem Einvernehmen mit den übrigen 
Vorstandsmitgliedern auszuüben hat. Ich denke, 
man kann nichts dagegen einwenden, daß dieses so 
besonders bezeichnete Vorstandsmitglied so arbei- 
ten soll, wie es dieser Paragraph weiter sagt. Es 
heißt weiter: „Das Nähere bestimmt die Geschäfts- 
ordnung." Wir gehen davon aus, daß der Arbeitsdi- 
rektor in seiner Abteilung die Kernbereiche der So- 
zial- und Personalfragen hat. Was dann noch hinzu- 
kommt, regelt die Geschäftsordnung des Vorstan- 
des. Er muß also nicht nur Personal- und Sozialfra- 


gen bearbeiten. Sein Name „Arbeitsdirektor" sagt (C) 
schon, es ist ein wesentlicher Arbeitsbereich für ihn. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Ein „sehr überzeu- 
gendes" Argument!) 

Nun noch ein zweiter Punkt, der viel undrama- 
tischer ist, als es manche gern hätten. Wir setzen 
darauf, daß alle undogmatischen und vor allem un- 
verblendeten Praktiker in den Betrieben, also die 
praktizierenden Arbeitgeber, sehr viel sachbezoge- 
ner und vernünftiger handeln, als viele politischen 
Funktionäre der Arbeitgeberverbände oder ihre 
politischen Freunde auf der rechten Seite dieses 
Hauses das wahrhaben wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist nämlich die Praxis in den Betrieben. Diese 
Praktiker wissen, daß im Aufsichtsrat des Betriebes 
oder des Unternehmens sehr viel weniger in Kon- 
frontation gehandelt, gearbeitet und gedacht wird, 
als manche glauben oder glauben machen möchten. 

Eine moderne und kluge Unternehmensleitung und 
Arbeitgeberseite im Aufsichtsrat wird den Kompro- 
miß suchen und nicht immer mit der Stichentscheids- 
stimme die Arbeitnehmerbank überstimmen. Bei der 
Bestellung des so benannten Arbeitsdirektors wird 
man beurteilen, wie er mit der Arbeitnehmerseite 
reden kann, ob es also ein Vertrauensverhältnis 
gibt. Niemand braucht hier mehr hineinzugeheimnis- 
sen, als in dem Paragraphen steht und was die bis- 
herige Übung ist und was die bisherige Praxis auf- 
zeigt. Mitbestimmung heißt bessere Verteilung der 
Macht und der Verantwortung. Aber sie bedeutet 
eben auch Kooperation beider Seiten und Beachtung 
beider Interessensbereiche. Die Handhabung des § 30 
ist ein Prüfstein für Mitbestimmungsverwirklichung, 
nicht mehr, aber auch nicht weniger. Die Bezeich- 
nung „Arbeitsdirektor" ist mit voller Absicht dem 
Erfahrungsbereich bisheriger Mitbestimmungsrege- 
lungen entnommen. Der Paragraph entspricht also 
unseren Vorstellungen von einem Mitbestimmungs- 
gesetz. Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schmidt (Kempten). 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]; Kollege Schmidt 
schließt sich jetzt der Meinung des Kolle- 
gen an! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Schmidt (Kempten) (FDP): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich der Oppo- 
sition ein Kompliment machen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Bravo!) 

Es ist ihr wirklich im Rahmen der Antragsbegrün- 
dung gelungen, dem Deutschen Bundestag und der 
zuhörenden Öffentlichkeit deutlich zu machen, wie 
viele Meinungen es über Mitbestimmung ln der 
Opposition in Wirklichkeit gibt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Es ist bei der Antragstellung wirklich gelungen 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU]: 

Wir sind eben eine Volkspartei!) 
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Schmidt (Kempten) 

(A) — Ja, ich habe ja nichts dagegen. Ich mache ihr 
ein Kompliment. Es ist also wirklich gelungen, daß 
jeder Mitbestimmungsuntergruppenführer in der 
Opposition hier über Antragsbegründungen hinaus 
noch seine Meinung sagen konnte. 

(Zuruf des Abg. Dr. von Bismarck [CDU/ 
CSU]) 

— Ja, ich freue mich ja darüber, und ich habe ihr 
ein Kompliment gemacht. Aber ich gehe auch davon 
aus, daß alle diejenigen, die zugehört haben, sehr 
genau gemerkt haben, daß all das, was hier versucht 
worden ist 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Daß ihr 
Trittbrettfahrer seid!) 

an Gemeinsamkeit, Kollege Franke, was heute früh 
versucht worden ist, die ganze innerparteiliche und 
interfraktionelle Diskussion zu überdecken, eben 
nicht möglich war; Heute wurde das eben deutlich. 
Das ist Ihr gutes Recht. Ich mache Ihnen ein Kom- 
pliment dafür. 

Sie haben deutlich gemacht, wie unterschiedlich 
das ist, beginnend mit Norbert Blüm, endend mit 
Graf Stauffenberg. All das, wie gehabt in den letzten 
Monaten. All das, wie gehabt im Ausschuß. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]; Sagen Sie auch noch 
etwas zum Arbeitsdirektor?) 

Noch eine Bemerkung! Herr Kollege Stauffenberg, 
Sie haben hier 

(Stücklen [CDU/CSU]: „Graf\i) 

(B) 

— Ja, Herr Kollege Graf Stauffenberg, mein lieber 
Richard Stücklen, sage ich auch gern. Aber ich 
möchte eigentlich gar nicht sagen: „Nomen est 
omen". 

(Zurufe von der CDU/CSU: Kollege Stück- 
len meinte doch Graf Lambsdorff! — Heiter- 
keit) 

— Ja, eben, da sehen Sie, es gibt auch liberale Gra- 
fen. Die sind bei uns. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die benehmen 
sich auch wie Barone!) 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, ich 
möchte hier doch noch einmal klarstellen, Herr Kol- 
lege Stauffenberg, ich nehme den Doktor gern zu- 
rück. Neulich habe ich in einem Brief „Dr. Stauffen- 
berg" geschrieben. Ich wußte es nicht genau. Er hat 
mir da geschrieben, daß es nicht so wäre. Ich nehme 
den Doktor zurück. Aber dafür sage ich Graf. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Was hat das mit 
dem Arbeitsdirektor zu tun? — Dr. Becker 
[Mönchengladbach] [CDU/CSU] : Die Bemer- 
kungen sind völlig überflüssig! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Graf Stauffenberg, Sie haben noch 
einmal den Regierungsentwurf auf seine angebliche 
Verfassungsfeindlichkeit angesprochen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Verfassungsfeindlichkeit, Verfassungswidrigkeit, 
gut, okay, ich korrigiere mich, Kollege Stücklen. Ich 


habe heute früh bereits deutlich gemacht, daß auch 
wir in der ersten Lesung bemüht waren, daß festge- 
stellt wird, wo Verfassungsprobleme bestehen 
könnten. Aber ich wundere mich doch darüber, was 
Sie hier so tun, und muß das noch einmal wieder- 
holen, weil ich mich noch sehr gut erinnere. Ich 
schicke Ihnen gern einmal die Fotokopien der Aus- 
sagen Ihrer vielen Parteifreunde, die seinerzeit, als 
dieser Regierungsentwurf, den wir bis heute we- 
sentlich verbessert haben, auf dem Tisch lag, er- 
klärten: „Das ist genau das, was wir in Hamburg 
wollten. Das ist genau das, was von Hamburg ab- 
geschrieben wurde." Wenn dem so war, Graf Stauf- 
fenberg, haben Sie also in Hamburg verfassungs- 
widrig gehandelt. Das mag sein. Aber das müssen 
Sie sich dann ins Stammbuch schreiben lassen. 

Aber nun zur Sache selbst, zum Antrag. 

Vizepräsident Frau Funcke; Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage zunächst von Herrn von 
Bismarck? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte schön. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, sollte Ihnen entgangen sein, daß in unse- 
rem Hamburger Entwurf vom Arbeitsdirektor nicht 
die Rede ist? 

Schmidt (Kempten) (FDP): Herr Kollege von Bis- 
marck, ich habe im Moment in den Vorbemerkungen 
nicht auf den Arbeitsdirektor, sondern auf den Ent- P) 
wurf generell abgehoben, weil ja hier eine Reihe 
von anderen Fragen angesprochen wurde und Herr 
Kollege Stauffenberg den Regierungsentwurf gene- 
rell so bezeichnet hatte und andere Ihrer Kollegen 
— der Kollege Katzer sitzt da — sagten: „von Ham- 
burg abgeschrieben". Sie müssen selbst wissen, was 
Sie in Hamburg getan haben. Das können wir nicht 
tun. 

Graf Stauffenberg (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, damit hier kein Mißverständnis entsteht: 
Würden Sie zur Kenntnis nehmen können, daß ich 
von Verfassungswidrigkeit im großen Rahmen nur 
im Zusammenhang mit dem Regierungsentwurf ur- 
sprünglicher Art gesprochen habe, Ihnen aber aus- 
drücklich konzediert habe, daß an anderer Stelle 
die Verfassungswidrigkeit beseitigt worden ist 
durch die Veränderungen, die ich Verbesserung ge- 
nannt habe, daß ich aber beim Arbeitsdirektor — 
einer von zwei Punkten — befürchte, daß die Zwei- 
fel bestehen bleiben. Darf ich Sie weiter bitten, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Opposition niemals 
der Passage über den Arbeitsdirektor zugestimmt 
hat. Das ist auch in Hamburg nicht zu finden. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ich nehme das gern zur 
Kenntnis, Herr Kollege Stauffenberg, kann aber nur 
feststellen, daß ich soeben auch vom Regierungs- 
entwurf gesprochen habe, den Sie eben in bestimm- 
ten Passagen für verfassungswidrig hielten und den 
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andere Kollegen der CDU/CSU für von Hamburg 
abgeschrieben hielten. 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Den ur- 
sprünglichen!) 

— Ja, soll ich Ihnen die Pressestimmen, die da- 
mals — 

(Graf Stauffenberg [CDU/CSU]: Ja, wenn 
Sie meinen!) 

— Mache ich gerne! Ich habe sie alle drüben, aber 
ich habe sie jetzt nicht mitgebracht. Der Herr Kol- 
lege Blüm, der Herr Kollege Katzer und noch einige 
weitere waren dabei. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Soll ich sie holen?!) 

— Er hat sie selber! Also, bitte! — Das wollte ich 
nur feststellen. 

Nun aber zur Sache; denn es geht ja hier um 
einen Änderungsantrag und nicht noch einmal üm 
die ganze Materie. Aber nachdem Sie jiedesmal die 
ganze Materie ansprechen, muß man dazu etwas 
sagen. 

Drei Bemerkungen. Ich habe mir heute früh bereits 
noch einmal erlaubt, die Opposition zum Nachden- 
ken anzuregen, 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU]: 

Sehr freundlich!) 

ob nicht die ursprüngliche Formulierung, die Sie 
jetzt wiederherstellen möchten, viel stärker einen 
gewissen Trend in eine gewisse Richtung darstellt, 
weil dort mit dem Wort „vorwiegend" eine be- 
sondere Situation dieses Vorstandsmitglieds an- 
gesprochen worden ist. Ich habe heute früh gesagt: 
Denken Sie noch einmal nach. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Könnte Dir so 
passen!) 

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie den Antrag zurück- 
gezogen hätten, nachdem Sie nachgedacht hatten. 
Hier liegt der erste Grund, aus dem wir die jetzige 
Formulierung für besser halten. 

Es gibt einen zweiten Grund. Ich wundere mich 
eigentlich auch wieder über den Kollegen Stauffen- 
berg, der plötzlich sagt, das Nachschieben von Ände- 
rungen sei nicht gut gewesen. Heute morgen wurde 
mir von Ihren Sprechern gesagt: Es war notwendig, 
vieles zu ändern. Wir haben eben auch über die 
Formulierung in § 30 nachgedacht und haben von 
der Koalition her festgestellt, daß „vorwiegend" 
eher einen Trend anzeigt, der nicht dem entspricht, 
was wir gemeinsam wollen, und daß es deshalb 
besser ist, die andere Formulierung zu wählen. 

Ich wiederhole lediglich noch einmal, was ich 
heute früh gesagt habe: Die jetzige Formulierung 
ist für uns Freie Demokraten eindeutig und klar, 
Herr Kollege Stauffenberg, da gibt es keine Ver- 
schiedenheiten irgendeiner Aussage, sondern da gilt 

— wie Sie mit Recht sagen — Text, Struktur und 
Bericht dieses Gesetzes. Bitte, lesen Sie nach, was 
da steht. Es ist ein Vorstandsmitglied wie jedes 
andere mit dem Namen „Arbeitsdirektor". 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Ihr habt 
ihn herausgehoben!) 


Es ist nicht der Arbeitsdirektor der Montan-Mitbe- (Q 
Stimmung. Ich kann mir das übrige aus Zeitgründen 
sparen; Sie können es alles nachlesen. 

Aus diesen Gründen sehen wir diese Formulie- 
rung für besser an und lehnen Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Redde- 
mann [CDU/CSU]: Das war zur Sache alles? 

— van Delden [CDU/CSU]: Warum sagen 
Sie dann nicht einfach „Vorstandsmit- 
glied" ?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ehe ich zu § 30 einiges 
sage, lassen Sie mich das Erinnerungsvermögen des 
Herrn Kollegen Rappe etwas auffrischen. Herr Kol- 
lege Rappe, es stimmt sicherlich, daß wir bei uns in 
der Bundesrepublik die besten Mitbestimmungs- 
recht für die Arbeitnehmer haben. Darf ich Sie aber 
daran erinnern, daß das Montan-Mitbestimmungsge- 
setz, von dem ich meine, daß es nach wie vor das 
beste Mitbestimmungsgesetz ist, unter Bundeskanz- 
ler Adenauer verabschiedet worden ist und als ein- 
ziges Gesetz bisher überhaupt die gleichberechtigte 
und gleichgewichtige Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer beinhaltet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Darf ich Sie daran erinnern, daß 1952 das Be- 
triebsverfassungsgesetz verabschiedet wurde, dem pj 
Sie damals die Zustimmung verweigerten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Abg. 

Wolfram [Recklinghausen] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Wolfram, nun lassen Sie mich doch 
wenigstens einmal einen Satz zu Ende reden und 
lassen Sie mich das einmal als Beweis dafür anfüh- 
ren, was in dieser Situation damals alles geschaffen 
worden ist. Sie wissen doch noch gar nicht, was ich 
alles sagen will. 

1952 kam das Betriebsverfassungsgesetz. Darin 
wurde die Mitbestimmung in den Unternehmen au- 
ßerhalb des Montanbereiches geregelt. Diesem Ge- 
setz haben Sie die Zustimmung verweigert, weil 
Ihnen damals diese Mitbestimmung nicht weit genug 
ging. Dieses Gesetz bleibt, auch wenn das heutige 
Gesetz verabschiedet worden ist, zu einem großen 
Teil weiter dn Kraft. 

1956 kam das Mitbestimmungsergänzungsgesetz, 

1967 unter Hans Katzer das Mitbestimmungssidie- 
rungsgesetz. Herr Kollege Rappe, vielleicht darf ich 
Sie daran erinnern, daß ich damals der Vorsitzende 
des Ausschusses für Arbeit war und daß dieses Mit- 
bestimmungssicherungsgesetz unter meinem Vorsitz 
beraten und verabschiedet worden ist. 

(Katzer [CDU/CSU]; Sehr wahr!) 

Wie Sie sich hier hinstellen und behaupten können, 
in all diesen Jahren sei in dieser Frage nichts ge- 
leistet worden, ist mir unverständlich. Sie müssen 
mir einmal die Frage beantworten, wie Sie das ei- 
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(■^) gentlich auf seinen Wahrheitsgehalt hin prüfen wol- 
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Dezember 1968, Herr Kollege Rappe, kam von 
der SPD-Fraktion — damals mit uns in der Großen 
Koalition — ein eigener Mitbestimmungsentwurh 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Ich möchte diesen 
Abschnitt erst zu Ende führen, Frau Präsidentin, 
dann gerne. 

Zu Beginn der Großen Koalition unter Bundes- 
kanzler Kiesinger hat die Regierung — Sie haben 
ja in Ihren Reihen noch Kollegen, die damals die- 
sem Kabinett angehört haben — eine Mitbestim- 
mungskommission unter Vorsitz des damaligen 
Bochumer Professors Biedenkopf eingesetzt, die die 
Erfahrungen mit der Montan-Mitbestimmung aus- 
werten sollte, um Unterlagen und Erkenntnisse für 
eine Weiterentwicklung der Mitbestimmung in den 
übrigen Bereichen der Wirtschaft zu gewinnen. Der 
Bericht dieser Kommission, die im wesentlichen die 
Strukturelemente der Montan-Mitbestimmung be- 
jahte, wurde fertiggestellt, als bereits die Regierung 
Brandt/Scheel das politische Geschehen in der Bun- 
desrepublik bestimmte. 

Die Sozialdemokraten, die 1968 

f®) (Franke [Osnabrück] [CDU/CSUj: Im De- 

zember!) 

— im Dezember 1968 — ihren Gesetzentwurf ein- 
gebracht und als ihre politische Meinung dargestellt 
hatten, haben dann in der neuen Koalition 1969 
ihren Gesetzentwurf nicht wieder eingebracht, ob- 
wohl sie 1969 mit der paritätischen Mitbestimmung 
Wahlkampf betrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Katzer [CDU/ 
CSU]: Sehr wahr! So war das!) 

Als Sie diesen Gesetzentwurf im Dezember 1968 
einbrachten, Herr Kollege Rappe, ohne gemäß einer 
Koalitionsabsprache den Biedenkopf-Bericht abzu- 
warten, wußten Sie genau, daß wegen der Fülle der 
Arbeit in der Großen Koalition auch auf sozialpoli- 
tischem Gebiet eine sachgerechte Beratung und Ver- 
abschiedung überhaupt nicht mehr möglich war. 

(Reddemann [CDU/CSUj: Genauso war es! 

— Dr. Blüm [CDU/CSUj: Schauturnen!) 

Denken Sie auch an das, was 1969 noch alles ver- 
abschiedet worden ist — • auch das darf ich sagen, 
weil es unter meinem Vorsitz geschehen ist — : das 
Arbeitsförderungsgesetz, das Berufsbildungsgesetz, 
das Lohnfortzahlungsgesetz und das Arbeitsrechts- 
bereinigungsgesetz. Auf der Regierungsbank sitzen 
einige aus der Ministerialbürokratie, die damals 
mitgearbeitet haben. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wie Sie dann hier eine solche Aussage machen kön- 
nen, ist mir einfach schleierhaft. 


Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestatten (C) 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Wehner? 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Wehner (SPD); Ohne Sie, sehr verehrter Herr Kol- 
lege, in Ihrer Quellenforschung stören zu wollen, 
möchte ich Sie fragen: Ist Ihnen bei Ihrer Liste 
nachträglich zum Bewußtsein gekommen, daß zwar" 
tatsächlich, während der verehrte Kollege Katzer 
Arbeits- und Sozialminister war, das Mitbestim- 
mungssicherungsgesetz hier angenommen wurde, 
daß es aber nicht von ihm eingebracht worden war 
und damals vom Kabinett nicht hat eingebracht wer- 
den können, weil der damalige Bundeskanzler sagte, 
wir sollten es lieber durch die Fraktionen machen, 
obwohl es in der Regierungserklärung anders ver- 
sprochen worden war? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Russe 
[CDU/CSUJ: Damit es schneller ging!) 

— Nein, nein. 

(Russe [CDU/CSUj : Aber natürlich!) 

— Hören Sie mal, 

(Russe [CDU/CSUj: In Berlin haben wir es 
verabschiedet!) 

ich werde Ihnen einmal an einem gemütlichen 
Abend erzählen, wie ich es erreicht habe, weil für 
Sie andere Fragen interessant waren, daß wir hier 
nicht eine Mehrheit gegen das Gesetz hatten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 

von der CDU/CSU und Gegenrufe von der 
SPD — Unruhe) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Wehner, ich habe Ihnen gesagt: Unter meinem Vor- 
sitz ist das beraten und verabschiedet worden. Ich 
gehöre auch zu denen, die diesen Gesetzentwurf auf 
Initiative des damaligen Arbeitsministers wegen der 
Kürze der Zeit unmittelbar im Bundestag eingebracht 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das wußte er nicht mehr!) 

Nun aber zum Arbeitsdirektor. Meine Kollegen 
Blüm, Zink und ich haben in den Ausschußberatun- 
gen Anträge eingebracht. Unter anderem auch einen 
Antrag, diesen Ehrentitel „Arbeitsdirektor" substan- 
tiell anzureichern und ihn nicht gegen die Stimmen 
der Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat wählen zu lassen. Wir sind unterlegen. Wir 
stellen diesen Antrag heute nicht mehr. Ich wollte 
aber daran erinnern, daß ich in den Ausschußbera- 
tungen den Etikettenschwindel, der mit dem heuti- 
gen Gesetz betrieben wird, sehr deutlich gemacht 
habe. Es wird doch hier nur der Eindruck erweckt, 
als sei der im Montan-Mitbestimmungsgesetz ver- 
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ankerte Arbeitsdirektor auch in dieses Gesetz über- 
nommen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Türschild!) 

Der Kollege Blüm hat heute morgen vom „Tür- 
schild“ gesprodienj ich kann das nur noch einmal 
bestätigen. Das ist ein Titel, der substantiell nicht 
angereichert ist. 

Ich halte fest: Der Arbeitsdirektor kann auch ge- 
gen die Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer- 
vertreter bestellt werden. Ich habe in den Ausschuß- 
beratungen deutlich gemacht — ich wiederhole 
das — , daß die Verwendung des Begriffs Arbeits- 
direktor den Arbeitnehmern etwas vorgaukeln soll, 
was im Gesetz keine Grundlage hat. Diese Bezeich- 
nung hat keine sachliche Beziehung zur Funktion des 
Arbeitsdirektors in der Montan-Industrie. Auf die 
unterschiedliche Auslegung, die von den beiden 
Regierungsparteien öffentlich vorgenommen worden 
ist, ist schon wiederholt hingewiesen worden. Ich 
. glaube, es ist mit Recht gesagt worden, daß der Titel 
Arbeitsdirektor materiell-rechtlich ohne Bedeutung 
ist. 

Aber ich möchte es jetzt nicht so tierisch ernst 
machen. Die Regierung ist in die Situation gekom- 
men, daß sich auch schon die Publizisten gerade mit 
dieser Situation des Arbeitsdirektors beschäftigt ha- 
ben. Die von der Hans-Böckler-Gesellschaft heraus- 
gegebene Zeitschrift „Das Mitbestimmungsgespräch“ 
hat in der Januar- Ausgabe einen imaginären Brief 
veröffentlicht, der im Jahre 1977 an einen Arbeits- 
(B) minister Arendt geschrieben sein könnte, falls er 
dann noch im Amt wäre. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Was soll er dann 
noch? — Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: 

Mit Sicherheit nicht! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Was sehr unwahrscheinlich 
ist!) 

Da wird von einem Bergarbeiter gesprochen, der ur- 
sprünglich im Pütt gewesen ist, dann aber im Zuge 
der Rationalisierungsmaßnahmen zu Daimler-Benz 
kam und dort als Schlosser tätig war. Er berichtet in 
einem Brief an den Arbeitsminister, daß man am 
Tage vorher einen Arbeitsdirektor namens Schleyer 
gewählt hätte. Zum Schluß des Berichtes fragt er, ob 
das denn alles Rechtens wäre. Der Kommentar des 
„Mitbestimmungsgespräches" lautet: 

Wir wissen noch nicht, ob, wann und in wel- 
cher Form der Bundesarbeitsminister dem guten 
Jupp Tegtmüller geantwortet hat. Aber wenn er 
ihm schreibt, muß er zumindesten bestätigen, 
daß das alles rechtmäßig gewesen sei. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Nun kommt noch etwas anderes, was mir sehr 
gut gefallen hat. Ich kenne Walter Arendt so lange, 
daß er es mir sichtlich nicht übelnimmt, wenn ich 
das in die Debatte einführe. 

(Wehner [SPD]: Ihnen kann man doch gar 
nichts übelnehmeni) 

— Herr Kollege Wehner, ich habe wirklich nicht 
die Absicht — das wäre auch ein besonderes Kunst- 


stück, wenn es gelänge — , Sie damit zum Lachen 
zu bringen. 

(Wehner [SPD]: Ich lache schon über Sie 
allein!) 

Der Westdeutsche Rundfunk hat die Sache mit 
Herrn Schleyer und dem Arbeitsdirektor in der Sen- 
dung „Fazit" am 22. Februar 1976 durch das Eile- 
mann-Trio ein bißchen persifliert — Frau Präsiden- 
tin, ich bitte um Ihre Genehmigung, zitieren zu dür- 
fen — . Da heißt es: 

Walters Gewerkschaftskollegen fanden ihn lie- 
benswert. Doch da er sehr viel machte, machte 
er vieles verkehrt. Einen neuen Arbeitsdirektor 
schuf er. Doch es blieb nur ein alter. Da riefen 
alle Kumpels: Mein Gott, Walter! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Walter macht per Gesetz die Bosse klein; denn 
der Schleyer kann Arbeitsdirektor sein. Der 
Präsident der Bosse als Arbeitsverwalter — 
da kichern selbst die Hühner. Mein Gott, Walter! 

(Erneute Heiterkeit) 

Walter, meinen die Kollegen, hat manchmal 
Verstand, Drum macht er die Herren vom Ar- 
beitgeberverband per Wortspiel zu Gewerk- 
schaftskollegen. Doch die Kumpels sagen: „Von 
wegen, das ist doch Kaffee, und zwar kalter" 
und raufen sich die Haare. Mein Gott, Walter! 

(Fortgesetzte Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ganz so humorvoll 
bezüglich der Bedeutung des gesamten Gesetzes ^ ^ 
hat es der Vorsitzende der IG Metall in der Beurtei- 
lung nicht gemacht. Er hat auf seiner Beiratssitzung 
gesagt — es ist am 4. März veröffentlicht worden — , 
daß es die IG Metall mit Recht abgelehnt habe, sich 
bei dieser großen Mißgeburt an irgendwelchen 
Schönheitsoperationen zu beteiligen; denn die ge- 
werkschaftlichen Vorstellungen vom Gesetzgeber 
seien nicht erfüllt worden. 

Nun noch ein Wort zu Herrn Urbaniak. Er hat von 
Arbeitnehmergrüppchen gesprochen. Wenn ich 
recht informiert bin, sind Sie, Herr Urbaniak, der 
stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgemein- 
schaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch so ein Grüpp- 
chen!) 

Wenn die Information in dem „Mitbestimmungsge- 
spräch" richtig ist, dann hat die Bundeskonferenz 
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen, 
die vom 13. bis 15. Juni vergangenen Jahres in 
Bremen getagt hat, die Frage des Mitbestimmungs- 
gesetzes behandelt. Darüber heißt es; 

1. Die volle Parität muß gewährleistet sein. 

2. Die Bundeskonferenz der AfA wendet sich 
dagegen, daß den leitenden Angestellten bei 
der Vertretung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat eine Sonderstellung eingeräumt 
wird. Ein Sondervorschlags- oder -Wahlrecht 
der leitenden Angestellten würde sich von 
den Vorstellungen der SPD entfernen, so daß 
in dieser Legislaturperiode eher auf eine ge- 
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(A) setzliche Regelung der Mitbestimmung ver- 
zichtet werden sollte. 

Ich frage Sie: Wie ist es dann mit der Bedeutung 
Ihrer Gruppe in Ihrer Partei, wenn eine angeblich 
so bedeutende Arbeitsgemeinschaft solche Be- 
schlüsse faßt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke; Herr Kollege, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Rappe? 

Rappe (Hildesheim) (SPD): Herr Kollege Müller, 
merken Sie eigentlich den kilometerweiten Abstand 
zu Ihren Fraktionskollegen Stauffenberg und von 
Bismarck? 

(Beifall bei der SPD) 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Rappe, lenken Sie mit Ihrer Frage doch nicht davon 
ah, daß Sie praktisch umgefallen sind! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD — Wehner [SPD]: Da muß ich ja la- 
chen! Mein Gott, Müller, war das ein Knül- 
ler! — Große Heiterkeit) 

— Ja, Gott sei Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wehner, ich könnte auch mit Ihrem 
Namen einige Wortspiele machen. Ich unterlasse 

(B) das. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Mein Gott, Weh- 
ner, wirst du kleener! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich verfüge nämlich über den Humor, den ich vor- 
hin hier ein bißchen deutlich zu machen versucht 
habe. 

Aber, Herr Kollege Rappe, jetzt in allem Ernst! 
Ich habe Ihnen in den Ausschußberatungen gesagt; 
Ich verstehe die schwierige Situation der Gewerk- 
schaftskollegen in der SPD. Ich weiß, was man in 
der Politik tun kann und was nicht. Aber, so habe 
ich Ihnen gesagt, es müßte in dem Ausschuß des 
Deutschen Bundestages, in dem die Frage der Mit- 
bestimmung behandelt wird, deutlich werden, daß 
das nicht das Nonplusultra der Mitbestimmung ist. 
Sie haben uns damals vorgeworfen, wir hätten beim 
Betriebsverfassungsgesetz nur mit 21 Leuten mit- 
gestimmt. Wo waren Ihre Leute, die sich hier als 
Gewerkschaftler auch im Ausschuß bekannt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schmidt [Wat- 
tenscheid] [SPD]; Die waren da! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über Ziffer 12 des 
Änderungsantrags. Sie betrifft § 30. Wer seine Zu- 
stimmung geben will, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 


Wir kommen zur Abstimmung über § 30 in der (C) 
Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ich bitte 
diejenigen, die zuzustimmen wünschen, aufzustehen. 

(Wehner [SPD]: Verzage nicht, du Häuflein 
klein! — Gegenruf des Abg. Dr. Jenninger 
[CDU/CSU] — Weitere Zurufe) 

— Ich bitte diejenigen, die für § 30 in der Aus- 
schußfassung sind, noch einmal aufzustehen. — 
Dieses ist die Mehrheit. Der § 30 ist in der Aus- 
schußfassung angenommen. 

Wer § 30 a zustimmt, gebe bitte das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be- 
schlossen. 

Zu § 31 liegt ein Änderungsantrag der CDU/CSU 
unter Ziffer 13 vor. Zur Begründung hat Herr Abge- 
ordneter Erhard (Bad Sdiwalbach) das Wort. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU); Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Mit diesem An- 
trag, dem letzten, wenn ich es richtig sehe, soll in 
den Überleitungsvorschriften eine Ergänzung des 
Strafgesetzbuches mit dem Ziel vorgenommen wer- 
den, die Verletzung des Wahlgeheimnisses bei den 
Wahlen zu den Aufsichtsräten unter den gleichen 
strafrechtlichen Schutz zu stellen, wie es auch bei 
den Kommunalwahlen der Fall ist. Es heißt in § 18 
des Gesetzes; 

Niemand darf die Wahlen nach den §§ 10, 15 
und 16 behindern. Insbesondere darf niemand in 
der Ausübung des aktiven und passiven Wahl- (D) 
rechts beschränkt werden. 

In Abs. 2 heißt es; 

Niemand darf die Wahlen durch Zufügung oder 
Androhung von Nachteilen oder durch Gewäh- 
rung oder Versprechen von Vorteilen beein- 
flussen. 

Das Ganze mutet an wie eine leere Hülse; denn 
das Gesetz droht praktisch keine Reaktion auf die 
Verletzung an. Die einzige Möglichkeit, die Wahl- 
anfeditung, ist in':oweit abgesichert, als festgestellt 
werden muß, daß diese konkrete Wahlrechtsverlet- 
zung, also die Androhung von Nachteilen oder das 
Anbieten von Vorteilen — die ganz konkrete Ver- 
letzung des Wahlgeheimnisses — , auch die Wahl im 
Ergebnis beeinflußt hat. 

Das läßt sich bei einem ziemlich breiten Unter- 
schied an Stimmen niemals feststellen. Damit blei- 
ben alle diese Verletzungen, die ja die Rechte des 
Wählenden oder die Rechte der zu Wählenden be- 
rühren, vollständig ungeahndet, ungesühnt. Diese 
Rechte bleiben ohne Schutz. Wir wünschen deshalb, 
daß die gleichen Sanktionen und damit Schutzele- 
mente in das Gesetz hineinkommen, wie sie auch 
beim anderen Wahlrecht gelten. 

Ich darf darauf verweisen, daß ich bereits im 
Jahre 1966, nämlich am 14. Dezember, etwa um die 
Zeit der Bildung der Großen Koalition, hier im Bun- 
destag dieses Problem in der Fragestunde angespro- 
chen habe, und zwar wegen der Verletzung des 
Wahlgeheimnisses bei Betriebsratswahlen. Damals 
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hat Herr Staatssekretär Kattenstroth — ich darf 
hinzufügen: in engstem Einvernehmen mit und vor- 
formuliert durch den jetzt auf der Regierungsbank 
sitzenden Ministerialdirektor — hier im Bundestag 
geantwortet — ich lasse das meiste weg — : 

Die Bundesregierung hat seit langem, insbeson- 
dere seit der Vorbereitung des Dritten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes in der ersten Legisla- 
turperiode, vorgesehen, den Schutz des Wahl- 
verfahrens und die Sicherung des Wahlgeheim- 
nisses strafrechtlich auf die eben erwähnten Be- 
reiche zu erweitern. 

Das sind die Wahlen, die ich eben nannte. 

Mehr brauche ich nicht vorzulesen. Die Antwort 
schließt damit, daß bei der großen Strafrechtsreform 
von der Bundesregierung versucht werde, dieses, 
was sie bisher schon gewollt habe, durchzusetzen. 
Sie können ja die Beteiligten, die zum Teil noch hier 
sind, fragen, wer das nicht wollte. Die große Straf- 
rechtsreform wurde zum Schluß der Wahlperiode 
1969 verabschiedet. Dabei wurde nur der bisherige 
Rechtszustand übernommen. 

Wir meinen, wenn wir für so viele Zehntausende, 
ja Hunderttausende unserer Bürger konkrete Wahl- 
recht smöglichkeiten und Mitwirkungsmöglichkeiten 
in ihrem Bereich eröffnen, ist es an der Zeit, daß wir 
die Verletzung des Wahlgeheimnisses unter allen 
Umständen auch unter Strafdrohung stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schöfberger, 

Dr. Schöfberger (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Namens der Koalitionsfraktio- 
nen möchte ich zum Änderungsantrag der CDU/CSU- 
Fraktion unter Ziffer 13 folgende Erklärung abge- 
ben. Jeder von uns will, daß die Wahlen nach dem 
neuen Mitbestimmungsgesetz frei sind von Wahl- 
behinderungen, Wahlfälschungen und sonstigen 
Wahlbeeinträchtigungen. Davon gehen wir gemein- 
sam aus. 

Nur müssen wir es ablehnen, daß man gewisser- 
maßen im Vorbeigehen aus der Hüfte einen neuen 
Tatbestand in das Strafgesetzbuch hineinschießt oder 
einen vorhandenen Tatbestand wesentlich erweitert. 
Wir schaffen nämlich Tatbestände nur dann und er- 
weitern sie nur dann, wenn dafür ein manifestes kri- 
minalpolitisches Bedürfnis vorhanden ist. Niemand 
von uns kann ein solches Bedürfnis aufzeigen, da ja 
nach dem zu schaffenden Gesetz noch keine Wahlen 
stattgefunden haben. 

Wenn wir auf die Praxis der Wahlen nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz und nach der Montan- 
Mitbestimmung zurückblicken, können wir auch fest- 
stellen, daß es in der Vergangenheit bei diesen Ge- 
setzen ein kriminalpolitisches Bedürfnis dieser Art 
nicht gegeben hat. Aus diesem Grunde wollen wir 
abwarten, wie sich die Praxis entwickelt. 

Wir setzen Vertrauen in alle, die an diesen Wah- 
len beteiligt sind, und wollen jetzt nicht im Vor- 


griff das Strafgesetzbuch ändern. Wir bitten Sie des- (Q 
halb, den Antrag'abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und Her- 
ren! Wir kommen zur Abstimmung über Ziffer 13 
des Änderungsantrages der CDU/CSU. Wer zustim- 
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Das zweite 
war die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über § 31 
in der Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist bei einer Stimmenthaltung 
so beschlossen. 

Wir stimmen jetzt über die §§ 32 bis 35 ab. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Zu § 36 liegt din interfraktioneller Änderungsan- 
trag vor. Zur Begründung hat der Abgeordnete 
Schmidt (Kempten) das Wort. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich freue mich, hier am Ende 
dieser Antragsdebatte einen gemeinsamen Antrag 
aller Fraktionen vorlegen und begründen zu können. 

Der Beschluß des Ausschusses sieht das Inkrafttre- 
ten des Gesetzes mit dem Tage nach der Verkündung 
vor. Die Fraktionen sind zu der Meinung gekom- 
men, daß es richtiger ist, hier einen konkreten Ter- pj 
min des Inkrafttretens zu verankern, damit‘die be- 
troffenen Unternehmen einen klaren Überblick dar- 
über haben, wann dieses Gesetz in Kraft gesetzt 
wird. Die Fraktionen schlagen Ihnen für das In- 
krafttreten dieses Gesetzes gemeinsam den 1. Juli 
1976 vor, 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort dazu wird 
nicht gewünscht. Wer diesem Änderungsantrag zu- 
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist ein- 
stimmig so beschlossen. 

Wir stimmen nun noch über Einleitung und Über- 
schrift ab. Wer stimmt zu? — Gegenstimmen? — 
Keine; es ist so beschlossen. Ich schließe damit die 
zweite Beratung. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort hat Herr Bundesminister Arendt. 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Der Ausbau der Mitbestimmung — dies ist seit vie- 
len Jahren ein stets aktuelles und sehr kontroverses 
Thema. Aber erst heute, am Tage der Verabschie- 
dung des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer, stehen wir vor der Verwirklichung 
eines großen Teils — nicht aller — Forderungen 
und Erwartungen, vor allem der Arbeitnehmerschaft 
und ihrer Gewerkschaften. 
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Für die Bundesregierung wird damit eine ihrer 
Hauptaufgaben, die sie sich für diese Legislatur- 
periode vorgenommen hatte, erfüllt sein, nämlich 
eine gesetzliche Regelung zu schaffen, nach der 
die Vertreter der Arbeitnehmer an den Planungs- 
und Entscheidungsprozessen in den Großunterneh- 
men aller Wirtschaftszweige als prinzipiell gleich- 
berechtigte und mitverantwortliche Partner teil- 
nehmen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit dem Mitbestimmungsgesetz wird zugleich 
eine weitere Station in dem mehr als sechsjährigen 
Bemühen der sozialliberalen Koalition erreicht, 
nämlich, wo immer dies möglich ist, die arbeiten- 
den Menschen in unserem Lande mehr als bisher 
am Geschehen in den Betrieben und Unternehmen 
verantwortlich teilhaben zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Reform des Betriebsverfassungsrechts im Jahre 
1972 und des Personal Vertretungsrechts im Jahre 
1974 waren die beiden ersten Stationen dieses er- 
folgreichen Bemühens. 

Die Entstehung des Mitbestimmungsgesetzes ist 
von vielen Diskussionen und harten Auseinander- 
setzungen begleitet gewesen. Die Argumente des 
Für und Wider sind bekannt. Vieles haben meine 
Herren Vorredner in der zweiten Lesung noch ein- 
mal betont und manches unterschiedlich bewertet. 
Am Schluß dieser Debatte will ich mich daher auf 
einige Grundlinien der Mitbestimmungsfrage kon- 
zentrieren, die wesentlichen Punkte des mit dem 
Gesetz Erreichten hervorheben, aber auch das nicht 
Erreichte deutlich nennen. 

Der Tag des Inkrafttretens des Mitbestimmungs- 
gesetzes wird in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ein historisches Datum sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich dies näher begründen. 

Der Mitbestimmungsgedanke hat in unserem 
Lande eine lange Tradition. Schon in der ersten 
Aufbruchphase nach dem zweiten Weltkriege konn- 
ten zwei Teilregelungen verwirklicht werden: die 
Montanmitbestimmung und die Ein-Drittel-Beteili- 
gung nach dem Betriebsverfassungsgesetz aus dem 
Jahre 1952. Aber erst in diesen Tagen, fast 25 Jahre 
nach den ersten Anfängen, kann der Mitbestim- 
mungsgedanke einen breiten Durchbruch erzielen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Daß dies erst jetzt geschieht, ist um so erstaun- 
licher, als doch über die Notwendigkeit der Mit- 
bestimmung und über ihre geistigen Grundlagen 
schon lange eine breite Übereinstimmung besteht 
oder jedenfalls hätte bestehen müssen. 

So sind wir uns sicher alle darin einig, daß die 
Grundlage unserer staatlichen und gesellschaft- 
lichen Ordnung die Selbstbestimmung des Men- 
schen ist. Damit sollte aber eine Wirtschaftsordnung 
unannehmbar sein, in der der Arbeitnehmer vor- 
nahmlich Objekt fremder Entscheidung ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Bei unternehmerischen Entscheidungen, die die Le- (Q 
bensinteressen der Arbeitnehmer berühren, darf 
die demokratische Mitsprache dieser Arbeitnehmer 
nicht ausgeschlossen sein; sie darf auch nicht auf 
die Milderung sozialer Folgen unternehmerischer 
Maßnahmen beschränkt bleiben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es wird sich auch kein Widerspruch erheben, 
wenn ich sage, daß es dem Leitbild vom selbstbe- 
stimmten Menschen nicht entspricht, den Arbeitneh- 
mer lediglich als Bestandteil eines Produktionspro- 
zesses zu begreifen, dessen Ablauf und Ziel allein 
vom Kapitalinteresse bestimmt ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Unternehmensziele müssen von den Belangen 
der arbeitenden Menschen mitgeprägt sein, Mitbe- 
stimmung ist daher auch ein Stück notwendige 

Humanisierung des Arbeitslebens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Schließlich sollten wir alle erkennen, daß Mit- 
bestimmung als ein stabilisierendes Element unserer 
Wirtsdiafts- und Gesellschaftsordnung unerläßlich 
ist. Unsere Ordnung und unsere Wirtschaftskraft be- 
ruhen nicht zuletzt auf der Bereitschaft der Arbeit- 
nehmer und ihrer Gewerkschaften, mit den Unter- 
nehmen fair zusammenzuarbeiten. Mit der Mit- 
bestimmung schaffen wir die Voraussetzungen da- 
für, daß dies auch in Zukunft so bleiben wird. Dazu 
gehört aber auch, endlich die durch nichts zu recht- 
fertigende Behauptung zu den Akten zu legen, die 
Ausdehnung der Mitbestimmung auf alle Wirt- 
schaftsbereiche könnte unternehmerische Tätigkeit 
lähmen und zu sachfremden Einflüssen, vor allem 
durch die Gewerkschaften, führen. 

Faire Zusammenarbeit auf Dauer kann nur auf 
der Grundlage der Mitbestimmung und eines Mini- 
mums an Vertrauen gedeihen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer diese Basis nicht schaffen will, wird auf lange 
Sicht zur Konfrontation gelangen. Wie sich das. aus- 
wirken kann, zeigt ein Blick über die Grenzen unse- 
res Landes. 

Ist hierüber ein Konsens möglich — und es sollte 
so sein — , so muß man sich fragen, warum wir in 
der Mitbestimmung während weit mehr als 20 Jah- 
ren nicht vorangekommen sind, warum es in dieser 
Zeit nur Diskussionen, Modelle und erfolglose par- 
lamentarische Initiativen gegeben hat und warum 
erst im Jahre 1976 ein Durchbruch erzielt werden 
kann. Die Gründe hierfür liegen wohl kaum darin, 
daß sich im Grundsatz immer alle einig waren und 
nur die Suche nach dem besten Weg so lange ge- 
dauert hat. Dies wäre zu einfach. Ein wesentlicher 
Grund für den allzulangen Stillstand liegt in der 
Natur der Mitbestimmung selbst. Bei ihr geht es ja 
gar nicht — wie so oft in der Gesellschafts- und 
Sozialpolitik — darum, Zuwachsprozente oder finan- 
zielle Lasten gerechter zu verteilen; es geht also 
nicht um Geld, über das man im Grunde immer 
reden könnte. Bei der Mitbestimmung geht es um 
viel mehr. Es geht — um es einmal salopp zu sa- 
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(AJ gen — um das „Eigelb'', nämlich darum, die Befehls- 
und Bestimmungsrechte in den Großunternehmen 
künftig mit den Arbeitnehmern zu teilen, jedenfalls 
aber einen Teil dieser Macht abzugeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe Verständnis dafür, wenn die Betroffe- 
nen dagegen opponieren. Was aber erschreckt, ist 
dies: daß es bis heute die mächtige Front der be- 
harrenden Kräfte verhindern konnte, den schon 
längst fälligen Schritt in der Mitbestimmungsfrage 
zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bis 1969 gab es im Deutschen Bundestag keine par- 
lamentarische Mehrheit, die bereit gewesen wäre, 
das Notwendige zu erkennen und einen entschei- 
denden Schritt nach vorne zu tun. Erst die sozial- 
liberale Koalition hatte die Kraft und den Willen, 
das heiße Eisen der Mitbestimmung anzupacken, 
nicht um darüber Programme und Papiere zu ent- 
werfen, sondern ein Mitbestimmungsgesetz gegen 
große Widerstände durchzusetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich war auch für die Koalition der Weg bis 
zum heutigen Tag lang und mühsam. Jedermann 
weiß, daß die Ausgangsposition der beiden Koa- 
litionsparteien recht unterschiedlich waren. Im Laufe 
des zweijährigen Gesetzgebungs Verfahrens gab es 
zudem manch neue Einsicht und zu einigen wesent- 
lichen Einzelregelungen des Regierungsentwurfs 
von 1974 auch Veränderungen in der politischen 
Landschaft und Einschätzung. Das will ich gar nicht 
leugnen. Nur zum Teil sind diese Veränderungen 
auf die verfassungsrechtlichen Einwände gegen ei- 
nige Regelungen des Regierungsentwurfs zurückzu- 
führen; darauf komme ich noch zu sprechen. Wäh- 
rend dieses langen Weges mußten beide Seiten Ab- 
striche machen. Für viele engagierte Anhänger der 
Mitbestimmung waren es zum Teil schmerzhafte Ab- 
striche. 

Am Ende zählt aber allein das Ergebnis. Und dies 
ist: Genauso wie bei der Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes im Jahre 1972 hat sich die Koa- 
lition auch in der Mitbestimmung auf eine gemein- 
same Lösung geeinigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie hat damit in der Mitbestimmungsfrage gegen 
große Widerstände einen entscheidenden Durch- 
bruch verwirklicht. Damit hat die Koalition auf 
einem schwierigen und kontroversen Feld erneut 
bewiesen, daß sie derzeit die einzige politische 
Kraft in unserem Lande ist, die auf dringend zu lö- 
sende Probleme nicht nur mit Papieren und Ab- 
sichtserklärungen reagiert, sondern die in der Lage 
ist, solche Probleme auch politisch zu lösen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun werden Sie, meine Damen und Herren von 
der Opposition — Sie haben es ja in der zweiten Le- 
sung gesagt — , dagegen ein wenden: Na, das ist 
doch alles ganz einfach gewesen; denn das jetzt zu 
verabschiedende Gesetz deckt sich ja im wesent- 
lichen mit den Hamburger Grundsätzen der CDU 


von 1973. Damit können Sie nur scheinbar recht 
haben. 

Erstens ist sehr zu bezweifeln, ob Sie bei der ge- 
setzlichen Konkretisierung Ihrer globalen Grund- 
sätze grundsatztreu geblieben wären, Viele Äuße- 
rungen aus Ihren Kreisen, besonders aber Ihre Vo- 
ten im Rechts- und im Wirtschaftsausschuß zu wich- 
tigen Regelungen des Koalitionsentwurfs deuten auf 
das Gegenteil hin. 

Zweitens ist — dies ist, wie ich finde, entschei- 
dend — Ihr Hamburger Modell, meine Damen und 
Herren von der Opposition, zu jeder Zeit ein plato- 
nisches Papier geblieben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Allein die Koalition hat ihre Konzeption in ein Ge- 
setz mit all den damit verbundenen Schwierigkei- 
ten im Detail umgesetzt. Das ist der Unterschied, 
und ich finde, das ist ein sehr großer Unterschied. 

Die Opposition hat zum Ausbau der Mitbestim- 
mung überhaupt viele und sehr unterschiedliche 
Modelle und Papiere produziert. Aber nur einmal, 
im Jahre 1971, hat sie eine parlamentarische Initia- 
tive unternommen. Damals bot sie eine 7 : 5-Rege- 
lung an, sie blieb aber in der gesetzlichen Ausgestal- 
tung dieses Modells noch erheblich hinter den Emp- 
fehlungen der Mitbestimmungskommission unter 
Vorsitz des heutigen Generalsekretärs der CDU 
zurück, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Aber um 
das Betriebsverfassungsgesetz zu verbes- 
sern!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, dem Gesetz heute zustimmen sollten — 
diese Absicht haben Sie ja bekundet — , so können 
Sie damit Ihre Zerrissenheit in der Mitbestimmung 
und Ihre wirkliche mehrheitliche Einstellung zu die- 
ser großen Frage unserer Zeit nicht vergessen ma- 
chen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Russe 
[CDU/CSU]: Das ist Ihre Meinung, aber 
nicht unsere!) 

Ich möchte drei Punkte dafür anführen: Da bringt 
kürzlich der Kollege Dr. Blüm mit zweien seiner 
Freunde einen Änderungsantrag zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung ein, 

(Russe [CDU/CSU]: Der Bundesregierung? 

Doch nicht der Bundesregierung!) 

der jeden Änhänger der Mitbestimmung in Ver- 
suchung führen muß, aber eben nur in Versuchung. 
Sie, Herr Kollege Blüm, wußten von vornherein, daß 
Ihr Äntrag in Ihrer Fraktion keine Chance hatte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Blüm [CDU/CSU]: In Ihrer auch keine! — 
Reddemann [CDU/CSU]: Äuf dem DGB- 
Kongreß den Mund aufreißen und hier nicht 
mehr pfeifen!) 

Ich frage deshalb: Sollten Mitglieder meiner Frak- 
tion dem Antrag zustimmen und damit das auf dem 
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(Ai Feld der Mitbestimmung derzeit politisdi Erreich- 
bare zerstören? 

(Härzschel [CDU/CSU]: Was haben Sie 

denn früher von uns gefordert?) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie diese Absicht 
hatten. Denn dann wäre man kaum ein aufrichtiger 
Verfechter des Mitbestimmungsgedankens. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Erklärung ist wahrscheinlich einfacher. Sie 
wollten mit Ihrem Antrag, Herr Kollege Blüm, nur 
Ihre in Ihrer Fraktion einsame Meinung laut kund- 
tun. Das ist Ihnen gelungen. 

(Beifall bei der SPD — Eilers [Wilhelms- 
haven] [CDU/CSU] : Da kann man nur sa- 
gen: Mein Gott, Walther!) 

Für die wirkliche Einstellung der Mehrheit der 
Opposition zur Mitbestimmung erscheint für meine 
Begriffe weit aussagekräftiger, daß etwa zeitgleich 
mit dem Antrag von Herrn Blüm der nicht gerade 
einflußarme Wirtschaftsrat der CDU den Koalitions- 
entwurf als ein „Ermächtigungsgesetz für die Fremd- 
bestimmung“ verteufelt hat. Herr von Bismarch, 
auch wenn Sie heute hier Interpretationsversuche 
unternommen haben: Das ist nicht nur nicht wahr, 
sondern es ist auch politisch geschmacklos, und es 
ist auch, so wie es dort bezeichnet wurde, ein deut- 
liches Zeichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nicht im Vokabular, wohl aber im sachlichen Ein- 
(B) klang damit stand Ihr Änderungsantrag zu der vor- 
gesehenen Möglichkeit, daß sich die Anteilseigner 
im Aufsichtsrat bei Stimmengleichheit durchsetzen 
können. Nach Ihrer Auffassung müßte diese Rege- 
lung noch viel sicherer sein. Die Anteilseigner müß- 
ten sich auch in jeder nur denkbaren Ausnahme- 
situation gegen die Arbeitnehmerbank im Aufsichts- 
rat durchsetzen können. Dies ist Ihre mehrheitliche, 
wirkliche Einstellung zur Mitbestimmung, nicht der 
Antrag von Herrn Blüm. Wenn Sie daher heute dem 
Gesetz zustimmen sollten, so geschieht das weniger 
aus innerem Engagement für die Mitbestimmung. 
Angesichts der Entschlossenheit der Koalition und 
auch, um in der Mitbestimmung nicht erneut nackt 
und bloß dazustehen, bleibt Ihnen keine andere 
Wahl. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zum 
Ausgangspunkt zurückkommen: Weil wir mit die- 
sem Gesetz einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung, 
aber auch zur Stabilisierung unserer staatlichen und 
gesellschaftlichen Ordnung erbringen und weil wir 
mit diesem Gesetz nach langen Jahren des Stillstan- 
des und trotz großer Widerstände einen entschei- 
denden Durchbruch erzielen, wird der Tag des In- 
krafttretens des Gesetzes ein historisches Datum 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Klein? 


Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU): Herr Minister, Sie 
haben mit Blick auf die Opposition nach der wirk- 
lichen Meinung und nach der wirklichen Überzeu- 
gung gefragt. In diesem Zusammenhang darf ich Sie 
fragen: Wie ist denn angesichts dieses Gesetzent- 
wurfs Ihre wirkliche Meinung? Ist sie für diesen 
nichtparitätischen Gesetzentwurf, oder ist sie für 
die echte Parität? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Da muß er erst 
Herbert Wehner fragen! Das kann er nicht 
beantworten! — Lachen bei der CDU/CSU) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Wenn Sie über die Mitbestimmung, Herr 
Reddemann, so viel wüßten, dann lohnte es sich, 
auf Ihre Zwischenrufe einzugehen. Da Sie aber da- 
von nicht die blässeste Ahnung haben, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Woher wissen 
Sie das denn, Herr Arendt?) 

— das merke idi an Ihren Zwischenrufen — 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde- 
mann [CDU/CSU] : Das ist doch ein alberner 
Versuch, von einer wichtigen Sache abzu- 
lenken! Unsozialminister!) 

hat das keinen Sinn. — Wenn Sie nach meiner 
Meinung fragen, dann können Sie sich das im vor- 
liegenden Gesetzentwurf ansehen. Denn das haben 
wir in der Koalition — sicherlich nach nicht ein- 
fachen Verhandlungen — erreicht. Das sehe ich in 
der gegenwärtigen Zeit als das Erreichbare an. 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU]: Halten Sie (P) 
das für eine angemessene Antwort auf 
meine Frage?) 

— Wenn Sie fragen, was die wahre Parität ist, dann 
müßte ich jetzt mit Ihnen in einen Dialog darüber 
eintreten, ob wir die wahre Parität in der Montan- 
Mitbestimmung haben. Darüber müßte man dann 
noch eine ganze Menge sagen. 

(Russe [CDU/CSU]: Das ist doch klar!) 

Ich komme nachher noch darauf zurück. — Die Frage 
ist doch: Was wird mit diesem Gesetz an Wesent- 
lichem erreicht, und inwieweit bleibt diese Mitbe- 
stimmungsforderung noch unerfüllt? 

Das Mitbestimmungsgesetz wird für Kapitalgesell- 
sdialten und Konzerne mit mehr als 2 000 Arbeit- 
nehmern gelten. Dies ist der Bereich, in dem die 
Gestaltung der Unternehmenspolitik nicht durch 
eine persönlich leitende und haftende Unternehmer- 
persönlichkeit legitimiert ist und in dem die verant- 
wortliche Mitsprache durch die Arbeitnehmer beson- 
ders geboten erscheint. 

Etwa 600 bis 650 Unternehmen werden erfaßt 
werden. Wenn ich diese Zahl nicht exakt angeben 
kann, so hat dies seinen Grund in unserer Wirt- 
schaftsordnung. Sie kennt keine besondere Regi- 
strierungspflidit für Großunternehmen. Es gibt daher 
keine amtlichen Statistiken mit genauen Firmen- 
listen, insbesondere auch nicht über die sich beinahe 
täglich verändernden Konzernverbindungen. Aber 
die Unternehmensleitungen und die Arbeitnehmer- 
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(A) Vertretungen kennen ihre konkreten Verhältnisse. 
Außerdem gewährleisten die Antragsrechte und Ver- 
fahren nach dem Aktienrecht, daß Zweifelsfragen 
verbindlidi geklärt werden können. 

Abgesehen von der gesetzlich festgelegten Zu- 
sammensetzung der Aufsiditsräte mit Vertretern der 
Anteilseigner und der Arbeitnehmer und abgesehen 
von einigen mitbestimmungsreditlidien Kernrege- 
lungen wird das neue Gesetz nur recht behutsam in 
das geltende Unternehmensrecht eingreifen. Denn 
die generelle Neugestaltung des Unternehmens- 
redits unter Einschluß der Mitbestimmung ist eine 
spätere Aufgabe. Insbesondere sdiließt daher das 
Mitbestimmungsgesetz nicht aus, daß die Unterneh- 
men weiterhin die Rechtsform wählen können, die 
sie für angemessen erachten. Dies kann also auch 
eine njchtmitbestimmte Rechtsform sein. 

Aber ebenso, wie die Arbeitnehmerschaft und die 
Gewerkschaften erwarten können, daß ihnen Ver- 
trauen entgegengebracht wird, so sollte in diesem 
Punkte den Unternehmen und ihren Verbänden Ver- 
trauen entgegengebracht werden. Wir gehen davon 
aus, daß Unternehmen nicht deshalb eine andere 
Rechtsform oder eine andere Größenordnung an- 
streben, um damit der Mitbestimmung zu entgehen. 
Denn wir vertrauen darauf, daß auch die Unter- 
nehmen die faire Zusammenarbeit mit der Arbeit- 
nehmersdiaft und den Gewerkschaften im Rahmen 
des Mitbestimmungsgesetzes suchen. Nur dies kann 
auch im Interesse der Unternehmen selbst liegen. 
Ausnahmen mag es geben; doch sie rechtfertigen 

|ßj nicht, vom Pfade des Vertrauens abzugehen. 

Die Aufsiditsräte der mitbestimmten Unternehmen 
werden künftig mit der gleichen Zahl von Vertretern 
der Anteilseigner und der Arbeitnehmer besetzt 
sein. Gleichwohl ist damit — und das darf nicht ver- 
schwiegen werden — in rechtlidier Hinsicht keine 
volle paritätische Mitbestimmung erreicht. Denn die 
Anteilseigner haben es in der Hand, den Aufsichts- 
ratsvorsitzenden zu stellen, und dieser hat im Fall 
der Stimmengleichheit den Stichentscheid. 

Wir alle kennen die verfassungsrechtlichen Dis- 
kussionen zur Frage der vollen Parität. Ich weiß, 
daß viele in diesem Hohen Hause der Meinung 
sind, mit dem jetzt erreichten Grad an Mitbestim- 
mung sei der von der Verfassung gesteckte Rahmen 
voll ausgeschöpft. Ich selbst — und ich weiß mich 
darin mit vielen unter Ihnen einig — teile diesen 
Standpunkt nicht. Dabei kann ich mich ebenfalls auf 
verfassungsrechtliche Expertenaussagen stützen, 
nach denen auch eine volle paritätische Mitbestim- 
mung — wie ja auch die Montanmitbestimmung — 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Eine gegentei- 
lige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gibt es nicht. Daher ist für mich der im Mitbestim- 
mungsgesetz vorgesehene Grad an Mitbestimmung 
eine politische Lösung und keine verfassungsrecht- 
liche, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage es hier freimütig: Ich hätte mir — wie 
auch viele andere — einen noch größeren Schritt in 
Richtung volle Parität gewünscht. Dies ist auch dem 
Koalitionspartner bekannt. Aber alle, die mit diesem 


IQ 

Gesetz ihre Vorstellungen nicht voll erfüllt sehen, ' ' 
hätten kurzsichtig und unpolitisch gehandelt, statt 
des möglichen Fortschritts das Nichts zu riskieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im übrigen sollte das rechtlich gegebene Über- 
gewicht der Anteilseigner nicht überschätzt werden. 

Erstens ist eine auch im Rechtssinn lupenreine 
Parität in unserer Unternehmensverfassung ohnehin 
nur schwer vorstellbar. Im Aufsichtsrat muß, wenn 
eine Einigung ausbleibt, entschieden werden. Soll 
dazu nicht der Vorsitzende berufen sein, so müßte 
es — wie im Regierungsentwurf — die Hauptver- 
sammlung oder ein sogenanntes neutrales Mitglied 
sein. Und auch das neutrale Aufsichtsratsmitglied 
muß ja von jemandem bestellt werden. In der 
Montanmitbestimmung ist dies übrigens im Kon- 
fliktsfall, von dem so oft gesprochen wird, die 
Hauptversammlung. 

Zweitens. In der praktischen Arbeit des Aufsichts- 
rats — • immerhin gibt es zwei große Bereiche, die 
auf 25 Jahre Erfahrung zurückblicken können — 
werden die beiden gleich starken Bänke darauf an- 
gewiesen sein, Zusammenarbeit zu suchen und die 
Einigung dann auch zu finden. Es ist eine völlig 
praxisfremde Vorstellung, Anteilseigner und Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat würden sich ständig als un- 
versöhnliche Blöcke gegenüberstehen. Es ist unver- 
ständlich, wenn man so tut, als müsse der Aufsichts- 
ratsvorsitzende den Stichentscheid ununterbrochen 
als Dauerinstrument einsetzen. Der Normalfall wird 
die Einigung sein. Alle Erfahrungen in der Montan- P) 
mitbestimmung sprechen dafür. 

Die Möglichkeiten der Arbeitnehmer, im Aufsichts- 
rat auf die Unternehmenspolitik und auf andere 
wichtige Entscheidungen Einfluß zu nehmen, werden 
durch die Regelung über den Arbeitsdirektor er- 
gänzt. Ich bin sicher, in der überwiegenden Anzahl 
der vom Gesetz erfaßten Unternehmen, vor allem 
aber in den Großunternehmen, wird sich in der Per- 
son des Arbeitsdirektors die Mitbestimmung für den 
einzelnen Arbeitnehmer am sichtbarsten verkörpern. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn auch seine Kompetenzen nicht gesetzlich fest- 
gelegt worden sind, so ergibt sich doch schon aus der 
Institution, daß der Arbeitsdirektor wesentlich mit 

Personal- und Sozialangelegenheiten befaßt sein 
muß. 

Nun kann ich gut verstehen, daß diejenigen, die 
die Mitbestimmung mehr aus der Sicht der Anteils- 
eignerseite sehen, hervorheben, der Arbeitsdirektor 
werde wie jedes andere Vorstandsmitglied bestellt. 

Er könnte also auch gegen ein geschlossenes Votum 
der Arbeitnehmerbank mit Hilfe des Stichentscheids 
des Aufsichtsratsvorsitzenden bestellt werden. Dies 
ist richtig, meine Damen und Herren, und ich will 
nicht ausschließen, daß es vor allem in kleineren 
Unternehmen auch mitunter so geschehen kann. 

Weniger verständlich ist mir jedoch, daß auch 
engagierte Verfechter der Mitbestimmung ein sol- 
ches Verfahren als künftigen Normalfall beschwören. 
Mein Kollege Adolf Müller hat ja in seiner charman- 
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ten Weise hier nodi einmal deutlich gemacht, man 
könnte annehmen, daß sich auf diese Weise Herr 
Schleyer zum Arbeitsdirektor bestellen lassen 
könnte. Ich halte diese Auffassung nicht nur für all- 
zu formalrechtlich. Sie widerspricht auch aller Er- 
fahrung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist aber nett!) 

Ferner ist sie, von Anhängern der Mitbestimmung 
vorgebracht — und das wollen Sie ja sein — , klein- 
mütig, und Herrn Schleyer tut sie Unrecht an. 

Wie sollte ein Arbeitsdirektor künftig auf Dauer 
sinnvoll tätig sein, wenn er nicht das Vertrauen der 
Vertreter der Arbeitnehmer besitzt? 

(Beifall bei der SPD) 

Das Unternehmensinteresse erfordert geradezu einen 
Arbeitsdirektor, der von der Belegschaft und ihren 
Vertretern akzeptiert wird. Besonders für Groß- 
unternehmen ist daher davon auszugehen, daß der 
Arbeitsdirektor ein Vorstandsmitglied sein wird, das 
im besonderen Maße das Vertrauen der Arbeit- 
nehmerschaft genießt. 

Auch in den Montankonzernen, wo seit 1956 kein 
Vetorecht der Arbeitnehmerbank gegen die Bestel- 
lung des Arbeitsdirektors gilt, ist dieser stets ohne 
Kampf abstimmung auf Vorschlag der Arbeitnehmer- 
seite bestellt worden. Warum sollte es nach dem 
Mitbestimmungsgesetz anders sein? Natürlich muß 
man überzeugende Kandidaten vorschlagen, und 
auch insofern will die neue Mitbestimmungsregelung 
ausgefüllt sein. 

(B) Und schließlich, meine Damen und Herren: Ich 
schätze die Einsichten von Herrn Schleyer in die 
Unternehmensnotwendigkeiten viel zu hoch ein, um 
annehmen zu können, er würde sich gegen eine ge- 
schlossene Front der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat allein mit dem Stichentscheid des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden zum Arbeitsdirektor wählen lassen. 
Dieses Beispiel ist einfach zu überzogen, um wirken 
zu können. 

Die Praxis wird erweisen, daß die Koalitionsfrak- 
tionen gut daran getan haben, die Institution des 
Arbeitsdirektors — gewissermaßen als Programm 
und als Auftrag zugleich — im Gesetz zu verankern. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, zu einer effektiven 
Mitbestimmung durch die Arbeitnehmer gehört die 
Teilnahme von Vertretern der Gewerksdiaften. 

Für die Koalition war dies im Kern nie streitig. 
Die hiergegen vorgebrachte Polemik von der Gefahr 
eines Gewerkschaftsstaates richtet sich angesichts 
der Kräfteverhältnisse in unserer Wirtschaft selbst-, 
auf sei braucht gar nicht mehr eingegangen zu wer- 
den, wohl aber auf einen Änderungsantrag der Op- 
position zu dieser Frage und ferner zu einem An- 
trag, der aus den Reihen der CSU im Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung gestellt worden ist. Beide 
Anträge zielten darauf ab, die im Gesetz vorge- 
sehene eigenständige Teilnahme der Gewerkschaf- 
ten abzuschwächen bzw. ganz auszuschließen. 

Sie wissen doch genau, meine Damen und Herren, 
wie sich die Teilnahme von Vertretern der Gewerk- 


schaften im Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes (Q 
aus dem Jahre 1952 entwickelt hat, wo die Gewerk- 
schaften kein ausschließliches Vorschlagsrecht für 
ihre Vertreter hatten. Dort gehören nur noch wenige 
untemehmensexteme Vertreter der Gewerksdiaften 
den Auf Sichtsräten an. Dies ist auch nur allzu mensch- 
lich. Denn wer aus der Belegschaft oder von den Be- 
triebsräten schlägt denn schon gern unternehmens- 
externe Arbeitnehmervertreter vor oder wählt sie, 
wenn vor allem in den eigenen Reihen der Betriebs- 
räte schon genügend fähige oder bereite Kandidaten 
zur Verfügung stehen! 

Deshalb gilt, meine Damen und Herren: Wer eine 
effektive Mitbestimmung unter Beteiligung der Ge- 
werkschaften wirklich will, der muß ihnen auch ein 

ausschließliches Vorschlagsrecht für ihre Vertreter 

geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diesen Satz können Sie exakt im Bericht der Mit- 
bestimmungskommission nachlesen. Darum wäre ich 
fast versucht, Sie zu fragen, was Ihnen denn eigent- 
lich der damalige Vorsitzende der Mitbestimmungs- 
kommission bei der Abfassung Ihres Antrages ge- 
raten hat. Jedenfalls zielte Ihr Änderungsantrag — 
und schon gar der aus den Reihen der CSU — weder 
auf eine Effektivität der Mitbestimmung noch auf 
eine Anerkennung des wesentlichen Beitrags der 
Gewerkschaften, den diese seit jeher für die Stabili- 
tät der Wirtschafts- und Sozialordnung leisten. 

Der Überblick über einige Kernpunkte des Geset- 
zes wäre unvollständig, wenn ich es unterließe, etwas 
zur Rolle der leitenden Angestellten zu bemerken. ^ 
Gerade in dieser Frage lagen die Ausgangspositionen 
der beiden Koalitionsparteien, wie jedermann weiß, 
weit auseinander. Bei realistischer Einschätzung der 
politischen Gegebenheiten mußte von Anfang 
an davon ausgegangen werden, daß eine Mitbestim- 
mung ohne Beteiligung der leitenden Angestellten 
nicht zu verwirklichen war. Es konnte daher im 
Grund immer nur darum gehen, in welcher Weise 
die leitenden Angestellten in die Mitbestimmungs- 
konzeption einzubeziehen seien. 

Die Zugehörigkeit eines leitenden Angestellten 
im Aufsichtsrat und der besondere Minderheiten- 
schutz der leitenden Angestellten innerhalb der 
Gruppe der Angestellten sind das Ergebnis. Dieses 
mag viele — und ich will mich selbst davon nicht 
ausnehmen — nicht zufriedenstellen. Das gilt ganz 
besonders für die Gewerkschaften. Aber auch hier 
wäre der Preis sicherlich zu hoch gewesen, um der 
Problematik der leitenden Angestellten willen auf 
den möglichen Fortschritt in der Mitbestimmung 
überhaupt zu verzichten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es hat wenig Sinn, die gefundene Lösung — je 
nach Standort — zu bejubeln oder zu beklagen. 

Alle Beteiligten sollten sich auf die Realität der 
künftigen Regelung einstellen und sie zum Nutzen 
der Mitbestimmung anwenden und ausfüllen. Dabei 
erscheint mir dreierlei wesentlich: 

Erstens. Die Zugehörigkeit eines leitenden Ange- 
stellten zum Aufsichtsrat kann für die Arbeit des 
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(A) Aufsichtsrates, insbesondere auch für die der Ar- 
beitnehmerseite, durchaus von Nutzen sein. 

Die leitenden Angestellten können nämlich durch 
ihre Kenntnisse und Einsichten in die organisato- 
rischen und wirtschaftlichen Zusammenhänge des 
Unternehmens die Informations- und Entschei- 
dungsgrundlagen der Aufsichtsräte merklich berei- 
chern. 

Zweitens. Es kann nicht davon ausgegangen wer- 
den, der Vertreter der leitenden Angestellten im 
Aufsichtsrat werde dort automatisch die gleichen 
Interessen wie die Aufsichtsratsmitglieder der An- 
teilseigner vertreten. Dabei würde der aus der 
Betriebsverfassung bekannte Gegensatz „hier Ar- 
beitgeber und leitende Angestellte — dort Beleg- 
schaft" zu unbesehen auf die Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat übertragen. Im Aufsichtsrat sitzen alle 
Vertreter der Arbeitnehmer den Vertretern der 
Anteilseignern gegenüber, nicht dem Vorstand oder 
dem Arbeitgeber. Soweit es im Aufsichtsrat um die 
Sicherheit der Arbeitsplätze und um die Existenz 
des Unternehmens geht, werden die leitenden An- 
gestellten oft in einer Interessengemeinschaft mit 
den übrigen Vertretern der Arbeitnehmer zu finden 
sein. 

Drittens. Der leitende Angestellte im Aufsichtsrat 
ist nicht in erster Linie Vertreter von Interessen 
der leitenden Angestellten. Wie die übrigen Auf- 
sichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer ist er vor- 
rangig dem Unternehmensinteresse und sodann den 
Interessen der Belegschaft verpflichtet. Dies kommt 
auch in gewisser Weise im Wahlmodus zum Aus- 
druck; er wird von der Gesamtgruppe der Ange- 
stellten, bei gemeinsamer Wahl von der Gesamt- 
belegschaft gewählt und, was wichtig ist, gegebe- 
nenfalls auch wiedergewählt. 

Ich bin mir durchaus bewußt, daß viel Zeit und 
Geduld erforderlich sein werden, um die in dieser 
Frage angestauten Emotionen allmählich abklingen 
zu lassen. Auf längere Sicht gesehen sollten aber 
innerhalb der gesamten Arbeitnehmerbank im Auf- 
sichtsrat Zusammenarbeit und Integration durchaus 
möglich sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, mit dem neuen Mitbe- 
stimmungsgesetz kann in den Beziehungen zwischen 
Kapital und Arbeit eine auf Kooperation und Mit- 
verantwortung gegründete neue Ära eingeleitet 
werden. Dies kann so sein; ich betone: es kann 
so sein. Denn ein Mitbestimmungsgesetz ist zunächst 
nichts weiter als ein rechtlicher Rahmen, den es 
auszufüllen gilt. Dazu bedarf es tatkräftiger und 
kooperationsbereiter Menschen. Allein in ihrer 
Hand liegt es, die im Gesetz liegenden Möglichkei- 
ten zu nutzen. 

Das mit dem Mitbestimmungsgesetz Erreichte er- 
füllt nicht alle Erwartungen und Hoffnungen. Dies 
kann ein politischer Kompromiß, der das heute 
Realisierbare enthält, auch gar nicht leisten. 

Insbesondere die Gewerkschaften, die Haupt- 
träger der Mitbestimmungsforderung, hatten mehr 
erwartet, vor allem die volle Parität und keinerlei 


besondere Rolle der leitenden Angestellten. Ihnen, 
den Gewerkschaften möchte ich sagen: Die Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung lehrt, daß sich der 
Fortschritt stets in Schritten vollzogen hat. Die Ge- 
werkschaften sollten auch in dem neuen Gesetz 
einen solchen Schritt sehen, und zwar einen ganz 
entscheidenden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das damit Erreichte ist in besonderer Weise auch 
ihr Erfolg. Sie sollten ihn nicht von sich weisen 
und schon gar nicht meinen, das Mitbestimmungs- 
gesetz sei gegen die Gewerkschaften gerichtet. Das 
wäre absolut falsch. 

Die im Gesetz angelegte Mitbestimmung ist ge- 
radezu auf die tatkräftige Mitarbeit und die Aus- 
füllung durch die Gewerkschaften angewiesen; an- 
dernfalls wird sie nicht funktionieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Und die Chancen, im Interesse der Arbeitnehmer 
mehr als bisher mitzugestalten und mitzuverantwor- 
ten, sind groß. 

Dies gilt auch im Hinblick auf das Wahlverf ähren. 
Es entspricht den Wahlgrundsätzen des Betriebsver- 
fassungsgesetzes. Die Gewerkschaften sollten sich 
daran erinnern, daß für die gewerkschaftlich organi- 
sierten Arbeitnehmer bei den nach diesen Grundsät- 
zen durchgeführten Betriebsrätewahlen große Er- 
folge erreichbar waren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Anteilseigner, die Unternehmensleitungen und 
die Verbände der Wirtschaft möchte ich von dieser 
Stelle aus bitten, das Gesetz anzunehmen, die in 
ihm liegende Chance für die Festigung und Weiter- 
entwicklung unserer Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung zu erkennen und mit den Vertretern der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten. Dazu gehört auch, sich nicht 
durch unternehmensrechtliche Gestaltungen der 
Mitbestimmung zu entziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn dadurch — lassen Sie mich das auch sagen — 
würde an Stelle einer wünschenswerten vertrauens- 
vollen Zusammenarbeit nur Mißtrauen mit all seinen 
nachteiligen Folgen erzeugt werden. Im übrigen 
sollten die Lehren aus der Reform des Betriebsver- 
fassungsrechts beherzigt werden. Das während sei- 
ner Entstehung heftig bekämpfte Gesetz hat sich in 
der Praxis positiv ausgewirkt; auch die Arbeitgeber 
erkennen dies an. Warum sollte es auf dem Felde 
der Mitbestimmung anders sein? 

Alle Mitglieder dieses Hohen Hauses möchte ich 
aufrufen, daß wir nach Abschluß des parlamentari- 
schen Verfahrens unseren Frieden mit dem Mitbe- 
stimmungsgesetz machen. Wenn einmal der Pulver- 
dampf abgezogen ist, sollten wir keine Zeit damit 
verschwenden, dem nicht Erreichten nachzutrauern 
oder das Erreichte weiter zu kritisieren oder gar zu 
bekämpfen. Wir sollten vielmehr alle mithelfen, 
daß das neue Gesetz zum Nutzen für unser Ge- 
meinwesen ausgefüllt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16083 


Bundesminister Arendt 

tA) Wir sollten uns alle zur Mitbestimmung als einer 
wichtigen Gestaltungskraft unserer Ordnung be- 
kennen, und zwar draußen im Lande und insbeson- 
dere vor Unternehmern und Arbeitnehmern. Dies 
sollte unser Beitrag zur künftigen Anwendung des 
Gesetzes sein. 

An dieser Stelle möchte ich nicht versäumen, den 
Mitgliedern des federführenden Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung für die in den letzten 
Monaten zügig durchgeführten Beratungen des Ge- 
setzentwurfs zu danken. Dieser Dank gilt auch für 
die Mühen, denen Sie sich mit den umfangreichen 
Anhörungen Ende 1974 unterzogen haben. 

Ich danke aber auch allen, die bei den Anhörun- 
gen und in der Öffentlichkeit das Werden des Ge- 
setzes mit Kritik begleitet haben. Damit meine ich 
die konstruktive Kritik, nicht die, die nur verächt- 
lich oder nur ablehnend war. Manche Veränderun- 
gen im Entwurf sind auf die konstruktive Kritik 
zurückzuführen. 

Meine Damen und Herren, ob mit dem Mitbestim- 
mungsgesetz die Mitbestimmungsfrage endgültig 
gelöst ist, wird je nach dem Standort unterschied- 
lich beantwortet werden. Der Deutsche Bundestag 
wird sich jedenfalls auch in Zukunft mit der Mit- 
bestimmung zu befassen haben. Die längerfristig 
beabsichtigte Untemehmensrechtsreform kann die 
Mitbestimmung nicht ausklammern und auch von 
den Europäischen Gemeinschaften werden Vorha- 
ben kommen, die uns Diskussionen und Entschei- 
dungen zur Mitbestimmung abverlangen. Wir wer- 
den dann vielleicht schon in der Lage sein, die Er- 
fahrungen, die mit dem Mitbestimmungsgesetz ge- 
macht werden, zu verwerten. Ich bin sicher, dies 
würde künftige Beratungen und Bewertungen sehr 
versachlichen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Schmidt (Wattenscheid). 

Schmidt (Wattenscheid) (SPD): Verehrte Frau Prä- 
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen. Für die sozial- 
demokratische Bundestagsfraktion nehme ich gern 
und sehr dankbar die Gelegenheit der dritten Le- 
sung dieses bedeutenden Mitbestimmungsgesetz- 
entwurfs zum Anlaß, unseren Respekt, unsere Hoch- 
achtung und unsere dankbare Anerkennung für 
fleißige, wichtige und bedeutende Arbeit zuzurufen: 
den Gesprächspartnern innerhalb der Koalitions- 
fraktionen, den Mitgliedern des federführenden 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung wie den 
Mitgliedern der mitberatenden Ausschüsse, den Mit- 
arbeitern des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung und natürlich ganz besonders ihm 
selbst, unserem Bundesarbeitsminister Walter 
Arendt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[Osnabrück] [CDU/CSU]: Wieso? Der hat 
doch einen verfassungswidrigen Entwurf 
auf den Tisch gelegt!) 


Wir arbeitsbezogenen und leistungsbewußten [Q 
Sozialdemokraten wissen natürlich, daß alle immer 
ihre Pflicht erfüllen und sehr häufig in einem un- 
zumutbaren Streß stehen. Aber das Zustandekom- 
men dieses Mitbestimmungsgesetzentwurfs ist eine 
ganz besonders herausragende Leistung, der wir 
von vornherein und deutlich unseren Respekt sagen 
möchten. 

In diese Dankbarkeit und diesen Respekt, meine 
Damen und Herren, beziehen wir auch die Beglei- 
tung durch die interessierte Öffentlichkeit auf dem 
Weg des Zustandekommens dieses Gesetzentwurfs 
ein. Nur selten stehen und halten sich in einem Ge- 
setzgebungsvorgang so viele Ratgeber zur Verfü- 
gung, wie es diesmal der Fall war. Wir haben jeden 
Rat gebraucht. Wir kommten nicht jeden verwenden. 
Vieles haben wir als konstruktiv empfunden imd 
alles, wie gesagt, mit Bedacht gewogen. Die Ge- 
danken, die uns die Arbeitnehmer unseres Landes 
und ihre Gewerkschaften zur Verfügung stellten, 
waren für uns Sozialdemokraten von besonderem 
Gewicht. 

Jedermann hier im Hause weiß, viele draußen 
wissen es und, ich denke, alle spüren es, daß die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer, hätte einer der 
Beteiligten den Gesetzentwurf allein zu verabschie- 
den gehabt, anders ausgesehen hätte, als sie nun 
Gesetz werden wird. Die Koalitionsfraktionen sind 
von sehr unterschiedlichen Standorten an die Lö- 
sung dieses besonders bedeutsamen Problems ge- 
gangen. 

Das nun vorliegende Ergebnis ist ein guter Kom- 
promiß. Er ist wie alles, was die Koalitionsfrak- 
tionen bisher für unser Land getan haben, in sau- 
berer, zuverlässiger und soweit wie möglich ka- 
meradschaftlicher Zusammenarbeit zustande gekom- 
men. Sozialdemokraten und Freien Demokraten, 
meine Damen und Herren, ist in Sachen Mitbestim- 
mung ein ganz entscheidender Durchbruch gelun- 
gen. Die Arbeitnehmer unserer Bundesrepublik wer- 
den — die Montan-Mitbestimmung einmal außer 
acht gelassen — nach diesem Gesetz den höchsten 
wirtschaftlichen Einfluß haben, den Arbeitnehmer 
auf deutschem Boden jemals gehabt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Von allen Arbeitnehmern der Welt werden die 
Arbeitnehmer unserer Bundesrepublik Deutschland, 
werden unsere Arbeitnehmer das weitestgehende 
Mitspracherecht, das höchste Mitwirkungsrecht und 
die weitestgehende Mitbestimmung haben. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Dank 
CDU/CSU!) 

Zur Bildung eines, wie ich hoffe, wirklich objek- 
tiven Urteils ist es gewiß gut, noch einmal einen 
Blick in die Wirtschaftsgeschichte zu werfen. Bevor 
ich einen Blick in die Geschichte werfe, möchte ich 
alles das, was der Bundesarbeitsminister in seiner, 
wie ich sie schon jetzt verstehe, bedeutenden Rede 
zur dritten Lesung dieses wichtigen Gesetzes gesagt 
und vorgetragen hat, unterstreichen. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Obwohl 
er einen verfassungswidrigen Entwurf auf 
den Tisch gelegt hat!) 
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Der erste Deutsche Bundestag verabschiedete 1951 

das Montan-Mitbestimmungsgesetz. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das diesen Namen ver- 
dient!) 

Die Menschen in unserem Lande standen noch unter 
dem Eindruck und unter den Lasten wie unter den 
Folgen des Krieges und der Nachkriegszeit. Die 
Verantwortlichen waren noch unmittelbar beein- 
druckt von dem Kampf der Arbeitnehmer gegen die 
Demontage ihrer Arbeitsplätze. Sie waren sicher 
aber auch schon beeindruckt von dem Aufbauwillen 
und den hier schon sichtbaren Aufbauleistungen der 
Arbeitnehmer. 

Das Gesetz hat, wie wir wissen und wie wir be- 
reits in der ersten Lesung dieses Gesetzes hier de- 
battierten, seine eigene Geschichte auch außerhalb 
dieses Parlaments. Dieses Montan-Mitbestimmungs- 
gesetz wird nun am 22. Mai 25 Jahre alt. Von dem 
Vorgang ist auch in der Debatte zur zweiten Le- 
sung schon gesprochen worden. Neben vielen ande- 
ren Kollegen hat Norbert Blüm seine Bemerkungen 
gemacht. Aber wie immer man auch uns betrachtet: 
Eines müssen wir so lassen wollen, wie es ist, näm- 
lich daß von uns und durch die Geschichte niemand 
nach dem beurteilt wird, was er gewollt hat; wir 
müssen uns nach dem beurteilen lassen wollen, was 
wir getan haben. ^ 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Müller-Hermann [CDU/CSU]: Denken Sie 
mal an 1951 1) 

(B) Das heißt, was auch immer von einzelnen ge- 
wollt gewesen sein mag: Es bedurfte der Kraft der 
sozialliberalen Koalition, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Da kann 
man nur lachen!) 

den Gedanken und die Idee der Mitbestimmung 
jetzt, vor dem Ende dieses Jahrhunderts, erneut auf 
den Weg zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[Osnabrück] [CDU/CSU]: Da kann man nur 
lachen, Herr Schmidt! Der Bundesarbeits- 
minister hat einen verfassungswidrigen 
Entwurf auf den Tisch gelegt!) 

In diesem Vierteljahrhundert, meine Damen und 
Herren, praktizieren Hüttenleute und Bergleute mit 
den Vertretern der Kapitalgeber die Mitbestimmung. 
Wie wir sehen, mit hervorragendem Erfolg. Man- 
ches in der öffentlichen Debatte verwandte Argu- 
ment um diese Mitbestimmung, die wir nun machen, 
straft sich aus den Ergebnissen der Montan-Mitbe- 
stimmung selbst Lügen. Die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Montangesellschaften hat sich als ein Gewinn 
und ein Vorteil nicht nur für die Arbeitnehmer er- 
wiesen, sondern auch und sehr nachhaltig und deut- 
lich für die Gesellschaften und auch, was für mich 
am bedeutendsten ist, insbesondere für das Funktio- 
nieren unserer Gesamtwirtschaft. Unsere großen 
Stahlunternehmen wie beispielsweise Krupp, Thys- 
sen, Mannesmann und Hoesch sind auch, vielleicht 
sogar insbesondere durch den Rat ihrer Arbeit- 
nehmer und deren Gewerkschaftskollegen zu der 


Weltbedeutung gekommen, die sie in diesem Augen- 
blick erreicht haben, 

(Beifall bei der SPD) 

Die August-Thyssen-Hütte, meine Damen und Her- 
ren, ist mit Mitbestimmung der größte und der lei- 
stungsfähigste kontinental-europäische Stahlerzeu- 
ger geworden. Die Bergbauwirtschaft hat sich, ge- 
stützt auf den Rat ihrer Arbeitnehmer, eine völlig 
neue Organisation geschaffen. Die Einheitsgesell- 
schaft im Ruhrsteinkohlenbergbau ist eben gerade 
durch die Mitbestimmung zur volkswirtschaftlich 
vernünftigsten und zugleich betriebswirtschaftlich 
optimalen Unternehmenseinheit auf der größten 
europäischen Steinkohlenlagerstätte geworden. Wer 
darüber hinaus, meine Damen und Herren, meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, Beispiele für 
vorbildliche betriebliche Sozial- und Gesundheits- 
politik und zugleich verantwortungsbewußte Um- 
weltpolitik sucht, der kann sich bei den mitbestimm- 
ten Rheinischen Braunkohlenwerken AG deutlich in- 
formieren. 

Die Partner haben sich, ohne ihren an sich polaren 
Standpunkt zu verlassen, zusammengesetzt, ver- 
nünftig, logisch und nüchtern zusammengearbeitet, 
ohne den neutralen Mann, den es im Aufsichtsrat 
der montanmitbestimmten Wirtschaft zur Auflösung 
der Pattsituation gibt, zu befassen oder um sein 
schiedsrichterliches Urteil bitten zu müssen. Dies ist, 
meine Damen und Herren, meine Kolleginnen und 
Kollegen, die Erfahrung aus 25 Jahren Montan- 
Mitbestimmung. Mit einem neutralen Mann, also mit 
institutionalisierter Disparität im Aufsichtsrat, sind 
die beiden gleichstarken Blöcke nicht über das 
Schiedsgericht des neutralen Mannes gegangen, son- 
dern sie sind auf kurzem und mannhaftem und gera- 
dem Wege aufeinander zugegangen, um zum Wohle 
derer, um die es geht, zum Wohle des Unternehmens 
und der Gesamtwirtschaft, vernünftig miteinander zu 
arbeiten. 

Es sind in den Stunden, die hinter uns liegen, 
häufig Vergleiche gezogen worden zwischen dem, 
was nun für mehr als 600 weitere Gesellschaften gel- 
ten wird, und dem, was seit 25 Jahren in der Montan- 
Mitbestimmung gilt. Wenn es möglich ist, wie es 
möglich gewesen ist, daß mit der Institution des 
— lassen Sie mich bitte sagen: — Schiedsrichters im 
Aufsichtsrat der Montangesellschaften diese sozial- 
politisch, unternehmenspolitisch wie gesamtwirt- 
schaftlich vernünftigen und begrüßenswerten Ergeb- 
nisse erzielt werden, dann muß es, nein, dann wird 
es möglich sein, daß die Gruppen und Kräfte, die 
sich nunmehr gegenübersitzen werden, zu eben- 
solchen vernünftigen, sachlich richtigen Ergebnissen 
kommen werden. Ich bin darüber hinaus froh, daß es 
deutlich wird, daß es spürbar wird, daß jener mit- 
bestimmte Teil der Wirtschaft in unserem Vater- 
lande eher, früher und schneller bereit ist, auf jenes 
für mich jedenfalls hohe Gut öffentlicher Interessen 
und öffentlicher Belange Rücksicht zu nehmen. 

Es sind nicht nur die guten Erfahrungen aus dem 
Vierteljahrhundert Montan-Mitbestimmung, die uns 
Sozialdemokraten so nachhaltig beeinflussen. Unsere 
Politik ist insgesamt eine Politik im Dienste der 
Menschen. Dabei gilt unsere ganz besondere Auf- 
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Sdimidt (Wattenscheid) 

(A) merksamkeit den Arbeitnehmern. In diesem Dienst, 
im Dienst an den Menschen im Lande, bleiben wir 
initiativ und kreativ. Wir wollen über den Weg der 
Mitbestimmung erreichen, daß erstens der Arbeit- 
nehmer bei den Vorgängen, die ihn in seinem Unter- 
nehmen häufig mit der Existenz seiner ganzen Fami- 
lie unmittelbar berühren, genauso mitwirken kann, 
wie er es im politischen Bereich, über die Wahl der 
politischen Mandatsträger völlig selbstverständ- 
licherweise kann. Wir gehen dabei davon aus, daß 
auf diesem Wege die Arbeitswelt nachhaltig ver- 
ändert, nachhaltig humanisiert wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es geht uns um den Menschen in unseren Fabriken 
und in unseren Verwaltungen. Es geht um die, von 
deren Arbeit alle leben. Der Bereich, auf dessen Ge- 
staltung nun der Arbeitnehmer einen erheblich grö- 
ßeren Einfluß haben wird, erfaßt ihn mit mehr als 
der Hälfte seines wachen Lebens, und er erfaßt ihn 
dort, wo die polaren Interessen der Wirtschaft am 
härtesten und am unmittelbarsten aufeinander- 
treffen. 

Das Mitbestimmungsgesetz wird, davon bin ich 
schon jetzt fest überzeugt, das Arbeitsleben nach- 
haltig humanisieren, ganz sicher auch, weil die 
Arbeitnehmer größeren Einfluß haben werden, aber 
auch, weil sich das Miteinander der betrieblichen 
Partner in anderem Ton und in anderem Stil voll- 
ziehen wird. Man wird sich ganz gewiß in der Zu- 
kunft gelegentlich anders begegnen als in der Ver- 
gangenheit. Dies sage ich natürlich in dem Bewußt- 

(Bj sein, daß es eine Reihe von Unternehmen gibt, in 
denen sich die Partner so, wie ich es für die Zukunft 
bei allen anderen erwarte, schon in der Vergangen- 
heit begegnet sind. Und letzten Endes auch, weil 
sich die zu verabschiedende Mitbestimmung harmo- 
nisch und ergänzend in die Reihe der vielen wich- 
tigen Gesetze einordnet, die das Leben im Betrieb 
zum Gewinn und zugunsten der Menschen verän- 
dern. Ich denke hier besonders an das novellierte 
Betriebsverfassungsgesetz, das Schwerbehinderten- 
gesetz, das Arbeitssicherheitsgesetz, das neue Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz, die neue Arbeitsstättenver- 
ordnung. 

Alle Lebenserfahrung zeigt, daß Gruppen, haben 
sie ein noch so polares Interesse und noch so polare 
Standpunkte, wenn man ihnen gemeinsame Verant- 
wortung aufträgt, in aller Regel eine sehr sinnvolle, 
sachbezogene und vernünftige Debatte beginnen. Die 
Lebenserfahrung sagt auch, daß vorhandene Vor- 
behalte häufig schnell abgebaut werden. Dies kann 
bedeuten, dies wird nach meiner Überzeugung be- 
deuten, daß die Aufgeschlossenheit des Unterneh- 
mers für die Anliegen der Beschäftigten und die Auf- 
geschlossenheit der Beschäftigten für die notwendi- 
gen Sachentscheidungen größer wird. 

Ich halte es, meine Damen und Herren, meine 
Kolleginnen und Kollegen, zumindest für sehr frag- 
lich, ob es unseren leistungsbereiten, leistungsbe- 
wußten, ausgebildeten und gebildeten Arbeitneh- 
mern auf die Dauer gelingen wird, von der Richtig- 
keit unserer gesellschaftlichen Ordnung dann faszi- 
niert zu bleiben, wenn ihnen in diesem entscheiden- 


den Teil ihres Lebens, nämlich im Betrieb, weiterhin (C) 
demokratische Rechte vorenthalten würden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Darum ist der zweite Gesichtspunkt der Mitbestim- 
mung, den ich noch einmal ein wenig zu unterstrei- 
chen versuchen möchte, ein mindestens genauso 
wichtiger. Wir werden unsere Verfassungsordnung 
nur mit der großen Mehrheit unserer Arbeitnehmer 
auf die Dauer bewahren und denen übergeben kön- 
nen, die nach uns kommen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

Das heißt, daß der Arbeitnehmer von dieser gesell- 
schaftlichen Ordnung, in der er lebt, in einem be- 
sonders hohen Maß fasziniert sein muß. Eine Gesell- 
schaft, die sich technisch so begrüßenswert entwik- 
kelt wie die unsere — wir leben in vielerlei Tech- 
niken bereits am Ende dieses oder am Beginn des 
nächsten Jahrhunderts — , darf in der Entwicklung 
ihrer gesellschaftlichen Ordnung keinen Stillstand 
erdulden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

So festigen wir durch mehr Verantwortung unserer 
größten Bevölkerungsgruppe auf natürlichem und 
richtigem Wege die Ordnung, von der man in die- 
sem Hause so oft hört, daß sie für richtig gehalten 
wird. Und sie ist auch richtig. Für uns Sozialdemo- 
kraten, meine Damen und Herren, ist das Grund- 
gesetz unserer Bundesrepublik Deutschland eine 
selbstverständliche, ständige Herausforderung. Un- 
ser Dienst am Menschen gebietet uns, unaufhörlich (D) 
darum zu ringen, daß das wichtige Verfassungs- 
I gebot, ein sozialer Rechtsstaat zu sein, verwirklicht 
wird. 

Mit dem, was wir nun als Mitbestimmungsgesetz 
verabschieden werden, erfüllen wir in unserem Poli- 
tikverständnis einen Verfassungsauftrag. Die Frage 
der Verfassungsgemäßheit unserer Gedanken hat 
sowohl in der öffentlichen Debatte wie insbesondere 
bei den von den Ausschüssen veranstalteten Hear- 
ings eine bedeutende Rolle gespielt. Es bestand hier 
und da die Sorge, wir würden Verfassungsgebote 
überschreiten. Ich bin für die Bemerkungen von 
Olaf Sund und die Wiederholungen vieler meiner 
Freunde sowie die Darlegungen des Bundesarbeits- 
ministers zu diesem Punkte sehr dankbar und 
schließe mich mit diesen Worten an: Aus unserem 
Verfassungsverständnis gewinnen wir die Überzeu- 
gung, daß die diesem freien Parlament gegebene 
Gestaltungsfreiheit in Sachen Mitbestimmung nicht 
voll ausgeschöpft ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wir Sozialdemokraten bleiben mit unserer Politik 
im Dienst der Menschen zugleich in der Tradition 
unserer sozialdemokratischen Mitbestimmungsent- 
scheidungen. Das Godesberger Programm, die Mit- 
bestimungsdebatten in diesem Hause mit den Bei- 
trägen von Heinrich Imig und Fritz Henßler, die 
erste Lesung unseres eigenen Gesetzentwurfes in 
diesem Hause im Januar 1969 mit der Rede unseres 
damaligen Fraktionsvorsitzenden und heutigen Bun- 
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(A) deskanzlers, Helmut Schmidt, die Regierungserklä- 
rungen von Willy Brandt und Helmut Schmidt ma- 
chen die Kontinuität sozialdemokratischer Politik 
deutlich. Unsere Ziele steckten höher als das heute 
nun Erreichte. Das Erreichte aber wird sich in der 
Geschichte unserer Bundesrepublik Deutschland als 
ein bedeutsamer, wichtiger, richtiger Schritt er- 
weisen, und darum wollen wir — auch wenn wir an 
das nicht Erreichte denken — nicht zulassen, daß 
er gering geschätzt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Gesetzgebungs- 
vorgang wird nun bald abgeschlossen sein. Wir 
Sozialdemokraten appellieren an alle Beteiligten, 
die Chancen dieses Gesetzes zu nutzen, damit jene, 
für die es gemacht ist, auch spüren können, daß es 
es gibt. 

Wir gehen von der Überzeugung aus, daß die von 
den Beschäftigten gewählten Belegschafts- und Ge- 
werkschaftsvertreter ihrer Verantwortung im Auf- 
sichtsrat gerecht werden. An die Vertreter der Kapi- 
talgeber appellieren wir, ohne Vorbehalte und ohne 
unnötigen Zeitverlust in naher Zukunft im Geiste 
des Gesetzes zu einem vernünftigen Miteinander zu 
kommen. Nicht der Aufsichtsrat wird sich in der 
Geschichte als der bessere erweisen, der so oft wie 
möglich vom Stichentscheid Gebrauch macht; der 
Aufsichtsrat ist der ausgezeichnete, der immer auf 
den Stichentscheid verzichten kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn unsere neue Mitbestimmung in diesem Gei- 

(B) ste praktiziert wird, wird sich die Welt der Arbeit 
nachhaltig verändern. Dann wird unsere Wirtschaft 
noch leistungsfähiger, dann wird sie mit den stän- 
dig schwieriger werdenden Problemen noch eher 
fertig werden können. Wenn wir dieses Mitbe- 
stimmungsgesetz der soziailiberalen Regierungs- 
koalition verabschieden, wird darüber hinaus un- 
sere Verfassungs Ordnung noch sicherer sein, weil 
sich noch mehr Menschen in ihr sicher geborgen 
fühlen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD-Bundestagsfraktion stimmt dem Gesetz 
zu. Wir beantragen namentliche Schlußabstimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger; Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Franke (Osnabrück). 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestat- 
ten Sie mir, bevor ich zur Erklärung für die CDU/ 
CSU-Fraktion komme, vier Vorbemerkungen. 

Herr Kollege Schmidt, die Fraktion der CDU/ 
CSU kann sich Ihrem Dank an Walter Arendt nicht 
anschließen, denn Walter Arendt hat im Aufträge 
der Bundesregierung einen verfassungswidrigen Ge- 
setzentwurf vorgelegt. Wir sehen uns außerstande, 
dafür auch noch zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Schmidt, eine zweite Vorbemerkung: 
Zwei Drittel Ihrer Rede haben Sie den Gesetzen 


gewidmet, die in der Zeit einer CDU-Regierung ver- (C) 
abschiedet worden sind. Das ist außergewöhnlich 
interessant, es ist, glaube ich, für die Psychologen 
ein ganz interessanter Fall. Wir geben ihnen den 
vielleicht noch einmal zur Untersuchung auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister Arendt — das ist die dritte Vorbe- 
merkung — hat sich in seiner Rede etwas länger 
bei der Interpretation das § 30 aufgehalten. Ich 
wäre, da der Kollege Mischnick nach mir seine 
Schlußerklärung abgibt, sehr begierig, zu hören, ob 
er dieser Interpretation des Herrn Ministers Arendt 
so, wie dieser den § 30 und seine Auswirkungen 
sieht, zustimmen würde. 

(Katzer [CDU/CSU]: Ja, das ist sehr interes- 
sant!) 

Herr Kollege Schmidt, Sie haben ganz eindeutig 
gesagt, daß mit diesem Gesetz Ihre Vorstellungen 
nicht erreicht sind. Ich wollte nur noch einmal unter- 
streichen — und das ist die vierte Bemerkung — , 
daß es in Ihrer Erklärung lautet: „Unsere Ziele 
stecken höher als das mit diesem Gesetz Erreichte." 

Ich ziehe hier einen Verbindungsbogen von dem, 
was Sie hier gesagt haben, zu dem, was Walter 
Arendt zum § 30 gesagt hat. Aber die Kritik an die- 
sem Gesetzentwurf auch aus Ihren Äußerungen ist 
unüberhörbar. 

Nun zu der Erklärung der Fraktion der CDU/CSU. 
Meine Damen und Herren, die Fraktion der CDU/ 
CSU stimmt dem Mitbestimmungsgesetz mit großer 
Mehrheit zu. Sie stimmt zu, obwohl SPD und FDP 
heute unsere Änderungsvorschläge, auch die An- 
träge, in denen es um mehr Mitbestimmung ging, 
abgelehnt haben. 

(Katzer [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Zum Beispiel haben Sie, SPD und FDP, abgelehnt, 
das Vorschlagsrecht zur Wahl auch auf Betriebsrat 
und Arbeitnehmer auszudehnen. Das ist uns unver- 
ständlich. Die pluraie, die vielschichtige Gesellschaft, 
die Demokratisierung, wie sie von Ihnen — SPD — 
immer verlangt wird, verlangen einfach nach einer 
Änderung des Vorschlags rechts. Sie haben das ab- 
gelehnt. Das bedauern wir. 

CDU/CSU stimmen zu, weil der Regierungsent- 
wurf von 1974 im Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung völlig verändert worden ist. Die entschei- 
denden Punkte, die wir u. a. geändert haben, sind 
folgende: 

1. die Verbesserung des Wahlrechts für Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat durch ein Verhält- 
niswahlsystem, das den Ansprüchen der soziologi- 
schen wie auch der Meinungsgruppen wesentlich 
besser gerecht wird als die Regierungsvorlage; 

2. die völlige Neuregelung des Wahlrechts für den 
Vertreter der leitenden Angestellten; 

3. ein neues, schnelles, wirksames und der Erhal- 
tung der Funktionsfähigkeit der Unternehmensfüh- 
rung besser Rechnung tragendes System der Patt- 
auflösung bei personellen und sachlichen Entschei- 
dungen des Aufsichtsrates. 
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Franke (Osnabrück) 

Von dem schlechten und verfassungswidrigen 
Kompromiß von Arendt und Maihofer ist nadi den 
Informationssitzungen, die die beteiligten Aus- 
schüsse im November und Dezember 1974 durdige- 
führt haben, nichts mehr übriggeblieben. Die ent- 
scheidenden Punkte, die geändert worden sind, ent- 
sprechen in vielem dem, was der Hamburger Partei- 
tag der CDU im November 1973 beschlossen hatte. 
Darum stimmen wir, meine Damen und Herren — 
ich sagte es schon — , zu. 

Es liegt jetzt in der Hand der Arbeitnehmer, der 
Gewerkschaften, der Unternehmer, diesem Gesetz 
zu entsprechendem Leben zu verhelfen. Für die 
CDU/CSU steht völlig außer Zweifel, daß das Ge- 
setz nur im partnerschaftlichen Sinne anzuwenden 
ist, d. h., Konflikte sollten nur in diesem Sinne, 
nämlich im partnerschaftlichen Sinne, gelöst werden. 
Alle klassenkämpferischen Untertöne bei der An- 
wendung des Gesetzes schaden nur der Sache der 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Mischnick, 

Mischnick (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn man die heu- 
tige Debatte noch einmal nachvollzieht, insbeson- 
dere die Äußerungen der Kollegen der CDU/CSU — 
zuletzt wieder die des Kollegen Franke — zu dem, 
was sie durchgesetzt hätten, 

(Russe [CDU/CSU]: Haben!) 

dann muß man sich fragen, in welchen parlamen- 
tarischen Gremien die Arbeit in den letzten — ich 
würde sagen — neun Monaten getan wurde, um 
dieses Ergebnis hier zu erreichen. Aber es ist nun 
einmal so: Der Erfolg hat immer viele Väter, der 
Mißerfolg ist eine Waise, zumeist ein Findelkind. 
Das erweist sich wieder an diesem Beispiel hier. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Der 
Regierungsentwurf ist eine Waise!) 

Meine Damen und Herren, der Verlauf dieser 
Debatte hat doch wieder einmal gezeigt, was in 
letzter Zeit auch schon in anderen politischen Be- 
reichen deutlich wurde: eine Opposition, die lang- 
sam an ihren eigenen starren Konfrontationsrezep- 
ten zweifelt und mit zögernd sich einstellender Ein- 
sicht dem von der sozialliberalen Koalition vorge- 
zeichneten Weg der Vernunft folgen möchte. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie wollen doch heute zustimmen, so habe ich 
gehört; somit folgen Sie unseren Vorschlägen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist erfreulich und erfüllt uns Liberale mit Ge- 
nugtuung, daß auch auf dem Gebiet der Gesell- 
schaftspolitik die verhärteten und manchmal sogar 
unvereinbar scheinenden Standpunkte aufzuweichen 
beginnen. Eine breite Mehrheit für das Mitbestim- 
mungsgesetz kann der Praxis der erweiterten Mit- 
bestimmung nur dienlich sein, gerade weil sich die 
Einsicht in die Notwendigkeit einer solchen Rege- 


lung noch nicht überall durchgesetzt zu haben CQ 
scheint. 

Wenn Sie aber, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, versuchen, die Vaterschaft dieses Mit- 
bestimmungsentwurfs zu erschleichen, so müssen wir 
Ihnen immer wieder deutlich vor Augen halten, 
welch weiten Weg Sie bis zur sich jetzt anbahnenden 
Zustimmung gegangen sind. Auf diesem Weg konn- 
ten Sie sich doch nur selten, ja fast nie der Gefolg- 
schaft Ihrer eigenen Bataillone sicher sein. Uns ist 
noch deutlich im Ohr, wie sich führende Politiker 
der Opposition erst vor wenigen Monaten mit dem 
Thema Mitbestimmung auseinandergesetzt haben. 

Z. B, plädierte der stellvertretende Bundesvorsitzen- 
de Gerhard Stoltenberg, immerhin der wirtschafts- 
politische Sprecher der CDU, für einen Verzicht auf 
„Reformexperimente wie die Mitbestimmung". Bei 
Richard Stücklen klang das noch etwas schroffer. 

Er sprach von „schleichendem Umsturz unserer 
Gesellschaftsordnung" durch den Mitbestimmungs- 
entwurf der Koalition. 

(Hört! Hört! bei der FDP) 

Entwaffnend einfach hat der Herr Kollege Höcherl 
seine Auffassung formuliert, indem er sagte: „Rein- 
ster Wahnsinn, daß da Hinz und Kunz mitsprechen 
sollen." Das sind bis vor kurzem die Äußerungen 
aus Ihren Reihen gewesen. 


Heute, am Ende dieser Debatte, stehen immer 
noch die Worte des CDU-Wirtschaftsrates im Raum, 
nach denen das, was wir heute hier beschließen, 
ein „Ermächtigungsgesetz zur Fremdbestimmung" 
sein soll. 




(Russe [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
heute schon ein paarmal gehört!) 

— Wir haben vieles dazu gehört; aber wir haben 
nicht gehört, daß dieser Ausdruck zurückgenommen 
worden ist Das ist der Tatbestand. 


(Beifall bei der FDP und der SPD) 


Betrachtet man andererseits die Äußerungen der 
christ-demokratischen Sozialausschüsse, die offen- 
sichtlich die Stellung der Anteilseigner noch weiter 
zurückdrängen wollen, so versteht man bei all dem 
sehr gut, daß es der CDU eben nicht gelungen ist, 
den in Hamburg einstmals bekundeten guten Wil- 
len in einen eigenen Gesetzentwurf zu verwandeln. 
Im Gegensatz zur Koalition hat die Opposition nicht 
einmal die Kraft zum innerparteilichen Kompromiß 
gefunden, geschweige denn zu einem Gesetzentwurf 
in diesem Parlament. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In den Unionsparteien ziehen Sozialausschüsse, Mit- 
telstandsvereinigung und Wirtschaftsrat beileibe 
nicht am selben Strang, über diese grundlegende 
Schwäche der Union kann auch das jetzige, vielleicht 
taktische Ja nicht hinwegtäuschen. 

Trotzdem begrüßen wir es, wenn es der Mehrheit 
der CDU/CSU-Fraktion gelingen sollte, im Sog des 
Mitbestimmungskurses dieser Koalition auf unsere 
Linie einzuschwenken. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 
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— Sie wollen also nicht zustimmen? Es würde mich 
nicht überraschen, wenn Sie Ihre Meinung schon 
wieder geändert hätten. Da Sie zustimmen wollen, 
sind Sie auf unseren Kurs eingeschwenkt 

Unsere Überzeugungsarbeit hat sich gelohnt. 
Wenn es hier eine breite Mehrheit gibt, wird das 
der Sache dienen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich verstehe nicht, wie Sie so aufgeregt darüber 
sein können, wenn Sie selbst hier zustimmen wol- 
len. 

(Russe [CDU/CSU]: Wir freuen uns eben! — 

Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Wir sind 
belustigt!) 

Diese Mitbestimmung haben sich die Liberalen 
und auch die Koalition nicht leichtgemacht. Es war 
ein mühsamer und zeitraubender Entscheidungspro- 
zeß. Ein überzeugender und geschlossener Kompro- 
miß ist heute verabschiedungsreif. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Nachdem 

ihr von der CDU/CSU abgeschrieben habt!) 

Dies ist ein nachhaltiger Beweis dafür, daß auch 
unterschiedliche Ausgangspositionen in effiziente 
Gesetzgebungsarbeit münden können, wenn nur die 
Partner den ehrlichen, unbeugsamen Willen zur 
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft haben. So- 
zialdemokraten und Freie Demokraten haben diesen 
Willen mit diesem Entwurf eindrucksvoll dokumen- 
tiert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

PJ 

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokraten 
haben in unseren Freiburger Thesen beschlossen, 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Davon 
ist nichts mehr im Gesetz drin!) 

in der Betriebsverfassung durch eine funktionsge- 
rechte Teilhabe und Mitwirkung an den Entschei- 
dungen im Unternehmen zu ergänzen. Der Fremd- 
bestimmung in der modernen arbeitsteiligen Indu- 
striegesellschaft soll und wird auf diese Weise ein 
Mehr an Selbstbestimmung entgegengesetzt werden. 

(Russe [CDU/CSU]: Was ist denn „funk- 
tionsgerecht“?) 

Im 19. Jahrhundert hatten die Liberalen für die bür- 
gerlichen Freiheitsrechte und die Demokratie im 
Staate zu kämpfen. Heute haben wir darauf zu ach- 
ten, daß diese erkämpften Rechte nicht Paragraphen 
aus Papier bleiben, sondern vom Bürger auch wirk- 
lich genutzt werden können. Dies geschieht mit 
diesem Gesetzentwurf. Der gleiche Staatsbürger, 
der Gesetzgebungsorgane wählt, auf die Bildung 
seiner Regierung Einfluß nehmen kann und durch 
ein System öffentlicher Information und Diskussion 
an der Kontrolle der Exekutive beteiligt ist, darf 
als Wirtschaftsbürger nicht wieder zum Untertanen 
degradiert werden. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/ 

CSU]: Sie führen ja gerade die Fremdbe- 
stimmung ein!) 


Wir Liberalen mußten aber auch darauf achten, (Q 
daß die einen Machtpositionen nicht einfach durch 
andere Machtpositionen ersetzt werden. Es war un- 
sere Aufgabe, zu verhindern, daß die Mitbestim- 
mung ausschließlich von Organisationen usurpiert 
wird und auf diese Weise die Rechte des einzelnen 
Arbeitnehmers auf der Strecke bleiben. 

(Russe [CDU/CSU]: Bei wem mußten Sie 
denn das verhindern?) 

— Ich sage dies in aller Deutlichkeit nach allen 
Richtungen hin, wie Sie aus Ihrem engeren Kreis 
ja wissen. Die FDP hat Vertrauen in die Entschei- 
dungsfähigkeit der Bürger. Wir wollen den Bürger- 
staat, in dem der einzelne Arbeitnehmer nicht als 
Verfügungsobjekt gilt — ganz gleich ob der Ge- 
werkschaften, der Unternehmer oder anderer Orga- 
nisationen — , sondern als selbstverantwortlich Han- 
delnder tätig werden kann. 

Die geplante Einbeziehung der Arbeitnehmer in 
die Verantwortung für die Unternehmen, von denen 
auch ihre Existenz abhängt, wird eine eigene Dyna- 
mik entwickeln. Zunehmend werden wir bisher 
brachliegendes Kapital von Erfahrung und Initiati- 
ven aus der Arbeitnehmerschaft für die Unterneh- 
men nutzen können. Die positiven Erfahrungen mit 
dem Betriebsverfassungsgesetz sprechen dafür. Auf 
der anderen Seite wird der Wissensstand über die 
betriebs- und volkswirtschaftlichen Zusammenhänge 
erweitert werden. Die Voraussetzungen für sach- 
liche Diskussionen werden wachsen. Die Chancen, 
daß Konflikte nicht im primitiven Schlagwortab- 
tausch steckenbleiben, werden größer. (D) 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD]) 

Es ist dies die Chance überhaupt, die immer noch 
bestehenden ideologischen Gegensätze von Kapi- 
tal und Arbeit durch den institutionalisierten Zwang 
zur Zusammenarbeit abzubauen. Dieser Gegensatz 
entspricht nach unserer Meinung schon längst nicht 
mehr der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Diesem 
veralteten dualistischen System haben wir Freien 
Demokraten in Freiburg unser Dreifaktoren-Mitbe- 
stimmungsmodell gegenübergestellt. Wenn hier im- 
mer wieder die falsche Frage gestellt wird, was sei 
denn von 6:4:2 übriggeblieben, dann kann ich 
nur feststellen: In der jetzt gültigen Mitbestimmung 
gibt es keine leitenden Angestellten. Durch dieses 
Gesetz wird den leitenden Angestellten die Mit- 
arbeit ermöglicht, das heißt, das 6:4: 2-System ist 
durch das 6:5: 1 -System ersetzt. Mathematisch ha- 
ben wir zwar 50 ®/o weniger, aber gleichzeitig von 
0 : 1 unendlich viel mehr, als wir bisher für die lei- 
tenden Angestellten hatten. Das ist doch der ent- 
scheidende Punkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Damit ist Freiburg erfüllt. 

Wir sind dabei nicht willkürlich vorgegangen. 

Wir haben erkennen müssen, daß in der modernen 
Industrie- und Leistungsgesellschaft nicht nur Ka- 
pital und Arbeit, sondern in zunehmendem Maße 
auch der Faktor „Disposition von entscheidender 
Bedeutung ist. Ihn — das ist für uns der leitende 
Angestellte — aus der neuen Mitbestimmungsrege- 
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(A) lung auszusparen, hieße, der Unternehmensstruk- 
tur und der vielschichtigen Beschaffenheit unserer 
pluralistischen Gesellschaft nicht zu entsprechen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
ich möchte Sie bitten, etwas ruhiger zu sein, damit 
sich der Redner besser Gehör verschaffen kann. 

(Beifall) 

Mischnick (FDP): Durch die Mitwirkung der leiten- 
den Angestellten an den Entscheidungen der Unter- 
nehmer wird ein rationaler Ausgleich der unter- 
schiedlichen Interessen ermöglicht. Kooperation 
wird nach unserer Überzeugung zunehmend Kon- 
frontation ablösen. 

Bei der ersten Lesung dieses Gesetzentwurfs ha- 
ben wir schon deutlich gemacht, in welchen Punk- 
ten die Regierungsvorlage aus liberaler Sicht ver- 
besserungsfähig ist. Unsere Verbesserungsvor- 
schläge betrafen vor allem das Wahl verfahren im 
Sinne einer stärkeren unmittelbaren Beteiligung des 
einzelnen Arbeitnehmers upd eines Ausbaus des 
Gruppenprinzips wie des Minderheitenschutzes. 
Gleichzeitig ging es uns um den Ausschluß verfas- 
sungsrechtlicher Risiken. Dies ist alles bereits in 
der ersten Lesung hier gesagt worden. 

Die erzielte Einigung über die Ausgestaltung des 
neuen Mitbestimmungsgesetzes wird den Maßstäben 
gerecht, die die FDP sich selbst für die Neuregelung 
gesetzt hat. Das vorgesehene Wahlverfahren ent- 
^ ^ spricht liberalen Grundsätzen. Verhältniswahl und 
Minderheitenschutz gewährleisten, daß die Stimme 
jeden einzelnen Arbeitnehmers gleiches Gewicht 
hat. Der Minderheitenschutz ist auch für die leiten- 
den Angestellten voll sichergestellt. Die von uns 
wie auch schon im Betriebsverfassungsgesetz er- 
reichte Gruppenwahl entspricht den Erfordernissen 
und Realitäten einer freiheitlich-pluralistischen Ge- 
sellschaft. Die Pattauflösung im Aufsiditsrat stellt 
die Funktionsfähigkeit der Unternehmen sicher. Sie 
schließt damit auch verfassungsrechtliche Risiken 
im Hinblick auf die Garantie des Eigentums und 
der Tarifautonomie aus. Für uns ist die Diskussion 
um die Position des Arbeitsdirektors klar. Er ist wie 
jedes andere Vorstandsmitglied zu wählen. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit diesem Gesetz wird ein weiterer Teil der 
notwendigen Arbeit geleistet, um die gesellschaft- 
liche und wirtschaftliche Stabilität in unserem 
Lande zu sichern. Es ist unbestreitbar, daß bis zur 
letzten Minute am liebsten manche auf beiden Sei- 
ten, Arbeitnehmer wie Arbeitgeber, das Ganze hät- 
ten scheitern sehen wollen. 

Wir wollten die positive Entscheidung haben; wir 
werden sie heute bekommen. Interessant ist, daß 
nicht nur deutsche Stimmen den gefundenen Kom- 
promiß als tragfähig und für das gesamte gesell- 
schaftspolitische Klima wichtig ansehen. 

Im wachsenden Maße ist auch im Ausland Inter- 
esse für den von uns gefundenen Weg zu verzeich- 
nen. So schrieb z. B. der Züricher „Tagesanzeiger" 


— ich zitiere — ; 

Mit dem neuen Vorstoß setzt die Bundesrepu- 
blik einen Weg fort, den sie nach dem totalen 
Zusammenbruch mit Erfolg gegangen ist. Wer 
es nicht glaubt, vergleiche den Zustand des 
Landes mit den Verhältnissen in Staaten ver- 
gleichbarer Größenordnung, Mitbestimmung 
made in Germany hat deswegen auch eine euro- 
päische Bedeutung. 

Meine Damen und Herren, die Liberalen haben 
erneut bewiesen, daß sie eine verfassungskon- 
forme, fortschrittliche Gesellschaftspolitik nicht nur 
mit Worten anstreben, sondern fähig sind, sie in 
die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir Freien Demokraten haben zum Ausgleich und 
zum Fortschritt beigetragen. Wir haben zusammen 
mit den Sozialdemokraten große Gegensätze über- 
brückt. Wir sind für diese Mitbestimmung, weil 
alle liberalen Argumente für sie sprechen. Von der 
neuen Regelung werden die Unternehmen auch und 
gerade in Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
profitieren. Der Vergleich mit dem Ausland macht 
deutlich, wie sehr der bei uns herrschende soziale 
Friede die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft ge- 
steigert hat. Deshalb sagen wir: die Erweiterung 
der Rechte der Arbeitnehmer steht nicht im Gegen- 
satz zu einer arbeitsfähigen Wirtschaft; sie ist viel- 
mehr ein zusätzliches stabilisierendes Fundament 
für unsere Wirtschaft geworden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Herr Bundespräsident hat zu diesem Thema 
den Delegierten des 10. DGB-Kongresses gesagt; 

Wer mit arbeitet, mit trägt, mit verantwortet 
und notfalls auch mit opfert, der hat sich auch 
das Recht auf Mitbestimmung erworben. Das 
Ziel der Mitbestimmung ist die Bewahrung des 
sozialen Friedens. 

Ich meine, das können wir uns alle zum Schluß die- 
ser Debatte zu eigen machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Nach § 59 der Geschäftsordnung wünscht Frau 
Abgeordnete Dr. Däubler-Gmelin eine Erklärung 
zur Abstimmung abzugeben. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte meine Zu- 
stimmung zu dem uns vorliegenden Gesetzentwurf 
kurz begründen und bitte Sie daher um Ihre Auf- 
merksamkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ausgangspunkt meiner Überlegungen ist meine 
Überzeugung, daß Entscheidungen von der Trag- 
weite, wie sie in den großen Unternehmenr und zwar 
in ihren Kontroll- und Entscheidungsorganen, also 
in Aufsichtsräten und Vorständen, getroffen werden 
müssen, überhaupt nur dann inhaltlich tragfähig und 
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(A) auch durchsetzbar sein können, wenn die Arbeitneh- 
mer nach demokratischen Grundsätzen in die Ent- 
scheidung einbezogen sind. 

Bei der gesetzlichen Regelung dieser dringend er- 
forderlichen Arbeitnehmer-Mitbestimmung sind mir 
zwei Gesichtspunkte besonders wichtig. Mitbestim- 
mung heißt, daß versdiiedene Interessen bestehen 
und daß diese Interessen in ein Entscheidungsgre- 
mium eingebracht werden, wobei beiden Interessen 
eine echte Möglichkeit zur Durchsetzung geboten 
sein muß. Das führt zu einem Einigungszwang und 
dann zur Einbindung sowohl der Anteilseigner als 
auch der Arbeitnehmer. Heute gibt es in unserem 
Unternehmens- und Betriebsverfassungsrecht nur 
einige wenige solcher echten Mitbestimmungsrechte 
für Arbeitnehmer. Bei den übrigen Mitwirkungs- 
rechten haben die Arbeitnehmer von vornherein 
keine rechtliche Möglichkeit, ihren Standpunkt 
durchzusetzen. 

Während der langen Beratungen des neuen Ge- 
setzes haben wir auch gesehen, wie mit den ver- 
schiedenen Klauseln und den verzwicktesten Be- 
gründungen das althergebrachte Übergewicht der 
Anteilseignerseite abgesichert wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aufhören!) 

Das führt nun dazu, daß auch nach Verabschiedung 
des neuen Gesetzes grundlegende demokratisierende 
Tendenzen in diesem Bereich weitgehend blockiert 
sein dürften. Ich bin der Meinung, daß diese Ent- 
wicklung von all denjenigen bedauert werden muß, 
die mit allen Teilen ihrer Politik unsere freiheitliche 

(B) und demokratische Grundordnung weiter absichern 
und sie auch vor den Gefahren einer Aushöhlung be- 
wahren wollen, die von einer langfristigen Beibe- 
haltung vordemokratischer Strukturen auf einem so 
entscheidend wichtigen Gebiete durchaus drohen 
können. Ich weiß, daß ich mit dieser Meinung in mei- 
ner Partei nicht alleine dastehe Ich bin froh, daß aus 
diesem Grunde bei uns auch in der Zukunft die For- 
derung nach voller Parität nicht umstritten sein 
wird. Das war der eine Punkt. 

Der zweite ist folgender. Um die Interessen der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat wirksam zur Geltung 
bringen zu können, muß sichergestellt sein, daß die 
Arbeitnehmervertreter fest in die Willensbildung 
der Kollegen innerhalb und außerhalb des Unter- 
nehmens eingebunden sind, deren Interessen sie 
vertreten. Das kann und muß man durch Rechen- 
schaftspflichten der Arbeitnehmervertreter und durch 
Informationsrechte der Vertretenen wie auch der 
Betriebsratsmitglieder erreichen. Wenn dann noch 
die Regelungen etwa über das Wahl verfahren die 
Chance zu einer einheitlichen Interessenvertretung 
schaffen, dann — aber auch nur dann — können wir 
das Ziel einer „Legitimation von Herrschaft" errei- 
chen, auf das Olaf Sund heute früh mit Recht hinge- 
wiesen hat. 

(Anhaltende Unruhe und demonstrativer 
Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Frau Kollegin, es handelt 
sich um eine kurze Erklärung. Darf ich Sie bitten, 
sich an die Geschäftsordnung zu halten. Seien Sie so 


liebenswürdig, nicht wieder die Debatte aufzuneh- 
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Dr. Däubler-Gmetin (SPD): Frau Präsidentin, 
ich werde Ihrer Anregung sofort nachkommen. Ich 
brauche nur noch — wenn Sie gestatten — zwei Mi- 
nuten. 

(Mancher [CDU/CSU]: Wahlkampf!) 

Was nun die neuen gesetzlichen Regelungen an- 
belangt, so ist es sicher richtig, daß wir bei der ein- 
heitlichen Interessenvertretung der Arbeitnehmer 
nicht weitergekommen sind. Es ist auch richtig, daß 
keine neuen Bestimmungen geschaffen wurden, die 
Arbeitnehmervertreter in die Willensbildung der 
Kollegen an der Basis einbinden könnten. Bemer- 
kenswert ist jedoch, daß auch nach dem geltenden 
Recht bessere Einbindungsmöglichkeiten für die 
neuen Arbeitnehmervertreter bestehen könnten; 
denn gerade in der letzten Zeit werden Ansätze in 
der Rechtsprechung sichtbar, die beispielsweise den 
Umfang der Geheimhaltungspflichten der Aufsichts- 
ratsmitglieder nicht mehr ausschließlich von dem 
Interesse der Anteilseigner her bestimmen. Daß ich 
damit die Hoffnung auf einen regelmäßigen Informa- 
tionsfluß zwischen Arbeitnehmeraufsichtsräten und 
Betriebsräten verbinde, sei nur am Rande ange- 
merkt. Nicht zuletzt deshalb und weil die neuen 
Regelungen wenigstens die jetzigen Möglichkeiten 
weitergehender tariflicher Regelungen nicht aus- 
schließen, werde ich dem Gesetz zustimmen. 

Zwei Punkte kommen noch hinzu. Das Gesetz 
zeigt uns mit Klarheit, was bei der dafür zur Zeit CD) 
doch günstigen politischen Konstellation für Arbeit- 
nehmer erreicht werden konnte. Das Gesetz sichert 
diesen Stand ab. Es macht uns ebenso klar, welchen 
Stellenwert die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
außerhalb dieses Hauses besitzt, und vor allem, wo 
die Mitbestimmung — ihre Voraussetzungen und 
Folgen für jeden von uns — in ihrer vollen Trag- 
weite eben noch nicht ausreichend hoch einge- 
schätzt wird. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam- 
keit! 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort nach § 59 der 
Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Köhler. 

Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 

Es gibt jetzt zwei Möglichkeiten. Entweder ich rede 
ganz kurz, und Sie schenken mir Ihre Aufmerksam- 
keit; dann kommen wir schnell zu Rande. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Drohun- 
gen helfen nichts!) 

Es gibt auch noch die andere Möglichkeit: daß die 
Frau Präsidentin mein Manuskript wortwörtlich ins 
Protokoll übernimmt. 

(Beifall) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
die Abgeordneten Dr. Köhler (Duisburg), Schröder 
(Lüneburg), Gansei, von Bismarck und Niegel geben 
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Präsident Frau Renger 

(A) ihre Ausführungen hier zu Protokoll, *) — Herr 
Niegel! 

Niegel (CDU/CSU); Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich mache es ganz kurz. Ich kann 
diesem Gesetzentwurf meine Zustimmung nicht ge- 
ben. Meine Erklärung hierzu gebe ich zu Protokoll. 

Präsident Frau Renger: Die von mir genannten 
Herren geben ihre Ausführungen also alle zu Pro- 
tokoll. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung in dritter Be- 
ratung. Es ist namentliche Abstimmung beantragt. 
Die Abstimmung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläufige 
Ergebnis der Abstimmung bekannt. Es haben ins- 
gesamt 414 Abgeordnete ihre Stimme abgegeben, 
davon 18 Berliner. Mit Ja haben 391 uneinge- 
schränkt Stimmberechtigte und 18 Berliner Abge- 
ordnete gestimmt, mit Nein von den uneinge- 
schränkt Stimmberechtigten 22, enthalten hat sich 
von den uneingeschränkt Stimmberechtigten ein Ab- 
geordneter. 


•) Anlagen 2 bis 6 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 412 und 20 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 389 und 20 Berliner Abgeordnete, 
nein: 22 
enthalten: 1 


Ja 

Conradi 

Coppik 

SPD 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 

Adams 

Dürr 

Ahlers 

Eckerland 

Dr. Ahrens 

Dr. Ehmke 

Amling 

Dr. Emmerlich 

Anbuhl 

Dr. Enders 

Dr. Apel 

Engholm 

Arendt (Wattenscheid) 

Esters 

Dr. Arndt (Hamburg) 

Ewen 

Augstein 

Fellermaier 

Baack 

Fiebig 

Bäuerle 

Dr. Fischer 

Barche 

Frau Dr. Focke 

Dr. Bardens 

Geiger 

Batz 

Gerstl (Passau) 

Becker (Nienberge) 

Gertzen 

Biermann 

Dr. Geßner 

Blank 

Glombig 

Dr. Böhme (Freiburg) 

Dr, Glotz 

Börner 

Grobecker 

Frau von Bothmer 

Grunenberg 

Brandt 

Haar 

Brandt (Grolsheim) 

Haase (Fürth) 

Bredl 

Haase (Kellinghusen) 

Brück 

Haehser 

Buchstaller 

Dr. Haenschke 

Büchler (Hof) 

Halfmeier 

Büchner (Speyer) 

Hansen 

Dr. von Bülow 

Hauck 

Buschfort 

Dr. Hauff 

Dr. Bußmann 

Henke 

Collet 

Herold 


Höhmann 

Schmidt (Niederselters) 

Hofmann 

Schmidt (Wattenscheid) 

Dr. Holtz 

Schmidt (Würgendorf) 

Horn 

Dr. Schmitt- Vockenhausen 

Frau Huber 

Dr. Schmude 

Huonker 

Dr. Schöfberger 

Immer (Altenkirchen) 

Schonhofen 

Jahn (Marburg) 

Schreiber 

Jaschke 

Schwabe 

Jaunich 

Dr. Schweitzer 

Dr. Jens 

Dr, Schwencke (Nienburg) 

Junghans 

Dr. Schwenk (Stade) 

Junker 

Seibert 

Kaffka 

Simon 

Kater 

SimpfendÖrfer 

Kern 

Dr. Sperling 

Koblitz 

Spillecke 

Konrad 

Stahl (Kempen) 

Kratz 

Frau Steinhauer 

Dr. Kreutzmann 

Dr. Stienen 

Krockert 

Sund 

Kulawig 

Tietjen 

Lambinus 

Frau Dr. Timm 

Lattmann 

Tönjes 

Dr. Lauritzen 

Urbaniak 

Lemp 

Vahlberg 

Lenders 

Vit 

Frau Dr. Lepsius 

Dr. Vogel (München) 

Löbbert 

Vogelsang 

Lutz 

Waltemathe 

Mahne 

Walther 

Marquardt 

Dr. Weber (Köln) 

Marschall 

Wehner 

Matthöfer 

Wende 

Frau Meermann 

Wendt 

Dr. Meinecke (Hamburg) 

Dr. Wernitz 

Meinike (Oberhausen) 

Westphal 

Metzger 

Wiefel 

Möhring 

Wilhelm 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 

Wimmer (Eggenfelden) 

Müller (Mülheim) 

Wischnewski 

Müller (Nordenham) 

Dr. de With 

Müller (Schweinfurt) 

Wittmann (Straubing) 

Dr. Müller-Emmert 

Wolf 

Müntefering 

Wolfram (Recklinghausen) 

Nagel 

Wrede 

Neumann 

Würtz 

Dr.-Ing. Oetting 

Wüster 

Frau Dr. Orth 

Wuttke 

Pawelczyk 

Wuwer 

Peiter 

Dr. Penner 

Zander 

Pensky 

Peter 

Berliner Abgeordnete 

Polkehn 

Bühling 

Porzner 

Dr. Dübber 

Rapp (Göppingen) 

Egert 

Rappe (Hildesheim) 

Grimming 

Ravens 

Löffler 

Frau Dr, Rehlen 

Männing 

Reiser 

Mattick 

Frau Renger 

Dr. Schellenberg 

Reuschenbach 

Frau Schlei 

Richter 

Frau Dr. Riedel-Martiny 
Röhlig 

Schwedler 

Sieglerschmidt 

Rohde 

Rosenthal 

CDU/CSU 

Sander 

Dr. Abelein 

Saxowski 

Dr. Althammer 

Dr. Schachtschabei 

Dr. Arnold 

Schäfer (Appenweier) 

Baier 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Dr. Barzel 

Scheffler 

Dr. Becher (Pullach) 

Scheu 

Frau Benedix 

Frau Schimschok 

Benz 

Schinzel 

Berger 

Schirmer 

Bewerunge 

Schlaga 

Biechele 

Schluckebier 

Biehle 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Dr. Blüm 

Schmidt (Hamburg) 

Böhm (Melsungen) 
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Präsident Frau Renger 

(A) Braun 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Burger 

Carstens (Emstek) 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Dr. Czaja 
Damm 
van Delden 
Dreyer 
Eigen 

Eilers (Wilhelmshaven) 
Erhard (Bad Schwalb ach) 
Ernesti 
Ey 

Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 

Dr. Franz 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 

G erster (Mainz) 

Gierenstein 
Dr. GÖlter 
Dr. GÖtz 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 

Dr. Höfele 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Handlos 

Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Dr. Hauser (Sasbach) 

Hösl 

Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 

(B) Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 

Dr. Jobst 

Josten 

Katzer 

Dr. Kempfier 

Kiechle 

Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Klein (Stolberg) 

Dr. Kliesing 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Köster 

Krampe 

Kroll-Schlüter 

Freiherr 

von Kühlmann-Stumm 
Lagershausen 
Lampersbach 
Dr. Lenz (Bergstraße) 

Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Maucher 

Dr. Mertes (Gerolstein) 

Mick 

Dr. Mikat 

Dr, Miltner 

Milz 

Möller (Lübeck) 

Dr. Müller (München) 
Müller (Remscheid) 

Dr. Müller-Hermann 

Mursch (Soltau-Harburg) 

Frau Dr. Neumeister 

Nordlohne 

Dr.-Ing. Oldenstadt 

Orgaß 

Frau Pack 

Pfeffermann 

Pfeifer 


Picard 

Pieroth 

Rainer 

Rawe 

Reddemann 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 

Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Russe 

Sauer (Salzgitter) 

Sauter (Epfendorf) 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein 
Dr. Schäuble 
Schmidhuber 
Schmitt (Lockweiler) 

Schmitz (Baesweiler) 

Schmöle 

Dr. Schneider 

Frau Schroeder (Detmold) 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Schulze-Vorberg 

Seiters 

Solke 

Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Frau Stommel 

Susset 

Thürk 

Tillmann 

Frau Tübler 

Dr. Unland 

Vehar 

Frau Verhülsdonk 
Vogel (Enenpetal) 

Vogt 

Volmer 

Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Wawrzik 

Weber (Heidelberg) 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 

Werner 

Frau Dr. Wex 

Frau Will-Feld 

Windelen 

Wissebach 

Dr. Wittmann (München) 

Frau Dr. Wolf 

Dr. Wulff 

Dr. Zeitei 

Zeyer 

Ziegler 

Dr. Zimmermann 
Zink 

BerJmer Abgeordnete 
Amrehn 

Frau Berger (Berlin) 

Dr. Gradl 
Kunz (Berlin) 

Müller (Berlin) 

Frau Pieser 

Straßmeir 

Wohlrabe 


FDP 

Dr. BÖger 
Engelhard 


Frau Funcke 

Gallus 

Geldner 

Grüner 

Hölscher 

Hoffie 

Jung 

Kirst 

Kleinert 

Krall 

Dr. Kreibaum 

Dr.-Ing. Laermann 

Dr. Graf Lambsdorff 

Logemann 

Frau Lüdemann 

Dr. Dr. h. c. Maihofer 

Mertes (Stuttgart) 

Mischnick 

Möllemann 

Moersch 

Ollesch 

Opitz 

Peters (Poppenbüll) 
Schleifenbaum 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Dr. Vohrer 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 
Hoppe 


Fraktionslos 

Emeis 


Nein 

SPD 

Gansei 


CDU/CSU 

Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Dr. von Bismarck 
Engelsberger 
Gewandt 
Dr. Heck 
Höcherl 

Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Marx 
Dr. Narjes 
Niegel 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Schetter 

Frau Schleicher 

Schröder (Lüneburg) 

Sick 

Spilker 

Stücklen 

Dr. Todenhöfer 

Zoglmann 


Enthaltungen 

CDU/CSU 

Dr. Mende 


(C) 


Damit ist der Gesetzentwurf angenommen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben noch abzu- 
stimmen über den Ausschußantrag auf Drucksache 
7/4787, die eingegangenen Eingaben und Petitionen 
für erledigt zu erklären. — Dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist so- 
eben vereinbart worden, daß wir jetzt den Zusatz- 
punkt behandeln: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Bericht Tindemans über die Schaf- 
fung der Europäischen Union 

— Drucksache 7/4757 — 

überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Auswärtiger AussdiuB (federführend) 

Aussdiuß für Wirtschaft 
Haushaltsaussdiuß 

Dazu hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Amrehn. 


Amrehn (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Am 1. und 2. April soll in Luxem- 
burg wieder die Runde der Staatsdiefs oder Regie- 
rungschefs der neun Staaten der Europäischen Ge- 
meinschaft zusammentreten. 

(Unruhe — Dr. Marx [CDU/CSU]: Vielleicht 
hören auch einige zu, die es angeht!) 

Diese Konferenz wird nicht unter den günstigsten 
Vorzeichen stehen. Italien hat heute beschlossen, 
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seinen Diskontsatz von 8 auf 12 Vo zu erhöhen. 
Frankreich ist aus der Währungssdilange ausge- 
schieden. Die Abschwächung des Franc reißt andere 
Währungen nach sich. Dies ist ein schwerer Rück- 
schlag für die Stabilisierungsbemühungen der Euro- 
päischen Gemeinschaft. Großbritannien steht vor 
dem Rücktritt des Premierministers, ohne zu wissen, 
wer der Nachfolger ist und wer das Vereinigte 
Königreich auf dem Gipfel vertreten wird. 

(Anhaltende Unruhe) 

In dieser Lage ist zu befürchten, daß die Tages- 
sorgen, die wirklich dringlich und wichtig zu neh- 
men sind, die Tagesordnung des Gipfels wieder er- 
drücken, daß die Staatsmänner den Blick für die 
größeren Entscheidungen verlieren und daß die 
eigentlich notwendigen Entscheidungen wieder ver- 
tagt werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ähnlich wie manche 
hier im Hause!) 

Dem möchten wir ganz gern Vorbeugen, was viel- 
leicht noch leichter wäre, wenn die Kollegen, die 
hier im Saal ihre Gespräche von vorhin fortsetzen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dies draußen tun wollten und mir Gelegenheit geben 
würden, den anderen zu erklären, was ich sagen 
möchte. 

Präsident Frau Renger; Schönen Dank, Herr Ab- 
geordneter! Sie haben mir das abgenommen. Ich 
wollte es auch gerade mahnend sagen. Vielen Dank! 
jßj — Ich bitte die Herren Kollegen, Platz zu nehmen 
oder sich nach draußen zu begeben, wenn Sie grö- 
ßere Gespräche haben. 

Amrehn (CDU/CSU): Der kommende Gipfel darf 
nicht wieder nur eine Episode sein, daß vielver- 
sprechende Visionen verkündet werden und hinter- 
her alles in Tatenlosigkeit versinkt, alles zunichte 
gemacht wird durch Egoismen, durch Sondersüchte- 
leien oder Rivalitäten. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Tindemans, der belgische Ministerpräsident, der 
seinen Kollegen zum bevorstehenden Gipfel einen 
Bericht über die Lage in Europa überreicht hat, sagt 
an einer Stelle: 

Unter dem Druck des überall spürbar werden- 
den Wiedererstarkens streng nationaler Inter- 
essen zerbröckelt die Gemeinschaft. 

Die CDU/CSU-Fraktion ist deshalb der Meinung, 
daß dieser Prozeß sich nicht länger fortsetzen darf 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

und daß die Konferenz trotz der Schwierigkeiten, die 
vor uns liegen, die anstehenden größeren Entschei- 
dungen nicht wieder vor sich herschieben darf, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Je häufiger es zu den Schwierigkeiten kommt, die 
wir gerade wieder beobachten und feststellen müs- 
sen, desto dringender, ja desto zwingender wird für 


ihre Überwindung der Entschluß sein, nicht mehr an (C) 
Symptomen zu kurieren, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

es nicht mehr mit der Flickschusterei zu versuchen, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

sondern es endlich dahin zu bringen, daß europäi- 
sche Organe Macht und Mittel in die Hand bekom- 
men, um mit europäischen Sorgen auf europäischer 
Ebene in europäischer Weise fertig zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu gehört allerdings auch die Einsicht, daß die 
erstrebte Wirtschafts- und Währungsunion nicht 
denkbar ist, ohne daß es auch zu einem Zusammen- 
schluß, zu einer politischen Union kommt. Das eine 
bedingt das andere. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der eigentliche Tagesordnungspunkt der Luxem- 
burger Konferenz soll der Bericht des Ministerprä- 
sidenten Tindemans sein. Die Bedeutung dieses Be- 
richts liegt zunächst darin, daß er keine Schönfär- 
berei mehr betreibt, daß Ministerpräsident Tinde- 
mans seinen Kollegen die nüchterne Wahrheit ge- 
wissermaßen selbst ins Gesicht sagt, daß er die 
Schwierigkeiten sehr wirklichkeitsnah darstellt, daß 
er vor der Illusion warnt, man könne schnell ans 
Ziel gelangen, daß er aber ebenso um unserer 
Sicherheit, um unserer Existenz willen und um 
unserer Wohlfahrt willen vor Resignation warnt 
und eine Anzahl von heute möglichen Schritten auf- P) 
zählt, um dennoch nach Europa zu gelangen, sie 
aufzählt, weil er meint, daß diese Schritte möglich 
sind und nun vom Gipfel auch beschlossen und ge- 
gangen werden sollten. 

Diese Vorschläge sind im Antrag genannt. Sie 
sollen hier jetzt nicht verlesen werden. Uns geht es 
dabei vor allem um zwei Dinge. Die Vorschläge dür- 
fen nicht wieder in den Schubladen der Bürokra- 
tie oder der Ausschüsse verschwinden, wie es schon 
mit einer ganzen Reihe von europäischen Berichten 
geschehen ist, sondern dieser Bericht Tindemans 
muß als Führungsschiene für die kommenden euro- 
päischen Entscheidungen ständig auf der Tagesord- 
nung der einzelnen Regierungen wie auf der Tages- 
ordnung des Gipfels des Ministerrats und der Kom- 
mission bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Das zweite dazu; Alle Teile des Berichts gehören 
zusammen. Jeder Teil ist für sich immer nur ein 
kleiner Schritt. Alle Teile zusammen aber sind der 
große Sprung, den Ministerpräsident Tindemans für 
notwendig hält, um endlich Europa wirklich zu ge- 
stalten, um endlich Europa in der Bevölkerung 
glaubhaft zu machen. Alle Teile müssen dement- 
sprechend künftig auch parallel entwickelt werden. 

Es ist keine Währungsordnung von Dauer denkbar, 
wenn sie nicht begleitet wird von entsprechenden 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Gemein- 
schaft. Es ist auch eine währungs- und wirtschafts- 
politische Ordnung in Europa nicht denkbar, ohne 
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(A) daß in gleicher Weise auch allgemeinpolitische 
Ziele nach und nach für die Gemeinschaft und von 
der Gemeinschaft verwirklicht werden. Währungs- 
und wirtschaftspolitische Ziele sind nur erreichbar 
mit dem entsprechenden politischen Unterbau, wie 
auch allgemeinpolitische Ziele mit Aussicht auf Er- 
folg nur dann verwirklicht werden können, wenn 
die politische Grundlage auch eine währungs- und 
wirtschaftspolitische Abstützung erfährt. 

Ganz wichtig aber ist — und dies ist ein be- 
sonderer Punkt in diesem Bericht — , daß einmal er- 
zielte Fortschritte in der Gemeinschaft nicht wieder 
durch Einzelmaßnahmen nationaler Regierungen 
aufgehoben oder unterlaufen werden können. Diese 
Entscheidungen müssen unwiderruflich für die wei- 
tere Entwicklung in Kraft bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daraus ergibt sich: Wer Vorteile durch die Gemein- 
schaft erhält, muß auch die Nachteile in Kauf neh- 
men, die sich daraus oder in anderen Zusammen- 
hängen ergeben. Rechte sind auch in der Gemein- 
schaft mit Pflichten verbunden; man kann sie nicht 
voneinander trennen. Und wer Hilfe aus dem Euro- 
päischen Regionalfonds in Anspruch nimmt, muß 
sich auch in die Regelungen einfügen, die die Ge- 
meinschaft für ihre Regionalpolitik erläßt. 

Das sind im Grunde alles Selbstverständlichkei- 
ten, 

(Feilermaier [SPD]: Allerdings!) 

aber es muß immer wieder gesagt werden, um in 

(B) der praktischen Politik voranzukommen. 

(Feilermaier [SPD]: An welche Adresse ge- 
sagt?) 

Herr Ministerpräsident Tindemans schreibt, er sei 
bei seinen Gesprächen überall in den europäischen 
Staaten auf ein Gefühl der Ohnmacht gestoßen. Lei- 
der hat er recht. Das gilt für den gegenwärtigen Zu- 
stand der Gemeinschaft und für ihren inneren Zu- 
sammenhalt, das gilt aber auch für das Außenver- 
hältnis der Gemeinschaft. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Als in Angola kubanische Truppen die neue Ord- 
nung in das Land importierten, war Europa auf 
der weltpolitischen Bühne überhaupt nicht existent. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Aber wenige Tage später haben sich die Europäer 
darüber gestritten, ob der eine schon heute und 
der andere erst morgen das neue Regime, das sich 
da gebildet hatte, anerkennen sollte. Das verste- 
hen wir nicht. Das verstehen auch die Völker nicht, 
die von ihren Regierungen nicht kleingestrickte 
Aktivitäten am falschen Platz erwarten, sondern 
ein überzeugendes europäisches Handeln. Wir er- 
warten den von Tindemans geforderten großen 
Sprung vorwärts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In einem Brief an die Regierungschefs sagt Mi- 
nisterpräsident Tindemans, er habe einen Wider- 
spruch festgestellt. Er sagt: 


(CI 

Alle Regierungschefs erwarten eine bessere Zu- ' 
kunft nur vom Aufbau Europas, aber die Re- 
gierungen haben bisher nicht den politischen 
Willen aufgebracht, die brennenden Probleme 
auf europäischer Ebene zu lösen. 

Der Sinn unserer heutigen Antragstellung in die- 
sem Hause besteht darin, den politischen Willen der 
Bundesregierung noch vor der Konferenz im Sinne 
der Europäisdien Union durch dieses Parlament zu 
bestärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat nach Veröffentlichung 
des Berichts erklärt, sie halte den Bericht von Tin- 
demans für realistisch und für konstruktiv. Wir 
begrüßen diese Erklärung und hoffen, daß auf dem 
Gipfel mit Hilfe der Bundesregierung die konstruk- 
tiven Ansätze genutzt und allmählich verwirklicht 
werden und daß damit auf der Konferenz ein ernst- 
licher Anfang gemacht wird. 

Wir verstehen es, wenn sich die Bundesregierung 
heute noch nicht öffentlich zu dem Tindemans-Be- 
richt äußern wil, da dieser Bericht erst auf dem 
Gipfel in aller Form denen vorgelegt wird, die ihn 
in Auftrag gegeben haben. Wir wissen ebenso, daß 
die Bundesregierung auf der bevorstehenden Kon- 
ferenz nicht allein den Kurs bestimmen kann. An- 
dere sind beteiligt. Und die Bundesregierung wird 
immer gut daran tun, sich dort nicht als Lehrmeister 
darzustellen. 

(Feilermaier [SPD]: Sehr wahr!) 

Aber der Erfolg der Konferenz hängt doch auch von 
dem Gewicht ab, das sie selbst an Überzeugungs- 
kraft in die Verhandlungen einbringt. Dieses Ge- 
wicht kann um so größer sein, je stärker sie von 
dem Gesamtwillen dieses Parlaments mitgetragen 
wird. Sie soll sagen können: Der Deutsche Bundestag 
will den Zusammenschluß, der Deutsche Bundestag 
will die Europäische Union, der Deutsche Bundes- 
tag will die Politische Union Europas. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Auf diesem Wege wollen wir selbstverständlich 
— wie Tindemans — die Stärkung der europäischen 
Organe. Wir wünschen die Mehrheitsentsdieldun- 
gen in diesen Organen. Wir sind für die allmähliche 
Umwandlung einer koordinierten Außenpolitik der 
neun Staaten in eine neue Außenpolitik der Ge- 
meinschaft — zunächst auf sehr abgegrenzten und 
bestimmten Gebieten. Wir sind dafür, daß in der 
Gemeinschaft auch über Sidierhelt gesprochen und 
die Zusammenarbeit in gemeinsamen Rüstungsvor- 
haben gefördert wird — selbstverständlich alles im 
Rahmen der von uns eingegangenen Bündnisse. Wir 
sind für die Harmonisierung der Sozialpolitik in den 
neun Staaten. Wir sind in diesen Staaten für eine 
marktwirtsdiaftlidie Ordnung auf der Grundlage 
einer Stabilitätspolitik, Und wir sind dafür, daß die 
Mensdienredite in den neun Staaten kodifiziert und 
vor dem Europäischen Gerichtshof der neun Staaten 
für jeden einzelnen Bürger einklagbar gemacht wer- 
den, wir also in diesem Sinne nach Tindemans ein 
Europa der Bürger bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 
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(A) Als erster großer Schritt für die weitere Entwick- 
lung steht die endgültige Entscheidung über die all- 
gemeinen und direkten Wahlen zum Europäisdien 
Parlament an. Der erste Beschluß darüber ist schon 
auf dem Gipfel am 10. Dezember 1974 in Paris ge- 
faßt worden. Dann hat die Gipfelkonferenz, nun der 
Europäische Rat geheißen, einen konkreten Beschluß 
dazu mit dem Auftrag gefaßt, den Vertrag dafür zu 
entwerfen. Das war am 2. Dezember 1975 in Rom. 
Wir waren nun der Meinung, daß eigentlich nichts 
mehr in den Weg kommen könne, da sogar schon 
der Wahltermin durch eben diesen Gipfel auf den 
Mai 1978 festgelegt worden war.' Wir hören, daß es 
in dem einen oder anderen Land Schwierigkeiten 
geben soll; bei uns mit Sicherheit nicht. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: 

Richtig!) 

Wir hören, daß es Debatten über den Wahltag 
selbst gibt. Ich sage hier: Uns soll es gleich sein, 
ob wir am Donnerstag, am Sonntag oder an einem 
Montag wählen. 

Weiter wird über die Wahlmethode gestritten. 
Das kann doch bei der ersten Wahl gar kein Pro- 
blem sein. Denn bei der ersten Wahl soll ja jede 
Nation noch nach ihrer Fasson selig werden. Also 
soll jede Nation ihr Wahlgesetz für das Europäische 
Parlament so machen, wie sie es für richtig hält, so 
wie wir das Verhältniswahlrecht nach Bundestags- 
Methode anwenden werden. 

Ferner wird über die Zahl der Mandate und über 

(B) ihre Verteilung gestritten. Meine Damen und Her- 
ren, diese Frage sieht im ersten Augenblick etwas 
ernster aus. Die Verhältnismäßigkeit ist nicht voll 
gewahrt und kann auch gar nicht voll gewahrt wer- 
den, weil wir die kleinen Länder natürlich stärker 
berücksichtigen müssen. Das ist für uns eine Selbst- 
verständlichkeit. Aber ich möchte auch hier sagen: 
Sosehr wir wünschen würden, daß auch Deutschland 
noch einige Sitze mehr bekommt, um das Verhältnis 
zu verbessern, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: 

Richtig!) 

so wenig würden wir die Direktwahlen im Mai 1978 
daran scheitern lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Nun haben wir die Bitte an die Regierung, sich 
durch solche Erörterungen und Streitfragen, die ge- 
wissermaßen schon Wochen vor dem Gipfel auf- 
gebaut werden, nicht auf Nebenschauplätze abdrän- 
gen zu lassen 

(Dr. Gradl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

oder diese Vorwände als wirklichen und ernst zu 
nehmenden Streitpunkt zu behandeln. Wer die Frage 
des Wahltags in den Vordergrund rückt oder in der 
Frage der Verteilung der Sitzzahlen nicht zum Kom- 
promiß bereit ist, dem geht es gar nicht um den 
Punkt, sondern — lassen Sie es mich deutlich 
sagen — der will die Wahl überhaupt nicht und traut 
es sich nicht, das zu sagen. Er schiebt andere Gründe 
vor. Das sollte unsere Bundesregierung ebenso deut- 


lich sagen, wie Tindemans eine offene Sprache zu 
seinen Ministerpräsidentenkollegen gefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Befragungen erweisen immer wieder, daß auch die 
Völker Europas, und zwar jedes für sich, auch das 
französische Volk, ganz überwiegend diese Wahl 
zum Europäischen Parlament wollen. Käme es jetzt 
nach allen Vorbereitungen und Beschlüssen des 
Gipfels, die bereits vorliegen, in Luxemburg nicht zu 
einer Einigung über die Wahlen, dann würden die 
Hoffnungen der Europäer erneut betrogen, dann 
würde die Glaubwürdigkeit der Regierungen einen 
ganz schweren Schlag erleiden. Es wäre auch ein 
schwerer Schlag für die Bemühungen um Europa 
überhaupt. Deswegen sind wir der Meinung, daß 
unsere Bundesregierung auf dem Gipfel am 1. und 
2. April alles daransetzen muß, den Europäern end- 
lich die endgültige Sicherheit zu bringen, daß wir 
im Mai 1978 wählen und daß nunmehr im Frühjahr 
der Vertrag über diese Wahlen von den Neun Mäch- 
ten unterschrieben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir könnten natürlich noch darüber sprechen, ob 
das Parlament genügend Kompetenzen habe, um 
Wahlen zu rechtfertigen. Wir freuen uns darüber, 
daß insbesondere die sozialdemokratische Fraktion 
den Standpunkt nicht beibehalten hat, Wahlen erst 
dann zu wollen, wenn vorher die Kompetenzen für 
dieses Parlament stärker gesichert seien. Sie erin- 
nern sich, wir hatten den Antrag hier schon vor zwei 
Jahren eingebracht. Wir sind der Meinung, übrigens 
mit Ihrem Bundesparteivorsitzenden, der das in 
Brüssel zum Ausdruck gebracht hat, daß ein durch 
die Völker gewähltes Europäisches Parlament eine 
Autorität ausstrahlt, die es mit sich bringt, daß man 
ihm größere Kompetenzen auf Dauer überhaupt 
nicht verweigern kann. Diesen Weg wollen wir auch 
hier im Bundestag, wie ich denke, zusammen gehen. 
Dann wird sicher alsbald die Kompetenz kommen, 
die Tindemans schon vor dem Wahltermin für das 
Parlament erstrebt, daß nämlich der neue Präsident 
der Europäischen Kommission, der zum 1. Januar 
1977 neu zu bestellen ist, seine Bestätigung schon 
durch das Europäische Parlament erfährt. Dann 
kann es auch gar nicht ausbleiben, daß selbstver- 
ständlich alsbald im Europäischen Parlament über 
alle Fragen gesprochen werden kann und nicht nur 
über diejenigen, die im Vertrag festgehalten sind. 
Dann wird sich auch gar nicht aufhalten lassen, daß 
dieses Parlament selbstverständlich das Recht zur 
Gesetzesinitiative ergreift. 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, ich muß Sie 
daran erinnern, daß Ihre Redezeit abgelaufen ist. 

Amrehn (CDU/CSU): Ich bitte um Entschuldigung. 
Lassen Sie mich noch eine Schlußbemerkung machen. 
Mir war gesagt worden, ich dürfe 30 Minuten spre- 
chen. Diese habe ich noch nicht ausgefüllt. Aber ich 
komme zum Ende. 

Es gibt zur Zeit ein großangelegtes Störmanöver 
der Europagegner, derer, die das große Europa, das 
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(A) politische Europa nicht wollen. Dieses Störmanöver 
lautet: „Tindemans will ein Europa mit zwei Klassen 
von Staaten, die einen, die in der Währungs- 
schlange sind, und die anderen, die nicht drin sind." 
Das Gegenteil ist wahr. Daß die einen in der 
Schlange drin sind und die anderen nicht, ist ein 
Faktum. Tindemans will mit seinem Bericht gerade 
erreichen, daß die Gemeinschaft Beschlüsse faßt, die 
es den Nichtmitgliedern wieder ermöglicht, Mitglie- 
der der Schlange zu werden und die Gleichheit 
herzustellen, mit anderen Worten, alle wieder glei- 
cher zu machen. Wir bitten darum, sich auch von 
diesem Störmanöver nicht beeindrucken zu lassen. 

Wir werden nach dem Gipfel in diesem Hause 
wieder eine — wie die Bundesregierung in Aussicht 
gestellt hat — größere Debatte über die Ergebnisse 
des Gipfels führen können. Wir können nur wün- 
schen, daß der Europäische Rat die Grundsätze, die 
Tindemans ihm vorlegt, ih ihrer Gesamtheit billigt, 
daß die ersten Schritte eingeleitet werden, um sie 
zu verwirklichen, und daß die Bundesregierung 
nicht zurückkehrt, ohne den endgültigen Beschluß 
über den Vertrag zu den direkten Wahlen mitzu- 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Corterier. 

Dr. Corterier (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die letzten 20 Minuten waren ge- 

(B) radezu erhebend für uns, denn ein solches Maß an 
Zustimmung und Verständnis für die Politik der 
Bundesregierung haben wir eigentlich, solange wir 
denken können, in diesem Hause von der Oppo- 
sition nicht mehr gehört. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol- 
stein] [CDU/CSU]: Das ist alte CDU- 
Politik!) 

— Es ist zunächst einmal unsere Politik, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sie 
haben sich uns angeschlossen!) 

die hier Ihre Zustimmung bekommen hat. 

Herr Kollege Amrehn, trotzdem haben Sie uns 
mit Ihren Ausführungen nicht davon überzeugen 
können, warum die Opposition mit solchem Nach- 
druck auf der heutigen Debatte über den Tinde- 
mans-Bericht bestanden hat. Ich gestehe Ihnen 
gerne zu, daß es notwendig war und ist, ein Wort 
über die Direktwahlen zu sagen; darauf werde ich 
noch zurückkommen. Aber warum heute diese De- 
batte über den Tindemans-Bericht? Diese Debatte 
ist nach unserer Meinung vor der nächsten Sitzung 
des Europäischen Rates unnötig, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]; Da sind wir ganz an- 
derer Meinung!) 

denn dort wird, wie wir gestern im Auswärtigen 
Ausschuß noch einmal gehört haben, über den 
Tindemans-Bericht nur in einer ersten Runde ge- 
sprochen werden. In diesem Stadium sind noch 
keinerlei konkrete Entscheidungen zu erwarten. 


(C) 

Und ich glaube, daß die neun dort vertretenen 
Staats- und Regierungschefs wissen, daß der Deut- 
sche Bundestag einmütig für die Europäische Union 
steht, das können wir voraussetzen, und dazu brau- 
chen wir nicht die heutige Debatte. 

(Zustimmung bei der SPD — Vorsitz: 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen) 

Wie Sie wissen, Herr Kollege Amrehn, und wie 
Sie selber auch angedeutet haben, kann sich die 
Bundesregierung heute in der Öffentlichkeit des 
Plenums gar nicht konkret und im Detail zum Tinde- 
mans-Bericht äußern, denn dies würde 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie reden immer in dem Augenblick dazwischen, 
in dem ich gerade etwas erläutern will. Hören Sie 
doch erst einmal zu Ende zu! — Es ist nämlich im 
Europäischen Rat das Verfahren verabredet wor- 
den, daß erst in dem Augenblick, in dem der Be- 
richt vorgelegt wird, erste konkrete Meinungs- 
äußerungen der beteiligten Regierungen vorgelegt 
und nicht schon vorher die Partner vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden. Und das wäre der Fall, 
wenn die Bundesregierung heute im einzelnen Stel- 
lung nähme. 

Wir haben gestern im Auswärtigen Ausschuß von 
der Regierung eine ausführliche Information über 
ihre Haltung zum Tindemans-Bericht bekommen, 
und wir konnten bei dieser Sitzung feststellen, daß 
es in der Beurteilung dieses Berichts zwischen Re- 
gierung und Opposition ein erfreulich hohes Maß 
an Übereinstimmung gibt. P) 

Spätestens die Ereignisse in Großbritannien, von 
denen Sie, Herr Kollege Amrehn, auch gesprochen 
haben und die es sehr zweifelhaft erscheinen las- 
sen, ob der Europäische Rat überhaupt, wie vorge- 
sehen, Anfang April tagen wird, hätten meiner Mei- 
nung nach die Opposition veranlassen müssen, die 
heutige Debatte zu verschieben. Nachdem Sie dies 
nun nicht getan haben, liegt für uns der Verdacht 
nahe, daß Sie sich um jeden Preis am heutigen 
Abend europapolitisch profilieren wollten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Und dazu möchte ich ihnen sagen, daß es uns in 
Europa sicherlich an einem nicht fehlt: an Reden, 
an Debatten, an noch so wohlmeinenden Resolu- 
tionen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was dagegen leider sehr viel rarer ist, sind die 
konkreten Aktionen. Wir möchten uns, so schwierig 
das angesichts der vielfältigen Widerstände auch 
oft ist, lieber auf die Aktionen konzentrieren. — 
Dies zum Zeitpunkt der von Ihnen geforderten De- 
batte. 

Jetzt noch eine Bemerkung zu dem Antrag der 
Opposition. Sachlich gibt es von unserer Seite ge- 
gen diesen Antrag außer in einem oder zwei Details 
kaum etwas einzu wenden. Während es sich aber 
bei dem Tindemans-Bericht um eine gedanken- 
reiche Arbeit handelt, in der fast alle Probleme, die 
sich uns im Augenblick auf dem Gebiet der euro- 
päischen Einigung stellen, angesprochen werden. 
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(A) stellt Ihr Antrag nur eine ziemlich dünn geratene 
Kurzfassung dieses Berichts dar. Er enthält zu viele 
Gemeinplätze und ist uns zu wenig differenziert. Auf 
diese Weise kann man den vielen konkreten Vor- 
schlägen, die Tindemans unterbreitet hat, und den 
Forderungen, die er erhoben hat, nicht gerecht 
werden. Dieser Antrag kann für uns daher nicht 
die Basis für eine Debatte über den Tindemans- 
Bericht sein. Wir werden diese Debatte sehr aus- 
führlich auf der Grundlage des Tindemans-Berichtes 
selbst und der Erklärung, die uns die Bundesregie- 
rung dazu angekündigt hat, nach der nächsten Sit- 
zung des Europäischen Rates führen. 

Damit es nun keine Mißverständnisse gibt: Auch 
wenn wir uns die Debatte über den Tindemans-Be- 
richt noch Vorbehalten, möchte ich heute doch fol- 
gendes dazu feststellen: Wir stimmen den Grund- 
vorstellungen, die Tindemans in seinem Bericht über 
die Europäische Union entwickelt hat, zu. Der Be- 
richt ist nach unserer Meinung gleichzeitig von 
Augenmaß und Realismus gekennzeichnet. Wir er- 
hoffen uns von ihm neue und hoffentlich kräftige 
Impulse für die Europapolitik. 

Tindemans hat seinem Auftrag entsprechend 
einen echten Synthese-Bericht vorgelegt. Wir finden 
daher viele Vorstellungen, die von der Bundesregie- 
rung und den sie tragenden Parteien stammen, in 
dem Bericht wieder. Vielen der von Ministerpräsi- 
dent Tindemans vorgetragenen Forderungen können 
wir ohne weiteres zustimmen, über andere wird 
noch im einzelnen zu reden sein. 

^B1 

Ich möchte aber jetzt noch zu einer Frage kom- 
men, die es wirklich verdient, heute hier erwähnt 
zu werden. Da kann ich Ihnen, Herr Kollege Am- 
rehn, voll zustimmen. Es ist die Frage der Direkt- 
wahlen. Ihre Behandlung ist einfach deswegen er- 
forderlich, weil diese Frage keinen zeitlichen Auf- 
schub mehr verträgt und weil wir nicht schweigend 
mit ansehen dürfen 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Warum dann zu An- 
fang die Polemik? — Zuruf des Abg. Dr. 

Marx [CDU/CSU]) 

— Ja, das kann ich Ihnen sagen: Wir waren ge- 
stern im Auswärtigen Ausschuß in einem Stadium, 
in dem sich beide Seiten darüber einig waren — da 
können Sie gerne Ihre Kollegen fragen, Herr Kol- 
lege Ritz — , daß es sich nicht lohnt, über den Tin- 
demans-Bericht heute in dem konkreten Stadium, 
in dem wir uns befinden, zu reden, daß es sich aber 
sehr wohl lohnt, über die Direktwahlen zu reden. 
Wir wären bereit gewesen, z. B. eine gemeinsame 
Resolution dazu vorzulegen. 

Aber das haben Sie nun einmal leider nicht ge- 
macht, offenbar deswegen, weil Herr Kollege Car- 
stens sehr schnell auf den Brief des Bundeskanzlers, 
den es zu diesem Thema gegeben hatte, geantwortet 
hat, ohne erst mit den Kollegen im Auswärtigen 
Ausschuß Rücksprache zu nehmen, deren Erkennt- 
nisstand inzwischen wohl auf Grund der Informa- 
tionen, die dort vom Bundesaußenminister gege- 
ben worden waren, ein neuerer war. Das bedaure 
ich. Um es ganz klar zu sagen: Gegen eine Debatte 


des Tindemans-Berichts heute, die uns nichts bringt, 
aber für eine Aussprache über die Direktwahlen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere Erwartungen jedenfalls an die nächste 
Sitzung des Europäischen Rates richten sich in er- 
ster Linie auf die Verabschiedung des Entwurfs für 
die Direktwahl. Jeder weiß, daß dies im April ge- 
schehen muß, weil jede weitere Verzögerung mit 
hoher Wahrscheinlichkeit den Wahltermin des Jah- 
res 1978 und damit für absehbare Zeit eine allge- 
meine europäische Direktwahl überhaupt vereiteln 
würde. 

Der Vertrag über die Direktwahl — das dürfen 
wir nicht vergessen — muß nicht nur im Euro- 
päischen Rat der Staats- und Regierungschefs verab- 
schiedet werden. Erforderlich ist vielmehr noch die 
förmliche Beschlußfassung im Rat der Außenmini- 
ster, anschließend die Ratifikation durch neun na- 
tionale Parlamente. Danach müssen dann die 
nationalen Durchführungsgesetze von den Parla- 
menten aller Mitgliedstaaten beraten und verab- 
schiedet werden. Schließlich muß den politischen 
Parteien in der Gemeinschaft genügend Zeit für die 
Vorbereitung der Direktwahl und den Wahlkampf 
bleiben. Dies alles zeigt, unter welch außerordent- 
lichem Zeitdruck wir stehen, wenn wir den Termin 
für die Direktwahl im Jahre 1978 einhalten wollen. 

Unter diesen Umständen muß es uns sehr bedenk- 
lich stimmen, daß sich der Ministerrat in seinen letz- 
ten Sitzungen mehr und mehr in kleinkarierte Aus- 
einandersetzungen über Randprobleme im Zusam- 
menhang mit der Direktwahl verstrickt hat. 

ID) 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nur mit Erbitterung kann man feststellen, daß etwa 
der Tag, an dem die europäischen Wahlen stattfin- 
den sollen — Herr Amrehn hat es schon erwähnt — , 
Anlaß zu endlosen Debatten ist. Während die Hol- 
länder den Standpunkt „Sonntags nie" vertreten, 
wollen die Belgier nur am Sonntag und die Briten 
nur am Donnerstag wählen. Dieser Streit ist ganz 
offensichtlich von manchen mit dem Hintergedan- 
ken vom Zaun gebrochen worden, die Wahlen in 
Wirklichkeit am St. Nimmerleinstag stattfinden zu 
lassen. Der Streit um diese und andere Fragen dient 
denen, die das Projekt der Direktwahl torpedieren 
wollen, als allzu durchsichtiger Vorwand. 

Ein Scheitern der Direktwahl durch derartige Ma- 
növer hätte aber unserer Meinung nach sehr schwer- 
wiegende Konsequenzen für die Gemeinschaft. Der 
Versuch, ihr nach und nach ein echtes demokrati- 
sches Fundament zu geben, wäre erneut gescheitert. 

Die Glaubwürdigkeit des Europäischen Rats der 
Staats- und Regierungschefs als zentrale politische 
Autorität in der Gemeinschaft wäre schwer erschüt- 
tert, da er seine eigene, in den Jahren 1972 und 
1974 in den Gipfelkommuniques zweimal ausgespro- 
chene Verpflichtung, im Jahre 1976 einen Vertrag 
über die Direktwahl zu verabschieden und diese 
im Jahr 1978 dann durchzuführen, nicht eingehalten 
hätte. Ein Scheitern der Direktwahl würde, wenn 
wir dann noch das Ausscheiden Frankreichs aus der 
Währungsschlange mit in Betracht ziehen, die Ge- 
meinschaft erneut in eine schwere Krise stürzen. 
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fA) Unter diesen Umständen möchte idi im Namen der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion einen drin- 
genden Appell an alle Mitgliedsregierungen der 
Europäischen Gemeinschaft richten, den Direktwahl- 
vertrag auf der nächsten Sitzung des Europäischen 
Rates zu verabschieden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Bundesregierung gebührt unsere uneinge- 
schränkte Anerkennung für die Umsicht und Aus- 
dauer, mit der sie sich immer für die Direktwahl 
des Europäischen Parlaments eingesetzt hat. Sie hat 
sich ohne Zögern den Vorschlag des Europäischen 
Parlaments hierzu, der einen vernünftigen und ak- 
zeptablen Kompromiß zwischen den verschiedenen 
Standpunkten darstellt, zu eigen gemacht und damit 
gleichzeitig ihre Achtung gegenüber dieser Institu- 
tion der Gemeinschaft zum Ausdruck gebracht. Wir 
fordern die Bundesregierung auf, diese Politik kon- 
sequent fortzusetzen. Wir appellieren an die noch 
zögernden Mitgliedsregierungen, ihre Vorbehalte im 
Interesse Europas aufzugeben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Krall. 

Krail (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Haben Sie keine Sorge, ich 
werde es sehr kurz machen. Ich möchte zunächst der 
Bundesregierung den Dank für die umfangreiche 
Unterrichtung des Auswärtigen Ausschusses über 
(B) den Stand der Europapolitik aussprechen. Insbeson- 
dere gilt der Dank der sehr ausführlichen Dar- 
legung der Stellungnahme des Kabinetts zum Tin- 
demans-Berictit insgesamt durch den hier anwesen- 
den Staatssekretär Wischnewski. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In der sich anschließenden Diskussion im Aus- 
schuß über diesen Bericht haben wir ein hohes Maß 
an Übereinstimmung zwischen Regierung, Koali- 
tionsfraktionen und Opposition dankbar festgestellt. 

(Amrehn [CDU/CSU]: Das ist auch vertrau- 
lich! — Heiterkeit) 

— Ich habe ja auch nicht gesagt, was dort im ein- 
zelnen einvernehmlich festgestellt wurde, Herr Kol- 
lege Amrehn. 

Meine Fraktion hat großes Verständnis für den 
Wunsch der Bundesregierung, die Diskussion über 
den Tindemans-Bericht bis nach der nächsten Rats- 
sitzung zurückzustellen, insbesondere auch deshalb, 
weil durch eine eingehende Diskussion dieses Par- 
laments über diesen Komplex möglicherweise die 
Handlungsfähigkeit der befreundeten Regierungen 
eingeschränkt werden könnte. Aus diesem Grunde 
werde ich mich inhaltlich zum Tindemans-Bericht 
nicht äußern; das werden die Sprecher meiner Frak- 
tion im Zusammenhang mit der Regierungserklärung 
über die Europapolitik nach der nächsten Ratstagung 
tun. 

Auch das Europäische Parlament hat der beson- 
deren Situation beispielsweise dadurch Rechnung 
getragen, daß es die Diskussion um den Tindemans- 


Bericht in der vergangenen Woche abgesetzt hat 
und sich anstelle dessen mit der Direktwahl um so 
ausführlicher befaßt hat. 

Auch ich möchte hier nur ein paar Sätze zu den 
Direktwahlen sagen. Wir Liberalen unterstützen 
diese Direktwahl seit eh und je. Wir unterstützen 
auch von dieser Stelle den Appell der Oppositions- 
fraktion und der Fraktion des Koalitionspartners an 
die Regierung, alles in ihrer Macht Stehende zu tun, 
um sicherzustellen, daß auf der nächsten Ratssitzung 
die noch offenen Fragen bezüglich dieser Direktwahl 
entschieden werden. Ich kann mir den Hinweis auf 
die Notwendigkeit, diese Entscheidung bald zu tref- 
fen, ersparen, weil der Herr Kollege Corterier ja 
deutlich gemacht hat, welche gesetzgeberische Maß- 
nahmen in einzelnen Staaten noch notwendig sind, 
um diese Wahl überhaupt zu dem vorgesehenen Ter- 
min durchführen zu können. 

Lassen Sie mich abschließend die offene und 
flexible Haltung der Bundesregierung in den noch 
strittigen Fragen innerhalb des Rates bezüglich der 
Zahl und der Verteilung der Sitze im Europäischen 
Parlament und auch bezüglich des Termines für die 
Direktwahl würdigen. Wir sind sicher, daß durch 
diese offene, flexible Haltung der Bundesregierung 
die Entscheidungsfindung im Europäischen Rat er- 
leichtert wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
Wischnewski. 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Bundesregierung hatte gestern die Mög- 
lichkeit, in einer vertraulichen Sitzung des Auswär- 
tigen Ausschusses ihre Auffassung zum Antrag der 
CDU/CSU zum Tindemans-Bericht zu vertreten. Sie 
muß um Ihr Verständnis bitten, daß sie hier der 
ersten Erörterung des Berichts im Europäischen Rat 
am 1. und 2. April 1976 — so hoffen wir jedenfalls — 
im einzelnen nicht vorgreifen kann. Ich kann Ihnen 
aber versichern, daß sich die Bundesregierung mit 
Nachdruck dafür einsetzen wird, daß der Tindemans- 
Bericht nicht zerstückelt wird, sondern daß seine 
wesentlichen Vorschläge als Leitlinien der weiteren 
Entwicklung ständig auf der Tagesordnung der euro- 
päischen Politik bleiben werden, soweit sie nicht in 
der Zwischenzeit erledigt werden können. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, den Bundestag nach den 
Beratungen des Europäischen Rats über das Ergeb- 
nis zu unterrichten. 

Der Antrag der CDU/CSU zeigt erneut, daß die 
Europa-Politik der Bundesregierung von allen poli- 
tischen Kräften in diesem Hause unterstützt wird. 
Diese Unterstützung hat unserer Stimme in der Ge- 
meinschaft besonderes Gewicht verliehen; davon 
war erfreulicherweise vorhin die Rede. Wir sollten 
daran festhalten; denn wir wissen: Mit der Politik 
der europäischen Einigung können wir nicht nur Ta- 
gesprobleme lösen, sondern schaffen wir gleichzeitig 
die Grundlage für unser künftiges politisches Han- 
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fA.) dein in einer Welt, deren Probleme die Kräfte eines 
einzelnen westeuropäischen Industriestaates über- 
steigen. Wir sehen nach wie vor keine Alternative 
zur Politik der europäisdien Einigung, wenn es da- 
rum geht, unserem Volk auf lange Sicht ein Leben in 
Freiheit und Wohlstand zu sichern. 

(Beifall bei der SPD) 

Europapolitik ist Zukunftssicherung. 

Vor zwei Jahren hat diese Bundesregierung in 
ihrer Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 gesagt: 

Dringender denn je erscheint heute das Ziel 
einer europäischen politischen Union. Zusam- 
men mit unseren Partnern in der EuropäisAen 
Gemeinschaft werden wir bestrebt sein, dieses 
Ziel zu verwirklichen. 

So die Regierungserklärung. — Das ist die Leitlinie 
unserer praktischen Einigungspolitik. Sie bestimmte 
auch die zweitägigen Beratungen des Kabinetts über 
die gesamte Europapolitik im vergangenen Herbst 
und die intensive Diskussion über die Tindemans- 
Vorschläge vor einigen Wochen. 

Ich stimme mit den Antragstellern überein, wenn 
sie die Direktwahl des Europäisdien Parlaments an 
die Spitze der europäischen Prioritäten setzen. Ich 
weiß, daß in dieser Frage unsere Meinung von allen 
Fraktionen geteilt wird. Eine Europäische Union 
kann nicht allein von den Regierungen und den 
führenden Staatsmännern im Europäischen Rat ge- 
tragen werden. Das von den Regierungen ins Werk 
Gesetzte wird nur von Dauer sein, wenn es auch in 
® allen Mitgliedsländern von einer breiten Basis parla- 
mentarischer Zustimmung getragen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Direktwahl ist daher eine ganz entscheidende 
Etappe der europäischen Einigungspolitik. 

Die Bundesregierung kann auf die Unterstützung 
aller politischen Kräfte in diesem Hause zählen — 
das hat sich soeben wieder gezeigt — , wenn sie 
sich für eine baldige Unterzeichnung des Vertrages 
über die Direktwahlen einsetzt. Aber die Beratungen 
der letzten Monate zeigen, daß in anderen Ländern 
der Gemeinschaft starke politische Kräfte einer di- 
rekten Wahl des Europäischen Parlaments mit Re- 
serve gegenüberstehen. Vielleicht kann die eine oder 
andere Partei, die Kontakte zu solchen Parteien hat, 
hilfreich sein, dort überzeugend zu wirken, 

(Beifall bei der SPD) 

Manche fürchten eine Einbuße an Macht des eige- 
nen Parlaments oder eine Einbuße an nationaler 
Souveränität. 

Für die Bundesregierung kann ich hier ganz deut- 
lich antworten: Alle neun Länder werden mit einem 
starken, direkt gewählten Europäischen Parlament 
mehr an europäischer Souveränität und Kraft ge- 
winnen, als sie dafür im nationalen Bereich aufge- 
ben. 

(Allgemeiner Beifall) 

Die Haltung der Bundesregierung ist eindeutig. 
Sie ist bereit, sich auf den Boden des Vertragsent- 
wurfs des Europäischen Parlaments zu stellen. Sie 


hat den Beweis dafür auch ganz eindeutig erbracht. (Q 
Sie ist aber, wenn es möglich ist, auch bereit, daran 
mitzuwirken, mehr Proportionalität bei der Zusam- 
mensetzung des Parlaments zu erreichen. Das gilt 
für jeden sinnvollen Verbesserungsvorschlag, der 
uns dem Ziel näherbringt, die europäische Eini- 
gungspolitik fest im politischen Leben unserer Völ- 
ker zu verankern. 

Die Bundesregierung hat sich stets für die Erwei- 
terung der Rechte des Europäischen Parlaments ein- 
gesetzt. Sie tut das auch heute. Aber ich sage hier 
auch in aller Offenheit: es ist vielleicht weise, Er- 
wartungen und Forderungen auf diesem Gebiet zu- 
nächst nicht zu hoch zu schrauben. Wir sollten un- 
sere Partner, die nicht alle unsere Vorstellungen tei- 
len — übrigens auch nicht alle Parlamentarier in 
den anderen Parlamenten — , nicht überfordern. 

Wir können darauf vertrauen, daß sich die be- 
reits vorhandenen Befugnisse des Europäischen Par- 
laments nach einer Direktwahl vor allem im Bereich 
der gemeinschaftlichen Gesetzgebung wie auch im 
Haushaltsbereich weiter verstärken lassen. Die Bun- 
desregierung wird hierfür eintreten. Inzwischen 
steht die Welt aber nicht still. Sie wartet nicht ab, 
bis sich die Europäische Union als handlungsfähige, 
demokratische, politische Einheit formiert hat. Wir 
sind schon heute ständig zu gemeinsamem Handeln 
aufgerufen, wenn wir Europas und damit unseren 
eigenen Platz in der Welt der Zukunft wahren wol- 
len. 

Wie Tindemans glaubt die Bundesregierung, daß 
man einer gemeinsamen Außenpolitik den jeweils 
möglichen Grad der Verbindlichkeit verleihen muß. p) 
Wir sollten die Schwierigkeiten auf diesem Gebiet 
allerdings nicht unterschätzen. Auf der Grundlage 
der Pariser Gipfelbeschlüsse von 1974 haben wir be- 
reits wesentliche Fortschritte in Richtung auf ein 
einheitliches außenpolitisches Handeln gemacht. 

Der Vorschlag Tindemans', künftig EG-Ratstagun- 
gen und Ministertreffen im Rahmen der europäi- 
schen politischen Zusammenarbeit zusammenzule- 
gen, liegt ganz auf der Linie der Bundesregierung, 
die sich stets für die Abschaffung künstlicher Tren- 
nungslinien und Kompetenzgrenzen eingesetzt hat. 

Die Bvmdesregierung hat sich auch stets verpflich- 
tet gefühlt, vor nationalen Entscheidungen auf Ge- 
bieten, die europäische Belange berühren, ihre Part- 
ner zu konsultieren. Sie hätte keine Schwierigkeit, 
nach dem Vorschlag Tindemans' einer solchen Ver- 
pflichtung rechtlichen Ausdruck zu geben. 

Mit Tindemans hält sie es für wichtig, in den für 
Europa wesentlichen Bereichen der Beziehungen zur 
Dritten Welt, zu den Vereinigten Staaten, der 
Sicherheit und der Entspannung sowie der Krisen im 
europäischen und darüber hinaus im außereuropäi- 
schen Raum und zu den anderen demokratischen 
Staaten in Europa eine gemeinsame Politik zu ent- 
wickeln. Der politische Wille zur gemeinsamen 
Politik schließt auch die Bereitschaft ein, sich nach 
gründlicher gemeinsamer Beratung der Mehrheit an- 
zuschließen und eine gemeinsame Politik zustande 
zu bringen. Das gegenseitige Vertrauen der Partner 
erfordert es, in den Ausnahmefällen, in denen 
schwerwiegende Gründe eine gemeinsame Haltung 
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(A) unmöglich machen, diese Gründe vorher im engsten 
Kreis ausführlich zu erläutern. Bei den Beratungen 
mit ihren Partnern über die schwierige Frage, wie 
man beim gegenwärtigen Stand der europäischen 
Einigung eine gemeinsame Außenpolitik wirksam 
und verbindlich gestalten kann, wird sich die Bun- 
desregierung davon leiten lassen, daß die europäi- 
sche Handlungsfähigkeit Schritt halten muß mit dem 
Tempo weltpolitischer Entwicklungen. 

Die Bundesregierung hat stets den europäischen 
Einigungsprozeß neben einem handlungsfähigen at- 
lantischen Bündnis als unabdingbare Voraussetzung 
einer wirksamen und realistischen Entspannungspo- 
litik betrachtet. Wir können politisches Gleichge- 
wicht und Stabilität in Europa, die gerade für uns 
Deutsche besonders lebensnotwendig sind, nur dann 
wahren, wenn die europäische Einigung fortschrei- 
tet. Der von Tindemans vorgeschlagene regelmäßige 
Meinungsaustausch über europäische Verteidi- 
gungsprobleme, europäische Aspekte multilateraler 
Sicherheitsverhandlungen sowie die Intensivierung 
der Rüstungszusammenarbeit entsprechen unserer 
Politik. Sie dienen der europäischen Sicherheit, die 
sich auf dem nordatlantischen Bündnis gründet. 

Die Politik des Gleichgewichts und der Entspan- 
nung kann nidit auf einen Teil der Welt beschränkt 
bleiben. Die Bundesregierung hat sidi daher für eine 
gemeinsame Politik der EG-Partner gegenüber den 
besorgniserregenden Entwicklungen im südlichen 
Afrika eingesetzt. Nachdem trotz unserer großen 
Bemühungen keine gemeinsame Anerkennung der 
Volksrepublik Angola zustande gekommen war, hat 
die Bundesregierung in Luxemburg am 23. Februar 
eine Erklärung zum südlichen Afrika durchgesetzt, 
die zum Ausgangspunkt einer gemeinsamen Haltung 
geworden ist. 

Entscheidend für unser Verhältnis zur Dritten Welt 
wird sein, ob es uns gelingt, in unserer Rolle als 
einer der wichtigsten Gesprächspartner im welt- 
weiten Dialog über die Zukunft der Weltwirtschaft 
zu bestehen. Der Anfang dazu ist jedenfalls mit 
Lome, aber auch mit der gemeinsamen Delegation 
bei der Konferenz für internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die besondere Sorge der EG-Staaten gilt nach wie 
vor der wirtschaftlichen und politischen Stabilität 
auch im Mittelmeerraum. Die Bundesregierung unter- 
stützt das griechische Beitrittsgesuch. Sie fördert den 
Ausbau der Beziehungen zwischen der EG und 
Portugal. Für Spanien muß die Annäherung an die 
Gemeinschaft mit dem Aufbau und der Sicherung 
der inneren Demokratie Hand in Hand gehen. Wir 
haben ermutigende Ansätze für eine konstruktive 
Politik der Gemeinschaft auch gegenüber unseren 
südlichen Nachbarn. 

Unsere größte Sorge bleibt: Wird der innere Aus- 
bau der Gemeinschaft mit den Anforderungen, 
welche die Welt und unsere eigenen Bürger an die 
europäische Einigungspolitik stellen, Schritt halten? 
Dies ist in der Tat der entscheidende Prüfstein für 
das Gelingen der Einigung Europas. Die Bundes- 
regierung teilt uneingeschränkt die Zielvorstellun- 


gen der Antragsteller, die Wirtschafts- und Wäh- (C) 
rungsunion als marktwirtschaftlich orientierte Stahi- 
litätsgemeinsdiaft, die zugleich eine soziale Union 
sein muß, zu verwirklichen. Dabei muß ich ganz 
offen sagen: Wenn ich das Wort „Marktwirtschaft" 
höre und dann die gemeinsame Agrarpolitik be- 
trachte, habe ich da meine eigenen Vorstellungen. 

(Beifall — Dr. Kliesing [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Das muß bei dieser Gelegenheit mit aller Deutlich- 
keit gesagt werden. 

Es hätte aber auch keinen Zweck, zu verschweigen, 
daß der erste Anlauf zur Wirtschafts- und Währungs- 
union nicht die gesteckten Ziele erreicht hat. Im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich sind die Dis- 
paritäten zwischen den Mitgliedstaaten immer noch 
sehr groß. Wenn dagegen nichts getan würde, könn- 
ten sie den erreichten Integrationsstand gefährden, 
von dem die Stabilität der Volkswirtschaften und 
mittelbar auch die der Demokratie in der Gemein- 
schaft mit abhängig sind. Deshalb bleiben die An- 
gleichung der Lebensverhältnisse und der Abbau des 
wirtschaftlichen und sozialen Gefälles zwischen den 
Mitgliedstaaten gegenwärtig und auf absehbare Zeit 
eine der Hauptaufgaben der Gemeinschaft. 

Hierzu hat die Bundesregierung nach Maßgabe 
ihrer Kräfte bilateral und im Gemeinschaftsrahmen 
bereits erhebliche Leistungen erbracht, und sie wird 
das auch in Zukunft tun, wo immer damit ein inte- 
grationspolitischer Fortschritt erzielt oder ein Ein- 
bruch verhindert werden kann oder die Solidarität 
dies im Interesse aller gebietet. Wir werden des- 
halb den Währungs verbünd, soweit es an uns liegt, 
fortsetzen und auch für die anderen EG-Länder zu 
seinen jetzigen Funktionsbedingungen offenhalten, 
um das in aller Deutlichkeit zu sagen. 

(Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Herr 
Staatsminister, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Wangen? 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 

Ich möchte das gerne zu Ende führen. Ich stehe 
dann zur Verfügung. 

Gerade nach den Ereignissen der letzten Tage 
wird aber niemand der Meinung sein, die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft könnten sich dem Ziel der 
Wirtschafts- und Währungsunion mit einem Kon- 
zept unterschiedlicher Geschwindigkeit nähern. Ich 
befürchte, ein solches Vorgehen würde der Ge- 
meinschaft eher noch weitere Schwierigkeiten beim 
inneren Zusammenhalt eintragen, ja sie möglicher- 
weise in verschiedene Gruppierungen aufspalten. 
Dieses kann aber nicht unsere Absicht sein. Wir 
müssen vielmehr weiter geduldig den Weg der 
koordinierten und konvergenten Wirtschaftspoliti- 
ken gehen und dabei wie bisher begleitende Maß- 
nahmen in der Sozialpolitik, insbesondere aber in 
der Regionalpolitik treffen. Auf diesem Gebiet hat 
die Gemeinschaft in den letzten Jahren einiges auf- 
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zuweisen. Tindemans hat dabei recht, wenn er 
meint, daß dieser Prozeß zu langsam sei. 

Der Tindemans-Bericht zeichnet ein realistisches 
und umfassendes Bild der gegenwärtigen Europa- 
politik. Die Bundesregierung kann darauf vertrauen, 
daß sie im Sinne aller politischen Kräfte dieses 
Hauses handelt, wenn sie sich dafür einsetzt, daß 
die abgewogenen Vorschläge Tindemans im Zusam- 
menhang geprüft und zur Grundlage der Entschei- 
dungen gemacht werden, die die Europapolitik wei- 
terführen. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Antrag 
federführend an den Auswärtigen Ausschuß und 
mitberatend an den Ausschuß für Wirtschaft und 
an den Haushaltsausschuß zu überweisen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be- 
schlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Kaufmanns eigenschaft von 
Land- und Forstwirten 

— Drucksache 7/3918 — 

/T>\ 

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache 7/4634 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Lambinus 
Abgeordnete Frau Will-Feld 
Abgeordneter Dr. Stark (Nürtingen) 

(Erste Beratung 184. Sitzung) 

Die Berichterstatter wünschen keine Ergänzungen 
ihrer Berichte. Ich danke für die Berichterstattung 
und frage, ob das Wort im Rahmen der Aussprache 
in der zweiten Beratung gewünscht wird. — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich rufe in der zweiten Beratung Art. 1 auf. Hierzu 
liegt der Änderungsantrag Drucksache 7/4894 Zif- 
fer 1 vor. Ich nehme an, daß Herr Abgeordneter 
Scheu, der sich hierzu zum Wort gemeldet hat, auch 
gleichzeitig die Ziffer 2 des Änderungsantrages zu 
begründen wünscht. Bitte schön. 

Scheu (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Darf ich Sie noch einmal kurz von der 
Höhenluft der Europapolitik zu einer einfachen 
Frage herunterführen. Ich habe nur den Änderungs- 
antrag zu begründen. Ich habe das Vergnügen, das 
für alle drei Fraktionen zu tun, obwohl ich mir 
bewußt bin, daß dieser Änderungsantrag auf eine 
etwas unkonventionelle Weise zustande gekommen 
ist; aber mir ist die Hauptsache, daß er zustande 
kam. 


Ich will nur vier Bemerkungen dazu machen. In 
§ 89 b des Handelsgesetzbuches hat im Jahre 1953 
eine Bestimmung Eingang gefunden, die für Han- 
delsvertreter aussagt, daß sie bei Kündigung einen 
Ausgleichsbetrag bekommen müßten. Man hatte da- 
mals die Sorge, daß die Unternehmen damit reagie- 
ren würden, anstelle der Provisionsvertreter fest 
angestellte Reisende ins Gefecht auf den Markt zu 
schicken. Dies war nur wenige Wochen und Monate 
in der Unternehmerschaft im Gespräch. Sie hat sich 
dann sofort wieder beruhigt. Heute ist die Position 
der nicht fest angestellten, freien Vertreter in der 
Wirtschaft stärker, als sie je war. Diese Tendenz 
hat also damals deutlich gezeigt, daß man auch eine 
solche Regelung sozialer Art für Handelsvertreter 
in der Wirtschaft akzeptiert. 

Zweite Bemerkung: Die Schwäche dieses § 89 b ist 
seit vielen Jahren darin erkannt, daß dieser Aus- 
gleich nicht gezahlt wird, wenn der Vertreter we- 
gen Alter oder Krankheit ausscheiden will. Dies gab 
es bisher nicht. Das ist eine soziale Härte, die dazu 
führte, daß manchmal achtzigjährige Handelsver- 
treter noch draußen herumreisten, weit über ihre 
Kraft und ihre Möglichkeiten. 

Der dritte Punkt: Die Regierung wollte diese 
Lücke schließen und hat dazu ein Gesetz mit einer 
etwas merkwürdigen einseitigen und halben Über- 
schrift benutzt. Wir haben in allen Ausschüssen 
einige Zeit gebraucht, um zu merken, daß hier auch 
eine durchaus wirtschafts- und handelspolitische 
Frage in diesem Gesetz enthalten ist. Die Regelung, 
die diese Lücke schließen sollte, hat dann der 
Rechtsausschuß nicht aus Grundsatzerwägungen, 
sondern aus Gründen, die in der Begründung ent- 
halten sind, zunächst noch einmal herausgenommen. 

Der Sinn dieses Änderungsantrages ist nun, die 
alte Regierungsfassung wieder in das Gesetz hin- 
einzubringen, jedoch mit einer kleinen Änderung. 
Wir haben den etwas dubiosen Satzteil „aus in sei- 
ner Person liegenden Gründen, insbesondere" weg- 
gelassen und haben nur noch Krankheit und Alter 
als Grund dringelassen, der genügen soll, um dem 
Vertreter diesen Ausgleichsbetrag zu sichern. 

Der Änderungsantrag enthält dann auch eine 
neue Überschrift. Das ist der Punkt 2, Herr Präsi- 
dent, zu dem Stellung zu nehmen Sie mich aufge- 
fordert haben; ich hätte es aber auch von mir aus 
gemacht. Das Gesetz wird also jetzt nach diesem 
Antrag den Namen haben: Entwurf eines Gesetzes 
über die Kaufmannseigenschaft von Land- und 
Forstwirten und den Ausgleichsanspruch des Han- 
delsvertreters. Dies ist also die ganze phänomenale 
Sache. 

Ich bitte alle drei Fraktionen um ihre freundliche 
Zustimmung. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort wird nicht zusätzlich 
begehrt. 

Wer dem Änderungsantrag in der Ziffer 1 zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — 
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Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltun- 
gen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 in der geänderten Fassung auf. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Art, 2, 3, 4, 5, 6, 7. Wer den aufgeru- 
fenen Artikeln und der Einleitung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so 
beschlossen! 

Zur Überschrift liegt ein Änderungsantrag vor, 
den der Kollege Scheu soeben mitbegründet hat. 
Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um das 
Zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun- 
gen? — Es ist so beschlossen. 

Ich kann damit feststellen, daß das Gesetz — ohne 
daß ich darüber noch einmal formell abstimmen 
lasse — in zweiter Beratung einstimmig verab- 
schiedet worden ist. 

Ich rufe die 

dritte Beratung 

auf. Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem 
Gesetz in der dritten Beratung in der soeben in der 
zweiten Beratung beschlossenen Fassung zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich, sich von den Plätzen 
zu erheben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Einstimmige Beschlußfas- 
sung! Herr Kollege Scheu, Sie haben das sicherlich 
eben mit Befriedigung festgestellt. 

Meine Damen und Herren, es ist noch die Fest- 
stellung zu treffen, daß die zu dem Gesetz eingegan- 
genen Petitionen für erledigt erklärt werden. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be- 
schlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebracht en Entwurfs eines 
Gesetzes über den Beruf des Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeuten (Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeutengesetz — BeArbThG) 

— Drucksache 7/3113 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 
— Drucksache 7/4834 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Burger 
(Erste Beratung 149, Sitzung) 

Der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Burger, 
hat sich gleichzeitig zur Aussprache gemeldet. Ich 
schlage vor, daß wir die allgemeine Aussprache zur 
Vereinfachung vor der zweiten Beratung durch- 
führen, so daß er als Berichterstatter gleichzeitig 
noch eine Berichtigung vornehmen kann. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch, Herr Abgeord- 
neter Burger, Sie haben das Wort. 

Burger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst als Berichterstatter noch ein 
Hinweis auf einen Drudcfehler. Auf Seite 12 des 


Berichts in § 9 müssen in der ersten Zeile die Worte 
„tritt am 1. April 1976 in Kraft" gestrichen w;erden. 

Der erste Satz von § 9 muß lauten: „Dieses Gesetz 
gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1," 

Nun darf ich, Herr Präsident, mit einer kurzen 
Erklärung für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wei- 
terfahren. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Der Bedarf an Menschen, die im Gesundheits- 
wesen tätig sind, nimmt ständig zu. Ein wesent- 
licher Grund dafür ist die Entwicklung der medi- 
zinischen Wissenschaft und Technik. . . . Auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens differenzie- 
ren sich die Tätigkeiten der einzelnen Berufe 
immer mehr und immer schneller. Es entstehen 
auf diese Weise neue Berufe, deren Ausbildung 
geregelt werden muß. 

Diese Sätze, meine Damen und Herren, stehen im 
Gesundheitsbericht der Bundesregierung vom 18. De- 
zember 1970. Es heißt dort weiter: 

So bedarf die Ausbildung z. B. der Beschäfti- 
gungstherapeuten, Logopäden, Diätassistenten 
und Orthoptisten einer bundeseinheitlichen Re- 
gelung. 

Der Bundestag berät und verabschiedet also heute 
das Gesetz über den Beruf des Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten. Vor allem die Rehabilitation 
erfordert nicht nur die Erstellung von modernen 
Rehabilitationskrankenhäusern und Berufsbildungs- 
werken, sondern vor allem auch die Bereitstellung 
von ärztlichen und nichtärztiidien Fachkräften, die (P) 
mit allen geeigneten Mitteln die Kranken und Be- 
hinderten zurück ins Leben führen sollen. Zwei 
Faktoren, meine Damen und Herren, sind also ent- 
scheidend: moderne Einrichtungen und die notwen- 
digen Fachkräfte, 

Die Experten haben auch ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, daß der sinnvolle Einsatz von Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeuten die Aufenthaltsdauer 
im Krankenhaus verkürzen kann. Die Bundesregie- 
rung hatte bereits auf eine Kleine Anfrage von 
CDU/CSU- Abgeordneten im August 1973 zur Aus- 
und Fortbildung von Fachkräften der Rehabilitation 
einen Gesetzentwurf für den Beruf des Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeuten angekündigt. Ob- 
wohl es in einigen Ländern bereits Ausbildungsvor- 
schriften gibt, fehlen viele Kräfte, und die bundes- 
einheitliche Regelung ist deshalb fällig. Der Mangel 
hemmt bereits in speziellen Einrichtungen die Wei- 
terentwicklung in der Rehabilitation. 

Nach einer englischen Studie sollen für jeweils 
200 000 Einwohner etwa 34 Beschäftigungstherapeu- 
ten zur Verfügung stehen: 10 für die allgemeinen 
Erkrankungen, 8 für die Geriatrie und 16 für die 
Psychiatrie. 

Eine entscheidende Entwicklung nahm die Beschäf- 
tigungstherapie im zweiten Weltkrieg in den Ver- 
einigten Staaten, wo zur schnelleren Gesundung 
Verwundeter handwerkliche Betätigungen zur 
Wiederherstellung gestörter Bewegungsfunktionen 
durchgeführt wurden. Nach dem ersten Weltkrieg 
kam die Beschäftigungstherapie auch nach Deutsch- 
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Burger 

land. Es waren zunächst die Psychiater, die hier 
diese Methode einführten, und auch die Lungenheil- 
stätten. 

1953 wird durch einen Erlaß in einem Bundesland 
die Beschäftigungstherapie staatlich anerkannt. Lehr- 
plan und Prüfungsordnungen wurden festgelegt. Es 
heißt darin: 

Beschäftigungstherapie ist Behandlung von 
kranken und behinderten Personen zur Besse- 
rung des Gesamtzustandes durch handwerkliche 
Betätigungen sowie durch geistige und psychi- 
sche Aktivierungen mit dem Ziel, den Gesun- 
dungs- und Arbeitswillen zu erhalten, zu för- 
dern oder zu wecken und die allgemeine Lei- 
stungsfähigkeit sowie gestörte Funktionen wie- 
derherzustellen oder zu bessern. 

Inzwischen sind diese vagen Vorstellungen, die 
wohl global Zutreffendes aussagen, längst abgelöst 
von neuen Therapieformen. Die Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapie hat in der modernen Medizin, in 
der die Rehabilitation einen immer größeren Raum 
einnimmt, eine große Bedeutung erlangt. Sie umfaßt 
in erster Linie Behandlungen, die darauf gerichtet 
sind, durch Anwendung aktivierender psychologi- 
scher und psychagogischer Methoden mit Hilfe der 
Betätigung von Handfertigkeiten und handwerk- 
lichen Fähigkeiten sowie durch Erlernung beruflicher 
Kenntnisse körperliche und geistige Störungen zu 
beheben und Heilung sowie die Eingliederung von 
Kranken und Behinderten in Gesellschaft und Beruf 
zu erreichen. Sie betrifft die Bereiche der Psychia- 
trie, der Orthopädie, der Chirurgie, der inneren 
' ^ Medizin, der Kinderheilkunde und der Geriatrie. Es 
gibt sicherlich noch viele Möglichkeiten für die 
Tätigkeit der Therapeuten. So gibt es z. B, in der 
Schweiz für ältere Menschen Ergotherapie-Statio- 
nen, die mit größtem Erfolg in der Rehabilitation 
älterer Menschen wirken. Denn über die Heilung 
der Krankheit im eigentlichen Sinne hinaus gilt es, 
den geschwächten Körper wieder zu aktivieren, die 
beeinträchtigten Funktionen durch entsprechendes 
Training wieder lebenstüchtig zu machen und auch 
seelisch und sozial die Menschen wieder zum sinn- 
vollen Dasein in der Gemeinschaft zurückzuführen. 

Mindestens 10 000 Fachkräfte werden wohl in der 
Bundesrepublik zusätzlich benötigt. Bei der im Ent- 
wurf vorgesehenen Lösung wird davon ausgegan- 
gen, daß der Tätigkeitsbereich und die Ausbildung 
des Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten sich nur 
auf diejenigen Bereiche der Arbeitstherapie erstrek- 
ken sollen, die in der medizinischen Rehabilitation 
von Bedeutung sind. 

Die Grenzen zwischen der eigentlichen individuel- 
len Beschäftigungs- und der richtig verstandenen 
Arbeitstherapie sind fließend. Innerhalb der Be- 
schäftigungstherapie werden — so erklärten uns die 
Fachleute — vorwiegend individuelle medizinische 
Ziele angestrebt, nämlich die Kräftigung upd die 
Wiederherstellung gestörter Funktionen, innerhalb 
der Arbeitstherapie vorwiegend Ziele der beruf- 
lichen Eingliederung. 


Notwendige Kenntnisse und Fähigkeiten in der 
Arbeitstherapie müssen deshalb in der Ausbildung 
angeboten werden. 

Einige europäische Länder haben allerdings für 
diesen Beruf die Bezeichnung Ergotherapeut be- 
stimmt. Nach langen Beratungen und Auswertung 
der Anhörung, bei welcher die Experten unter- 
schiedlich votierten, entschied sich die Mehrheit des 
Ausschusses für die Berufsbezeichnung „Beschäf- 
tigungs- und Arbeitstherapeut" . 

Der Beruf stellt hohe Anforderungen. Ohne Zu- 
verlässigkeit, geistige und körperliche Eignung und 
Fähigkeit zur Ausübung des Berufs ist der Erfolg 
beim Kranken gefährdet oder überhaupt nicht mög- 
lich. Die Frage des Mindestalters wurde daher 
gründlich diskutiert. Die Bestimmungen nennen ein 
Mindestalter für die Zulassung zur Ausbildung nicht 
ausdrücklich. Da aber eine abgeschlossene Realschul- 
bildung verlangt wird, kann in der Regel von 17- 
jährigen und älteren Bewerbern ausgegangen wer- 
den. Nach einer dreijährigen Schulausbildung mit 
Praxisbegleitung bedeutet dies im Regelfall beruf- 
lichen Einsatz mit 20 Jahren. Es ist wohl generell 
nicht richtig, daß das Alter allein für die Zulassung 
entscheidend ist. Ein Datum bedeutet oft auch eine 
Härte, weil wenige Tage entscheiden können. 
Schließlich hat ja auch die Schule die Pflicht, die 
Eignung zu prüfen. Wir sind überzeugt, daß sich die 
getroffene Entscheidung bewähren wird. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird dem Gesetz zustimmen. Sie erwar- 
tet, daß auch der Gesetzentwurf unserer Fraktion 
über das Berufsbild des Logopäden noch in dieser 
Legislaturperiode verabschiedet wird. Die medizi- 
nischen Einrichtungen warten auf diese Fachkräfte, 
und für viele junge Menschen, die aus den Schulen 
entlassen werden, müssen neue Möglichkeiten er- 
schlossen werden, einen Beruf zu erlernen. 

Der Deutsche Bundestag hat sich seit Jahren zu 
dem Vorrang der Rehabilitation bekannt. Sie ist 
eine moderne Hilfe für die Kranken und Behinder- 
ten im Rahmen der Daseinsvorsorge. Sie ist zum 
festen Bestandteil unseres Systems der sozialen 
Sicherheit geworden. Durch sie wird es vielen Men- 
schen möglich sein, einen vollwertigen Platz in un- 
serer Gesellschaft einzunehmen oder wieder ein- 
zunehmen. Dazu müssen jedoch nicht nur die not- 
wendigen Gesetze geschaffen und die erforderlichen 
Einrichtungen erstellt werden, nein, dazu brauchen 
wir auch gut ausgebildete Fachkräfte. 

Heute und mit diesem Gesetz fügen wir wieder 
einen Stein in das Mosaik ein. Weitere müssen fol- 
gen. Wir hoffen, daß auch die erforderlichen Schulen 
in den nächsten Jahren eingerichtet werden können, 
damit die Ziele, die wir uns mit diesem Gesetz- 
entwurf gesteckt haben, auch in die Praxis umge- 
setzt werden können. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Jaunich. 


Es ist unbestritten, daß es enge Verzahnungen 
zwischen Beschäftigungs- und Arbeitstherapie gibt. 
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^ Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Mit Befriedigung nimmt 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion zur 
Kenntnis, daß wir heute hier in großer Überein- 
stimmung das Gesetz über den Beruf des Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapeuten verabschieden kön- 
nen. Nachdem im Namen der CDU/CSU-Fraktion bei 
der ersten Lesung am 20. Februar durch die Kollegin 
Hürland vielfältige Kritik an diesem Entwurf ge- 
äußert wurde, die bei der Ausschußberatung nicht 
einmal mehr vorgebracht wurde bzw. einer sach- 
lichen Erörterung nicht standhielt, ist nunmehr mit 
einmütiger Verabschiedung zu rechnen. 

Allein bei der Berufsbezeichnung gab es in unse- 
rem Aussdiuß eine Kontroverse. Während wir, die 
Koalitionsfraktionen, für die Bezeichnung „Beschäf- 
tigungs- und Arbeitstherapeut“ eingetreten sind und 
weiterhin eintreten, wollte die Opposition die Be- 
zeichnung „Ergotherapeut" in diesem Gesetz ver- 
ankern, Dieser Namensstreit mutet grotesk an, zu- 
mal wir alle darin übereinstimmen, daß — wie von 
der Bundesregierung vorgesehen — arbeitsthera- 
peutische Elemente in die Ausbildung wie in die 
Berufsausübung einfließen, ja, einfließen müssen. 
Idi kann mich persönlich des Eindrucks nicht er- 
wehren, daß Sie, Herr Kollege Burger, und Ihre 
Kollegen im Ausschuß hier eine Klippe umfahren 
wollten, da Sie und ich ja wissen, daß ein Berufs- 
verband gegen das Wort „Arbeitstherapie" in die- 
sem Zusammenhang ein wenig allergisch zu sein 
scheint. 

Worum geht es aber bei diesem Gesetz eigent- 
lieh? Es geht darum, die Zulassung zu diesem Beruf 
bundeseinheitlich zu regeln. Wer nach dreijähriger 
Fachschulausbildung, in die die praktische Aus- 
bildung integriert ist, die staatliche Prüfung bestan- 
den hat und die persönlichen Voraussetzungen an- 
sonsten erfüllt, erhält das Recht, die Tätigkeit des 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten unter dieser 
Berufsbezeichnung auszuüben. Wir schützen also die 
Berufsbezeichnung und folgen damit der bewährten 
Systematik bei den anderen nichtärztlichen Heilbe- 
rufen, soweit sie bundeseinheitlich geregelt sind. 

Wir Sozialdemokraten messen diesem Beruf eine 
große Bedeutung bei. Dieser Bedeutung entspre- 
chend muß auch die Ausbildung gestaltet werden. 
Das heißt, auf eine dreijährige Schulausbildung, in 
die die Praxis eingebettet ist, kann nicht verzichtet 
werden. Diese Ausbildung soll dazu befähigen, kran- 
ken Menschen Hilfe zur Selbsthilfe und zur Ein- 
gliederung bzw. Wiedereingliederung in das Alltags- 
wie in das Berufsleben zu geben. Die Therapiefor- 
men, um dies zu erreichen, sind vielfältig. Sie kön- 
nen und wollen wir in diesem Gesetz weder be- 
schreiben noch festlegen. Aber das Ziel wird — und 
hiermit komme ich auf den Namensstreit zurück — 
durch das Gesetz klar Umrissen. 

Die vom Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit durchgeführte nichtöffentliche Anhörung 
von Sachverständigen hat klar ergeben, daß ins- 
besondere in der Psychiatrie — und hier ist ja der 
größte Bedarf vorhanden — eine starre Trennung 
von Beschäftigungstherapie einerseits und Arbeits- 


therapie andererseits nicht möglich ist. Der Bericht 
der Enquete-Kommission über die Lage der Psychia- 
trie in der Bundesrepublik Deutschland hat sich zu 
diesen Fragen übrigens auch geäußert, und zwar 
mit sehr deutlichen Worten. Mit diesem Gesetz 
sichern wir denen, die sich für diese Aufgabe ent- 
scheiden, eine gute berufliche Zukunft. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung: Der enorme 
Mangel an gut ausgebildeten Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapeuten wird durch die Verabschiedung 
dieses Gesetzes noch nicht behoben. Wir setzen hier 
nur ein Signal. Ländern, Kommunen, Kommunalver- 
bänden und anderen Trägern gilt dieses Signal, die 
Verabschiedung dieses Gesetzes zum Anlaß zu neh- 
men, die bestehenden Ausbildungsstätten auszu- 
bauen und neue zu errichten. Da die Trägerschaft 
einer solchen Schule auch Kostenlast für den Träger 
bedeutet, bleibt der Deutsche Bundestag aufgerufen, 
Instrumente für einen Belastungsausgleich — und 
dies nicht nur für die Schulen, die Beschäftigungs- 
und Arbeitstherapeuten ausbilden — zu entwickeln. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion stimmt 
diesem Gesetz vorbehaltlos zu. 

Ganz zum Schluß noch eine Bemerkung zu Ihnen, 
Herr Kollege Burger, da Sie Ihren Entwurf betref- 
fend den Beruf des Logopäden hier angesprochen 
haben. Sie wissen, daß wir im Grundsatz mit Ihnen 
übereinstimmen. Sie haben vorhin ja auch erwähnt, 
daß die Bundesregierung selber in Veröffentlichun- 
gen, in Berichten darauf hingewiesen hat, daß dies 
regelungsbedürftig ist. Sie wissen auch, daß wir 
guten Willens sind. Aber genauso, wie Sie bei die- p) 
sen Beratungen wie auch bei anderen vor dem Ab- 
schluß der Beratungen die Forderung erhoben haben, 
daß man zumindest die Grundzüge der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung kennen müsse — es ist ja 
dort wie hier der gleiche Paragraph, § 5; ich brauche 
hier nicht noch einmal darüber zu reden und zu 
rechten, ob dieser Logopäden-Gesetzentwurf abge- 
schrieben worden ist oder nicht — , müssen Sie uns 
das Recht zubilligen, daß wir zunächst einmal die 
Grundzüge dieser Rechtsverordnung durch die Bun- 
desregierung haben. Sollte sie rechtzeitig vorliegen 
— Sie wissen, wir haben nicht mehr allzu viele 
Wochen vor uns — , wird es an uns nicht liegen, 
auch dieses Gesetz noch zu verabschieden. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Lüdemann. 

Frau Lüdemann (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wenn wir heute das Gesetz über 
den Beruf des Beschäftigungs- und Arbeitstherapeu- 
ten verabschieden, ist wieder ein Meilenstein auf 
dem Gebiet der Behindertenpolitik der Bundesregie- 
rung erreicht. Im Aktionsprogramm für die Behin- 
derten ist als ein wichtiger Punkt die Aus- und Fort- 
bildung von Fachkräften der Rehabilitation heraus- 
gestellt. Eine frühzeitige fachkundige Betreuung der 
Betroffenen kann eine Behinderuung entscheidend 
mildern oder sogar vollständig beseitigen. Wir sind 
stolz darauf, daß seit Übernahme der sozialliberalen 
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Regierung der Status des Behinderten kontinuierlich 
verbessert wurde. 

Sehr bedauerlich ist es jedoch, daß das Schwerbe- 
hindertenbeförderungsgesetz schon als Entwurf im 
ersten Durchgang im Bundestag blockiert wurde. Ich 
möchte die Bundesregierung hiermit bitten, derzeitig 
doch noch einmal zu prüfen, ob dieses Gesetz nicht 
noch vor Ablauf der Legislaturperiode verwirklicht 
werden kann, zumal Rollstuhlfahrer in öffentlichen 
Verkehrsmitteln unter Umständen dreimal zur 
Kasse gebeten werden, nämlich erstens für sich 
selbst, zweitens für ihre Begleitperson und drittens 
für den Transport des Rollstuhles. 

Doch nun zu dem heute zu verabschiedenden Ge- 
setz und dort zunächst zur Überschrift. Die Kollegen 
der CDU wie auch der entsprechende Berufsverband 
haben gefordert, statt „Besdiäftigungs- und Arbeits- 
therapeut" das Wort „Ergotherapeut" zu verwen- 
den. Wir meinen, daß man generell nicht alles nur 
mit Fremdwörtern bezeichnen sollte, und daß in der 
Bevölkerung kaum jemand weiß, was man unter 
Ergotherapeut zu verstehen hat. Wie soll sich dann 
ein junger Mensch für einen solchen Beruf entschei- 
den? Es gibt z. B. einen ganz anderen Beruf, den des 
ökotrophologen, von dem praktisch niemand weiß, 
was darunter zu verstehen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Zu Recht!) 

Ja, er ist darüber hinaus sogar noch sehr schwer 
aussprechbar. Meine Damen und Herren, wir wol- 
len doch zukünftig solches nicht fortsetzen. Ich denke 
aber auch daran, daß der Vertreter der Unionsfrak- 
tion bei der Einbringung seines Gesetzentwurfs zum 
Beruf des Logopäden diese Berufsbezeichnung hier 
im Plenum zu Beginn seiner Rede sehr ausführlich 
erklärt hat, da er davon ausging, daß auch viele 
Abgeordnete nicht wissen, was darunter zu verste- 
hen ist. So bin ich froh, daß wir der Bundesregierung 
gefolgt sind und eine für den Bürger unseres Landes 
verständliche Berufsbezeichnung gefunden haben. 

Nach Auffassung von uns Liberalen ist es gut, 
daß die Berufsbilder des Beschäftigungs- und des Ar- 
beitstherapeuten in diesem Gesetz vereint sind. 
Denn der Behinderte muß zunächst lernen, seine 
kranken Glieder wieder zu gebrauchen, bis er all- 
mählich befähigt wird, in den Arbeitsprozeß einge- 
gliedert zu werden. Für jeden Patienten ist es gut, 
wenn er im Pflege- oder therapeutischen Bereich 
seine Bezugsperson für die Dauer der Rehabilitation 
behalten kann. Wir alle, die wir mit dem Gesetz- 
entwurf befaßt waren, haben wohl festgestellt, daß 
der Übergang von der Beschäftigung bis zur Bela- 
stung durch Arbeit ein fließender ist. Wenn der 
einzelne Patient von dem Therapeuten, der ihn von 
Anbeginn an betreut hat, bis zur endgültigen Ar- 
beitsbefähigung begleitet wird, wird ihm das zum 
Abbau seiner seelischen Belastung durch die Behin- 
derung sicher sehr hilfreich sein. 

Umstritten war zunächst auch, ob ein Mindestalter 
für den Beginn der Ausbildung in das Gesetz ge- 
schrieben werden sollte. Schon bei der Einbringung 
hielt ich das nicht für gerechtfertigt. Wenn die jun- 
gen Menschen nach Abschluß der mittleren Reife 
oder einer gleichwertigen Ausbildung meist 17 


Jahre oder älter sind, unter Umständen aber wegen (C) 
des Fehlens von wenigen Tagen oder Wochen ein 
ganzes Jahr auf die Zulassung zur Ausbildung war- 
ten müssen, so muß anders Argumentierenden die 
Frage gestellt werden, wie die Ausbildungswilli- 
gen dieses Jahr überbrücken sollen. Die seelisch- 
geistige Reife eines Heranwachsenden hängt meiner 
Ansicht nach nicht unbedingt nur von seinem Le- 
bensalter ab. 

Die Eingangsbereditigung zur Ausbildung ist ge- 
genüber dem Gesetzentwurf dankenswerterweise 
sehr viel flexibler geworden. Bei den Beratungen 
konnte zusätzlich erreicht werden, daß auch junge 
Menschen nach Hauptschulabschluß und einer abge- 
schlossenen mindestens zweijährigen Berufsausbil- 
dung zugelassen werden können. 

Die vom Fachverband geforderte vierjährige Aus- 
bildung wurde im Ausschuß einstimmig zugunsten 
der dreijährigen verworfen. 

Wir Freien Demokraten sehen in diesem Gesetz 
eine Festlegung für viele weitere noch ausstehende 
Gesetze für nichtärztliche Heilberufe, die den glei- 
chen Status erhalten müssen. Wir denken dabei 
nicht nur an die höheren Ausbildungs- und die dar- 
aus resultierenden Kosten für die Gehälter, sondern 
auch an die menschliche Seite. Wer sich für einen so 
menschenbezogenen Beruf wie den des Beschäti- 
gungs- und Arbeitstherapeuten entschließt, ist wohl 
doch mehr ein praxisbezogener Mensch. Die Theore- 
tiker unter den jungen Leuten werden sich überwie- 
gend für das Abitur entscheiden. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Die Bemerkung (D) 
wegen des Abiturs bezweifle ich aber sehr, 
gnädige Frau!) 

Diese praxisbezogenen Ausbildungs willigen werden 
aber auch künftig anstreben, möglichst schnell in 
den Beruf und damit an die Arbeit mit den Men- 
schen zu kommen. 

Insgesamt stellen wir Freien Demokraten mit Be- 
friedigung fest, daß all unsere Forderungen zu die- 
sem Gesetzentwurf im Laufe der Beratungen in das 
Gesetz Eingang gefunden haben. Deswegen stimmen 
wir ihm zu. 

Aber, meine Damen und Herren, es stehen noch 
unendlich viele Gesetze für die Gruppe der nicht- 
ärztlichen Heilberufe an. Ganz außerordentlich be- 
dauerlich ist es, daß der Referentenentwurf über 
nichtärztliche Heilberufe in der Geburtshilfe und 
Krankenpflege vom Juli 1974 bis zum heutigen 
Tage über dieses Stadium nicht hinausgekommen 
ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Er hätte es so nötig, Gesetz zu werden, damit auch 
die Hebammen zu der notwendigen dreijährigen 
Ausbildung kommen. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Wir sehen uns 
im April wieder!) 

Den Ausschußmitgliedern ist bekannt, daß ich 
schon mehrmals gefordert habe, daß verschiedene 
Grundbildungsjahre eingerichtet werden, denen 
dann die einzelnen nichtärztlichen Heil-, therapeu- 
tischen und technischen Berufe zugeordnet werden 
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(A) 

sollten. So könnte z. B. ein gemeinsames Grundbil- 
dungsjahr für Hebammen, Entbindungshelfer, Kran- 
kenschwestern und -pfleger, Kinderkrankenschwe- 
stern und -pfleger eingerichtet werden, 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau Kol- 
legin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Jaunich? 

Frau Lüdemann (FDP) ; Bitte. 

Jaunich (SPD): Frau Kollegin Lüdemann, darf ich 
fragen, ob Sie mit mir gleichermaßen bei der An- 
hörung empfunden haben, daß zwischen dem 
Wunsch, solche gleichmäßigen Grundbildungs Jahre 
einzuführen, und deren Realisierung doch ein ge- 
wisser Unterschied ist? So haben wir ja doch im 
Verlaufe des Gesetzgebungsverfahrens einige An- 
rechnungen, die vorgesehen waren, herausstreichen 
müssen. 

Frau Lüdemann (FDP): Die Frage habe ich zum 
Schluß nicht ganz verstanden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ich auch nicht! 

— Es war auch keine Frage, nur eine Fest- 
stellung! — Sick [CDU/CSU]: Das war nur 
für das Protokoll!) 

— Nur eine Feststellung! 

Ein zweites gemeinsames Grundbildungs jahr sollte 
für alle im wesentlichen mit der Rehabilitation be- 

(B) faßten Berufe, wie z. B. Krankengymnasten, Be- 
schäftigungs- und Arbeitstherapeuten, Logopäden, 
Orthoptisten, Suchttherapeuten und für nichtärzt- 
liche Psychotherapeuten eingerichtet werden. 

Ich stelle mir vor, daß ein drittes Grundbildungs- 
jahr für Krankenpflegehelfer, Masseure, Medizini- 
sche Bademeister und Kosmetiker und ein viertes 
für die Gruppe aller technischen Assistenten in der 
Medizin eingerichtet werden sollte. An dieser Stelle 
muß ich meinem Bedauern Ausdruck verleihen, daß 
der Bundesrat seinerzeit die vorgesehene dreijäh- 
rige Ausbildung für Diätassistenten auf zwei Jahre 
verkürzt hat. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Gott sei es ge- 
klagt!) 

— Ja, das sage ich ja. — Somit wird es nur sehr 
schwer möglich sein, auch diesen Beruf mit in ein 
Grundbildungsjahr einzubinden, obwohl auch dies 
wieder geändert werden kann. Durch diese ver- 
schiedenen Gruppen der Benifsgrundbildung wird 
dem schulentlassenen jungen Menschen die Berufs- 
wahl erleichtert, die Überschaubarkeit in den beruf- 
lichen Möglichkeiten gefördert und die Durchlässig- 
keit zwischen den einzelnen Berufen ganz wesent- 
lich vergrößert. So wird es auch sicher möglich sein, 
die Mangelberufe wie z, B. das Fachpersonal in der 
Psychiatrie durch Beratung während der Grund- 
bildung zu intensivieren. 

Es ist mir klar, daß dieses Grundbildungsjahr in 
dieser Legislaturperiode nicht mehr verwirklicht 
werden kann. Aber ich möchte zum Schluß die Re- 
gierung bitten, daß zukünftig alle Gesetze, die für 


die nichtärztlichen Heilberufe vorbereitet werden, 
unter dem Gesichtspunkt des Grundbildungsjahres 
entworfen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat die Frau Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit, Dr. Focke. 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf dem Gebiet der niditärztlidien 
Gesundheitsberufe sind zahlreiche neue Berufsbil- 
der entstanden, und diese Entwicklung schreitet fort, 
sie ist keinesfalls abgeschlossen. Dasselbe gilt für 
ein Phänomen, das wir feststellen, nämlich das der 
zunehmenden Spezialisierung. Auch dies ist im Fluß. 

Allein diese Gründe machen es schon notwendig, 
bei der Neuordnung und der gesetzlichen Regelung 
Solcher Berufe diese Entwicklungen mit einzube- 
ziehen. Das bedeutet auch eine Überprüfung über- 
kommener berufspolitischer Vorstellungen. Es wird 
vor allem darauf ankommen, die auf einzelne Berufe 
begrenzte Betrachtung zunehmend zu überwinden 
und die jeweilige berufliche Tätigkeit mehr als bis- 
her in das gesamte Spektrum der verwandten Be- 
rufsbilder und entsprechend den jeweiligen Be- 
zügen — horizontal und vertikal — einzuordnen. 

Die Voraussetzungen für die Schaffung neuer Be- 
rufe im Gesundheitswesen haben sich verändert 
und verändern sich laufend. Auch hier stehen wir 
wie sonst im Gesundheitswesen vor der schwierigen 
Aufgabe, Forderungen und Möglichkeiten miteinan- 
der in Übereinstimmung zu bringen. Daraus ergibt 
sich die Notwendigkeit, die Ausbildungsgänge mehr 
als bisher aufeinander abzustimmen, eingehend zu 
überprüfen, ob Ausbildungsinhalte und spätere Be- 
rufstätigkeit in einem vernünftigen Verhältnis zu- 
einander stehen, und zu fragen, auf welche Weise 
den berufspolitischen Erfordernissen nach einer 
weitgehenden Durchlässigkeit bei den verschiede- 
nen Ausbildungsgängen entsprochen werden kann. 

Ganz wichtig ist es auch, den Bedarf an Berufen 
im Gesundheitswesen nicht nur vom Inhalt — was 
wir hier im wesentlichen immer tun — , sondern auch 
von der Zahl her unter Berücksichtigung einer sinn- 
vollen Aufgabenteilung festzustellen. 

Meine Damen und Herren, wir haben sehr sorg- 
fältig registriert, daß auch in den Bundesländern — 
gleichgültig, ob es sich hierbei um von der Koalition 
oder von der Opposition getragene Landesregierun- 
gen handelt — die Notwendigkeit solcher Überle- 
gungen und einer solchen Neuorientierung erkannt 
worden ist, wobei sicher auch nicht zuletzt die erheb- 
lichen finanziellen Auswirkungen neuer Ausbil- 
dungsgänge zu dieser Erkenntnis bei getragen haben 
mögen. Koalition und Bundesregierung sind sich 
hier mit den Bundesländern darin einig, daß auch 
solche Auswirkungen bei der Neuordnung der nicht- 
ärztlichen Heilberufe beachtet werden müssen. 

Es ist notwendig, die Grundlagen, insbesondere 
auch die entsprechenden Daten zur Ermittlung des 
Bedarfs, zu beschaffen und die vorhandenen oder 
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noch zu schaffenden Ausbildungsmöglichkeiten auch 
hierauf abzustellen. Dies geht nidit ohne eine ein- 
gehende Analyse der gegenseitigen Zusammenhänge 
der versdiiedenen Berufsbilder und der tatsädilich 
ausgeübten Tätigkeiten. 

Die Bundesregierung hat, nicht zuletzt als Konse- 
quenz ihres Meinungsaustauschs mit den Bundeslän- 
dern, Vorarbeiten für diese Neuordnung des ge- 
samten Bereidis der niditärztlidien Heilberufe einge- 
leitet. Frau Kollegin Lüdemann, dahin gehört natür- 
lidi audi das Problem — und nur so läßt es sidi 
wirklich konkret lösen — des Grundbildungsjahres. 
Nur so wird es gelingen, die notwendige Ordnung 
des gesamten Bereichs nadi den übergeordneten 
Grundsätzen von Leistungsfähigkeit, Wirts diaftlidi- 
keit und Bedarfsgerechtigkeit zu verwirklidien und 
dabei die niditärztlidien Gesundheitsberufe funk- 
tionsgeredit in den Gesamtrahmen eines übersdiau- 
bareren und durchlässigen Bildungs- und Ausbil- 
dungssystems einzupassen. 

Die isolierte Neuregelung ist nicht die richtige 
Antwort auf diese Aufgaben, Andererseits kann ein 
besonderes Bedürfnis für eine Regelung auf Bundes- 
ebene dennoch vorab sehr wohl bestehen. Bei dem 
Beruf des Besdääftigungs- und Arbeitstherapeuten 
handelt es sich fraglos — darüber stimmen wir wohl 
alle überein — um ein solches besonderes Bedürfnis. 

Die Bundesregierung betrachtet die Verbesserung 
der Lage der Behinderten, ebenso wie es die Redner 
der Koalitionsfraktionen hier schon dargelegt haben, 
P) als einen Schwerpunkt ihrer Gesellschafts- und So- 
zialpolitik. Im Rahmen der vielfältigen Maßnahmen, 
die zur Erreichung dieses Zieles von dieser Koalition 
und den von ihr getragenen Bundesregierungen ge- 
troffen worden sind, wird das Gesetz über den Beruf 
des Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

Es besteht Einigkeit darüber, daß dem Beruf des 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten in der mo- 
dernen Medizin, vor allem im ganzen Bereich der 
Rehabilitation und bei der Eingliederung der behin- 
derten und kranken Menschen in Gesellschaft und 
beruf, eine hervorragende Bedeutung zukommt. Es 
ist besonders zu begrüßen, daß sich der Bundestag 
den Vorstellungen der Bundesregierung angeschlos- 
sen und für das umfassende Berufsbild des Beschäf- 
tigungs- und Arbeitstherapeuten entschlossen hat. 
Damit werden diejenigen fortschrittlichen Entwick- 
lungen Grundlage für die künftige Ausbildung in 
diesem Beruf, die über den Bereich der Beschäfti- 
gungstherapie hinaus auch die Einbeziehung der Ar- 
beitstherapie vorsehen. Sie dienen damit auch der 
Überwindung von Grenzen zwischen der medizini- 
schen und der beruflichen Rehabilitation, die sich 
nicht selten als hinderlich für einen optimalen Erfolg 
erwiesen haben. 

Schließlich sollte auch nicht übersehen werden, 
daß diese umfassende Ausgestaltung des Berufsbil- 
des die Möglichkeiten zur Hilfe für behinderte und 
kranke Menschen wesentlich erweitert und damit für 
viele Menschen, die diesen Beruf ergreifen möchten, 
der ihnen die Nähe zum leidenden Menschen und die 


Hilfe für ihn ermöglicht, diesen Beruf noch attrak- 
tiver als bisher macht. 

Die zahlreichen Bemühungen in den Ländern, 
Grundlagen für diesen neuen und von allen Seiten 
als dringend notwendig angesehenen Beruf zu schaf- 
fen, möchte ich ausdrücklich hervorheben. Sie wer- 
den durch das vorliegende Gesetz weiterentwickelt 
und für das Bundesgebiet vereinheitlicht. Damit sind 
entscheidende Voraussetzungen geschaffen, um der 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapie die Anerken- 
nung und die Betätigungsmöglichkeiten zu geben, 
die entsprechend den Forderungen des medizinischen 
Fortschritts notwendig sind. 

Mit der Einführung einer dreijährigen Ausbildung 
und einheitlichen Ausbildungsinhalten wird dieser 
Beruf seine Aufgaben in Zusammenarbeit mit den 
zahlreichen anderen Berufen, die an der Rehabili- 
tation mitwirken, insbesondere auch in den eigent- 
lichen Rehabilitationsteams, noch besser als bisher 
erfüllen können. 

Angesichts der vielen behinderten und kranken 
Menschen, denen durch die Beschäftigungs- und Ar- 
beitstherapie Hilfe geleistet werden kann, unter- 
streicht auch die Bundesregierung die Notwendig- 
keit, dieses Gesetz möglichst bald in Kraft treten zu 
lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in der zweiten Be- 
ratung. Ich rufe die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 sowie 
Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz in 
der zweiten Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen, — Ich danke Ihnen. Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig so be- 
schlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz 
in der dritten Beratung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich danke Ihnen. 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Einstimmig 
so gebilligt. 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, 
daß Sie zustimmen, daß die zu dem Gesetzentwurf 
eingegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt 
erklärt werden. — Ich sehe und höre keinen Wider- 
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol 
— Drucksache 7/4777 — 

Bericht und Antrag des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) 

— Drucksache 7/4897 — 
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Berichterstatter: 

Abgeordneter Bremer 
Abgeordneter Sdiinzel 

(Erste Beratung 227. Sitzung) 

Ich danke den Herren Berichterstattern. — Eine 
Ergänzung des vorgelegten Berichts wird nicht ge- 
wünscht. 

Ich eröffne die zweite Beratung. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. Ich 
rufe die Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift auf. 
Wer dem Gesetz in zweiter Beratung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Zeichen. — Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

— Das Wort wird nicht begehrt. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetz in der dritten Be- 
ratung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben, — Danke schön. Gegenstimmen? — Stimm- 
enthaltungen? — Das Gesetz ist in dritter Beratung 
bei zwei Enthaltungen gebilligt. 

Der Ausschuß beantragt, die eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf; 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
.gv von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 

wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
vom 28. April 1975 zum Abkommen zur Grün- 
dung einer Assoziation zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechen- 
land infolge des Beitritts neuer Mitglied- 
staaten zur Gemeinschaft 
— Drucksache 7/4382 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirt- 
schaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 7/4734 — 

Berichterstatter; Abgeordneter Reuschenbach 
(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Eine Er- 
gänzung des schriftlichen Berichts wird nicht ge- 
wünscht. — Das Wort wird auch zur Aussprache 
nicht begehrt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur 
Schlüßabstimmung. Ich rufe Art. 1, 2, 3, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer dem Gesetz in zweiter Be- 
ratung und Schlußabstimmung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Danke! Gegen- 
probe! — Stimmenthaltungen? — Diesmal keine. Da- 
mit ist auch dieser Entwurf verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Titels IV der Ge- 
werbeordnung 
— Drucksache 7/3859 — 


(CI 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirt- ' 
Schaft (9, Ausschuß) 

— Drucksache 7/4846 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schachtschabei 
(Erste Beratung 184. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Eine Er- 
gänzung des Berichts wird nicht gewünscht. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Das Wort 
wird nicht begehrt. Ich rufe die Art. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 

7, 8, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Ge- 
setz in der zweiten Beratung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich danke 
Ihnen. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Es 
ist einstimmig so beschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein, — Das Wort wird nicht begehrt. Ich komme zur 
Abstimmung. Wer dem Gesetz in dritter Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er- 
heben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm- 
enthaltungen? — Das Gesetz ist einstimmig gebilligt. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Landwirtschaftlidie Rentenbank 
— Drucksache 7/4380 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Er- (D) 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Aus- 
schuß) 

— Drucksache 7/4872 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bewerunge 
(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. — Auf eine 
Ergänzung des Berichts wird verzichtet. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. — Das 
Wort wird nicht begehrt. Wir kommen zur Abstim- 
mung. Ich rufe die §§ 1, 2, 3, Einleitung und Über- 
schrift auf. Wer dem Gesetz in der zweiten Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm- 
enthaltungen? — Es ist einstimmig so gebilligt. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht begehrt. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer dem Gesetz in der dritten 
Beratung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sidi 
zu erheben. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist einstimmig so be- 
schlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Ge- 
setzes zur Änderung des Atomgesetzes (AtG) 

— Drucksache 7/4794 — 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. März 1976 


16109 


Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 

fA) Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Zur Begründung der Regierungsvorlage hat der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster des Innern, Herr Dr. Schmude, das Wort. 

Dr. Schmude, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Entwurf eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Atomgesetzes betrifft dringliche und 
wichtige Probleme der zunehmenden friedlichen 
Nutzung der Kernenergie, deren gesetzliche Lösung 
noch in dieser Legislaturperiode notwendig und 
nach den Vorbereitungen auch möglich ist. 

Es handelt sich vor allem um die Endlagerung 
radioaktiver Abfälle und damit zusammenhängende 
Fragen der Abfallbehandlung und -Sammlung, fer- 
ner um mehrere Verordnungsermächtigungen zur 
Verbesserung der Genehmigungs- und Aufsichts- 
Verfahren. 

In der Bundestagsentschließung vom 14. März 
1975 sind darüber hinaus weitere, gleichfalls wich- 
tige regelungsbedürftige Fragen angesprochen wor- 
den. Sie werden zum erheblichen Teil in drei Rechts- 
verordnungen behandelt, die zur Ergänzung dieser 
Novelle in Vorbereitung sind. So bildet bei der Neu- 
fassung der Atomanlagenverordnung die effektivere 
Ausgestaltung der Bürgerbeteiligung im Genehmi- 
gungsverfahren einen wesentlichen Schwerpunkt. In 
der neu zu schaffenden Sicherungsverordnung sollen 
^ ^ detaillierte Anforderungen an die bauliche und tech- 
nische Ausgestaltung von Kernkraftwerken gegen 
Sabotage- und sonstige Störmaßnahmen sowie Re- 
gelungen für die Sicherstellung des Brennstoffkreis- 
laufs, die bisher nur in Richtlinien erfaßt sind, 
durch Rechtsvorschriften verbindlich festgelegt wer- 
den. Im Entwurf einer neuen Strahlenschutzverord- 
nung sind im Hinblick auf den Katastrophenschutz 
die notwendigen Vorsorgemaßnahmen vorgesehen, 
die nach der begrenzten Regelungskompetenz des 
Bundes atomrechtlich möglich sind. Schwerpunkt- 
mäßig fällt der Schutz auch für nukleare Katastro- 
phen- und Störfälle in die Zuständigkeit der Län- 
der. 

Die Entschließung vom 14. März 1975 zielt weiter- 
hin ab auf Regelungen für die Optimierung des Ge- 
nehmigungsverfahrens durch Präzisierung der ge- 
setzlichen Anforderungen an Errichtung und Be- 
trieb von Kernkraftwerken, für die Stillegung und 
Beseitigung von kerntechnischen Anlagen und für 
die Verbesserung der rechtlichen Möglichkeiten zur 
Nachrüstung genehmigter Anlagen. In diesen Berei- 
chen sind schwierige rechtliche und fachliche Fra- 
gen zu klären. Sie können daher erst in der geplan- 
ten fünften Novelle zum Atomgesetz geregelt wer- 
den. 

Kernstück des Gesetzentwurfs, der Ihnen heute 
vorliegt, bilden die Regelungen über die Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle in staatlicher Verantwor- 
tung. Mit ihnen werden die rechtlichen Vorausset- 
zungen für ein sicheres und funktionsfähiges Ent- 
sorgungssystem für Kernenergieanlagen geschaffen. 


Zu Recht nimmt der Problemkreis „Entsorgung" (Q 
in der öffentlichen Diskussion breiten Raum ein. 
Sichere Entsorgung ist für einen Ausbau der Nut- 
zung der Kernenergie unerläßlich. In ihrem Ener- 
gieprogramm hat die Bundesregierung deutlich ge- 
macht, daß unter Schutzgesichtspunkten für einen 
I solchen Ausbau der sicheren Entsorgung eine be- 
sonders wichtige Rolle zukommt. 

Bereits in der Antwort auf die Große Anfrage zur 
friedlichen Nutzung der Kernenergie hat die Bun- 
desregierung die nach sorgfältigen Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten entwickelte Konzeption eines 
Entsorgungsparkes eingehend erläutert. Ich kann 
daher hier zusammenfassen: Die räumliche Konzen- 
tration des Entsorgungsparkes soll besonders die 
Eingangslagerung abgebrannter Brennelemente und 
ihre Aufarbeitung sowie die Zwischenlagerung, Be- 
handlung, dauerhafte Sicherstellung und Endlage- 
rung radioaktiver Abfälle umfassen. 

Der Industrie wird die Aufgabe zufallen, die Wie- 
deraufbereitungsanlage zu errichten und zu be- 
treiben. Entsprechend dem Schutzzweck des Atom- 
gesetzes wird im Hinblick auf das langfristige Ge- 
fährdungspotential radioaktiver Abfälle die sichere 
Endlagerung in staatlicher Verantwortung erfolgen. 

Für Wiederaufbereitungsanlagen und für die Zwi- 
schenlagerung schwachaktiver Abfälle in Landes- 
sammelstellen sind bereits gesetzliche Grundlagen 
im Atomgesetz und der Ersten Strahlenschutzver- 
ordnung vorhanden. Das Ziel, eine umfassende 
Abfallbeseitigung für alle radioaktiven Abfälle zu 
schaffen, soll nunmehr in der folgenden Weise ver- 
wirklicht werden: (D) 

Erstens. Bei allen Tätigkeiten, die zum Anfall 
radioaktiver Abfälle führen, muß bereits von An- 
fang an so geplant werden, daß radioaktive Ab- 
fälle möglichst wenig entstehen und dann möglichst 
einfach und gefahrlos beseitigt werden können. 

Zweitens. Die Lagerung der Abfälle wird staat- 
liche Aufgabe. Dabei ist es erforderlich, die zen- 
trale Endlagerung radioaktiver Abfälle der Physika- 
lisch-Technischen Bundesanstalt zu übertragen. 
Diese Bundesanstalt wird ihre Aufgaben unter der 
Fachaufsicht des Bundesministers des Innern und 
in enger Zusammenarbeit mit den berührten Lan- 
desbehörden wahrnehmen. Die Zwischenlagerung 
bestimmter radioaktiver Abfälle soll Aufgabe von 
Landessammelstellen im Wege der Bundesauftrags- 
verwaltung bleiben. Als Regelpflicht wird eine Ab- 
lieferung für radioaktive Abfälle festgelegt. Aus- 
nahmen bestehen nur in engen Grenzen. Die Einzel- 
heiten sollen in einer Rechtsverordnung geregelt 
werden, für die in dieser Novelle eine detaillierte 
Ermächtigung aufgenommen ist. 

Drittens. Für die Einrichtung des Endlagers ist 
ein Planfeststellungsverfahren vorgesehen. Damit 
wird auf ein bewährtes verwaltungsrechtliches In- 
strument zurückgegriffen, das die Berücksichtigung 
und sorgfältige Abwägung aller berührten öffent- 
lichen und privaten Belange gewährleistet und die 
umfassende Anhörung der Bevölkerung sicherstellt. 

Zu den vorgesehenen Verordnungsermächtigun- 
gen hebe ich hervor: 
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(A) Erstens. Die Bauartzulassung für Teile von Kern- 
kraftwerken führt über die Standardisierung kern- 
technischer Anlagen zur Beschleunigung der Ge- 
nehmigungsverfahren. Dabei ist eine sachgerechte 
begleitende sicherheitstechnische Prüfung der Kom- 
ponenten von der Werkstoffauswahl über Ferti- 
gungskontrollen bis zum Einbau am Standort ge- 
währleistet. 

Zweitens. Durch stärkere konkretisierte Anforde- 
rungen an Sachverständige wird den staatlichen 
Aufgabenträgern ein Leitbild für die Auswahl ge- 
eigneter Sachverständiger gegeben. Zugleich erhal- 
ten damit aber auch Sachverständige und Sachver- 
ständigenorganisationen einen klaren Überblick 
über die von staatlicher Seite erwartete Eignung 
und Befähigung. 

Drittens. Erweiterte Meldepflichten über Abwei- 
chungen von Genehmigungsanträgen und Genehmi- 
gungen sowie über sicherheitstechnisch bedeut- 
same Ereignisse sollen die Wirksamkeit der- staat- 
lichen Aufsicht verbessern. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. März 
1976 das Gesetzesvorhaben im ersten Durchgang 
mit einer Reihe von Vorschlägen grundsätzlich ge- 
billigt. Die Bundesregierung sieht in diesen Vor- 
schlägen, denen in ihrer Gegenäußerung weitge- 
hend zugestimmt werden dürfte, eine wichtige Hilfe 
bei der sachgerechten Lösung der mit diesem Ge- 
setzentwurf behandelten Probleme. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
bittet um Ihre Unterstützung für dieses Gesetzes- 

(B) Vorhaben als einen wichtigen Beitrag zur Aufrecht- 
erhaltung und weiteren Verstärkung des hohen 
kemtechnischen Sicherheitsniveaus in der Bundes- 
republik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Damit ist 
die Regierungsvorlage begründet. Ich möchte Sie 
noch darauf hinweisen, daß der Ältestenrat Ihnen 
vorschlägt, zusätzlich den Wirtschaftsausschuß bei 
der Beratung der Vorlage zu beteiligen. 

Wir treten in die Aussprache ein. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Gruhl. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe eine kurze 
Erklärung für die CDU/CSU-Fraktion abzugeben. 
Letzteres betone ich besonders an die Adresse des 
Herrn Ministers Matthöfer gerichtet, der sich neuer- 
dings als Leserbriefschreiber betätigt und heute 
einen Leserbrief im „Vorwärts" veröffentlicht hat, 
in dem steht, es könne keine Rede davon sein, daß 
Herr Dr. Gruhl Umweltsprecher der CDU sei. Er 
möge zur Kenntnis nehmen, daß ich hier für die 
Fraktion spreche. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 

Was nützt das, wenn er nicht da ist, Herr 
Kollege?) 

— Leider. 

(Wehner [SPD]: Unser ganzes Dasein hier 
ist gespenstisch, nicht?) 


— Ich gebe Ihnen völlig recht, Herr Wehner. Auch 
die Kernenergie hat ein bißchen etwas Gespensti- 
sches an sich. Da sind wir wieder beim Thema. 

(Wehner [SPD]: Ich gebe Ihnen recht; aber 

es hilft uns nichts, daß wir recht haben!) 

— Ich hoffe, es hilft uns teilweise. 

Nun zum Gesetz. Bemerkenswert ist nicht, was 
in dem Entwurf steht, sondern was darin fehlt. Der 
Deutsche Bundestag hat vor fast einem Jahr die 
Bundesregierung einstimmig aufgefordert, eine 
Novelle zum Atomgesetz vorzulegen, und zwar bis 
zum 30. September 1975. Dieser Termin ist also 
bereits ein halbes Jahr überschritten. Die Bundes- 
regierung hatte bereits die doppelte Zeit, und sie 
hat nach dieser Zeit dennoch nur einen Torso vor- 
gelegt. Das Schlimme daran ist aber, daß die vom 
Bundestag gewünschte Gesetzesvorlage nun nicht 
mehr vor der Bundestagswahl kommen wird. In der 
Praxis heißt das, daß die gewünschte Novelle min- 
destens eineinhalb Jahre später kommen wird. Dies 
fordert scharfe Kritik heraus. 

Was nun vorliegt, soll der Durchsetzung des 
Energieprogramms der Bundesregierung dienen. 
Aber die sicherheitstechnischen Voraussetzungen, 
die der Bundestag einstimmig für dringend nötig 
hielt, liegen damit nicht vor. Diese sind sicher sehr 
schwierig auszuarbeiten; das ist zuzugeben. Aber 
gerade diese Schwierigkeiten beweisen auch, wie 
dringend nötig diese Regelungen sind. 

Was fehlt alles gegenüber den Forderungen des 
Bundestages vom 24. März 1975? Zunächst die mit P) 
der Endlagerung zusammenhängende Sicherstellung 
des Brennstoffkreislaufs, nicht nur der Wiederauf- 
bereitung, sondern des Brennstoffkreislaufs im wei- 
testen Sinne. Weiter fehlt etwas sehr Dringendes, 
was auch mit der Endlagerung zusammenhängt: die 
Hilfeleistung bei nuklearen Katastrophen und Stör- 
fällen; insbesondere fehlen die Einrichtung, die 
Rechtsträgerschaft, die Finanzierung und die Orga- 
nisation eines technischen Hilfszuges. Es fehlt wei- 
terhin die geforderte ausführliche gesetzliche Rege- 
lung bei Stillegung von Kernenergieanlagen. Es fehlt 
die Optimierung des Anlagengenehmigungsverfah- 
rens bezüglich der Standorte und während der Er- 
richtungs- und der Betriebsphase. Auch die Verbes- 
serung des rechtlichen Gehörs der Bürger, die sei- 
nerzeit in der Anhörung des Innenausschusses von 
mehreren Seiten vorgeschlagen wurde, ist hier nicht 
geregelt. 

Es fehlt weiterhin alles, was wir damals in Zif- 
fer 2 aufgenommen hatten, in der die Bundesregie- 
rung ersucht wird, im Rahmen der Fortschreibung 
des Energieprogramms insoweit die Voraussetzun- 
gen für den angestrebten Ausbau der Kernenergie 
zu schaffen, als der Sicherheit der Bevölkerung 
Vorrang eingeräumt wird und im Zusammenhang 
damit organisatorische und personelle Maßnahmen 
getroffen werden. All dies bleibt also auf unbe- 
stimmte Zeit zurückgestellt, während die Regelun- 
gen, die dem weiteren Ausbau der Kernenergie die- 
nen, in dieser Novellierung enthalten sind. Ich be- 
tone, daß dies äußerst bedenklich ist, denn all die 
anderen Forderungen haben wir seinerzeit nach lan- 
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(A) gen Beratungen in der Arbeitsgruppe und im Innen- 
ausschuß mit sehr vielen Gründen gestellt. Man 
kann nicht auf der einen Seite das Energieprogramm 
in vollem Umfang aufrechterhalten, ohne auf der 
anderen Seite alle sicherheitstechnischen Vorausset- 
zungen zu schaffen, die es ermöglichen, dieses Pro- 
gramm mit gutem Gewissen durchzuführen. 

Wir werden in den Beratungen versuchen, noch 
einiges zu ergänzen, um wenigstens noch ein Stück 
mehr zu regeln, als es in diesem Torso bisher der 
Fall ist. Wir werden dabei sicherlich auch einige 
Anregungen des Bundesrates verwerten können. 
Aber ich muß noch einmal betonen: Diese Verzöge- 
rung der wichtigsten Bestimmungen zur Kernener- 
gie fordert unsere scharfe Kritik heraus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Schäfer (Appenweier). 

Schäfer (Appenweier) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will für die SPD- 
Fraktion eine Erklärung zu der vorliegenden No- 
velle abgeben. 

Herr Kollege Gruhl, gestatten Sie mir, daß ich 
zunächst in einigen Punkten auf Ihre Argumentation 
eingehe. Sie sagten zu Beginn, bemerkenswert sei 
nicht, was in der Novelle stehe, sondern was in ihr 
fehle. Da ich Ihre Sachkenntnisse kenne, weiß ich, 
daß Sie das so nicht meinen können. Die Novelle 
ist dringend notwendig, nicht zum weiteren Aus- 

(B) bau der friedlichen Nutzung der Kernenergie, son- 
dern, um mit den Abfällen, die jetzt bereits bei den 
im Betrieb befindlichen kerntechnischen Anlagen 
anfallen, einigermaßen sachgerecht fertig zu wer- 
den. 

Sie haben anscheinend nicht ganz verfolgt, was 
Herr Staatssekretär Schmude ausgeführt hat. Er hat 
darauf hingewiesen, daß Regelungen für den Kata- 
strophehfall in Rechtsverordnungen — soweit Bun- 
deskompetenz gegeben ist — in Arbeit sind. 

Was die Verbesserung der Bürgermitwirkungs- 
rechte angeht, ist die entsprechende Rechtsverord- 
nung bereits in Arbeit. Sie wissen im übrigen, daß 
in Standortfragen der Bund ohnehin nicht die Zu- 
ständigkeit hat, so daß sich hier eine gesetzliche 
Regelung auf Grund der gegebenen Kompetenzen 
nicht anbietet. 

(Dr. Gruhl [CDU/CSU]: Doch, die Anhö- 
rung!) 

— Das ist ja ein Teil der Rechtsverordnung, die, 
wie wir annehmen, bald vorgelegt wird. 

Die Bundesregierung hat sidi mit ihrem Energie- 
programm dafür entschieden, daß Sidierheit kern- 
tedinisdier Anlagen Vorrang vor wirtschaftlichen 
Belangen hat. Der Bundestag hat anläßlich der Ener- 
giedebatte im Januar dieses Jahres in der von den 
Koalitionsfraktionen vorgelegten Entschließung die- 
sen Standpunkt unterstrichen. Mit der Vorlage der 
vierten Atomgesetznovelle, der zweiten Novellie- 
rung des Atomgesetzes in dieser Legislaturperiode, 
sollen verbesserte rechtliche Voraussetzungen für 


die friedliche Nutzung der Kernenergie geschaffen 
werden. Die Bundesregierung folgt damit in wichti- 
gen und besonders dringlichen Punkten, Herr Kolle- 
ge Gruhl, dem Ersuchen des Bundestages vom Früh- 
jahr 1975 nach Verbesserung des geltenden Atom- 
und Strahlenschutzrechts. 

In einer fünften Atomgesetznovelle müssen die 
noch offenen Fragen — ich stimme Ihnen zu, daß 
noch Fragen offen sind — , vor allem Fragen der 
Stillegung von Anlagen und der Verbesserung der 
rechtlichen Möglichkeiten zur Nachrüstung beste- 
hender Anlagen unter Anpassung an den jeweils 
neuesten Stand von Wissenschaft und Technik ge- 
regelt werden. 

(Dr. Gruhl [CDU/CSU]: Den Punkt hatte 
ich sogar noch vergessen!) 

— Ich sage Ihnen ja: Dieser Punkt ist offen und muß 
in einer fünften Atomgesetznovelle geregelt werden. 

Das Kernstück der vorliegenden Novelle stellen 
die Regelungen über die Ablieferung und Behand- 
lung von radioaktiven Abfällen sowie deren End- 
lagerung in Bundesverwaltung dar. Die Physikalisch- 
Technische Bundesanstalt soll die Verantwortung 
für die Sicherstellung und Endlagerung radioaktiver 
Abfälle erhalten. Die Langlebigkeit und das hohe 
Gefährdungspotential radioaktiver Abfälle gebieten 
die staatliche Obhut. Darüber hinaus werden die 
Betreiber verpflichtet, anfallende radioaktive Ab- 
fälle abzuliefern. Ausnahmen sollen nur auf Grund 
von Rechtsverordnungen zulässig sein oder in be- 
sonderen Fällen im Wege einer Einzelentscheidung 
durch die zuständige Behörde erfolgen können. Es 
wäre z. B. denkbar, daß große radioaktiv verseuchte ' 
Stücke, die nicht in den Landessammelstellen oder 
in der bundeseigenen Endlagerung untergebracht 
werden können, an Ort und Stelle sicher einge- 
schlossen werden. Die sogenannten ungefährlichen 
radioaktiven Abfälle werden dem Abfallrecht unter- 
stellt, wobei natürlich — der Bundesrat weist in 
seiner Stellungnahme zu Recht darauf hin — die 
entsprechende Freigrenze der Strahlenschutzverord- 
nung in keinem Falle überschritten werden darf. 

In der energiepolitischen Diskussion wird von 
Promotern der Kernenergie häufig die besondere 
Wirtschaftlichkeit und Preisgünstigkeit dieser Ener- 
gieart angepriesen. Dabei werden oft nicht alle 
Kosten genannt. Die Folgekosten z. B. für die Ent- 
sorgung, also Aufbereitung der Reststoffe, Behand- 
lung, Zwischenlagerung, Sicherstellung beim End- 
lagern radioaktiver Abfälle, werden oft verschwie- 
gen. 

(Dr. Gruhl [CDU/CSU]: Da sind wir uns ja 
wieder einig!) 

Die SPD-Fraktion hält es für richtig, daß der Ge- 
setzentwurf dem Verursacher von radioaktiven Ab- 
fällen die vollen Kosten für ihre schadlose Samm- 
lung, Behandlung, Sicherstellung oder Endlagerung 
sowie die sonstige Beseitigung auferlegt. Eine 
Durchlöcherung des Verursacherprinzips, wie sie 
möglicherweise in der Stellungnahme des Bundes- 
rats anklingt, lehnen wir entschieden ab. 

Meine Damen und Herren! Verstöße gegen die 
Ablieferungspflidit radioaktiver Abfälle sind ange- 
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sidits der hohen Sozialgefährlidikeit keine Kava- 
liersdelikte. Sie stellen folgerichtig zukünftig eine 
Straftat dar. 

Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen 
zur Sidierstellung oder Endlagerung von radioak- 
tiven Abfällen wird ein besonderes Planfeststel- 
lungsverfahren vorgesehen. Die Einwendungsmög- 
lichkeiten der Bürger werden dabei keinesfalls ein- 
geschränkt. Die entscheidenden Kriterien bleiben — 
Art. 9 b Abs. 1 bis 4 weist dies ausdrücklich aus — 
die Sicherheitskriterien. 

Neben diesen Bestimmungen enthält die Novelle 
vier wichtige Verordnungsermächtigungen: 

Erstens. Es sind künftig Bauartzulassungen für 
Bestandteile von kerntechnischen genehmigungs- 
pflichtigen Anlagen möglich. Dadurch wird ohne 
Verschlechterung der Rechte der betroffenen Bür- 
ger eine Beschleunigung des atomrechtlichen Geneh- 
migungsverfahrens möglich. Außerdem kann die 
Bauartzulassung von wichtigen Reaktorbestandtei- 
len zu einer Standardisierung von Leistungsreakto- 
ren führen. Meine Damen und Herren, bei der Ein- 
führung von Typen- und Komponentengenehmigun- 
gen muß freilich darauf geachtet werden, daß die 
sidierheitstechnischen Fortschritte und ihre Umset- 
zung ungeschmälert Voraussetzungen bei der Ge- 
nehmigung bleiben. Im Laufe der Beratungen ist zu 
erwägen, wie dies im einzelnen sichergestellt wer- 
den kann, etwa durch eine zeitliche Befristung. 

Zweitens, Es wird die Möglichkeit eines nationa- 
len Verwendungs Verbots für radioaktive Stoffe, wie 
z. B. für bestimmte Leuchtstoffe, ermöglicht, die eine 
vermeidbare Strahlenbelastung der Bevölkerung be- 
wirken. 

Drittens. Es wird eine verstärkte Meldepflicht 
über sicherheitstechnisch bedeutsame Abweidiungen 
vom bestimmungsgemäßen Betrieb, insbesondere 
über Unfälle und sonstige Schadenfälle beim Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen, beim Betrieb von 
Anlagen sowie beim Umgang mit Anlagen, Geräten 
und Vorrichtungen eingeführt. Dies gibt der Auf- 
sichtsbehörde einen verbesserten Überblick über alle 
Vorgänge. 

Viertens. Durch Verordnung kann schließlich fest- 
gelegt werden, welche Anforderungen an die Aus- 
bildung, die beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
sowie an die Zuverlässigkeit und Unparteilichkeit 
der im Genehmigungsverfahren tätigen Sachverstän- 
digen zu stellen sind und welche Voraussetzungen 
im Hinblick auf die technische Ausstattung und die 
Zusammenarbeit von Angehörigen verschiedener 
Fachrichtungen die Organisationen erfüllen müssen, 
denen Sachverständige angehören. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Ge- 
setzentwurf schafft die rechtlichen Voraussetzungen 
für eine sachgerechte und zweckmäßige Beseitigung 
radioaktiver Abfälle. Angesichts der zunehmenden 
friedlichen Nutzung der Kernenergie — ich habe 
vorhin bereits darauf hingewiesen — und der da- 
mit anfallenden Abfälle ist die Novelle sachlich un- 
verzichtbar, ihre Verabschiedung noch in dieser Le- 
gislaturperiode unabdingbar notwendig. Freilich — 
auch darauf will ich hinweisen — , das Gesetz löst 


das Problem der Entsorgung nicht. Die Novelle kann (Q 
nicht bedeuten und bedeutet auch nicht, daß nun- 
mehr abgebrannte Brennelemente der Fürsorge des 
Staates — Bund und Ländern — obliegen. Im Ge- 
nehmigungsverfahren muß deshalb nach meiner 
Auffassung eine eindeutige und unwiderrufliche 
Selbstbindung der Wirtschaft für die Entsorgung er- 
zwungen werden, notfalls bis hin zur Versagung 
weiterer Genehmigungen zum Bau und Betrieb kern- 
technischer Anlagen oder gar zum Widerruf von Be- 
triebsgenehmigungen. 

Zum Schluß möchte ich der Bundesregierung dafür 
danken, daß es trotz der immer noch bestehenden 
personellen Engpässe in der zuständigen Abteilung 
des Innenministeriums gelungen ist, die Novelle so 
vorzulegen, daß sie noch in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden kann. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD]: 

Wenn wir nodi ein paar Nachtsitzungen 
zulegen, ja!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt- Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte na- 
mens der FDP-Fraktion zu dem vorliegenden Ent- 
wurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Atomgesetzes der Bundesregierung wie folgt Stel- 
lung nehmen. 

Die rasche Entwicklung und die in der Folge da- 
mit verbundenen neuen Erkenntnisse und Erfahrun- (D) 
gen machen eine permanente Anpassung und damit 
erneute Novellierung des Atomgesetzes dringend 
notwendig. Wir sind zwar der Meinung — und hier 
stimmen wir sicherlich alle überein? dies hat auch 
Staatssekretär Schmude schon zum Ausdruck ge- 
bracht, ebenso der Kollege Gruhl — , daß eine ge- 
genüber dem jetzt vorliegenden Entwurf sehr viel 
umfassendere Novelle erforderlich wäre. Aber aus 
ebenso zwingenden wie dringenden Gründen ist für 
das im Entwurf angesprochene Hauptproblem vor- 
rangig eine schnelle gesetzliche Regelung erforder- 
lich geworden: eine gesetzliche Regelung der Sicher- 
stellung, der Verwertung und Endiagerung radio- 
aktiver Abfälle. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird festgelegt, 
daß die Abfallbeseitigung und Endiagerung eine 
staatliche Aufgabe ist und in der staatlichen Ver- 
antwortung verbleiben muß. Wir begrüßen dies 
ausdrücklich, ebenso den Regierungsvorschlag, wie 
diese Kosten der Beseitigung bzw. Endiagerung 
aufzubringen sind: über Gebühren oder eventuell 
Entgelte, die dem Ablieferer nach dem Verursacher- 
prinzip aufzuerlegen sind. 

Es scheint uns auch wichtig, die Erweiterung der 
Berichtspflicht, Einzelheiten der Ablieferung der ra- 
dioaktiven Abfälle über die Sammelstellen, die An- 
forderungen an die Ausbildung, Kenntnisse und 
Fähigkeiten von Sachverständigen und deren Zusam- 
menarbeit umfassend zu regeln. 

Nun ein paar kurze Bemerkungen zu einigen der 
vorgesehenen Regelungen, denen wir in den Aus- 
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(Al schußberatüngen besondere Aufmerksamkeit zu- 
wenden sollten. 

Im Zusammenhang mit dem vorgesehenen Plan- 
feststellungsveriahren wäre zu überlegen, ob nicht 
auch bei den vorbehaltenen Entscheidungen eine 
weitergehende Informationspflicht bzw. eine gene- 
relle Verpfliditung zur Bekanntmachung und Aus- 
legung vorgesehen werden könnte. Wir müssen uns 
über die besondere Bedeutung sowie das steigende 
Interesse in der Öffentlichkeit und die vorhandene 
Skepsis im klaren sein und daher alles vermeiden, 
was unberechtigtes Mißtrauen gegen die friedliche 
Nutzung der Kernenergie wecken könnte. 

Es sollte auch überlegt werden, ob zur Vermei- 
dung einer möglichen Interessenvermengung die 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt nicht gleich- 
zeitig für die Errichtung und den Betrieb von An- 
lagen zur Sicherstellung und zur Endlagerung ra- 
dioaktiver Abfälle wie auch für das Planfeststel- 
lungsverfahren zuständig sein sollte, wie dies im 
übrigens auch schon in der Stellungnahme des Bun- 
desrates zu § 23 zum Ausdruck gebracht wurde. 
Der Hinweis auf das Vertrauen der Öffentlichkeit 
ist sehr beachtenswert. In der Tat sollte für die 
Durchführung von Planfeststellungsverfahren nicht 
eine technische Bundsbehörde zuständig sein. 

Die Frage der Bauartzulassung wichtiger Reaktor- 
bauteile, -Systeme und -komponenten mit der Ziel- 
richtung einer Standardisierung muß sehr sorgfältig 
geprüft werden. Insbesondere müssen die Rand- 
bedingungen der Verordnungsermächtigung festge- 
(B) legt werden, damit der Schutzzweck des Gesetzes 
erfüllt wird und gewährleistet ist, daß der jewei- 
lige Stand von Wissenschaft und Technik unbedingt 
berücksichtigt wird. Demzufolge wird auf Einzel- 
prüfungen wahrscheinlich nicht verzichtet werden 
können. Ich möchte als Beispiel auf das Verfahren 
hinweisen, in dem Stahlbrücken genehmigt werden. 
Dort muß jede einzelne Schweißnaht, jedes Niet 
rechnerisch nachgewiesen werden, und jeder Festig- 
keitsnachweis wird vor der Genehmigung geprüft. 
Warum soll dies für so wichtige Reaktorbauteile 
wie etwa den Reaktordruckbehälter nicht im glei- 
chen Maße gelten? Wir werden sehr sorgfältig bera- 
ten müssen, was sich denn eigentlich hinter der Bau- 
artzulassung verbirgt. 

(Dr. Gruhl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Novelle scheint uns notwendig, und ich 
möchte an die Ausschüsse appellieren, die Beratun- 
gen schnell und zügig durchzuführen. Denn die ge- 
setzliche Regelung der Entsorgung, der Beseitigung 
und Verwahrung radioaktiver Abfälle ist drin- 
gend erforderlich geworden. Es ist ein sehr vor- 
dringliches Problem. Die übrigen Punkte, die bereits 
mehrfach angesprochen sind, müssen in einer 5. No- 
velle im Anschluß an diese Novelle behandelt wer- 
den. Wir sind aber der Meinung, daß das Problem, 
das hier besonders angesprochen ist, vorrangig be- 
handelt werden sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich 

schließe die Aussprache. Die Überweisungsvor- 


schläge des Ältestenrates liegen Ihnen vor: Innen- 
ausschuß federführend, Ausschuß für Forschung und 
Technologie und Wirtschaftsausschuß mitberatend, 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierug 
eingeb rächten Entwurfs eines Einführungs- 
gesetzes zum Körpersdiaftsteuerreformgesetz 
(EGKStRG) 

— Drucksache 7/4803 — 

überweisungsvorscfalag des Ältestenrates; 

Finanzausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Herr Staatssekretär Haehser hat mich dankens- 
werterweise wissen lassen, daß er auf eine Begrün- 
dung verzichtet. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt 
die Vorlage des Einführungsgesetzes zum Körper- 
schaftssteuerreformgesetz, weil wir darin ein Indiz 
sehen, daß nunmehr auf allen Seiten der Koalition 
die Bereitschaft wächst, die Körperschaftsteuer- 
reform doch noch in dieser Legislaturperiode zu ver- 
wirklichen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vohrer [FDP]) 

Wir hoffen, daß sich die Vorlage des Einführungs- 
gesetzes nicht als ein Tarnmanöver für diejenigen (P) 
Kräfte erweist, die bekanntermaßen, Herr Vohrer, 
die Körperschaftsteuerreform in Wahrheit nicht wol- 
len. 

Der Schwerpunkt des Einführungsgesetzes liegt 
beim Umwandlungssteuergesetz. Dazu möchte idi 
wenige Bemerkungen machen. Wir begrüßen das 
neue Umwandlungssteuergesetz, das im Grundsatz 
den Forderungen der CDU/CSU-Fraktion entspricht, 
den Unternehmen die Anpassung der Unternehmens- 
form an die wirtschaftlichen Gegebenheiten in 
steuerneutralen Weise zu ermöglichen. Wir ver- 
missen allerdings in dem Entwurf eine ausreichende 
mittelständische Komponente. Wir glauben, daß die 
Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Per- 
sonengesellschaft mehr als nötig erschwert wird. 

Ich nenne als Stichwort nur die volle Besteuerung 
des Übernahmegewinns. Nach Auffassung der CDU/ 
CSU-Fraktion muß die Personengesellschaft attraktiv 
bleiben, weil diese Rechtsform besonders für die 
kleinen und familiengebundenen Unternehmen ihre 
Bedeutung hat und ihre Vorteile bewahren muß. 

Wir vermissen darüber hinaus in dem Entwurf 
weitere wesentliche Elemente, ohne die eine Um- 
wandlung in steuerneutraler Weise nicht möglich 
ist. Die vom Bundesrat geforderte Grunderwerb- 
steuerfreiheit für Umwandlungen ist unseres Er- 
achtens unverzichtbar. Auch die Wiedereinführung 
der Gesellschaftsteuerfreiheit, die anfänglich im gel- 
tenden Umwandlungsteuergesetz enthalten war, 
sollte nach Auffassung der CDU/CSU erneut ernst- 
haft geprüft werden. Unsere Intentionen werden 
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(A) belegt durch die Initiative des Kollegen van Delden 
und Genossen auf der Bundestagsdrudesache 7/3774, 
von der wir wünschen, daß sie in die Beratungen 
des Gesetzentwurfs mit einbezogen wird. 

' Ich möchte zum Schluß noch grundsätzlich bemer- 
ken, daß die CDU/CSU-Fraktion die Körperschaft- 
steuerreform und ein dazu passendes Umwandlungs- 
steuerrecht als Teil einer internationalen Wirt- 
schafts- und Unternehmensordnung ansiebt. Wir 
können deshalb bei den vorliegenden Gesetzent- 
würfen nicht stehenbleiben. Es wird notwendig sein, 
darüber nachzudenken, wie Schritt um Schritt ein 
neues Unternehmenssteuerrecht geschaffen werden 
kann, das auch die Besteuerung über die Grenze 
umfaßt und zu einer zunehmenden Integration der 
Steuerrechtsordnungen in der Europäischen Gemein- 
schaft führt. Dies wird keine leichte Aufgabe, aber 
es wird eine lohnende Aufgabe sein, für die gerade 
auch das deutsche Steuerrecht die richtigen Akzente 
setzen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Weber, 

Dr. Weber (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mich auf eine Er- 
widerung auf einige Bemerkungen des Herrn Kol- 
legen Schäuble beschränken. 

Erstens. Es gibt doch überhaupt keinen Zweifel 
daran — das hat der Bundeskanzler in seiner Regie- 
ßj rungserklärung erklärt — , daß die Körpersdiaft- 
steuerreform zum 1. Januar 1977 kommen soll. Es 
besteht kein Zweifel daran, daß die Sozialdemokra- 
tische Partei und die sozialdemokratische Fraktion 
das auch wollen. Die Beratungen des Finanzaus- 
schusses beweisen das. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäuble [CDU/CSU]) 

— Wir müssen natürlich langsamer beraten, wenn 
Sie ständig Entlastungsanträge stellen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Nicht wir, Sie 
stellen doch verzögernde Anträge!) 

Zweitens. Das Einführungsgesetz ist notwendig, 
um notwendige Anpassungen vorzunehmen, also 
die Doppelbesteuerung nicht nur für die Fälle zu 
beseitigen, wo der Gewinn ausgeschüttet wird, son- 
dern auch in allen anderen Fällen der Umwandlung 
oder der Liquidation. 

Lassen Sie mich drittens etwas zu Ihrer Bemer- 
kung sagen. Sie würden die Anregung des Bundes- 
rates übernehmen, in das neue Umwandlungssteuer- 
gesetz eine Bestimmung einzufügen, nach der alle 
Umwandlungs-, Verschmelzungs- oder Einbringungs- 
fälle während der Zeit vom 1. Januar 1977 bis zum 
31. Dezember 1979 von der Grunderwerbsteuer und 
von der Gesellschaftsteuer befreit werden. In die- 
ser Stellungnahme kommt natürlich über die Hinter- 
tür des Bundesrates wieder Ihr Gesetzesantrag vom 
12. Juni 1975 zum Vorschein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber sicher!) 

Die Bundesregierung hat hierzu noch keine Erklä- 
rung abgegeben. Ich persönlich verhehle aber nicht 


— wir haben darüber noch nicht beraten — , daß ich (Q 
erhebliche Bedenken dagegen habe. Denn das zieht 
Steuerausfälle und nicht unerhebliche Steuerminder- 
einnahmen nach sich. Darüber hinaus läuft diese 
vorgesehene Befreiung von der Gesellschaftsteuer 
den Steuerharmonisierungsbestrebungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zuwider, weil nach 
der Richtlinie des Rates der EG vom 17. Juli 1969 die 
Gesellschaftsteuerbefreiung nicht zulässig ist. Wir 
sollten alles tun, mühsam erreichte Harmonisierun- 
gen innerhalb des Steuerrechts der EG nicht unnütz 
zu gefährden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Als letz- 
ter Redner der Abgeordnete Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP); Herr Präsident Meine Damen! 
Meine Herren! Ich fand es sehr erfreulich, daß zu 
dieser späten Stunde zum erstenmal von der Opposi- 
tion ein klares Wort zu der Körperschaftsteuerreform 
kommt. Herr Schäuble hat endlich erkennen lassen, 
daß jetzt auch die Opposition davon ausgeht, daß 
wir die Körperschaftsteuerreform, wie immer ange- 
kündigt, zum 1. Januar 1977 verabschieden wollen. 

Zugleich mit dem Inkrafttreten der Körperschaft- 
steuerreform soll am 1. Januar 1977 auch das Ein- 
führungsgesetz zum Körperschaftsteuerreformgesetz 
in Kraft treten. Von diesen Änderungen werden zehn 
Gesetze auf dem Gebiet des Steuerrechts betroffen, 
wobei die Änderungen des Gewerbesteuergesetzes, 
des Investitionszulagengesetzes, des Vermögen- 
steuer- und Bewertungsgesetzes mehr redaktionellen 
Charakter haben. 

Von materieller Bedeutung sind insbesondere die 
Neufassung des Gesetzes über steuerliche Maßnah- 
men bei der Änderung der Unternehmensform, die 
Änderung des Investmentgesetzes und des Gesetzes 
über steuerliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Über- 
lassung von eigenen Aktien an Arbeitnehmer. 

Die wichtigste Regelung des neuen Umwandlungs- 
steuergesetzes besteht darin, daß das bei der Kör- 
perschaftsteuerreform beschlossene System der Ein- 
mal-Besteuerung ausgeschütteter Körperschaftsteuer- 
gewinne auch auf Umwandlungsfälle übertragen 
wird. Durch die Änderung der Investmentgesetze 
soll sichergestellt werden, daß inländische Anteils- 
eigner, die mittelbar über einen inländischen Invest- 
mentfonds an einer inländischen Kapitalgesellschaft 
beteiligt sind, in gleicher Weise in den Genuß der 
Körperschaftsteuergutschrift kommen wie unmittel- 
bar an der Kapitalgesellschaft Beteiligte. Die Ände- 
rung des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen 
bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellsdiafts- 
mitteln sieht eine Einschränkung der bisher in § 6 
des Gesetzes geregelten Pauschsteuer vor. 

Alle im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen 
beruhen auf der Einführung des Anrechnungsverfah- 
rens bei der Körperschaftsteuer, durch das die Dop- 
pelbelastung ausgeschütteter Gewinne von Kapital- 
gesellschaften beseitigt wird. 

Für die Ausschußberatungen hält meine Fraktion 
eine zeitlich befristete Befreiung von der Grund- 
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erwerbsteuer bei der Umwandlung von Einzelunter- 
nehmungen und Personengesellschaften in Kapital- 
gesellschaften für prüfenswert. Wenn schon durch die 
Körperschaftsteuerreform und durch die Abschaffung 
der Doppelbelastung ein wichtiges Steuerhindernis 
dieser Unternehmensform beiseitegeräumt wird, 
dann sollte der Übergang von Personengesellschaf- 
ten in Kapitalgesellschaften nicht unnötig erschwert 
werden. Gerade kleine und mittlere Unternehmun- 
gen sollten von der betriebswirtschaftlich oftmals 
gebotenen Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft 
nicht durch Grunderwerbsteuerpflicht abgehalten 
werden. 

Die FDP setzt sich insbesondere für die Erleichte- 
rung der Umwandlung von der Personengesellschaft 
zur Kapitalgesellschaft ein. Damit soll auch zum 
Ausdruck kommen, daß hier keine Tür geöffnet 
werden soll, um Umwandlungen etwa zur Umgehung 
der Mitbestimmungsgesetzgebung zu ermöglichen. 
Gerade bei der Diskussion des Jahreswirtschaftsbe- 
richts ist immer wieder die Bedeutung der Vermö- 
gensbildung hervorgehoben worden. Deshalb halte 
ich es für notwendig, an dieser Stelle auch darauf 
hinzuweisen, daß vermögenspolitische Maßnahmen 
im Bereich der Kapitalgesellschaften wesentlich 
leichter zu verwirklichen sind als bei Personen- 
gesellschaften. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jenninger [CDU/CSU]) 

— Herr Jenninger, falls Sie sachliche Zwischenrufe 
machten, würde ich das sehr begrüßen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Was Sie sagen, 
steht doch gar nicht im Gesetz!) 

— Wir vertreten die Umwandlung auch wegen der 
Nebenwirkung im vermögenspolitischen Bereich. 
Wenn Sie den Zusammenhang nicht sehen, dann ist 
das Ihr Problem. Wir sehen den Zusammenhang. 

Auch die größere Bilanztransparenz der Kapital- 
gesellschaften ist für uns ein Grund, um alle Er- 
schwernisse, die der Umwandlung entgegenstehen, 
so weit wie möglich aus dem Weg zu räumen. 

Die vom Bundesrat eingebrachte Anregung für 
eine weitreichende Steuerbefreiung für Umwand- 
lungs-, Verschmelzungs- und Einbringungsfälle wird 
in der Ausschußberatung darauf zu prüfen sein, in- 
wieweit dieser Vorschlag mit europäischen Gesetzen 
kollidiert. 

Für meine Fraktion darf ich in diesem Zusammen- 
hang ausdrücklich darauf hinweisen, daß wir mit 
dem Einführungsgesetz zum Körperschaftsteuerre- 
formgesetz nicht die Finanzsituation des Bundes 
durch Einnahmeausfälle verschlechtern wollen. Da 
jedoch ohne steuerliche Erleichterungen Umwand- 
lungen in den meisten Fällen gänzlich unterbleiben 
würden, sind Berechnungen der Steuerausfälle unter 
falschen Prämissen nicht übermäßig aussagekräftig. 
Insofern erscheint es nur in dem Maße gerecht- 
fertigt, von Steuerausfällen zu reden, als daß diese 
Steuereinnahmen bei der heutigen Gesetzgebung 
auch entstehen würden. 

Die FDP wird dazu beitragen, die Reform der 
Körperschaftsteuer und die hierzu notwendigen Ein- 


führungsgesetze so zügig wie möglich zu verab- 
schieden. (Beifall bei der FDP) 


Vizepräsident Dr, Schmitt- Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich schließe die Aussprache, Die 
Vorschläge des Ältestenrates liegen Ihnen vor: 
Überweisung an den Finanzausschuß — federfüh- 
rend — sowie zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Wirtschaft und den Haushaltsausschuß. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so be- 
schlossen. 

Ich rufe die Punkte 15 bis 22 der Tagesordnung 
auf: 

15. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 14. Dezember 1973 
über die Verhütung, Verfolgung imd Bestra- 
fung von Straftaten gegen völkerrechtlich ge- 
schützte Personen einschließlich Diplomaten 
(Diplomatenschutzkonvention) 

— Drucksache 7/4820 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

16. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Sprengstoffgesetzes 

— Drucksache 7/4824 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß 

17. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Gewährleistung der Unab- 
hängigkeit des vom Deutschen Presserat ein- 
gesetzten Beschwerdeausschusses 

— Drucksache 7/4889 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

18. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 31. Oktober 1975 zur Än- 
derung des Vertrages vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Schweden über gegen- 
seitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
— Drucksache 7/4802 — 

UberweisungsvoTSchlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß 

19. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen Nr. 140 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation vom 24. Juni 1974 

über den bezahlten Bildungsurlaub 

— Drucksache 7/4766 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

20. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 20. Oktober 1972 

über die Internationalen Regeln zur Verhü- 
tung von Zusammenstößen auf See 

— Drucksache 7/4806 — 

überweis ungs Vorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
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27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Richtlinie des Rates über Abfälle aus 
der Titandioxyd'Produktion 

— Drucksachen 7/3964, 7/4783 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Schäfer (Appenweier) 

Abgeordneter Volmer 

28. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Richtlinie des Rates über die Qualität 
von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
— Drucksachen 7/3975, 7/4784 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Wittmann (Straubing) 

Abgeordneter Biechele 

29. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu den von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlägen der EG-Kommission für 
eine 

Richtlinie (EWG) des Rates betreffend die 

biologischen Normen von Blei und die Über- 
wachung der Gefährdung der Bevölkerung 
durch Blei 

(ü) 

Richtlinie des Rates betreffend die Qualitäts- 
normen für den Bleigehalt in der Luft 

— Drucksachen 7/3623, 7/4785 — 


Vizepräsident Dr. Sdimitt-Vockeuhausen 
(A) 21. Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Internationalen Fernmeldevertrag vom 
25. Oktober 1973 
— Drucksache 7/4807 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

22. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— Drucksache 7/4813 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewcsen 

Es handelt sich um von der Bundesregierung und 
Mitgliedern des Bundestages vorgelegte Gesetzent- 
würfe. — Das Wort wird nicht begehrt. 

Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrates 
bitte ich der Tagesordnung zu entnehmen. Ich frage, 
ob das Haus mit den vorgeschlagenen Überweisun- 
gen einverstanden ist. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 23 auf: 

a) Beratung der Sammeltibersicht 54 des Pe- 
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An- 
träge zu Petitionen 

— Drucksache 7/4789 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 55 des Pe- 
titionsausschusses (2. Ausschuß) über An- 
träge zu Petitionen 

— Drucksache 7/4800 — 

Das Wort wird nicht begehrt. Ich verbinde die 
Abstimmung. Wer den beiden Anträgen des Peti- 
tionsausschusses zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Punkt 25 auf: 

Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver- 
ordnung zur Änderung des Deutschen Teil- 
Zolltarifs (Nr. 5/76 — Zollpräferenzen 1976 
gegenüber Entwicklungsländern — EGKS) 

— Drucksache 7/4792 — 

Überweisungsvorsdilag des Ältestenrates: 

Äussdiuß für Wirtschaft 

Das Wort wird dazu nicht begehrt. Der Ältesten- 
rat schlägt Ihnen vor, die Vorlage dem Ausschuß 
für Wirtschaft zu überweisen. Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 26 bis 29 der heu- 
tigen Tagesordnung auf: 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Richtlinie des Rates betreffend die Ver- 
ringerung der Wasserverschmutzung durch 
die Zellstoffabriken in den Mitgliedstaaten 
— Drucksachen 7/3212, 7/4782 — 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Biechele 
Abgeordneter Wittmann (Straubing) 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Gruhl 
Abgeordneter Konrad 

Es handelt sich um Anträge der Ausschüsse über 
Vorschläge der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften. Ich frage, ob von den Berichterstat- 
tern das Wort begehrt wird. — Das ist nicht der 
Fall. Ich frage, ob das Wort zur Aussprache ver- 
langt wird. — Auch das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
daß wir der Einfachheit halber gemeinsam abstim- 
men. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Anträge 
auf den Drucksachen 7/4782, 7/4783, 7/4784 und 
7/4785. Wer zustimmen will, meine Damen und Her- 
ren, den bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! 
— Stimmenthaltung? — Gegen eine Stimme sind 
die Anträge angenommen. 

Damit stehen wir am Ende der heutigen Tages- 
ordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deut- 
schen Bundestages auf morgen, Freitag, den 
19. März, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.00 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 


Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Wolf 

Zebisch 

Zeltler 


19. 3, 
9. 4, 
19. 3. 


Dr. Achenbach * 

19. 3. 

Dr. Artzinger * 

19. 3. 

Dr. Bangemann 

19. 3. 

Behrendt * 

19. 3. 

Blumenfeld *** 

19. 3. 

Dr. Dr. h. c. Birrenbach 

19. 3. 

von Bockelberg 

19. 3. 

Prof. Dr. Burgbacher * 

19. 3. 

Dr. Corterier *** 

19. 3, 

Dr. Dregger 

19. 3. 

Dr. Ehrenberg 

19,3. 

Frau Eilers (Bielefeld) 

19.3. 

Entrup 

19. 3. 

Prof. Dr. Erhard 

19.3. 

Dr. Eyrich 

19. 3. 

Fellermaier * 

19. 3. 

Flämig * 

19. 3. 

Frehsee * 

19. 3. 

Friedrich 

19.3. 

Gerlach (Emsland) * 

19. 3. 

von Hassel 

19. 3. 

Hauser (Krefeld) 

19. 3. 

Hussing 

19. 3. 

Dr. Jahn (Braunschweig) * 

19. 3. 

Junghans 

19.3. 

Dr. h. c. Kiesinger 

19. 3. 

Dr. Klepsch * 

19, 3. 

Krall * 

18. 3. 

Dr. Kreile 

18.3. 

Lange * 

19, 3. 

Lautenschlager * 

19. 3. 

Leicht 

19. 3. 

Prof. Dr. Lohmar 

19. 3. 

Lücker * 

19. 3, 

Memmel * 

19. 3. 

Roser 

9.4. 

Schmidt (München) * 

19. 3, 

Dr. Schwörer * 

19. 3. 

Dr. Schulz (Berlin) * 

18. 3. 

Schulte (Unna) 

19. 3. 

Seefeld * 

19. 3. 

Springorum * 

19. 3. 

Dr. Starke (Franken) * 

19.3. 

Strauß 

19. 3. 

Suck * 

19. 3. 

de Terra 

19. 3. 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 

9. 4, 

Dr. Wagner (Trier) 

18, 3. 

Walkhoff * 

18. 3. 

Dr. Wallmann 

19, 3. 

Dr. Wendig 

2. 4. 

Dr. Wörner 

19.3. 


Anlage 2 

Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Köhler (Duisburg) (CDU/CSU) 
nach § 59 der Geschäftsordnung zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz). 

Mit dieser persönlichen Erklärung gebe idi öffent- 
lich und zu Protokoll meiner Sorge darüber Aus- 
druck, daß der Konflikt zwischen der Förderung des 
sozialen Friedens durch partnerschaftliche Mitbe- 
stimmung und der Gefährdung des sozialen wie des 
Staatsfriedens durch die Öffnung eines neuen Ak- 
tionsfeldes für radikale Verfassungsfeinde in diesem 
Gesetz zu meinem Bedauern ungelöst geblieben ist. 
Dieser ungelöste Konflikt ist nicht der erste in der 
Geschichte unserer Republik, und er wird auch nicht 
der letzte bleiben. 

Dem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung steht 
der zunehmende Feudalisierungsprozeß zur verfas- 
sungsrechtlich ungelösten Vierten Gewalt der Me- (D) 
dien gegenüber, der Freiheit der anwaltlichen Tätig- 
keit die Öffnung für konspirative Betätigung in 
Staatsschutzverfahren, dem Mitbestimmungs- und 
Autonomiebedürfnis an den Universitäten ihre Aus- 
lieferung an Verfassungsfeinde. 

Man braucht mir natürlich nicht zu sagen, daß dem 
Gesetzgeber nur begrenzte Möglichkeiten zur Lö- 
sung solcher Konflikte zur Verfügung stehen und 
daß das Recht nur dann erfolgreich die Lösung sol- 
cher Konflikte bewirken kann, wenn die unveräu- 
ßerlichen Grundsätze des Rechtsstaates von der 
überwältigenden Mehrheit des Volkes als Rechtsge- 
nossen getragen werden. Aber das kann ja Gott sei 
Dank in diesem Lande nicht zweifelhaft sein. 

Wenn aber umgekehrt der Gesetzgeber, auch ohne 
es zu wollen und in der Regel im Gegenteil im Inter- 
esse sehr achtenswerter verfassungsimmanenter 
Ziele neue Aktionsfelder auch für solche Verfas- 
sungfeinde öffnet, die die Rechtsgenossenschaft für 
sich nicht nur ausdrücklich verneinen, sondern dar- 
über hinaus sie konspirativ zerbrechen wollen, dann 
fördert er den Erosionsprozeß, der unmerklich, aber 
unaufhaltsam die Verfassungswirklichkeit von dem 
Grundgesetz entfernt, das seine Väter gewollt ha- 
ben. 


* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen 
Versammlung 


Anders als die Verfasser der u. a. an diesem Kon- 
flikt gescheiterten Weimarer Verfassung haben sie 
nämlich einige Vorkehrungen zum Schutz dieser 
grundgesetzlichen Verfassung getroffen. Sie konn- 
ten aber natürlich nicht die Phantasie aufbringen, all 
das vorauszusehen, womit wir uns heute zu be- 
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(A) sdiäftigen haben-, übrigens auch nicht dafür, welche 
Gefährdungen der Verfassung daraus erwachsen 
könnten, daß die jeweiligen konkreten gesellschaft- 
lichen Kräfte sich einmal nicht mehr gegenseitig ba- 
lancieren und damit ohne gleichgewichtsförderndes 
Eingreifen des Staates das verfassungsrechtliche Ge- 
waltenteilungssystem zu einer lediglich formalen 
Regel entleeren könnten. 

Das heute in dritter Lesung zu verabschiedende 
Mitbestimmungsgesetz sieht keinerlei Vorkehrun- 
gen dagegen vor, daß radikale Verfassungsfeinde in 
die Aufsichtsräte großer Unternehmen gewählt wer- 
den, obwohl zur Begründung des Gesetzes u. a. auch 
die Tatsache herangezogen wird, daß diese großen 
Unternehmen zu Einrichtungen von öffentlichem In- 
teresse geworden sind. Ein weiteres Mal wird priva- 
tes Selbstverwaltungsrecht damit in den Umkreis 
des Quasi-öffentlichen gerückt, ohne hierfür die Kon- 
sequenzen zu ziehen, wie sie selbst für die Ange- 
stellten im öffentlichen Dienst mit dem § 8 des Bun- 
desangestelltentarifs gezogen worden sind. 

Ich könnte natürlich durchaus verstehen, wenn die 
Gewerkschaften in diesem Zusammenhang auf die 
Erfahrungen in der Montan-Mitbestimmung verwie- 
sen und eine Verknüpfung zwischen dem Wahl- und 
Entsendungsrecht und der Tatsache herstellten, daß 
in diesem Bereich das von mir angeschnittene Pro- 
blem kaum praktisch geworden ist. Aber auch sie 
müssen heute offenbar, anders als damals, dem all- 
gemeinen Bedürfnis nach Urwahlen Rechnung tra- 
gen. Für diesen Fall aber gibt es nur eine Lösung im 
Bereich der subjektiven Wählbarkeitsvoraussetzun- 
' * gen. Eine solche Lösung läge übrigens im Interesse 
der Gewerkschaften, die inzwischen von denen be- 
vorzugt werden, die zum Marsch durch die Institu- 
tionen angetreten sind. 

Weil jedoch auch in diesem Bereich, aus welchen 
formalrechtlich verständlichen Gründen auch immer, 
eine offensive Schutzvorkehrung in diesem Gesetz 
nicht vorgesehen ist, senkt sich für mich die Waage 
im eingangs erwähnten Konflikt zum „Nein". 

Mir bleibt nur die Hoffnung, daß die auch von mir 
unterstützten sozialfriedensfördernden Ziele des Ge- 
setzes den Belegschaften der betroffenen Unterneh- 
men wie natürlich auch den Hauptversammlungen 
die Einsicht und die Kraft geben mögen, nur solche 
Frauen und Männer in die Aufsichtsräte zu wählen, 
die partnerschaftlich daran mitwirken, daß die ein- 
zige nennenswerte Quelle des allgemeinen Wohl- 
standes unseres Landes, die Produktivität unserer 
Wirtschaft, auch in Zukunft ungestört sprudeln und 
nicht verstopft werden kann. 


Anlage 3 

Erklärung 

des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) 
nach § 59 der Geschäftsordnung zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz) 


Abweichend von dem Mehrheitsvotum meiner Frak- 
tion kann ich dem vorliegenden Gesetzentwurf meine 
Zustimmung nicht geben. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung gewähr- 
leistet weder in ausreichendem Maße den verfas- 
sungsrechtlich gebotenen Schutz des Eigentums, noch 
wahrt er die dringend gebotene Funktionsfähigkeit 
der Unternehmen. Er läßt den gesetzgeberischen 
Willen nicht klar erkennen, was insbesondere bei 
der Installierung des Arbeitsdirektors (§ 30 des Ent- 
wurfs) zum Ausdruck kommt. Durch diese bewußte 
Regelungslücke verstößt der Gesetzgeber gegen das 
Rechtsstaatsprinzip . 

Darüber hinaus wird der Gruppe der Leitenden 
Angestellten kein ausreichender Minderheitenschutz 
eingeräumt. Denn das Wahlverfahren gewährleistet 
nicht, daß die beiden Bewerber der Leitenden Ange- 
stellten von der Mehrheit der Gruppe getragen wer- 
den. Überdies besteht die Gefahr, daß auch die Füh- 
rungskräfte in den Zuständigkeitsbereich des Ar- 
beitsdirektors fallen, so daß nicht mehr Leistung und 
Bewährung die entscheidenden Qualifikationsmerk- 
male sind, sondern gewerkschaftliche Abhängigkei- 
ten und Anpassungsverhalten. 

Schließlich ist die Nichteinbeziehung der Montan- 
Mitbestimmung in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verfassungsrechtlich deshalb bedenklich, weil 
unter Geltung des Art. 3 GG nunmehr gleichgela- 
gerte rechtliche und ökonomische Tatbestände un- 
gleiche Normregelungen erfahren. Die Gestaltungs- 
freiheit des Gesetzgebers im Lichte dieser Verfas- 
sungsbestimmung kann nicht so weit gehen, die fD) 
institutionelle Anerkennung der Leitenden Ange- 
stellten nur für einen Teilbereich vorzunehmen, für 
einen anderen gleichgelagerten Teilbereich sie aber 
von der Mitwirkung in den Kontrollorganen der Un- 
ternehmen auszuschließen. 


Anlage 4 

Erklärung 

des Abgeordneten Gansei (SPD) nach § 59 der Ge- 
schäftsordnung zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 

(Mitbestimmungsgesetz) 

Wenn bei einem wichtigen Gesetz ein Abgeordne- 
ter abweichend von seiner Fraktion abstimmt, so 
ist das keine Privatangelegenheit, sondern ein poli- 
tischer Vorgang, der öffentlich-parlamentarisch zu 
rechtfertigen ist. Ich übergebe deshalb für das Pro- 
tokoll eine Erklärung zur Abstimmung. 

Nach dem langen erfolglosen Kampf der SPD für 
die volle Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Groß- 
unternehmen respektiere ich die Überzeugung mei- 
ner Fraktion, mit dem jetzt zur Abstimmung stehen- 
den Gesetzentwurf könne man endlich einen großen 
Schritt vorwärts machen, wenigstens aber die Aus- 
gangslage verbessern. Aber diese Überzeugung 
kann ich nicht teilen. Mein Entschluß, mich bei der 
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Abstimmung nicht in die Selbstdisziplin meiner 

Fraktion einzuordnen, hat folgende Gründe: 

1. Der so schwer zustande gekommene Koalitions- 
kompromiß weist Mängel auf wie Unklarheiten 
beim Geltungsbereich, Mehrheitsverzerrungen 
beim Vorschlags- und Wahlverfahren, fehlende 
Informations- und Kontrollbeziehungen zwischen 
Arbeitnehmern und ihren Vertretern, keine aus- 
drückliche Verankerung des Arbeitsdirektors bei 
den Arbeitnehmern, eine arbeitsplatzfeme Ge- 
setzessprache, Nach der Verabschiedung des Ge- 
setzentwurfes ließen sich diese Mängel bei ande- 
ren parlamentarischen Mehrheitsverhältnisses 
allerdings beheben. Selbst der Stichentscheid des 
Aufsichtsratsvorsitzenden könnte rückgängig ge- 
macht werden. 

2. Die gesetzliche Institutionalisierung der Leiten- 
den Angestellten innerhalb der Arbeitnehmer- 
schaft wird aber nicht wieder rückgängig ge- 
macht werden können. Denn sie führt zu neuen 
Gruppeninteressen, -Vorurteilen und -auseinan- 
dersetzungen. Sie schafft schließlich soziale Ver- 
festigungen, die sich auch außerhalb des Mitbe- 
stimmungsbereichs politisch auswirken werden. 
— Der Entscheidungsmechanismus des Mitbe- 
stimmungsgesetzes drückt die Leitenden Ange- 
stellten, die im besonderen Maße auf das Ver- 
trauen der Anteilseigner angewiesen sind, an 
deren Seite. Dazu trägt noch ein besonderes 
Vorschlags- und Wahl verfahren bei, das Minder- 
heiten unter den Leitenden Angestellten nicht 
einmal die Chance der Wahl durch alle Arbeit- 
nehmer läßt. Diese vom Koalitionspartner auf 
Kosten der Masse der Arbeitnehmer erzwungene 
Absonderung und Bevorzugung einer kleinen 
einflußreichen, hochqualifizierten und gutver- 
dienenden Gruppe ist nicht nur ein prinzipieller 
Verstoß gegen die gleichberechtigte und gleich- 
wertige Mitbestimmung der Arbeitnehmer, son- 
dern auch ein realer Rückschritt auf dem Wege 
zur Demokratisierung der Großunternehmen. — 
Das ist der entscheidende Grund für ein „Nein" 
zu dem Gesetzentwurf. 

3. Die gleichwertige und gleichberechtigte Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer (untereinander und 
gegenüber den Anteilseignern) ist keine Ideolo- 
gie. Diese Mitbestimmung wird z. B. in meinem 
Wahlkreis Kiel in drei städtischen Großunterneh- 
men praktiziert. Sie hat sich bewährt. Dennoch 
wird sie durch das Mitbestimmungsgesetz gefähr- 
det. Eine Öffnungsklausel für die Tarifvertrags- 
parteien, wie sie der Mannheimer Parteitag der 
SPD einstimmig verlangt hat, hätte nicht nur 
solche Gefahren bannen, sondern die Durchset- 
zungschancen für die Mitbestimmung sogar er- 
höhen können. 

4. Man mag hoffen dürfen, daß in vielen Unter- 
nehmen mehr mitbestimmt werden wird, als 
gesetzlich erzwungen werden kann. Es scheint 
die Einsicht zu wachsen, daß auch in Betrieben 
nicht gegen die Arbeitnehmer regiert werden 
kann. Insofern ist auch das Verhalten der Lei- 
tenden Angestellten nicht endgültig festgelegt. 


Ein Mitbestimmungsgesetz soll aber nicht für (^1 
einsichtige Unternehmen gemacht werden, son- 
dern für Arbeitnehmer und gegen Anteilseigner 
und ihre betrieblichen Vertreter, die weiter den 
Herr-im-Hause-Standpunkt durchsetzen wollen. 

5. In Partei und Gewerkschaften, mit Betriebsräten 
und Vertrauensleuten, Vorständen und betroffe- 
nen Arbeitnehmern habe ich den Gesetzentwurf 
und seine Vor- und Nachteile diskutiert. Nach 
diesen Diskussionen kann ich als gewählter Ab- 
geordneter ein „Nein" verantworten. 

6. Kein Abgeordneter steht- als Vertreter meiner 
Partei durch das Wahlprogramm, das Grundsatz- 
programm oder sonst durch Parteitagbeschlüsse 
unter der Erwartung, für dieses Mitbestimmungs- 
gesetz votieren zu müssen. 


Anlage 5 

Erklärung 

des Abgeordneten Dr. von Bismarck (CDU/CSU) 
nach § 59 der Geschäftsordnung zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz) 

Abweichend von der Mehrheit meiner Fraktion, 
der CDU/CSU, werde ich dem von der Regierung 
vorgelegten Gesetzentwurf über die Mitbestimmung pj 
der Arbeitnehmer — • Drucksache 7/4787 — nicht zu- 
stimmen. 

Dafür habe ich vor allem folgende Gründe: 

1. Für die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder, die 
Vertreter von Gewerkschaften sind (§ 7 Abs. 2 i.V. m. 

§ 16 des Gesetzentwurfes), können Vorschläge nur 
von Gewerkschaften, nicht aber von Arbeitnehmern 
des Unternehmens oder dem Betriebsrat gemacht 
werden. Daraus ergibt sich praktisch ein Entsen- 
dungsrecht der Gewerkschaften, bei dem die Arbeit- 
nehmer des Unternehmens lediglich ein Auswahl- 
recht zwischen mehreren Vorschlägen haben. 

Damit wird die Möglichkeit einer zentralisierten 
Einflußnahme auf einzelne oder eine Vielzahl von 
Unternehmen — insbesondere auf deren Personal- 
und Investitionsentscheidungen — eröffnet. Die 
Folgewirkungen dieser Rechtsänderungen müssen 
vor dem Hintergrund der erklärten Politik des DGB 
gesehen werden, sich zentrale Einwirkungsmöglich- 
keiten auf die Führungsentscheidungen der Unter- 
nehmen zu verschaffen. 

Die hier durch das neue Gesetz eröffnete Entwick- 
lung halte ich ordnungspolitisch für verhängnisvoll; 
sie steht im Widerspruch zu den Prinzipien der so- 
zialen Marktwirtschaft. 

2. Die Beratungen des Gesetzes in den Ausschüs- 
sen haben insbesondere durch die Anhörungsverfah- 
ren geklärt, daß die Normen unserer Verfassung, 
die das Eigentum und die Tarif autonomie schützen. 
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(A) eine gesicherte Überlegenheit der Anteilseignerver- 
treter im Aufsichtsrat verlangen. Eine gesicherte 
Überlegenheit der Anteilseigner im Entsdieidungs- 
prozeß wird durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht erreicht (§§ 24 bis 28). 

3. Die Einführung des „Arbeitsdirektors" wird, ob- 
wohl er weder der Arbeitsdirektor des Montan-Mit- 
bestimmungsgesetzes, noch des Montan-Mitbestim- 
mungsergänzungsgesetzes ist, auf Grund der politi- 
schen Vorgänge, die zur Abänderung des § 30 des 
Regierungsentwurfes geführt haben, die Versuchung 
herbeiführen, die Praktiken des Montan-Mitbestim- 
mungsgesetzes in den Bereich dieses Gesetzes zu 
übertragen. 

Wenn dies geschähe, würden durch die tatsäch- 
lichen Machtverhältnisse in den Unternehmen die 
individuellen und politischen Freiheiten der Arbeit- 
nehmer ebenso wie ihre negative Koalitionsfreiheit 
wesentlich beeinträchtigt. Das gesellschaftsrechtliche 
Erfordernis der Homogenität des Vorstandes ginge 
verloren und die Tarifautonomie wäre durch die 
praktisch gegebene Überparität (ein „Vertrauens- 
mann" der Gewerkschaften im Vorstand) ihrer 
eigentlichen Basis, der Gegnerfreiheit und der Gleich- 
gewiditigkeit beraubt. 

Diese gravierenden Änderungen würden auf Dauer 
zu schwerwiegenden Strukturmängeln unserer aus- 
gewogenen und bewährten Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung führen. 

Die soziale Marktwirtschaft verlöre an entschei- 
denden Punkten ihre Basis. Das bedeutet zusammen- 
™ gefaßt: 

Ich halte das Gesetz für verfassungsrechtlich nicht 
einwandfrei und ordnungspolitisch für einen Schritt 
in die falsche Richtung, zumal alle in der zweiten 
Lesung nochmals gestellten Anträge meiner Fraktion 
abgelehnt wurden. 


Anlage 6 

Erklärung 

des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) nach § 59 der 
Geschäftsordnung zur Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer (Mitbestimmungsgesetz). 

Aus folgenden Gründen kann ich dem Gesetz- 
entwurf über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
meine Zustimmung nicht geben: 

1. Das vorliegende Gesetz wird von seinen Urhe- 
bern nicht nur mit unterschiedlichen, sondern mit 
geradezu gegensätzlichen Zielsetzungen begründet. 
Die einen sagen, dies sei ein Schritt auf dem Wege 
zu dem Ziel der sogenannten vollen Parität, die eine 
grundlegende Umwälzung unserer wirtschaftlichen 
und politischen Ordnung bedeuten würde. Die an- 
dern — die Damen und Herren von der FDP sind 
gemeint — wollen uns glauben machen, mit diesem 


Gesetz wäre die Mitbestimmungsfrage gelöst und tUj 
wäre die Beseitigung der wesentlichen Grundlagen 
unserer freiheitlichen Ordnung abgewehrt. Beides 
kann nicht zugleich wahr sein, und deshalb sage ich 
zu dem so oder so unwahrhaftigen Gesetz nein. 

2. Der in einem unwürdigen personalpolitischen 
Handel entstandene Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung enthielt eklatante Verstöße gegen mehrere für 
die freiheitliche Grundordnung konstitutive Grund- 
rechte unserer Verfassung. Aus diesem Grund 
wurde in einem fast zwei Jahre dauernden Hin und 
Her hinter dem Rücken der betroffenen Öffentlich- 
keit der Entwurf geändert, um die vorhandenen 
Mängel zu beheben. Dies ist angeblich geschehen. 

Und dennoch erklären der Bundeskanzler, der SPD- 
Fraktionsvorsitzende und zahlreiche Vertreter des 
Linksblocks, man werde das jetzt unter verfassungs- 
rechtlichen Erwägungen Unterlassene bei passender 
Gele*genheit nachholen. Ich sehe mich außerstande, 
einem Gesetz zuzustimmen, dessen Urheber zwar 
möglicherweise den Verfassungsbruch jetzt gerade 
noch vermeiden, dies aber in der gleichen Materie 
nach wie vor fest beabsichtigen. 

3. Auch wenn die ursprünglich im Gesetzentwurf 
beabsichtigte Entmündigung und Fremdbestimmung 
der Belegschaften durch die organisierte Verbands- 
macht teilweise fallengelassen wurde, vermisse ich 
den notwendigen und einzig richtigen personalen 
Ansatz zur Lösung der Mitbestimmungsfrage. Die 
konkrete Lage des einzelnen Arbeitnehmers, seine 
Selbstbestimmung, seine Entfaltung und die Mög- 
lichkeit seiner Selbstbehauptung müssen die Ziele (D) 
jeder Mitbestimmungsregelung sein. Eine bloße Ver- 
schiebung von Machtgewichten in der Unterneh- 
mensleitung leistet für eine personale Mitbestim- 
mung nichts. 

4. Nachdem auch alle Anträge meiner Fraktion 
abgelehnt wurden, sehe ich mich nicht imstande, 
diesem Gesetz meine Zustimmung zu geben. 


Anlage 7 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schweitzer (SPD) 
(Drucksache 4/4827 Fragen B 59 und 60) ; 

Ist es mit den Prinzipien des Sozialstaates nodi zu verein- 
baren, wenn einem 62jährigen Angestellten einer nadigeordne- 
ten Bundesbehörde nach langer Dienstzeit infolge Verlagerung 
der Dienststelle trotz eines Sozialplanes, auf Grund dessen bei 
Härtefällen 12 Monatsgehälter als Abfindung gezahlt werden 
sollen, erst vier Monate nach seinem Ausscheiden aus dem 
Dienst mitgeteilt wird, daß ihm nur eine Abfindung in Höhe 
von fünf Monatsgehältern gewährt wird und dann, nachdem 
das Arbeitsgericht in erster Instanz ein Urteil zugunsten des 
Angestellten gefällt hatte, die nachgeordnete Behörde in der 
zweiten Instanz beim Landesarbeitsgericht in Berufung geht, 
wodurch dem Beschäftigten, der seit dem I. Januar 1974 auf 
seine Abfindung wartet, weitere finanzielle und seelische 
Härten zugefügt werden? 

Ist es auf Grund der angespannten Haushaltslage in einem 
solchen Falle, der bereits in der ersten Instanz entschieden 
wurde, von einer nachgeordneten Bundesbehörde überhaupt noch 
zu vertreten und zu verantworten, in eine aussichtslose Beru- 
fung zu gehen und dadurch der öffentlichen Hand zusätzliche 
unnötige Kosten zu verursachen? 
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Zu Frage B 59: 

Zum Ausgleich der mit der Verlegung der ehe- 
maligen Gesellschaft für Weltraumforschung mbH 
(GfW) von Bonn-Bad Godesberg nach Köln-Porz ver- 
bundenen wirtschaftlichen Nachteile der Beschäftig- 
ten wurde zwischen der Geschäftsführung und dem 
Betriebsrat der GfW ein Sozialplan abgeschlossen. 

Nach Auffassung des Bundes lag eine über den 
Verlust des Arbeitsplatzes hinausgehende zusätz- 
liche Härte für den betroffenen Angestellten nicht 
vor, so daß die Zahlung einer höheren als der für 
den Normalfall (5 Monatsbezüge) vorgesehenen Ab- 
findung nicht vertretbar war. 

Da Abfindungen — gleich welcher Höhe — nach 
dem Gesellschaftsvertrag der Zustimmung des Ver- 
waltungsrats der Gesellschaft bedürfen, konnte dem 
Betroffenen erst nach der Sitzung des Verwaltungs- 
rates im März 1974 die endgültige Höhe der Abfin- 
dung mitgeteilt werden. Die nach dem Sozialplan 
zu gewährende Mindestabfindung von 5 Monatsge- 
hältern ist dem Betroffenen bereits im Januar 1974, 
also im 1. Monat nach seinem Ausscheiden aus der 
GfW, gezahlt worden. 

Das Arbeitsgericht hat der Forderung des Betrof- 
fenen nicht in vollem Umfang, sondern nur in Höhe 
von 10 Monatsbezügen stattgegeben. 

Zu Frage B 60: 

Da dem von der GfW abgeschlossenen Sozialplan 
möglicherweise Modellcharakter zukommen kann 
und das erstinstanzliche Urteil keine überzeugenden 
Gründe für die Annahme eines Härtefalles vor- 
brachte, hat die GfW in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung Berufung eingelegt. 

Die zuständigen Bundesressorts haben hierbei ein- 
gehend und sorgfältig das Für und Wider der Einle- 
gung eines Rechtsmittels geprüft. Die Erfolgsaus- 
sichten im Einzelfall und die Notwendigkeit, strittige 
Grundsatzfragen auch im Hinblick auf die damals 
anstehenden Strukturmaßnahmen bei der Deutschen 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V. zu klären, wurden — wie üblich — 
gegeneinander abgewogen. Hierbei wurde u. a. auch 
das Kostenrisiko der öffentlichen Hand mit einbe- 
zogen. 


Anlage 8 

Ergänzende Antwort 

des Pari. Staatssekreträs Dr. de With auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Müller (Berlin) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage A 16, 229. Sitzung, 
Seite 15 975 C): 

Die Stellensituation bei der Dienststelle Berlin des 
Deutschen Patentamts stellt sich derzeit wie folgt 
dar: 


Im höheren Dienst sind für die Dienststelle Berlin tU) 
des Deutschen Patentamts 47 Planstellen vorge- 
sehen. Tatsächlich sind in Berlin 48 planmäßige Be- 
amte des höheren Dienstes beschäftigt, dazu weitere 

4 Angestellte des höheren Dienstes, die auf Plan- 
stellen des höheren Dienstes geführt werden. Diese 

5 zusätzlichen Stellen in Berlin sind an sich für 
München bestimmt. 

Im Gesamtbereich des Deutschen Patentamts sind 
z. Z. 31 Hilfsstellen des höheren Dienstes nicht be- 
setzt, davon 6 in Berlin. Diese Hilfsstellen können 
im Augenblick nicht besetzt werden, weil die not- 
wendigen Planstellen, auf die solche Beamte nach 
Ablauf einer angemessenen Frist übernommen wer- 
den müßten, nach den vom Gesetzgeber in den letz- 
ten Jahren durch die Haushaltsgesetze angeordneten 
Stelleneinsparungen nicht zur Verfügung stehen. 

Dies wirkt sich allerdings bei der Dienststelle Ber- 
lin des Deutschen Patentamts im Ergebnis nicht aus, 
weil dort — wie dargelegt — 5 Stellen des höheren 
Dienstes zusätzlich zur Verfügung gestellt worden 
sind. 

Im gehobenen Dienst sind beim Deutschen Patent- 
amt insgesamt 9 Stellen nicht besetzt, davon 3 — 
von 19 — in Berlin. Durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen (Einrichtung von Großgeschäftsstellen) ent- 
fällt eine größere Anzahl von Aufgabengebieten des 
gehobenen Dienstes, die künftig von Angestellten 
des mittleren Dienstes (BAT V c) übernommen wer- 
den. Die freien oder freiwerdenden Planstellen müs- 
sen deshalb demnächst in entsprechende Ange- (p) 
stelltenstellen umgewandelt werden. 

Im mittleren Dienst kann in Berlin eine Stelle 
nicht besetzt werden, weil sie den Vermerk kw 
1976 trägt. Eine weitere Stelle steht zur Hälfte für 
die Besetzung nicht zur Verfügung, weil sie zur 
Erfüllung der beträchtlichen Einsparungsauflagen be- 
nötigt wird, denen das Deutsche Patentamt zu ent- 
sprechen hat. 

Im einfachen Dienst sind zwar in München 9 Stel- 
len in Anspruch genommen, die an sich für Berlin 
vorgesehen sind. Diese Verlagerung ist jedoch ver- 
tretbar, weil der Dienststelle Berlin seit langem auf 
Grund des Berliner Notstandsprogramms zahlreiche 
zusätzliche Kräfte — z. Z. 169 — zugewiesen sind, 
die ensprechende Aufgaben mit erledigen können. 

Auf der anderen Seite besteht bei den Hauptabtei- 
lungen I — IV in München auch in diesem Bereich 
ein dringender Personalbedarf, der auf diese Weise 
ohne Nachteile für die Dienststelle Berlin gemildert 
werden kann. 

Die Gesamtsituation zeigt danach, daß die Dienst- 
stelle Berlin des Deutschen Patentamts keineswegs 
zugunsten der Münchener Behörde benachteiligt 
ist. 

Im übrigen ist allerdings zu bemerken, daß sich 
das Deutsche Patentamt deshalb personell in einer 
besonders schwierigen Lage befindet, weil zahl- 
reiche seiner Stellen mit dem Vermerk kw 1977 
versehen sind. Das Bundesministerium der Justiz 
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!A) bemüht sidi intensiv, in den Haushaltsverhandlun- 
gen hier Abhilfe zu schaffen. Dabei wird — wie 
schon bisher bei allen Einsparungsmaßnahmen — 
auf die Berliner Belange besonders geachtet 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Graf Stauffenberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Frage A 5): 

Trifft es zu, daß das Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen immer noch die Gewährung von technischer Hilfe an 
reiche Entwicklungsländer ohne volles Entgelt vorsieht, und was 
hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung unternommen, 
damit durdi angemessene Bezahlung dieser Leistungen zusätz* 
liehe Mittel für die wirklich unterstützungsbedürftigen Länder 
aufgebracht werden und ungerechtfertigter Subventionierung ein 
Ende bereitet wird? 

Ich habe am 16. Januar 1976 eine inhaltlich gleiche 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Riedl beantwortet. 
Ich beziehe mich auf diese Antwort und darf sie 
noch einmal wie folgt erläutern: 

Wegen seines universellen Charakters schließt 
das Entwicklungsprogramm der VN kein Land von 
der weltweit orientierten technischen Zusammen- 
arbeit aus. Die Bundesregierung hat sich jedoch zu- 
sammen mit anderen Geber- und Nehmerländern da- 
für eingesetzt, daß die besser gestellten Empfänger- 
länder künftig Beiträge leisten, die mindestens dem 
Wert der erhaltenen Technischen Hilfe entsprechen. 
Dieses „Netto-Beitragszahler-Prinzip" ist als Ver- 
teilungskriterium für den nächsten Planungszyklus 
anerkannt worden. 

In der Sache ist man sich einig, daß Empfänger 
mit einem Jahres-Brutto-Sozialprodukt pro Kopf der 
Bevölkerung von über 1 000 US $ sich bemühen sol- 
len, spätestens ab 1979 freiwillige Beiträge an UNDP 
zu zahlen, deren Wert höher als die erhaltene Hilfe 
ist. Für vier Entwicklungsländer — Saudi-Arabien, 
Iran, Kuwait und die Vereinigten Arabischen Emi- 
rate — ist dies heute schon erreicht. 

Darüber hinaus sollen sich Empfängerländer mit 
einem Jahres-Brutto-Sozialprodukt pro Kopf der 
Bevölkerung zwischen 500 und 1 000 US S darum 
bemühen, möglichst bis 1981 schrittweise Netto-Bei- 
tragszahler zu werden. 

Im übrigen hat die Bundesregierung wesentlich 
daran mitgewirkt, daß eine Umverteilung der Mittel 
zugunsten der ärmeren Entwicklungsländer erfolgen 
wird. So werden ca. 80®/o der Mittel an Entwick- 
lungsländer gehen, die ein Jahres-Brutto-Sozial- 
produkt pro Kopf der Bevölkerung unter 500 US $ 
aufweisen. Die Gruppe der durch die Vereinten Na- 
tionen bestimmten „von den internationalen Preis- 
steigerungen am meisten betroffenen Länder" und 
die am wenigsten entwickelten Länder werden 
mehr als 50®/o der Mittel erhalten. Demgegenüber 
sollen die Zuteilungsquoten für Entwicklungsländer 


mit einem Pro-Kopf-Einkommen von über 700 US $ (C) 
nicht weiter erhöht werden, sondern auf dem ge- 
genwärtigen Stand verbleiben. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/4865 Fragen A 30 und 31): 

Inwieweit liegen der Bundesregierung Berichte darüber vor, daß 
Unternehmen nadi den gesetzlichen Bestimmungen Zuschüsse des 
Bundes für die Schaffung neuer Arbeitsplätze in Anspruch neh- 
men und nach abgeschlossener Investition Zweigwerke ganz oder 
teilweise stillegen und auf diese Weise de facto keine neuen Ar- 
beitsplätze schaffen, und welche Folgerungen wird sie daraus 
ziehen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, bei 
Inanspruchnahme von Förderungsmitteln zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze Auflagen zu machen oder doch zumindest darauf zu 
dringen, daß es sich tatsächlich um die Schaffung zusätzlicher Ar 
beitsplätze handelt und nicht durch Stillegungen von Zweig- 
werken die vorgegebene Absicht ins Gegenteil bewirkt wird? 

Zu Frage A30; 

Eine ähnliche Frage hat Ihr Kollege Dr. Uwe Jens 
für die Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
17. September 1975 eingereicht. Meine Antwort ist 
im Protokoll der 184. Sitzung auf Seite 12931 ff. ver- 
öffentlicht worden. Ich bin aber gern bereit, noch- 
mals zu der angeschnittenen Frage Stellung zu neh- 
men. 

Unternehmerische Investitionsentscheidungen 
werden in aller Regel in Erwartung künftiger Erträge 
vorgenommen. Die Investitionen sind daher immer 
mit dem Risiko behaftet, daß das angestrebte Ziel 
nicht erreidit wird. Auch bei Investitioi^en in den 
Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur", die mit 
öffentlichen Mitteln gefördert werden, gilt natur- 
gemäß dieser Gesichtspunkt, da durch die Gewäh- 
rung öffentlicher Mittel nur ein Teil des Investitions- 
risikos aufgefangen werden kann. Das Risiko von 
Fehlinvestitionen — um solche handelt es sich auch, 
wenn Zweigwerke ganz oder teilweise wieder still- 
gelegt werden — kann dabei nicht ausgeschlossen 
werden. Um diese Fehlentwicklung zu vermeiden, 
werden alle Investitionsvorhaben, die im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden, mit 
großer Sorgfalt daraufhin untersucht, ob sie zur 
Schaffung von langfristig gesicherten Dauerarbeits- 
plätzen führen. Demzufolge finden Vermutungen, 
mit öffentlichen Mitteln geförderte Zweigbetriebe 
würden häufig wieder stillgelegt, erfreulidierweise 
keinerlei Bestätigung. 


Zu Frage A 31 : 

In dem 5. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", 
der als Bundestagsdrucksache 7/4742 vorliegt, sind 
konkrete Regelungen bei der Unterschreitung von 
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^ Arbeitsplatzzielen geförderter Investitionsvorhaben 
enthalten. Diese Bestimmungen sehen bei genau ab- 
gegrenzten Tatbeständen vor, daß die aus öffent- 
lichen Mitteln gewährte Förderung ganz oder teil- 
weise zurüdczuverlangen ist, wenn die Arbeitsplatz- 
, ziele nicht erreicht worden sind. 

Im übrigen wird die öffentliche Förderung auch 
dann zurückverlangt, wenn die mit Öffentlichen Mit- 
teln geförderten Wirtschaftsgüter weniger als drei 
Jahre in der Betriebsstätte verbleiben. 


Anlage 1 1 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen A 32 und 33): 

In weldiem Umfang werden kleine und mittlere Unternehmen 
von den verschiedenen Ressorts der Bundesregierung bei der 
Vergabe von Aufträgen aus dem Gesamtvolumen der Aufträge 
berüdesiciitigt? 

Wie hat sidi dieser Anteil in den zurückliegenden Jahren ent- 
wickelt, und was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, 
um diesen Anteil so zu steigern, wie es der Bedeutung und der 
Leistungsfähigkeit der kleinen und mittleren Unternehmen ent- 
spricht? 


Zu Frage A 32: 

Nach der Auftragsstatistik für 1974 — neuere 
Zahlen liegen noch nicht vor — waren kleine und 
mittlere Unternehmen am Gesamtvolumen der sei- 
tens der großen Vergaberessorts des Bundes ver- 
gebenen Aufträge in Hohe von rd. 32 Milliarden 
DM mit folgenden Anteilen beteiligt: 

Im Bereich des 

Bundesfernstraßenbaus mit 45 Vo 

der Deutschen Bundesbahn mit 37 Vo 

der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung mit 44 Vo 
im Bereich des Post- und Fernmeldewesens mit 29 Vo 
der Bundeswehr mit ca. 11 ‘^/o 

des Bundesministeriums für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit 53 
des Bundesministeriums des Innern mit 45 Vo 

Zu Frage A 33: 

Die Bundesregierung hat bei der Vergabe Öffent- 
licher Aufträge in den vergangenen Jahren verstärkt 
kleine und mittlere Unternehmen berücksichtigt. Die 
vorhandenen Auftragsstatistiken des Bundes zeigen 
eine erhebliche Steigerung des Anteils kleiner und 
mittlerer Unternehmen an der Auftragsvergabe. Die 
Bundesregierung wird auch 1976 ihre Politik fort- 
setzen, die auf eine angemessene Berücksichtigung 
kleiner und mittlerer Unternehmen bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge gerichtet ist. 


Die Bundesregierung sieht in der Förderung der ^ ^ 
Vielfalt leistungsfähiger kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen eine wichtige wettbewerbspolitische Auf- 
gabe. Sie bereitet daher gegenwärtig den Erlaß ein- 
heitlicher Richtlinien zur angemessenen Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge vor, die nach der Verdingungs- 
ordnung für Leistungen (VOL) vergeben werden. 

Die Richtlinien dienen dem Ziel, eine möglichst 
breite Streuung mittelstandsgeeigneter öffentlicher 
Aufträge zu erreichen und mögliche Wettbewerbs- 
nachteile kleiner und mittlerer Unternehmen gegen- 
über großen Unternehmen auszugleichen. Dadurch 
sollen die strukturellen Voraussetzungen für den 
Wettbewerb verbessert werden. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Rollmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4865 Fragen A 35 und 36) : 

Befürwortet die Bundesregierung die Einführung einer gesetz- 
lichen Meldepflicht für junge Arbeitslose, die den Vorteil hätte, 
daß ein junger Arbeitsloser vom Arbeitsamt beraten und auf die 
Möglichkeiten der Teilnahme an Bildungs- und Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen hingewiesen werden könnte, und wenn ja, 
gedenkt sie, gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen? 

Befürwortet die Bundesregierung die Erweiterung der Förde- 
rungsbestimmungen zur Arbeitsbeschaffung für ältere Arbeitneh- 
mer im Arbeitsförderungsgesetz dahin gehend, daß Fördenings- (D) 
mittel auch für die Einstellung junger Arbeitnehmer gewährt 
werden, und wenn ja, wird sie gesetzliche Maßnahmen ergrei- 
fen? 

Die Bundesregierung hat aus grundsätzlichen Er- 
wägungen nicht die Absicht, für Jugendliche oder 
andere Arbeitnehmergruppen eine gesetzliche 
Meldepflicht bei Arbeitslosigkeit einzuführen. Das 
auch in Ihrer Frage angesprochene Ziel einer ein- 
gehenden und individuellen Betreuung des einzel- 
nen Arbeitslosen wird insbesondere durch den ge- 
setzlichen Anspruch auf Beratung und die Verpflich- 
tung der Arbeitsämter zur umfassenden und schnel- 
len Leistungsgewährung angestrebt. Jeder Arbeits- 
lose hat die Möglichkeit, sich beim Arbeitsamt als 
Arbeitssuchender oder als Bewerber für eine Aus- 
bildungsstelle zu melden und die vielfältigen Hilfen 
in Anspruch zu nehmen, welche die Bundesanstalt 
für Arbeit anbietet. Jeder Jugendliche hat vor Ein- 
tritt in das Erwerbsleben in der Schule berufswahl- 
vorbereitende Informationsschriften der Bundesan- 
stalt für Arbeit erhalten, in denen zugleich auf die 
Beratungsdienste der Arbeitsämter hingewiesen 
wird. Die Bundesanstalt weist außerdem in ihrer 
umfassenden Öffentlichkeitsarbeit laufend auf die 
Beratungsmöglichkeiten und Hilfen der Arbeits- 
ämter hin. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be- 
merken: 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß auch 
Jugendliche bevorzugt bei Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen zu berücksichtigen sind. Eine Änderung 
des Arbeitsförderungsgesetzes ist hierfür nicht er- 
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(A) forderlich. Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung hat vielmehr im Februar dieses Jahres 
bei dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
angeregt, eine entsprechende Erweiterung der An- 
ordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt 
für Arbeit über die Förderung von Allgemeinen 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung aus Mitteln der 
Bundesanstalt für Arbeit zu veranlassen. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Schmidt auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/4865 Frage A 39) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die im Zusammenhang mit 
den letzten deutschen Kriegsgefangenen Kappler und Reder durch 
den Kommandeur des Panzerbataillons 124, Oberstleutnant Zim- 
mermann, in der „Amberger Zeitung" öffentlich abgegebenen 
Stellungnahme auch im Hinblick auf die wiederholten Interven- 
tionen von Mitgliedern der Bundesregierung im Fall Kappler, 
Italien, und wird sie daraus Folgerungen in bezug auf den ge- 
nannten Offizier ziehen? 

Die in der Amberger Zeitung abgedruckte Stel- 
lungnahme des Kommandeurs des Panzerbatail- 
lons 124, Oberstleutnant Zimmermann, zu dem Auf- 
ruf des wehrpolitischen Arbeitskreises der Amber- 
ger CSU in dieser Zeitschrift und damit zu dem 
Fall Kappler ist keine Stellungnahme der Bundes- 
wehr — insoweit ist die Artikelüberschrift in der 
genannten Zeitung unrichtig und irreführend — 
sondern ein Leserbrief, in dem der Oberstleutnant 
Zimmermann als Staatsbürger seine persönliche 
Meinung geäußert hat in Wahrnehmung seines 
Grundrechtes auf freie Meinungsäußerung. Die für 
ihn als Soldat insoweit bestehenden Grenzen hat er 
dabei auch nicht überschritten, so daß ein pflicht- 
widriges Verhalten nicht festgestellt werden kann. 

Daß die Bemühungen der Bundesregierung im 
Fall Kappler Erfolg hatten — dieser wurde inzwi- 
schen bedingt entlassen — ist Ihnen sicherlich be- 
kannt. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Jung auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/4865 Frage A 43); 

In welchem Umfang ist die Bundesregierung meiner in der 136. 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 12. Dezember 1974 gege- 
benen Anregung gefolgt, daß bei der Bundesbaubehörde der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost Beauf- 
tragte benannt werden, die jeweils ein Bauvorhaben vor end- 
gültiger Genehmigung daraufhin prüfen, ob es den Belangen 
und Bedürfnissen der Behinderten und auch der älteren Genera- 
tion gerecht wird? 

Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bun- 
despost sind auf Anregung der Bundesregierung in 
besonderem Maße um die Beseitigung baulicher und 


technischer Hindernisse zur Erleichterung der Reha- (C) 
bilitation der Behinderten bemüht;. 

Bei allen Planungen wird eine behindertenfreund- 
liche Gestaltung aufgrund der gegebenen Möglich- 
keiten vorgesehen. Der Einsatz eines besonderen 
Beauftragten ist jedoch solange nicht möglich, wie 
ihm die zur Ausübung seiner Aufgaben erforderliche 
Kompetenz, Auflagen zu erteilen, nicht gegeben 
werden kann, da die Übernahme von Kosten für 
zusätzliche Maßnahmen zugunsten Behinderter 
noch nicht geklärt ist. Die Deutsche Bundesbahn ist 
gemäß Bundesbahngesetz zu kaufmännischem Han- 
deln verpflichtet. Zusätzliche finanzielle Auflagen 
müssen ihr erstattet werden. Für die Deutsche Bun- 
despost gilt Entsprechendes. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Jung auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Luda (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen A 44 und 45) ; 

Kann davon ausgegangen werden, daß die Bundesbahnstrecke 
Hagen — Dieringhausen — Köln trotz des Stillegimgsvorsciilags der 
Technischen Kommission der Deutschen Bundesbahn aus über- 
wiegenden strukturpolitischen Gründen aufrechterhalten bleibt, 
oder steht die Strecke weiterhin zur Disposition? 

Wann etwa ist gegebenenfalls mit einer Entscheidung zu rech- 
nen? 

Zu Frage A 44: (D) 

Die Strecke Köln — Dieringhausen — Hagen gehört 
nicht zu den Strecken des von der Deutschen Bun- 
desbahn ermittelten betriebswirtschaftlich optima- 
len Netzes. Mit dieser Feststellung ist jedoch keine 
Aussage über die Zukunft dieser Strecke getroffen. 

Ob die Strecke aus strukturpolitischen Gründen 
oder auf Grund anderer gesamtwirtschaftlicher Kri- 
terien weiter bestehen bleiben soll, kann überhaupt 
erst nach Beendigung der inzwischen begonnenen 
eingehenden Beratungen zum künftigen Strecken- 
netz der Deutschen Bundesbahn gesagt werden. 

Zu Frage A 45; 

Eine Analyse und Erörterung der gesamt- und 
verkehrswirtschaftlichen Probleme im Zusammen- 
hang mit der Umstrukturierung des Transportnet- 
zes der Deutschen Bundesbahn sind sehr umfang- 
reich und zeitraubend. Eine Entscheidung — auch 
über einzelne Strecken — ist daher vorerst nicht 
zu erwarten. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlidie 
Frage des Abgeordneten Peiter (SPD) (Drucksache 
7/4865 Frage A 58); 
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Ist der Bundesregierung in Erinnerung, daß sich am 9. Mai 
1976 der lOOste Geburtstag des Otto-Motors jährt, und wie wird 
die Bundesregierung dieses Jubiläum würdigen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich am 
9. Mai 1976 der 100. Geburtstag des Otto-Motors 
jährt. Aus diesem Grunde hat der Bundesminister 
für Wirtschaft einer Einladung des Vereins Deut- 
scher Ingenieure entsprochen, an einer festlichen 
Veranstaltung der VDI-Fachgruppe Fahrzeugtechnik 
am 26. April 1976 im Kölner Gürzenich teilzunehmen 
und bei dieser Gelegenheit die Bedeutung dieses 
Tages auch aus der Sicht der Bundesregierung zu 
würdigen. 


Anlage 17 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen, des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen A 64 und 65) : 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über eine Zu- 
sammenarbeit mit der Volksrepublik China im Bereich der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie und der Kohleveredlung, und 
was hat hierzu der Bundesforschungsminister im einzelnen bis- 
her vereinbart? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit eines 
deutsch-chinesischen Kernenergieabkommens, ähnlich dem Ab- 
kommen mit Brasilien? 

Mein kürzlidier Besuch in der Volksrepublik 
China hat zu einer wesentlichen Beschleunigung im 
(B) Ausbau der deutsch-chinesischen Zusammenarbeit in 
Wissenschaft und Forschung beigetragen. Er hat ins- 
besondere die bisher bereits zwischen der chinesi- 
schen Akademie der Wissenschaften imd der Max- 
Planck-Gesellschaft in der wissenschaftlichen Grund- 
lagenforschung angelaufenen Beziehungen auf einer 
ganzen Reihe technologischer Gebiete ergänzt. 

Hierzu gehören 

— die Kohletechnologie, 

— die Stahl- und Eisenforschung, 

— technische Verfahren der Erdöl- und Erdgas- 
prospektion und -gewinnung, 

— die medizinische Forschung. 

Auf allen diesen Gebieten wird als nächster Ko- 
operationsschritt der Austausch von Fachdelegatio- 
nen noch für das Jahr 1976 geprüft bzw. vorbereitet. 
In der Kohletechnik wird der Schwerpunkt des Er- 
fahrungsaustausches zunächst auf den Methoden 
der qualitativen und quantitativen Kohleprospek- 
tion liegen. 

Die Zusammenarbeit auf dem nuklearen Gebiet 
wird sich vorerst allein auf Kenntnis- und Erfah- 
rungsaustausch in der Grundlagenforschung er- 
strecken, Kohle, Wasserkraft, Erdöl und Erdgas sind 
zumindest mittelfristig die wichtigsten Primärener- 
gieträger der Volksrepublik China. Die Arbeiten zur 
friedlichen Nutzung der Kernenergie, insbesondere 
zur Elektrizitätserzeugung, befinden sich nach allen 
Informationen, die zuverlässig zur Verfügung ste- 


hen, erst in der Phase der Studien und der Beobach- 
tung der internationalen Entwicklung. Über einen 
allgemeinen Gedankenaustausch hinaus wurden 
keine konkreten Kooperationsschritte vereinbart. An 
den Abschluß eines Abkommens ähnlich dem mit 
Brasilien abgeschlossenen ist daher nicht zu denken. 


Anlage 18 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Fragen A 66 und 67): 

Wie stellt sich die Bundesregierung im konkreten die Nutzung 
des Angebots von Bundesforsdiungsminister Matthöfer vor, den 
deutsch-französischen Fernmeldesatelliten Symphonie auch durch 
die Volksrepublik China probeweise und kostenlos benutzen 
zu lassen? 

Welche Vorstellungen existieren insbesondere im Bereich 
einer Zusammenarbeit bei Datenverarbeitung und Fernmelde- 
technik? 

Zu Frage A 66; 

Das Angebot, den Fernmeldesatelliten Symphonie 
für fernmeldetechnische Versuche zu nutzen, ist von 
den chinesischen Gesprächspartnern mit Interesse 
aufgenommen worden, ohne daß bisher Einzelheiten 
des in der Volksrepublik China tatsächlich bestehen- 
den Erprobungsbedarfs zur Sprache gekommen wä- 
ren. Wenn die Volksrepublik China sich zur Nutzung (p) 
des Angebots entschlösse, wären die technischen 
Möglichkeiten die folgenden: 

Einer der beiden Satelliten Symphonie würde von 
der jetzigen geostationären Position (11.5° W) in 
eine Position von etwa 52—55° Ost gebracht wer- 
den. Bei dieser Position liegt fast ganz China, ein- 
schließlich der Städte Peking, Nanking, Kanton usw. 
im Sendebereich des Satelliten. 

Die Verschiebung eines der beiden Satelliten in 
etwa diese Position ist für Ende dieses Jahres ohne- 
hin im Rahmen einer in Abstimmung mit uns getrof- 
fenen Vereinbarimg zwischen Frankreich und Indien 
geplant, um Indien fernmeldetechnische Versuche 
mit dem Satelliten zu ermöglichen. Eine gleichzeitige 
Nutzung des Satelliten durch die Volksrepublik 
China würde dieses Programm sinnvoll erweitern. 

Für die fernmeldetechnischen Versuche würden in 
China eine oder zwei Erdefunkstellen benötigt. Diese 
könnten von deutscher Seite vorübergehend leih- 
weise zur Verfügung gestellt werden, wenn die in 
der Volksrepublik China vorhandenen Funkstellen 
dafür nicht geeignet sind. 

Zu Frage A67: 

Eine Kooperation im Bereich der Datenverarbei- 
tung kommt im wesentlichen dort in Betracht, wo die 
hauptsächlich für eine Zusammenarbeit in Aussicht 
genommenen Gebiete, also die Kohletechnologie, 
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das Hüttenwesen und die Erdöl-/Erdgasgewinnung 
den Einsatz moderner Datenverarbeitungstechniken 
erfordern, z. B. also automatische Prozeßsteuerungen 
im Hüttenwesen und Kohlebergbau oder die Daten- 
fernverarbeitung und -auswertung bei der öl- und 
Gasprospektion, Im Bereich der Fernmeldetechnik 
bestehen über die durch die Nutzung von Symphonie 
gebotenen Möglichkeiten hinaus zur Zeit noch keine 
konkreten Ansätze für eine Zusammenarbeit. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4865 Frage A 68): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß für Studenten, die in 
diesem Jahr nadi dem zweiten Fadisemester die Fadiriditung 
wediseln, durdi Artikel 18 § 1 Nr. 1 Budistabe b des Haushalts- 
strukturgesetzes (nur mehr Darlehensförderung nach BAföG) 
eine unzumutbare Härte dadurch , entsteht, daß dem betroffenen 
Kreis kaum eine Möglichkeit belassen ist, sich auf die Neurege- 
lung einzustellen, und ist sie bereit, geeignete Schritte zu unter- 
nehmen, um zu verhindern, daß für diesen Kreis der BAföG-Be- 
rechtigten die Umstellung auf Darlehen praktisch rückwirkend 
Kraft erhält? 

Auf eine zu demselben Problem gestellte Frage 
des Herrn Abgeordneten Vogelsang hat die Bundes- 
regierung in der Fragestunde der 226. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 10. März 1976 geant- 
wortet — ich zitiere: 

(B) „Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Be- 
stimmungen im Haushaltsstrukturgesetz über die 
weitgehende Darlehensförderung für eine andere 
Ausbildung nach einem Abbruch der zunächst ge- 
wählten Ausbildung oder aber nach einem Fach- 
richtungswechsel so kurzfristig in Kraft gesetzt wur- 
den, daß die Auszubildenden überwiegend keine 
Möglichkeit mehr hatten, sich auf diese Neuregelung 
einzustellen. Die Bundesregierung selbst hatte in 
ihrem Regierungsentwurf eine ausreichende Uber- 
gangsregelung vorgeschlagen, in den Beratungen 
der Bundesratsausschüsse auf die jetzt eingetretenen 
Folgen nachdrücklich und auch warnend hingewiesen 
und sogar den Vermittlungsausschuß mit dem Ziel 
angerufen, eine angemessene Ubergangsfrist zugun- 
sten der Auszubildenden zu erreichen." 

„Im Wege der Gesetzesauslegung hat die Bundes- 
regierung dafür Sorge getragen, daß alle die Aus- 
zubildenden — unabhängig von den Immatrikula- 
tions- und Rückmeldeterminen — zu den für sie 
günstigeren Bedingungen gefördert werden können, 
die vor dem 1. April 1976 den Willen zum Beginn 
einer anderen Ausbildung durch Antragstellung oder 
Meldung bei den zuständigen Behörden bekundet 
haben und die als Studenten im Sommermester 1976 
mit dieser Ausbildung begonnen haben. Darüber 
hinaus kann die Bundesregierung nicht gehen, ob- 
wohl sie weiß, daß nur einem kleinen Teil der Aus- 
zubildenden die Möglichkeit eingeräumt wird, sich 
in zumutbarer Weise auf die Änderung der Rechts- 
lage einzustellen. Nachdem die Regelung Gesetzes- 
kraft erlangt hat, hat die Bundesregierung nach 


(C) 

Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes über ihre Ein- 
haltung zu wachen." 

Auf die weitere Frage, wie sich die Bundesregie- 
rung zu einer Initiative der Länder auf Verschiebung 
des Termins 31, März 1976 entsprechend dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages stellen würde, 
hat die Bundesregierung geantwortet — ich zitiere 
weiter: 

„Die Bundesregierung hält es nach wie vor für 
richtig, in Artikel 47 Abs. 2 Nr. 2 d des Haushalts- 
struktuigesetzes das Datum ,31. März 1976' durch 
das vom Bundestag zunächst beschlossene Datum 
,30. September 1976' zu ersetzen und würde deshalb 
eine entsprechende Gesetzesinitiative des Bundes- 
rates durchaus positiv beurteilen. Angesichts der 
Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift, die wir ge- 
rade diskutiert haben, sieht sich die Bundesregie- 
rung selbst zu einer solchen Initiative aber nicht in 
der Lage." 

Die Bundesregierung steht auch heute zu der am 
10, März 1976 auf die Frage des Herrn Abgeordneten 
Vogelsang erteilten Antwort. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Münd- 
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (D) 
(SPD) (Drucksache 7/4865 Fragen A 69 und 70): 

Ist es mit den Ausführungsbestimmungen der Bundesregierung 
zum Sonderprogramm zur Beseitigung der Jugendarbeitslosigkeit 
und zur Schaffung zusätzlidier Ausbildungsplätze für Jugendliche, 
für das die Bundesregierung 200 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt hat, vereinbar, daß das Landesarbeitsamt von Baden- 
Württemberg den einzelnen Arbeitsamtsbezirken mitgeteilt hat, 
daß Ausbildungsplätze nur dann aus diesem Programm gefördert 
werden könnten, wenn hierfür mindestens zehn neue Ausbil- 
dungsverhältnisse im Block gemeldet würden? 

Stimmt die Bundesregierung meiner Auffassung zu, daß durch 
solche einschränkenden Bedingungen bei der Vergabe von Aus- 
bildungsplätzen in die einzelnen Arbeitsamtsbezirke eine stär- 
kere Berücksichtigung der regional benachteiligten ländlichen 
Arbeitsamtsbezirke unterlaufen, und damit die ursprüngliche 
Absicht der Bundesregierung einer möglichst breiten Verteilung 
der Mittel auch auf das Land blockiert wird, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegebenenfalls hiergegen zu unternehmen? 

Die Haushaltsmittel, die im Rahmen des Sonder- 
programms für zusätzliche berufsbildungspolitische 
Maßnahmen zur Verfügung stehen, werden zum 
Teil für die Nutzung überbetrieblicher und außer- 
betrieblicher Ausbildungsplätze eingesetzt. Damit 
soll Jugendlichen, die bisher ohne Ausbildungsver- 
hältnis geblieben sind oder deren Ausbildungsver- 
hältnis durch Betriebsstillegung beendet wurde, 
kurzfristig der Beginn oder die Fortsetzung der 
Berufsausbildung ermöglicht werden. 

Einzelheiten der Förderung dieser berufsbildungs- 
politischen Maßnahmen sind in den Richtlinien des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft vom 
5. Februar 1976 festgelegt. Weder in diesen Richt- 
linien noch, in den darauf basierenden Durchfüh- 
rungsanweisungen der Bundesanstalt für Arbeit ist 
bestimmt, daß Ausbildungsplätze nur aus diesem 
Programm gefördert werden können, wenn eine be- 
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(A) stimmte Anzahl von Ausbildungsverhältnissen im 
Block gemeldet wird. Die Bundesregierung ist sich 
darüber im klaren gewesen, daß Auflagen dieser 
Art die Wirksamkeit der Maßnahmen wesentlich 
einschränken würden, weil aufgrund örtlicher Ver- 
hältnisse eine solche Forderung unerfüllbar sein 
könnte. Dies würde der Absicht des Sonderpro- 
gramms widersprechen, vorhandene Kapazitäten zu 
nutzen, um Ausbildungsplatzsuchenden eine Berufs- 
ausbildung zu ermöglichen. Nach Auskunft der Bun- 
desanstalt für Arbeit existieren auch keine Weisun- 
gen, daß Ausbildungsplätze nur dann gefördert wer- 
den können, wenn hierfür mindestens zehn Aus- 
bildungsverhältnisse im Block gemeldet würden. 
Auch hat das Landesarbeitsamt von Baden-Würt- 
temberg keine zusätzlichen mündlichen Anweisun- 
gen diesen Inhalts erteilt. Es befinden sich im Ge- 
genteil unter den vom Landesarbeitsamt Baden- 
Württemberg in Aussicht genommenen Projekten 
auch solche mit weniger als zehn neuen zu fördern- 
den Ausbildungsverhältnissen. 


Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Thürk (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/4865 Fragen A 71 und 72); 

m Ist die Bundesregierung bereit, alle Anstrengungen zu unter« 

nehmen, um zu erreichen, daß Bürger der Bundesrepublik an- 
läßlich der Olympischen Spiele 1980 nach Moskau bzw. Tallinn 
mit Wohnwagen, Wohnmobilen und Zelten reisen können und 
dort Campingplätze vorfinden, die wenigstens annähernd mittel- 
europäischem Standard entsprechen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Im Rahmen des 
Sportleraustauschs erleichterte Einreise- und Durchreisebedingun- 
gen für Camper und für Vertreter der Sportfachverbände auszu- 
handeln? 

Zu Frage A 71: 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die Sowjet- 
union alle Anstrengungen unternehmen wird, um 
Touristen Reisen zum Besuch der Olympischen 
Spiele 1980 in der Sowjetunion zu erleichtern. 

Zu Frage A 72: 

Die Bundesregierung sieht zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine Notwendigkeit, wegen der Einreise- 
und Durchreisebedingungen für deutsche Camping- 
freunde und die Vertreter deutscher Sportfachver- 
bände für die Durchreise durch Drittstaaten in die 
UdSSR Verhandlungen aufzunehmen. 

Soweit der Bundesregierung bekannt, vollzieht 
sich der diesbezügliche Reiseverkehr bis jetzt im all- 
gemeinen problemlos. 


Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/4865 Frage A 78) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Tatbestand, daß nach 
dem rumänischen Gesetz Nr. 223 vom 3. Dezember 1974 (Bulletin 
Nr. 152 I vom 6. Dezember 1974) Haus- und Grundbesitz deut- 
scher Staatsangehöriger, die aus Rumänien in die Bundesrepublik 
Deutschland übergesiedelt sind, enteignet wird, und daß 
die für diesen Haus- und Grundbesitz gewährten Entschädigungen 
weit unter den tatsächlichen Werten liegen, und sieht die Bun- 
desregierung Möglichkeiten, auf eine angemessene Entschädi- 
gung deutscher Staatsbürger bei Enteignungen in Rumänien hin- 
zuwirken? 

Das rumänische Gesetz Nr. 223 vom 3. Dezember 
1974 betrifft das unbewegliche Eigentum von Perso- 
nen, die einen Antrag auf endgültige Ausreise aus 
Rumänien gestellt haben. Das Gesetz bestimmt, daß 
nur Personen mit Wohnsitz in Rumänien dort un- 
bewegliches Eigentum haben können. Die Ausreisen- 
den müssen ihren Grundbesitz dem Staat gegen Ent- 
schädigung überlassen. 

Die Bundesregierung hat über die Entschädigungs- 
praxis keine lückenlose Übersicht. Ihre Erkenntnis- 
quellen sind Vorsprachen und Schreiben von Aus- 
siedlern und die Befragungsberichte des Deutschen 
Roten Kreuzes. Seit Anfang 1975 sind danach etwa 
zehn Fälle bekanntgeworden, in denen die gesetzlich 
vorgeschriebenen Entschädigungen gezahlt worden 
sind, während in zwei Fällen die bereits festgesetzte 
Entschädigung mit der Begründung unterblieb, die 
Gemeinde habe zur Zeit keine Mittel. Die Höhe der 
Entschädigung erreichte in diesen Fällen zweimal 
den durch Gesetz Nr. 4 aus dem Jahre 1973 festge- 
setzten Höchstbetrag von 40 000, — Lei. In den mei- 
sten anderen Fällen lag sie bei etwa der Hälfte die- 
ses Betrages. 

In allen Fällen haben die Veräußerer den wirk- 
lichen Wert ihres Immobilienbesitzes weit höher 
veranschlagt, als die Entschädigungssumme. 

Eine Völkerrechtswidrigkeit des Gesetzes und sei- 
ner Anwendung ist nicht ohne weiteres erkennbar, 
da die Aussiedler zum Zeitpunkt der Aussiedlung 
auch noch rumänische Staatsangehörige waren. Nach 
den völkerrechtlichen Regeln über Doppelstaater ist 
es der Bundesregierung verwehrt, gegenüber der 
rumänischen Regierung zugunsten von rumänischen 
Staatsangehörigen diplomatisch oder konsularisch 
tätig zu werden, auch wenn sie zugleich als Deut- 
sche im Sinne von Art. 116 GG anzusehen sind. 

Die Bundesregierung hat jedoch mehrfach (z. B. im 
Rahmen der regelmäßigen deutsch-rumänischen Kon- 
sultationen) die rumänische Seite darauf hingewie- 
sen, daß sie das genannte Gesetz für bedenklich 
hält. 

Darüber hinausgehende Interventionsmöglichkei- 
ten sieht die Bundesregierung unter den dargelegten 
Umständen nicht. 




